




Als in Frankfurt am Main die
sich anbahnende schwarz-
grün-gelbe Zusammenar-

beit wegen der Wahl eines Republi-
kaners in den ehrenamtlichen Ma-
gistrat von den Grünen aufgekün-
digt wurde, war auch Erleichterung
zu spüren. Denn der Kreisverband
befand sich nur Tage zuvor im Zu-
stand der offenen Spaltung. Da hat-
te eine Versammlung die Verhand-
lungsergebnisse einer „kommunal-
politischen Vereinbarung in 88
Punkten“ zwar mit knapper Mehr-
heit begrüßt, die Entscheidung über
ein Zusammengehen mit CDU und
FDP jedoch auf September verscho-
ben. Und dafür gab es gute Gründe.

Von Wiesbaden aus, in dem sich
die Landesgrünen seit Monaten im
Kampf gegen „Schwarzgeld“-Koch
eingeigelt haben, mag Schwarz-
Grün-Gelb so deplatziert wirken
wie für jeden Flughafen-Ausbau-
gegner das „Gemeinmachen“ mit
Befürwortern. Diese Konstellation
kam trotzdem nicht aus heiterem
Himmel, selbst wenn Daniel Cohn-
Bendit schließlich glauben machen
wollte, sie sei „in der Sache
schlecht vorbereitet“ und „übereilt“
(dabei hatte er sie selber mit ins
Spiel gebracht). Der schwarz-grün
(-gelbe) Gedanke resultierte weni-
ger aus durchdachten Farbtheorien,
sondern mehr aus den deprimieren-
den rot-grünen Erfahrungen und
aus dem kommunalpolitischen Still-
stand während und nach der Auflö-
sung der großen Koalition. Crash
und Lähmung entsprangen aller-
dings nicht tief greifenden politi-
schen Unterschieden zwischen den
Parteien, vielmehr waren dafür per-
sonalpolitische Intrigen verantwort-
lich, die auch jetzt wieder zuschlu-
gen (vermutlich seitens der CDU,
aber es gibt auch andere Verschwö-
rungstheorien). Um kommunalpoli-
tische Wegscheiden geht es in der
„Mainmetropole“ jedenfalls schon
seit Jahren nicht mehr.

So liest sich auch das „88-Punkte-
Papier“. Man kann es als ein „Sam-
melsurium“ ohne Konturen bezeich-
nen. Von den Frauen über Migrati-

on/Integration bis zu Drogenpoli-
tik, Jugend/Soziales und Verkehr –
über allem geht ein großzügiger fi-
nanzieller Segen mit durchaus grü-
nem Flair nieder. Vor zehn Jahren
hätte die CDU einen solchen Kata-
log nicht einmal mit spitzen Fin-
gern angefasst. Die „Lagerauflö-
sung“ ist nun also weit vorange-
schritten, bereitet aber all jenen
Grünen/Linken Probleme, die aus
prinzipiellen Gründen eine Zusam-
menarbeit mit der CDU ablehnen.
Sie können aber den Mehrheitsver-
hältnissen nach so wenig eine „lin-
ke Reformmehrheit“ (marode SPD)
präsentieren wie eine „knallharte
linke Oppositionspolitik“ vorschla-
gen, denn Letztere bringt die in Ä
mtern befindlichen oder auf solche
spekulierenden Grünen in Wallung.

Über die in Frankfurt eingetrete-
ne Situation ließe sich also reich-
lich Häme ausschütten, wenn es
sich nur um Ungeschicklichkeiten
oder gar Prinzipien-Verrat handeln
würde. Dem ist aber durchaus nicht
so. Das grüne Problem ist über die
Jahre in etlichen Städten und Vari-
anten zu beobachten: Die Erosion
linksoppositioneller Positionen zu
Gunsten einer pragmatischen Kom-
munalpolitik, die immer auch
macht- und personalpolitisch gene-
riert ist, hat die Partei auch von un-
ten her verwandelt. Deswegen fällt
ihr auch eine neue Programmdebat-
te so schwer (zu den Feldern „Ar-
beit und Soziales“ siehe aber eine
diskussionswürdige Expertise der
Heinrich-Böll-Stiftung im Sonder-
teil dieser Ausgabe). Der Prozess
der Verwandlung ist jedoch nicht
nur ein Phänomen der Grünen.

Man wird diesen Prozess nun un-
ter speziellen Vorzeichen wohl auch
in der Hauptstadt beobachten kön-
nen: bei den Grünen und der PDS.
Die Grünen in Berlin werden
Schwierigkeiten haben, sich zwi-
schen Wowereit und Gysi im Wahl-
kampf thematisch ein Plätzchen zu
sichern. Ein „Lagerwahlkampf“, in
den Kohl „seine“ CDU treiben will,
wird die Position der Bündnis-Grü-
nen eher verschlechtern. Als sozia-

lere Partei oder radikalere
„Linkspartei“ können sie sich ge-
genüber der PDS nicht formieren –
und die „Sparpolitik“, die sie bis
zur Wahl nun mit betreiben müssen,
wird ihnen gegenüber der PDS eine
weitere offene Flanke bescheren.

Der weitere Aufschwung der
PDS unter einem alerten und in den
Medien beliebten Oberbürgermeis-
terkandidaten Gysi aber könnte
sich nach den Wahlen in einen Pyr-
rhussieg verwandeln. Jedenfalls
dann, wenn sich die Regierungspar-
teien nicht auf eine „Tolerierung“
durch die PDS einlassen, sondern
sie ebenso in die „Verantwortung“
ziehen, wie es den Grünen gerade
geschehen ist. Konservative Sire-
nen sehen in einer solchen Macht-
beteiligung der PDS den leibhafti-
gen Kommunismus über Berlin und
bald über einem Deutschland her-
einbrechen, in dem Schröders SPD
die „Mitte freigibt“. Mag sein, dass
ein „Lagerwahlkampf“ solche Ge-
fühle in Teilen der Bevölkerung zu
wecken vermag und der CDU wie
der FDP einen Mobilisierungs-
schub gegenüber der SPD verleiht,
und natürlich könnte ein Stim-
mungsumschwung (bei weiter nach-
lassender Konjunktur et cetera)
auch auf den Bund durchschlagen.

Die Berliner Entwicklungen
könnten jedoch auch ein anderes
Szenario in Gang setzen: Die PDS
wird an entscheidender Stelle ihrer
„grundsätzlichen Oppositionsrolle“
entkleidet (dort wo sie bislang mit-
regierte, hat sie bei Wahlen verlo-
ren) und wird quasi „in der Mitte“
aufgerieben. Da die Wählergruppen
der PDS durchaus heterogen sind,
spekuliert Schröders SPD nicht um-
sonst auf eine „Verdauungslösung“.
Und das Stündchen einer sich links
gerierenden PDS hat in Berlin spä-
testens dann geschlagen, wenn sie
an einer Sanierung beteiligt ist, in
der „soziale Härten“ kaum zu ver-
meiden sein werden. Denn im Ge-
gensatz zu Frankfurt am Main gibt
es in Berlin nun wirklich nichts
mehr zu verteilen.

Michael Ackermann

editorial
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Wohl nicht die knappe Ablehnung,
sondern die niedrige Wahlbeteili-

gung war das eigentlich katastrophale Si-
gnal der irischen WählerInnen beim Refe-
rendum über Nizza. Was immer an Moti-
ven herausdestilliert oder hineininterpre-
tiert wurde und wird: Mir scheint es vor
allem zu beweisen, dass der Reichsfürs-
tenrat in Nizza wirklich unter aller Sau
gepfuscht hat. Dass die europäische poli-
tische Struktur ein Legitimitätsproblem,
also – da eine direkt-demokratische Legi-
timation durch einen europäischen demos
(noch) nicht möglich ist – ein Akzeptanz-
problem hat (vgl. Kommune 6/01), weil
sie sich zunehmend als intransparent und
ineffizient erweist.

Das wurde in Göteborg, in den euro-
päischen Staatskanzleien und Medien
vielfach be- und zerredet. Den Vogel ab-
geschlossen hat dabei zweifellos wieder
einmal Österreich: Ihr hättet euch das
mit der Aufhebung der „Maßnahmen der
14“ doch besser überlegen sollen ...

Die Iren hatten gerade fertig gezählt, da
schoss Jörg Haider schon aus der Hüfte:
Eine Volksabstimmung muss her. Nicht
über die Ratifizierung des Nizza-Ver-
trags; das ließe sich ja noch verfassungs-
rechtlich und politisch argumentieren.
Nein, über die EU-Erweiterung. Ein 8-
Millionen-Volk soll drüber abstimmen,
ob ein anderes Land der 300-Millionen-
BürgerInnen-Union beitreten darf?  Auf
eine so bescheuerte Idee kann nur die FPÖ
kommen? Schön wär’s. Mittlerweile zei-
gen Umfragen, dass zwar die Mehrheit
der ÖsterreicherInnen für die Erweiterung
ist, aber auch 48 (gegen 45) Prozent für
eine Volksbefragung dazu sind (70 % der
FPÖ-AnhängerInnen übrigens).

Der Außenministerin, die gerade die
KollegInnen der Beitragsländer zu einer
„strategischen“ Konferenz der mitteleu-
ropäischen Beitrittskandidaten geladen
hatte (vermutlich, um ihnen zu erklären,
dass wir sie zwar eigentlich nicht in der
EU wollen, aber falls doch, dann unter
unserer Führung als Gegengewicht gegen
das deutsch-französische Direktorium
oder vielleicht gegen das perfide Albion,
Gott erhalte, Gott beschütze unseren gu-
ten Kaiser ...), fiel einmal das angeklebte
Lächeln aus dem Gesicht, der Bundesprä-
sident (der gerade die anderen Präsiden-
ten seiner  mittelosteuropäischen Klein-
staaterei traf) war hörbar verzweifelt.

Haiders Statthalterin als Parteiobfrau,
Riess-Passer, Finanzminister Grasser und
der unvermeidliche Fraktionsvorsitzende
Westenthaler hatten endlich (weil: Steuer-
reform wegen schwacher Konjunktur ab-
gesagt, in der Regierung vor allem durch
Pannen aufgefallen) ein Thema: Kein Tag
ohne Forderung nach Volksbefragung zur

drohenden Erweiterung. Nach einer bloß
mehrere Tage dauernden Schrecksekunde
(und nachdem der grüne MdEP Voggen-
huber die Vizekanzlerin schon als „euro-
papolitische Amokläuferin“ gescholten hat-
te) meldete sich der Kanzler persönlich zu
Wort: Abstimmung über die Erweiterung?
„Mit mir als Kanzler nicht.“ (Kurier, 17.6.)
Er stehe dafür, dass „die Linie gehalten wer-
de“, also: Augen zu und durch.

Darauf hatte die FPÖ gerade gewartet.
Na dann halt ohne Schüssel als Kanzler,
biss die Parteichefin und Vizekanzlerin

Riess-Passer (wegen innerparteilichen Kil-
ler-Instinkts auch als „Königskobra“ titu-
liert) in der „Pressestunde“ des ORF, auch
am 17. Juni, zurück. Erstens strebe die
FPÖ ohnehin an, 2003 stärkste Partei zu
werden und den Kanzler zu stellen, zwei-
tens sei eine Regierungsbeteiligung der
FPÖ an die Bedingung gebunden, dass
über die EU-Erweiterung das Volk befragt
werde, und drittens müsse jetzt endlich
Schluss sein mit der „Eliten”-Abstimmung
in Europa: In einer Demokratie gebe es
keine Frage, die dem Volk nicht zur Ent-
scheidung vorgelegt werden könne ...

Verfassungsrecht: Nicht genügend, set-
zen, Frau Vizekanzlerin. Es zeichnet ei-
nen Verfassungsstaat sehr wohl aus, zum
Unterschied von der Volksdemokratie Le-
ninschen Typs oder der nationalpopulisti-
schen Referendumsdemokratie, dass es
Fragen gibt (z. B. die Menschenrechte,
die  grundlegenden Spielregeln der Ge-
waltenteilung ...), die konstitutionell au-
ßer Streit gestellt und nicht mehr der
Mehrheitsherrschaft unterworfen sind. Und
dass Österreich nicht darüber abstimmen
kann, ob Tschechien, Polen oder Slowe-
nien  unter  Übernahme des acquis und
nach Erfüllen der Beitrittsbedingungen
der EU beitreten kann, ist eigentlich durch
den EU-V (der in Österreich Verfassungs-
rang genießt) auch schon geklärt.

Der Unterschied zwischen in Göte-
borg Autos anzündenden Antieuropäern
und der Parteiobfrau der FPÖ besteht of-
fenbar darin, dass die Vizekanzlerin
straflos mehr Schaden anrichten kann.

Die WirtschaftsforscherInnen mögen
in dicken Bänden beweisen, dass Öster-
reich wirtschaftlich zu den Hauptgewin-
nern der Erweiterung zählt und dass je-
der unfreundliche Akt gegenüber den
Beitrittsländern nur schaden kann. Der
slowenische Präsident mag darauf hin-
weisen, dass heute schon viel mehr EU-
BürgerInnen in Slowenien arbeiten, als
jemals slowenische ArbeitsemigrantIn-
nen im heutigen EU-Raum arbeiten wer-
den. Die große Mehrheit der jungen
ÖsterreicherInnen (je gebildeter, desto
mehr) mag ihre Zukunft in Frieden und
Demokratie und ihre Job-Chancen nur
durch mehr Integration gesichert sehen.

Der geheimnisvolle „kleine Mann“,
den die FPÖ zu vertreten strebt, hat an-
geblich Angst vor slowakischen Friseu-
ren und polnischen Bauarbeitern, die
ihm den Arbeitsmarkt ruinieren, hat je-
denfalls Angst vor Veränderungen, hat
Angst vor AusländerInnen im Allgemei-
nen und Brüssel im Besonderen, hasst
„die da oben“, auch wenn er einen Füh-
rer braucht, der erstens ihm sagt, wo’s
langgeht, und zweitens es „denen“ schon
zeigt, und er braucht  irgendjemanden,
auf den er hinuntertreten kann. Und sol-
che gibt’s überall, ob sie nun „Moderni-
sierungsverliererInnen“ heißen oder „au-
toritäre Persönlichkeiten“ oder Multimil-
lionäre als „Rächer der Enterbten“ auf
Stimmenfang.

Das Elend mit Österreich ist: Hier sit-
zen sie in der Regierung. Hier gibt es ei-
nen Kanzler, der sie gewähren lässt. Der
dafür, dass er den Kanzler mimen darf,
alles aufgibt, wofür seine Partei – sei es in
ihrer christsozialen Tradition, sei es als
Integrationspartei, sei es als der liberale
Wirtschaftsflügel – jemals gestanden hat.
Der einzige Trost ist: Kein Kanzler seit
1945 hatte jemals so schlechte Umfrage-
werte. – Oder halt, es gibt noch einen
Trost: Kärnten hat einen Beauftragten der
Landesregierung, der sich von Amts we-
gen  für Ausländer einzusetzen  hat. Im
Dreiländer-Eck Kärnten/Friaul/Sloweni-
en tummeln sich unter der Patronanz des
WWF slowenische Bären. Dass denen
kein Härchen gekrümmt werde, und dass
die Bauern für allfälligen Honigraub ent-
schädigt werden, statt nach dem Jäger zu
rufen, darum kümmert sich der Bären-
Ombudsman der Kärntner Landesregie-
rung. Wenigstens slowenische Bären ha-
ben’s gut in Kärnten, kommentierte help,
das Konsumentenschutzmagazin des
ORF, süffisant. ■

Nach Irland:
Amoklauf

■

GERHARD FRITZ

Briefaus Österreich
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E ine Woche lang politische Operette
in Brüssel und Göteborg, in Ljublja-

na und Shanghai. Die Regierungschefs
strategisch wichtiger Länder trafen sich,
sprachen Interessen aus, äußerten sich
kontrovers über die Welt verändernde
Pläne der Supermacht, schlossen Bünd-
nisse oder erweiterten sie. Der Ablauf ist
bekannt. Schauen wir uns im Vor- und
Umfeld um.

Am 24. April veröffentlichten The New
York Times und El Pais, Madrid, ein ge-
meinsames Supplement. Die USA stellten
sich vor. In einigen Artikeln präsentiert sich
die neue Regierung, sie spricht über ihre
neue Energieverschwendungspolitik  und
entwirft eine Grobskizze der neuen US-
Militärstrategie. Großen Wert legt sie auf
die spanisch sprechende Minderheit. Un-
ter dem Titel „Die Hispanos verändern das
Konzept der Minorität“ heißt es: „Die Be-
völkerungsgruppe der Hispanos in den Ver-
einigten Staaten ist seit dem letzten Zen-
sus um über 60 Prozent von 22,4 Millio-
nen im Jahr 1990 auf 35,5 Millionen ge-
wachsen.“ Und weiter: „In Kalifornien wer-
den sie 2021 die stärkste ethnische Gruppe
sein.“ Kein Wunder, dass Bush und Gore
im Wahlkampf auch spanische Ansprachen
hielten. „Nach demographischen Schät-
zungen jedoch wird die angloamerikani-
sche Mehrheit in fünfzig Jahren in der
Minderheit sein“, weiß das NZZ Folio vom
Mai 2001 zu berichten. Die Hispanos im
eigenen Land, das mehrheitlich spanisch-
sprachige Amerika in Gestalt der FTAA
(Free Trade Area of America) stehen we-
sentlich im Blickfeld dieser Regierung.

Ein neuer Vormarsch des Spanischen
nach den Konquistadoren? Die erste Sta-
tion Bushs in Europa war Spanien. Eine
Woche nach dem Besuch berichtet El
Pais: „Spanien wünscht, an der seege-
stützten Version der US-Raketenabwehr
teilzunehmen. Die zukünftigen F-100-
Fregatten können mit ihrem Aegis-Sys-
tem eine von Libyen ausgelöste Attacke
überwachen und abwehren“ (21.6.). Ende

Mai wurde in Gesprächen zwischen den
Verteidigungsministerien das Geschäft
eingeleitet, das  Bush  bereits als  erstes
Mosaiksteinchen für sein geplantes Ra-
ketenabwehrsystem betrachtet.

Ich bin bereit nach Europa zu gehen
und ich freue mich darauf“ (Daily Te-

legraph, 9.6.). Aus Bushs Höflichkeits-
floskeln wurde eine mediale „Charme-
Offensive“ aufgebaut, die die Washing-
ton Post konterkarierte, indem sie Cour-
toisie-Zitate der europäischen Presse den
handfesten Widersprüchen zwischen Eu-
ropa und den USA gegenüberstellte.
Charme beiseite. Wohl vermerkte man
die Einwände Schröders und Chiracs ge-
gen MD: „Wir müssen diese strategische
Balance bewahren, deren Pfeiler der
ABM-Vertrag ist“ (Chirac in der Wash-
post, 13.6.), die Los Angeles Times zitier-
te gar Schröders Einwand, „Russland und
China müssen einbezogen werden“ (13.6.).
Aber sowohl die regierungskritische Ost-
küstenzeitung als auch das Westküsten-
blatt mit Bush-Sympathie registrierten
Fortschritte bei der Raketenabwehr. Im
Blickfeld beider Betrachtungen steht,
entsprechend der Vorgehensweise des
US-Präsidenten, weit mehr die bewähr-
te NATO als die politisch labile EU.
„Schließlich teilen die Begleiter des Prä-
sidenten seinen Optimismus, dass sich in
Übereinstimmung für den amerikani-
schen Plan ein ‚center of gravity‘ zu be-
wegen beginnt. Sie stellen fest, dass Un-
garn, Italien, Polen und Spanien offen
zustimmen, während von Seiten Eng-
lands stillschweigende Sympathie kommt“
(Washpost, 14.6.). Der Prager Gipfel der
19 NATO-Mitglieder im November 2002
wird nicht nur in Hinblick auf weitere
Neuaufnahmen osteuropäischer Länder
angesprochen. Das Hauptproblem spricht
die LATimes direkt an: „Russland steht in
scharfer Opposition zur NATO-Erweite-
rung bis an die eigenen Grenzen. Unter
den Kandidaten befinden sich die balti-

schen Staaten Lettland, Estland und Li-
tauen, die sich von der ehemaligen So-
wjetunion losgetrennt haben, ebenso wie
die ehemaligen Warschauer-Pakt-Mit-
glieder Rumänien und Bulgarien“ (13.6.).
Bushs Engagement wird betont, die
NATO müsse „offen sein für alle europäi-
schen Demokratien“. Von diesen Staaten
erwarten sich die USA Unterstützung ih-
res Raketenprogramms. Auch mit der
Osterweiterung der EU wird die MD-
Diskussion in Europa zusehends kontro-
verser werden. Schon Ende April kom-
mentierte das konservative Wochenblatt
Weekly Standard: „Wir haben die Domi-
nosteine doch schon überall in Europa
fallen sehen.“

Immerhin vermutete die FAZ noch vor
dem Bush-Besuch am 11.6.: „Die nahezu
einzige positive Reaktion auf die amerika-
nischen Pläne war aus Indien gekommen,
während die Pekinger Führer die Entwer-
tung ihres noch kleinen Atomarsenals vor-
aussehen und schon mit einer Nachrüs-
tung gedroht haben.“ Eine Fehleinschät-
zung, wie sich gezeigt hat, auch wenn die
Zustimmung verhalten ist. Ein Sonderfall
ist Italien. Medienzar und Fininvest-Chef
Berlusconi, neuerdings Vorstandsvorsit-
zender der Italia AG, beeilte sich, bei sei-
nem ersten internationalen Auftritt auf
dem EU-Gipfel in Göteborg, die Wider-
sprüche zwischen Europa und der USA zu
verringern: „Hinsichtlich des Systems der
Raketenverteidigung, wie es die USA vor-
schlagen, entdecke ich keine Differenzen,
die an zwei unterschiedliche Positionen
denken lassen“, zitiert ihn Corriere della
Sera am 14. Juni. Am nächsten Tag ließ
die Turiner La Stampa eine Erhebung mit
einem Sample von über 5300 Befragten
durchführen; 65 Prozent sprachen sich ge-
gen Bushs MD-Pläne und eine Beteili-
gung der Europäer aus. Da es schwierig
ist, aus der Italia AG Entlassungen durch-
zuführen, wird sich der „Cavaliere“ noch
einiges einfallen lassen müssen.

Bush hat in Europa so sondiert, wie es
US-Politiker in der Innenpolitik ma-

chen: Wie stehen Massachussetts, Wyo-
ming, Kansas,  California, Alabama zu
den MD-Plänen? Wen gewinnt man für
seine Lobby, um andere zu überstim-
men? Aber geht es nur um das Pro und
Kontra für ein Raketenabwehrpro-
gramm? Ist damit schon alles erklärt,
wenn Thérèse Delpech vom Studienzen-
trum für Internationale Forschungen in
Paris (Ceri) von der „ewigen Wieder-
kehr“ amerikanischer Raketenprogram-
me spricht: „Seit den Sechzigerjahren
zählt man in der Tat circa alle zehn Jahre
eine amerikanische Initiative ... Mit der
Raketenabwehr (MD) sind wir nun in der

Europa – USA:
Für Taiwan sterben?
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fünften Generation“ (Libération, 14.6.).
Reichen Grobraster, wie sie die Kölni-
sche Rundschau am 16. Juni präsentiert?
„Danach  ähneln die  Beziehungen  zwi-
schen Europäern und Amerikanern mitt-
lerweile einem Ehepaar, das sich ausein-
ander gelebt und sich nichts mehr zu sa-
gen hat.“

Weder geht es um Wiederholungstäter
noch um Liebesbeziehungen. Auch kann
man nicht so ohne weiteres „USA“ und
„Europa“ gegenüberstellen. Der Bostoner
Professor Angelo M. Codevilla, Berater
der Luftfahrtindustrie, wohl ein Antieuro-
päer, wirft im NZZ Folio vom Mai 2001
eine brisante Frage zur ersten Osterweite-
rung der NATO auf: „Zumindest jedoch
hätten die Amerikaner sich die Frage stel-
len sollen, ob sie bereit waren, für Danzig
zu sterben, so wie sie bereit waren, für
Frankfurt oder Paris zu sterben. Aber
nichts dergleichen geschah.“

Natürlich, die Amerikaner sterben nicht
aus reinem Altruismus für Danzig, und der
Umbau der NATO folgt keinen morali-
schen Motiven. Aber: „Der amerikanische
Horizont umfasst den Globus. Der Große
Nahe Osten, Zentralasien und Fernost
nehmen Washingtons strategische Auf-
merksamkeit gefangen. Die Europäer
schauen gerade noch bis aufs Mittelmeer
und sind beschäftigt mit den labyrinthi-
schen Prozeduren der Vertiefung, der Er-
weiterung – und der Ratlosigkeit über den
Euro“, schreibt Michael Stürmer in der
Welt am 20. Juni. Und die Neue Zürcher
Zeitung sekundiert: „Europa ist der alte
Kontinent; mit Veränderungen an politi-
schen und strategischen Denkweisen tut er
sich schwer. Wenn der tschechische Präsi-
dent Havel darauf hinweist, dass die ge-
genseitige nukleare Abschreckung durch
die ‚wechselseitig zugesicherte Zerstö-
rung‘ überholt sei und dass die Nato
schließlich eine defensiv orientierte Ver-
teidigungsallianz sei, die sich über Ab-
wehrstrategien einig werden müsse, deutet
er an, dass der Denkprozess Wurzeln ge-
schlagen hat“ (16.6.).

Andere sehen sich lieber in Augenhöhe
mit der Supermacht. „Weder die EU noch
die USA haben sich schon ganz in die
neuen Rollen, Verantwortungen, aber
auch Grenzen gefunden“, analysiert die
Frankfurter Rundschau (13.6.). „Dies-
seits wie jenseits des Atlantiks muss man
sich also von altem Denken und lieb ge-
wordenen Traditionen lösen. Das dau-
ert.“ Während die FR den Neoliberalis-
mus in die Kuschelecke schickt und
„freundschaftliche Konkurrenz“ erhofft,
gibt sich ein Kommentator der Welt euro-
kosmopolitisch und machiavellistisch.
Er kann die neue Supermacht Europa
kaum noch erwarten. „Das eigene außen-

und wirtschaftspolitische Interesse wird
wichtiger als eine gemeinsame weltpoli-
tische Mission. Diese Tendenz wird sich
massiv verstärken, sobald die EU im Ver-
laufe des Jahrzehnts die ganze gewaltige
Dimension ihres Einigungsprojekts zu
spüren bekommt. Die Europäer werden
den Amerikanern unverblümt bedeuten,
dass dies und jenes im EU-Interesse liege
und deshalb nach europäischem Gusto zu
geschehen habe, basta.“ (23.6.)

Basta? Inzwischen war Japans Minister-
präsident Koizumi in Washington, küm-

merten sich die USA um die japanische
Bankenkrise, wird ein japanisch-amerika-
nisches Ministerforum gegründet (Finan-
cial Times Deutschland, 20.6.), erklärt ein
Pharmakonzernchef die Schrumpfungen
der Marktanteile der europäischen Kon-
zerne und prognostiziert: „Die Kluft zwi-
schen Europa und den USA werde sich in
Zukunft wohl eher noch vergrössern“
(NZZ, 19.6.). Basta ...

Aber das sind, laut Robert S. Nye von
der Harvard University im NZZ Folio, „un-
vermeidbare Reibungen“. Denn „nicht zu-
letzt sucht Amerika in Europa auch einen
Partner bei der Bewältigung globaler Her-
ausforderungen“. (Mai 2001) Peter Rudolf
von der „Stiftung Wissenschaft und Poli-
tik“ in Berlin führt über dieses „strategi-
sche Denken“ in der FAZ aus: „Die Annah-
me, daß Asien und nicht Europa in den
nächsten Jahrzehnten Schauplatz militäri-
scher Rivalitäten ist, findet weithin An-
klang in der ‚strategic community‘. ... Es
wird damit gerechnet, daß China in den
nächsten 15 Jahren zu einem ernstzuneh-
menden regionalen Rivalen in der pazi-
fischen Region heranwächst“ (16.6.). Zu-
vor legt er dar, dass ein traditioneller Si-
cherheitsbegriff der Außenpolitik der
Bush-Regierung zugrunde liegt, der „die
Bedrohung durch   Massenvernichtungs-

waffen in den Händen von Diktatoren in
‚rogue nations‘ abstellt (unter Bush wird
dieser Begriff wieder benutzt)“. Sind
wirklich nur Nordkorea, Irak, Iran, Libyen
gemeint?

Das alles spielt sich fern der europäi-
schen Halbinsel der Seligen ab, die

„nur“ ihren Balkankonflikt zu bewälti-
gen hat, für den Bush eine „neue Arbeits-
teilung“ sehen möchte – worauf die Eu-
ropäer, Schwäche zeigend, empfindlich
reagierten. Außerdem liegt zwischen Eu-

ropa und Fernost jenes Land, das nach
wie vor ein wesentliches Gewicht in die
Weltpolitik einbringt. „In seinem Inter-
view zog der Kremlchef im Weiteren die
amerikanische Begründung für die Rake-
tenabwehrpläne offen in Zweifel. Die so
genannten Schurkenstaaten seien zu ei-
nem Angriff gegen die USA auf Jahr-
zehnte hinaus nicht in der Lage“ (NZZ,
21.6.). Zuvor schon hatte Russland mit
vier zentralasiatischen Nachfolgestaaten
der Sowjetunion und der VR China die
„Shanghaier Organisation für Zusam-
menarbeit“ gegründet, eine „eurasische
Front gegen den Islamismus“   (NZZ,
15.6.), die sich gleich auch entschieden
gegen die amerikanischen Pläne wandte.
Allerdings: „Eine konzertierte Aktion
mit China ist unterdessen kein Beweis
für eine langfristige strategische Partner-
schaft mit Peking“ (taz, 15.6.).

Europa selbst ist weit davon entfernt,
„den Amerikanern unverblümt zu bedeu-
ten“, was nach seinem „Gusto zu gesche-
hen habe“. Darum geht es auch nicht.
Der Bush-Besuch hat gezeigt, dass es
noch keine europäische Außenpolitik
gibt. „Die Europäer schauen gerade noch
bis aufs Mittelmeer.“ Taiwan ist fern.
Mallorca ruft ...

Redaktion: Balduin Winter
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S tell dir vor, du sitzt in einem
Chrysler Cherokee und jagst
über den nächtlichen Neva-
da State Highway 94 nach

Norden. Ringsum nichts als dunkle
Berge und schwarzer Himmel. Die
Straße windet  sich um eine scharfe
Rechtskurve. Plötzlich sind deine Au-
gen geblendet: Vor dir liegt ein fun-
kelndes Lichtermeer, eine Fata Mor-
gana, ein glühender Diamant in der
Wüste ... Wer einmal Las Vegas bei
Nacht erblickt hat, weiß, dass der
amerikanische Traum ein Gesicht hat:
Die rundum beleuchtete, voll klimatisier-
te Großstadt inmitten trostloser Wildnis.

Leider nur scheint die Zeit für Träume
vorläufig vorbei zu sein. Seitdem die
Energiepreise um 40 Prozent  gestiegen
sind, herrscht Katerstimmung in der
Stadt,  in der  ein einzelnes Hotel mehr
Strom verbraucht als 9000 Wohnhäuser.
Dabei geht es Las Vegas noch vergleich-
bar gut. Das benachbarte Kalifornien er-
lebte den Black-out ganzer Metropolen.
Im Silicon Valley mussten die Kapitäne
der Online-Industrie die Notstromaggre-
gate anschalten, die horrenden Strom-
rechnungen bedrohen klein- und mittel-
ständische Unternehmen mit dem Bank-
rott. Auch sieben weitere Bundesstaaten
stöhnen unter der Energieknappheit. Von
San Diego bis Seattle droht dem Westen
der USA der Lebenssaft auszugehen. Tru-
delt Amerika in eine Energiekrise?

An dieser  Frage reibt sich das  Esta-
blishment  in  Washington seit  mehreren
Monaten. Nur  wenige haben das kom-
plexe Problem wirklich verstanden, doch
im Interessenkampf liefert es bereits
scharfe Munition. Aber woher kommt
nun, was US-Vizepräsident Dick Cheney
als „Sturmwolke am Horizont der Wirt-
schaft“ heranziehen sieht? In Wahrheit
entstand die Energieknappheit im Westen
an der Schnittstelle von Entwicklungen,
die nur bedingt miteinander verknüpft
sind.

■ Die Wurzeln des Übels

In Kalifornien wurde die Krise zunächst
durch die halbherzige Strommarktlibera-
lisierung von 1996 verschuldet. Damals
privatisierte die Staats-Regierung zwar
die ursprünglich kommunalen Stromver-
sorger und gab die Preise im Großhandel
zwischen Produzenten, Versorgern und

Die Stromkrise in Kalifornien offenbart, was Experten längst ahnten:
Amerikas Energiemarkt gerät aus den Fugen. Während der Westen

unter Rekordpreisen stöhnt, streitet Washington, wie die Vereinigten Staaten
den enormen Energiebedarf der Zukunft decken können.

Ein Strategiepapier der Bush-Regierung eröffnet die vielleicht wichtigste
US-Debatte der nächsten Zeit.

Geschäftskunden frei, schützte aber mit
Rücksicht auf mächtige Verbraucherver-
bände Privatkunden durch eine Preisbin-
dung, die noch bis 2002 besteht. So geriet
der geplante Triumph des freien Marktes
zum Desaster: Die Großhandels-Preise
stiegen, erst langsam, später dramatisch.
Im Dezember hatten sie das dreißigfache
des Vorjahresstandes  erreicht. Dies  traf
vor allem die großen Energieversorger Pa-
cific Gas and Electric Co. (PG&E) und
Southern California Edison. Sie hatten es
versäumt, rechtzeitig finanzielle Rückla-
gen zu bilden. Im April musste PG&E
Konkurs anmelden und zwang die Regie-
rung, für 10 Milliarden Dollar Strom auf-
zukaufen, um die Versorgung zu sichern.

Der plötzliche Preisanstieg offenbart
jene klaffende Lücke zwischen Angebot
und Nachfrage, die sich in Kalifornien wie
in anderen Staaten des Westens schon seit
Jahren andeutete. Auf Grund strenger Auf-

Bush und der Energiemarkt in den USA

ZUR ZEIT

Ed Stein – Rocky Mountain News
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lagen, langwieriger Genehmigungsverfah-
ren und der allgemeinen Marktunsicher-
heit bauten die Produzenten keine neuen
Kraftwerke, zehrten schon zu lange von
ihren Stromreserven. Dürftige Schnee- und
Regenfälle bremsten zudem die gerade für
diese  Region so  wichtigen  Wasserkraft-
werke. Amerikas westlicher Energiemarkt
trocknete buchstäblich aus.

Parallel zum sinkenden Angebot verlief
eine Entwicklung, durch die sich die re-
gionale Krise bald zur landesweiten und
langfristigen Plage entwickeln könnte:
Seit Jahren steigt die Energienachfrage
drastisch. Ursache ist einerseits die wach-
sende Bevölkerung – allein in Kalifornien
vermehrte sich die Zahl seit 1980 von 23
auf 35 Millionen. Weitaus stärker noch
belasten Stadtflucht und Zersiedlung den
Energiemarkt. Trotz der Initiativen der
Clinton-Gore-Regierung ist das suburba-
ne Amerika auf dem Vormarsch. Immer
weiter frisst sich der Kranz der Vorstädte
in die Wildnis – schier endlose Agglome-
rationen von Einfamilienhäusern, Swim-
mingpools und Einkaufszentren sind so
entstanden. Zur Versorgung dieser Sied-
lungen sind gigantische Flotten von
Trucks unterwegs. Für den täglichen Pen-
delverkehr und die Wege durch die Nach-
barschaft stehen Erst-, Zweit- und Dritt-
wagen in der Garage – oft sind es Sport

Utility Vehicles (SUVs), Jeeps und Mini-
Vans mit besonders hohem Benzinver-
brauch. Hinzu kommt, dass immer mehr
Siedlungen in den heißen Regionen des
Südwestens entstehen, wo das Leben nur
durch verschwenderischen Einsatz von
Klimaanlagen erträglich scheint.

Auch die US-Wirtschaft trägt ihren Teil
zum neuen Energiehunger bei. Zwar führ-
ten die Ölpreisschocks von 1973 und
1979 zu deutlichen Effizienzsteigerungen
– der Energieverbrauch kletterte seit 1980
um nur 26 Prozent, während das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) um 90 Prozent wuchs.
Doch im Vergleich zu den Volkswirtschaf-
ten der Europäischen Union liegt der
Energieaufwand für die Erwirtschaftung
eines BIP-Dollars noch immer um ein
Viertel höher. Zudem haben die Computer
der boomenden IT-Branche gerade in Ka-
lifornien einen neuen Stromhunger ent-
facht.

■ Cheneys Plan

Ganz andere Begehrlichkeiten weckt das
Energieproblem in Washington. Sowohl
Republikaner als auch Demokraten hof-
fen, mit dem Thema im Kampf um Wäh-
lerstimmen entscheidende Punkte sam-
meln zu können. Bereits im Februar wur-
de Vizepräsident Cheney, der starke Mann
der neuen Regierung, persönlich zum

Chef einer Kommission ernannt, die den
Weg aus  der Krise  weisen  sollte – ein
Indiz für die ungeheure Relevanz des Pro-
blems. Am 17. Mai präsentierte sein Prä-
sident George W. Bush die Ergebnisse:

Der National Energy Policy Report
sieht die Energiekrise in erster Linie als
Angebotsproblem. In den nächsten zwan-
zig Jahren sollen deshalb bis zu 1900
neue Kraftwerke gebaut werden. Um die
regionalen Engpässe in Zukunft besser
überbrücken zu können, schlägt der Re-
port den Bau neuer Strom- und Gasleitun-
gen sowie den Aufbau eines nationalen
Netzes vor – dies liegt bisher in der Kom-
petenz der Einzelstaaten. Um den Bau
von Kraftwerken zu forcieren,  will die
Regierung Genehmigungsverfahren er-
leichtern, Umweltauflagen lockern. In
Alaska würde sie gerne das Naturschutz-
gebiet Arctic National Wildlife Refuge
(ANRW) für Ölbohrungen öffnen. Beson-
deres Aufsehen erregte außerdem der Vor-
schlag, den Aus- und Neubau von Atom-
kraftwerken zu erleichtern und Laufzeiten
zu verlängern.

Gerade wegen der letzten beiden Punk-
te lehnen  Demokraten und  Umweltver-
bände den Bush-Plan, der mit durchaus
grünem Vokabular aufwartet, vehement
ab. Sie verurteilen das Papier als Versuch,
die Krise für die Interessen der Energie-

Kommune 7/2001 17



ZUR ZEIT

Ein Gespenst geht um in Berlin: der
Lagerwahlkampf. Was längst als poli-

tisch überholt gegolten hatte, feiert fröhli-
che Urständ. Nur einen Haken hat die Sa-
che, keiner weiß: Wo stehen die Lager?
Nachdem Gregor Gysi sich mit Berliner
Schnauze in die Herzen der einstigen
Kommunistenfresser getalkt hat, scheint
das linke Lager ins Nirwana gütigen Ver-
gessens eingegangen zu sein.
Gebt uns ein Lager, schallt es
deshalb aus Berlin.

Doch in der größten Ge-
fahr winkt der Retter be-
kanntlich auch. „Ich bin
schwul, und das ist auch gut
so“, lautet seine Botschaft.
Und derweil die gesamte in-
tellektuelle Klasse noch über
die Güte des Wowereit’schen Mirakels
nachsinnt, hat die Realität bereits Fakten
geschaffen.

Schwul oder nichtschwul, das ist heut
die Frage. Womit die Politik nur nachholt,
was im wahren Leben längst zumAllgemein-
platz geworden ist. Schließlich kommt
heute keine Kreativabteilung mehr ohne
ihre homosexuellen High Potentials aus,
von den Paradiesvögeln im Show-Bissss
ganz zu schweigen. Der Sozialwissen-
schaftler Wolfgang Joop spricht von einer
„schleichenden Homosexualisierung der
Gesellschaft“. Nun  hat der Schleichvor-
gang also endlich auch die Politik einge-
holt. Und tatsächlich: Spricht nicht einiges
dafür, dass ein Schwuler wesentlich kreati-
ver dem maroden Berliner Haushalt zu Lei-
be rücken könnte als seine konventionellen
Genossen? Kläglicher als die Armada von
Berliner Heteros kann er jedenfalls auch
nicht scheitern.

Die stets innovative taz erkannte als
erste die einzigartige Chance für die
Hauptstadt: Ganz Berlin  ein  Meer  von
Regenbogenfahnen. Jeder Tag ein Chri-
stopher-Street-Day. Wowereit als der Ver-
künder eines neuen Berliner Toleranz-
Edikts.

Da konnten sich die schwarzen Batail-
lone natürlich nicht lumpen lassen. Wenn
in den Siebzigerjahren die hessischen
Rahmenrichtlinien für den Untergang des
Abendlandes  gut gewesen  waren,  dann
sollte ein schwuler Bürgermeister in der
deutschen Hauptstadt allemal reichen, um
Sodom und Gomorrha an die Wand zu
malen. Und als dann SPD-General Mün-
tefering in gewohnt tiefsinniger Manier
noch einen draufsetzte: „Im Prinzip sind
Schwule und Lesben für alles geeignet –

sogar als Papst“, kannte die Kritik kein
Halten mehr. „Unverschämtheit“ und
„Skandal“ schallte es aus den Reihen der
Konservativen. Allein der stets tolerante
Jörg Schönbohm wahrte die Contenance:
„Jetzt kann Wowereit ja eine eingetragene
Lebensgemeinschaft mit den Grünen ein-
gehen.“

Wie aber reagieren die Grünen, wenn in
ihrem einstigen Lager gewil-
dert wird? Schließlich hatten
die Alternativen bisher so et-
was wie einen Alleinvertre-
tungsanspruch in Sachen ein-
und ausgetragene homosexu-
elle Lebensgemeinschaft. Die
grüne Antwort auf Wowereit
steht ebenso aus wie die der
Liberalen. Vielleicht erleben

wir ja noch so etwas wie einen Wettlauf um
das beste Coming-out? Das Private ist be-
kanntlich politisch, und auch die FDP muss
sich in Acht nehmen. Wowereit schickt sich
bereits an, in die letzte Domäne der Libera-
len, gewissermaßen in den heiligen Gral
der Besserverdienenden, vorzustoßen. Der
Shootingstar der SPD hat jetzt den Golf-
sport für sich entdeckt. Golf ist nach An-
sicht Wowereits durchaus für Sozialdemo-
kraten geeignet, da es durch die Handicap-
Regelung eine Art Gleichmacherei gebe:
„Schlechte Spieler mit einem hohen Han-
dicap können gegen gute Spieler ja durch-
aus gewinnen.“ Golf sei deshalb ein gera-
dezu „sozialistischer Sport“. Die Generati-
on Golf wird’s freuen.

Auch für die CDU heißt es aufgepasst.
Allrounder Wowereit beweist, dass der
Golfplatz auch für die Christenheit ein
heiliger Ort sein kann, „denn man wird
demütig, wenn der Ball nicht so fliegt,
wie man will“. Und so sieht man sie be-
reits vor sich, die Wahlsiegfeier des ganz
großen Brückenbauers Wowereit auf dem
Gelände des Golf- und Land-Clubs Ber-
lin-Wannsee e. V.: Die Genossenschar ist
geschlossen angetreten, kämpferisch ge-
schultert nicht mehr die Dachlatte als Zei-
chen der Proletenmacht, sondern das hei-
ße Golf-Eisen als Signum der neuen krea-
tiven Mitte; derweil betreiben die letzten
Ökologen ornithologische Feldforschung
auf den wundervollen Biotopen, während
Kirchenvertreter das heilige Grün demü-
tig beschreiten und neureichen Immobi-
lienspekulanten kalte Getränke reichen.
Versöhnen statt spalten! Es lebe die Wir-
Gesellschaft!

Albrecht von Lucke

GL O S S E

Schwul oder
nicht schwul?

lobby auszuschlachten. Alden Meyer von
der Union of Concerned Scientists nannte
den Plan ein „Festmahl für die Öl-, Gas-
und Kohleindustrie, das fürs Energiespa-
ren und grünen Strom nur die Speisereste
übrig lässt“.

In der Tat klaffen die Rhetorik des Pa-
piers und die politische Realität weit aus-
einander. So fordert der Report zwar die
Förderung von Sparprogrammen, seine Ver-
fasser haben aber erst vor kurzem die
unter Clinton eingeführten Effizienzstan-

dards für Klimaanlagen aufgehoben.
Zwar wird vollmundig die Förderung er-
neuerbarer Energien gefordert, die ent-
sprechenden Gelder im Haushalt kürzte
die Regierung jedoch um etwa 50 Pro-
zent. Nun sollen die Mittel ausgerechnet
aus den Lizenzgebühren für die Ölboh-
rungen in Alaska fließen – ein perfider
Trick, der den Gegnern dieses Projektes
den schwarzen Peter in die Schuhe
schiebt, wenn es in Amerika kein Geld für
grüne Energie gibt.

Die Demokraten setzen den langfristig
angelegten, angebotsorientierten Plänen
der Regierung kurzfristige Eingriffe und
nachfrageorientierte Sparprogramme ent-
gegen. Privathaushalten soll der Kauf
energieeffizienter Häuser und Autos durch
steuerliche Anreize schmackhaft gemacht
werden, Unternehmen der Einsatz sparsa-
mer Technologien. Kurzfristig wollen sie
die Teuerung in Kalifornien durch vor-
übergehende Preisobergrenzen mildern –
für die Vertreter der reinen Marktlehre im
Weißen Haus ein Instrument sozialisti-
scher Kommandowirtschaft.

■ Wer profitiert von der Krise?

Angebot oder Nachfrage? Bauen oder
Sparen? Um diese Schlagworte gruppie-
ren sich in Washington derzeit die politi-
schen und ökonomischen Interessen. Das
Strategiepapier ist nicht das Ergebnis,
sondern eher die Eröffnung einer Debatte,
deren Sieger wohl erst die Kongresswah-
len im Herbst 2002 küren werden. Hinter
Bush steht nicht nur die mächtige Ener-
gielobby, sondern auch Teile der Gewerk-
schaften. Transport-, Stahl- und Bauarbei-
ter hoffen auf lukrative Aufträge durch
den Bau neuer Kraftwerke und Transport-
systeme. Hinter den Demokraten sam-
meln sich Umweltverbände und die Ge-
werkschaften diverser Dienstleistungs-
branchen. Wer gewinnt den Kampf um die
Energiepolitik der Zukunft?

Schon jetzt klar: Es ist enger geworden
für die Regierung, haben Bush, Cheney &
Co. die politische Bedeutung des Um-
weltschutzes doch sträflich unterschätzt.
Die allzu offensichtliche Einflussnahme
der Industrielobby bei den Themen Kli-
mapolitik und Landnutzung hat den Präsi-
denten politisches Kapital gekostet, in der
Bevölkerung finden die Kernprojekte des
Energieplans bisher keine Mehrheit. Als
Senator James Jeffords am 25. Mai seinen
Austritt aus der Republikanischen Partei
ankündigte, galt die Umweltpolitik der
Regierung als Hauptgrund. Die Mehrheit
im mächtigen Senat, der den meisten
Punkten des Energieplans zustimmen
muss, hat damit gewechselt, den Konser-
vativen im Weißen Haus sitzt nun der
linksliberale Energieausschussvorsitzen-
de Jeff Bingaman gegenüber.

Für Bush scheint in der Umweltpolitik
die Zeit neuer Rücksichtnahmen anzubre-
chen, und zumindest symbolisch wedelte
er schon mit dem Olivenzweig: Einen Tag
vor Verkündung des National Energy Po-
licy Report besuchte der Präsident ein
Kraftwerk, das seine Energie mustergrün
aus Holzschnitzeln, Ernteabfällen und
Truthahnmist gewinnt. ■

Nähere Informationen:
Lars Finneisen: Bush’s Energy Policy. Heinrich-Böll-
Stiftung, Washington, 2001, www.boell.org.
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Bevölkerungs- und Raumentwicklung in den USA

Die Ergebnisse der Volkszählung 2000 in den USA werfen ein
interessantes Licht auf die Bevölkerungs- und Raumentwicklung der
Neunzigerjahre. Diese Dekade war die einzige des vergangenen
Jahrhunderts, in der alle Bundesstaaten Einwohner gewonnen haben.
Während einige große Städte (New York, Chicago), zum Teil erstmals
seit Jahrzehnten, wieder durch Bevölkerungsgewinne von sich reden
machen, wachsen die Stadtregionen nach innen und außen: Viele
Suburbs urbanisieren, unterdessen expandieren die Ränder. Spätestens
jetzt stimmt das klassische Bild der Suburbanisierung nicht mehr.

MARKUS HESSE

Im Census 2000 wurden in den USA
281,4 Millionen Einwohner gezählt.
Damit stieg die amerikanische Bevöl-
kerung seit 1990 um 13,2 Prozent.1

Als Ursache dieses starken Wachstums gel-
ten sowohl eine positive natürliche Ent-
wicklung als auch starke Netto-Einwande-
rung; beides ist nicht zuletzt auch im Kon-
text der beispiellosen Wohlstandsperiode
der Neunzigerjahre zu sehen.2

Die Bevölkerungsgewinne und -verlus-
te verändern  die Kulisse  im  nationalen
Kontext (siehe Kasten), vor allem aber in
den Metropolregionen. Im Jahr 2000 le-
ben 80,3 Prozent der amerikanischen Be-
völkerung in diesen Ballungsräumen, da-
von ein Drittel in Regionen mit mehr als
5 Millionen Einwohnern. Der Anteil der
Ballungsräume an der Gesamtbevölke-
rung ist  seit 1990  leicht gestiegen, die
Wachstumsrate war dort mit 14 Prozent
größer als außerhalb der Ballungsräume
(10 Prozent). An der Spitze der Rangskala
liegt der Großraum New York/New Jer-
sey/Long Island, gefolgt von der Metro-
polregion Los Angeles und dem Groß-
raum Chicago. Der Korridor Washington
D. C.-Baltimore sowie die San Francisco
Bay Area (mit Oakland und San Jose) fol-
gen auf den nächsten Plätzen, vor den alt-
industrialisierten Regionen des Nord-
ostens wie Philadelphia, Boston und De-
troit sowie Dallas-Fort Worth im Westen.

■ Die Städte und ihr Umland

Die positive Bevölkerungsbilanz auch
solcher Städte des altindustrialisierten
Gürtels im Nordosten, die über Jahrzehn-
te von massiver Abwanderung geplagt

waren, hat manche Kommentatoren schon
von einer Renaissance der (Kern-)Städte
sprechen lassen. Für ein solches Urteil ist
es aber sicher zu früh, zumal viele regio-
nale Daten erst im Laufe dieses Jahres
vorliegen werden. Es ist eher das Stim-
mungsbild, das sich geändert hat, denn in
den Neunzigerjahren waren viele Diskus-
sionen vom scheinbar säkularen Nieder-
gang    der Kernstadt, vom    endlosen
„sprawl“ und den aufkommenden Edge
Citys an der Peripherie der großen Bal-
lungsräume geprägt. Nun werden die
Kernstädte wieder positiv assoziiert, was
zunächst einmal eine Frage der Bilder ist,
die in den gesellschaftlichen Interpretati-
onsraum transportiert werden – sei es über
Anekdoten, sei es über statistisch ablesba-
re Makro-Trends.

Hinter dieser Stimmung und den Statis-
tiken steckt natürlich empirische Sub-
stanz – weniger der populär gewordene
„New Urbanism“ und sein Plädoyer für
die neotraditionelle Kleinstadt, sondern

eine in der Tat bemerkenswerte Rückbe-
sinnung auf den vorhandenen besiedelten
Raum, in der Innenstadt und darüber hin-
aus. Standortentscheidungen von Unter-
nehmen und Haushalten werden zuneh-
mend auch in der Kernstadt realisiert, wie
Shoppingcenter und Entertainment Dis-
tricts zeigen, oder tertiäre Nutzungen und
Mischformen zwischen Wohnen und Ar-
beiten (Loft Living). Dies gilt besonders
für neue Arbeitsplätze im Sektor Medien
und Technologien, denen eine große Nähe
zu attraktiven urbanen Räumen nachge-
sagt wird. Es ist sicher kein Zufall, dass
ein erheblicher Teil des Internet-„Con-
tent“ nicht im virtuellen Nirwana, son-
dern  in den  großen  Metropolen  erstellt
wird.3 In der Nachkriegszeit stark ge-
wachsene Regionen, etwa in Kalifornien,
zehren von der rapiden Urbanisierung der
Sechziger- und Siebzigerjahre und bieten
Reserven zur Nachverdichtung. Diese
wurden im Licht des extrem angespann-
ten Bodenmarktes nun offenbar genutzt,

USA
alle Fotos: Markus Kirchgeßner
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Der Staatssekretär des Paradieses
Christian G. Priber, ein unbekannter deutscher Aufklärer, gründete 1737 bei den Cherokee-Indianern den idealen Staat

Eine Frau recherchiert in einer Amster-
damer Bibliothek für eine Rundfunk-
sendung. In einer Wartepause blättert

sie zerstreut im Dictionary of American
Communal and Utopian History. Ein Ein-
trag weckt ihre Neugier: Ein Mr. Priber aus
Sachsen kommt 1735 nach Charlestown
(South-Carolina), damals britische Kolonie,
zieht 1737 weiter westwärts über die Appa-
lachen zu den Cherokee und errichtet nach
aufklärerischen Motiven ein „Kingdom of
Paradise“. Von den Engländern als französi-
scher Spion verfolgt, gerät er 1743 in ihre
Gefangenschaft, in der er stirbt ...

In diese quellenarme Geschichte – auch
in den USA findet sie nur wenige Unterla-
gen – wühlt sich Ursula Naumann akri-
bisch hinein. Sie geht den sächsischen Spu-
ren bis zum biografischen Bruch nach.
Eine Handwerkerfamilie, die sozial auf-
steigt, Kinder, aus denen was wird, ein
Sohn, der das Gymnasium absolviert. In
Leipzig studiert er Naturrecht und disser-
tiert 1722 in Erfurt, seine Arbeit mit Vor-
schlägen zu einer Rechtsreform ist erhal-
ten. Er heiratet eine gute Partie, hat vier
Kinder, wird 1728 Anwalt beim Oberamts-
gericht in Bautzen. Ein kleiner Aufstieg,
ein saturiertes Familienleben, eine lang-
weilige Geschichte.

Es gibt keine Erklärung, warum Priber
Hals über Kopf seine Familie verlässt und
nach Amerika geht. Naumann stellt die Bio-
grafie – und das bekommt der Geschichte
ausgezeichnet – in einen komplexeren Rah-

men: Der Mensch, die Verhältnisse, die
Zeit, ihr Geist. Tatsächlich ist es eine äu-
ßerst bewegte Zeit. Die deutschen Lande
laborieren noch an den Folgen des Dreißig-
jährigen Krieges; die geistigen Verhältnisse
sind provinziell, während in England,
Frankreich und in den Niederlanden die
Aufklärung fortgeschrittener ist. Leipzig
und Halle sind akademische Zentren, hier
unterrichten Christian Wolff und Christian
Thomasius. Hier etabliert sich auch das Ius
Naturae 1700 als akademische Disziplin,
jene Auffassung, dass es allgemeine, für alle
Menschen geltende Rechtsgrundsätze gibt,
die sich später in der Erklärung der Men-
schenrechte niederschlagen werden.

Auf der anderen Seite entrollt sich aus
Akten des Kurfürstentums ein Bild von
Ungerechtigkeit, Ausbeutung, Zwangsre-
krutierungen, Denunziationen, kurz: ein
Tableau bedrückender Verhältnisse. Ist es
der Widerspruch zwischen den neuen Leh-
ren von Menschenrechten und diesen nie-
derschmetternden Zuständen, der Priber zu
seinem ungewöhnlichen Schritt bewegt?
Vielleicht ausgelöst durch ein konkretes
Ereignis, als in Zittau 1722 „zwei Wilde
indianische Printzen aus America“ zum
Vergnügen der Leute vorgeführt werden?
Hat Priber vielleicht Utopia von Thomas
Morus auf der Uni gelesen? Oder ist gegen
ihn ermittelt worden? Staatsfeindliche Ver-
bindungen? – Nichts, die Quellen geben
keine Auskunft. Priber taucht ab, ver-
schwindet, Schnitt.

Amerika wird im 18. Jahrhundert mehr
und mehr zur Projektionsfläche für neue
Ideen und Lebensentwürfe, für Glücksritter
und religiöse Neuerer. Die Auswanderung
nimmt zu, auch wenn sich zwischen Erwar-
tungen und kolonialer Wirklichkeit eine
weite Kluft öffnet. Naumann mag dieses
Milieu des Aufbruchs, der Enttäuschungen,
des radikalen Eiferertums, des zügellosen
Abenteurertums. Es sind Europäer, die sich
diese „Neue Welt“ unterwerfen, die ihre eu-
ropäischen Gewohnheiten und ihre Lebens-
art mitbringen, und doch ist es anders als
Europa. Naumann gelingt zweierlei: ein
lebhaftes Bild dieser Kolonien zu skizzie-
ren, und zweitens, aus der Randlage der
Kolonien heraus die Perspektive auf die eu-
ropäische Aufklärung zu werfen, eingebet-
tet in das, worum es englischen, französi-
schen und spanischen Herrschern geht: um
Hausmacht und um imperiale Gewinne.

Der französische Marineschreiber Anto-
ine de Bonnefoy wird von Cherokees ge-
fangen und trifft auf Priber. Er flüchtet und
berichtet von diesem seltsamen Deutschen,
der sich in Kleidung und Sitten ganz den
Indianern angepasst hat. Priber ist keine
Heldenfigur, eher klein und untersetzt, je-
doch von einnehmendem Wesen. Er spricht
mehrere Sprachen, Französisch, Englisch,
Latein, Cherokee. Beim Stamm ist er nicht
nur akzeptiert, sondern auch angesehen,
seine Stimme zählt bei den Beratungen.

Die Prinzipien seines Staates sind ein-
fach und wenig an Zahl:

und sei es durch die zweigeschossige
Nutzung von Wohnhäusern.

Hinter diesen empirischen Indizien, die
zunächst eindeutig für die Städte zu spre-
chen scheinen, verbirgt sich aber noch
keine umfassende Re-Urbanisierung.
Denn bisher präferieren noch durchweg
alle Altersklassen und sozialen Milieus in
der Mehrheit suburbane sowie zuneh-
mend exurbane, also weiter von der Kern-
stadt entfernt gelegene Standorte für das
Wohnen, bevorzugt im eigenen Haus und
in angenehmer grüner Umgebung.4 Dies
zeigt sich auch im statistischen Befund
des Census 2000, allerdings räumlich
stark differenziert: Während die Kern-
städte Terrain gutmachen, altern die klas-
sischen Suburbs. Teilweise zeigen sie
Tendenzen zur ausgereiften Urbanisie-
rung, mit allen positiven und durchaus er-
wünschten Begleiterscheinungen von
Verdichtung, Anreicherung und „social
mix“, auf Kosten einer zunehmend über-
lasteten Infrastruktur. Teilweise folgen
sie einer sich selbst verstärkenden Ab-
wärtsbewegung (selektiver Wegzug des
Mittelstands, Deinvestment, tendenziel-
ler Verfall benachteiligter Quartiere) und

entwickeln  sich  zu solchen Problemge-
bieten, wie sie bis dato eher die Inner Ci-
tys darstellten.

■ Auf dem Weg in die Exurbs

Die zweite Bevölkerungsbewegung
verläuft also in die entgegengesetzte
Richtung: in die so genannten Exurbs und
in ländliche Gebiete, teilweise in größerer
Distanz zur Kernstadt. Das Paradebei-
spiel hierfür ist Nevada, dessen stürmi-
sches Wachstum der letzten Jahrzehnte

auch auf Wachstumsgrenzen und Überlas-
tungserscheinungen der beiden kaliforni-
schen Großräume Los Angeles und San
Francisco Bay Area (inklusive des Silicon
Valley) zurückgeht. Da die Landreserven
an der Küste knapp (= teuer) und plane-
risch stark reguliert sind, steigt der Druck
auf das Inland. Hier geschieht nun das
„leapfrogging“: eine entfernungsintensi-
ve Variante  des zeitgenössischen  Urban
Sprawl. Die Besiedlung dieser periurba-
nen Räume erzeugt eine „Neue Geogra-

Zu den zehn am schnellsten wachsenden
Ballungsräumen der Neunzigerjahre

gehören – gemessen am nordamerikani-
schen Level – mittelgroße Städte wie Las
Vegas, Naples/Florida oder Austin/Texas
und Phoenix/Arizona. Diese Stadtregionen
mit zwischen 2 und 5 Millionen Einwoh-
nern weisen die höchsten Wachstumsraten
auf. Dagegen haben die großen Metropol-
räume beziehungsweise deren Kernstädte
durch die Tatsache des Wachstums an sich

Aufmerksamkeit erlangt. Dies gilt bei-
spielsweise für New York City, das mit
erstmalig über 8 Millionen Einwohnern
weiterhin die größte Stadt der USA dar-
stellt und in den Neunzigerjahren einen
Zuwachs von mehr als 9 Prozent verzeich-
nen konnte, oder Chicago, mit einer seit
Jahrzehnten erstmals positiven Bevölke-
rungsentwicklung in der Stadt (plus 4 %).
Keine Überraschung ist, dass starke Zuge-
winne erneut in der City of Los Angeles
registriert wurden, ebenso wie in Phoe-
nix/Arizona und Houston/Texas. Eine rück-
läufige Bevölkerungsentwicklung gab es

Wachstumstrends
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phie“, die Joel Kotkin am Beispiel gut si-
tuierter Kreise aus dem informationstech-
nischen Milieu beschreibt.5 Sie sind an ih-
ren attraktiven peripheren Wohnstandor-
ten mit den ökonomischen Zentren ver-
netzt. Sie wohnen nicht mehr in der Ag-
glomeration und verbringen nicht etwa
das Wochenende oder den Urlaub am See,
sondern verhalten sich räumlich genau
umgekehrt. Mengenmäßig weitaus be-
deutsamer als diese „upper-class nerds“
sind jedoch die Haushalte der Mittel-

schicht, die aus finanziellen Gründen in
immer weiter von den Kernstädten ent-
fernte Wohngebiete verdrängt werden.
Sie können sich das teure Wohnen in den
Zentren und vielen Suburbs einfach nicht
leisten. Um das eigene Haus zu einem
Preis von vielleicht 300 000 US-Dollar
oder weniger zu realisieren, müssen sie
immer weiter an den Agglomerationsrand
ziehen. Es spricht derzeit wenig dafür,
dass beide Trends substanziell an Bedeu-
tung verlieren.

Als Prototyp dieser Entwicklung, die
das gewohnte Bild von Kernstadt und Su-
burb definitiv verändert, gilt der Korridor
entlang des Interstate Highways I-85 zwi-
schen North und South Carolina bezie-
hungsweise Georgia. Im Unterschied zu
den schon sehr viel früher und dichter be-
siedelten Regionen etwa Kaliforniens
verfügt der Südwesten, einst klassisches
Agrarland, über großzügige Raumreser-
ven und ist weniger stark durch natürliche
Faktoren begrenzt (wie Wüsten, Küstenli-
nien, Gebirgszüge). Daher sind die Aus-
breitungsbedingungen hier deutlich bes-
ser – kein Wunder, dass die Wachstumsra-
ten beachtliche Größenordnungen errei-
chen. Früher ländliche Gebiete in größe-
rem Abstand zu den Städten haben konti-
nuierlich an Bevölkerung gewonnen, fül-
len die unbesiedelten Teilräume zwischen
den alten   Zentren   auf und erzeugen
„sprawl beyond sprawl“ – also jene hybri-
den Strukturen, die nur schwer zu den tra-
ditionellen Kategorien der Stadtanalyse
passen wollen.6

In der Interpretation dieser Muster sind
sich Beobachter allerdings uneinig: Wäh-
rend der Historiker Kenneth Jackson
schon einen neuen Trend in Richtung ur-
baner Dichte verkündet, der das Jahrhun-
dert der Suburbanisierung ablöse, erwar-
ten andere das Entstehen einer suburba-
nen Megalopolis, die es bisher so noch
nicht gab. Konsens scheint aber darüber
zu bestehen, dass die traditionellen Be-
griffe nicht mehr taugen: „The geographi-
cal definition of suburb is outdated and
has to be changed.“7

Ein deutlicher Unterschied zu den
Siebziger- und Achtzigerjahren ist zwei-
fellos, dass das Wachstum dieser „Sub-
urbs“ nicht mehr auf Kosten der Central
Citys erfolgt. Die massive Immigration in
den Neunzigerjahren hat eine neue Dyna-
mik in die Kernstädte gebracht. Sie profi-
tieren von der  Einwanderung etwa der
Hispanics, deren soziale Netzwerke of-
fenbar eine Vorliebe für die Innenstädte
besitzen. In den meisten Großstädten stel-
len die Weißen heute bereits nicht mehr
die Bevölkerungsmehrheit. Im Grunde

unter den großen Städten in Philadelphia
(minus 4,3 %) und in Detroit (minus 7,5 %).

Großräumig betrachtet zieht sich ein
Korridor von teilweise deutlichen Einwoh-
nerverlusten in Nord-Süd-Richtung quer
durch die Mitte der USA, von der kanadi-
schen Grenze bis nach Texas. Demgegen-
über sind die Regionen der Westküste wie
auch des Nord- und Südostens durchweg
durch Zugewinne gekennzeichnet.  Diese
fielen im Westen und im Südosten mit 19,7
beziehungsweise 17,3 Prozent relativ stark,
im Mittelwesten (7,9 %) und Nordosten
(5,5 %) schwächer aus. Allein der District

of Columbia – die Bundeshauptstadt Wa-
shington D. C. – hatte einen Bevölkerungs-
rückgang in Höhe von 5,7 Prozent zu ver-
zeichnen. Damit hat sich der Schwerpunkt
der Bevölkerung in den USA in der zwei-
ten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts
vom Mittelwesten und Nordosten in Re-
gionen im Süden beziehungsweise Westen
verlagert. Die Anteile dieser Regionen an
der Gesamtbevölkerung sind daher stark
gestiegen. Der Bundesstaat mit der stärks-
ten Wachstumsrate in den Neunzigerjahren
war Nevada. Dort betrug der Zuwachs 66,3
Prozent (fast 800 000 Einwohner); Nevada

liegt nun schon seit vier Dekaden an der
Spitze des Bevölkerungswachstums in den
USA. Auch die nächstplatzierten, sich dy-
namisch entwickelnden Bundesstaaten lie-
gen im Westen: Arizona, Colorado oder
Idaho. Mengenmäßig bedeutsam sind da-
bei auch die Wachstumsraten bevölke-
rungsreicher Bundesstaaten wie Texas und
Kalifornien; starke Zuwächse gab es au-
ßerdem in Washington State, Florida, Ge-
orgia und North Carolina. Die Bewegung
vom Rustbelt des Nordostens in den südli-
chen Sunbelt hält an, wenn auch modifi-
ziert.

STAATSANGEHÖRIGKEIT– Jeder soll nach seinen Fähigkeiten am
Wohl der Republik teilnehmen. Alle Men-
schen sind gleich. Alle Güter sind gemein-
schaftliches Eigentum.
– Das Recht eines jeden soll ebenso wie
die Freiheit vollkommen gewährleistet
sein, die Republik ist ein herrschaftsfreier
Raum. In die Gemeinschaft kann jeder aus
anderen Stämmen aufgenommen werden,
auch jeder, der einer anderen Rasse oder
Farbe angehört.
– Jeder soll alles bekommen, was er für
seinen Unterhalt braucht. Kinder sind Ge-
meineigentum und werden von der Ge-
meinschaft versorgt und unterrichtet.
– Gleiche Rechte gelten für Frauen und für
Männer. Es gibt keine Heiratskontrakte,
Auflösung der Ehe, die Frauen können be-
liebig die Männer wechseln.
– Verstöße sollen durch ihr Gegenteil be-
straft werden; doch soll alles außer Mord
und Faulheit toleriert werden.
– Gründung einer Republik, regiert von
einer „société générale“, die keinen Herr-
scher hat und nur deshalb von Priber als
„Staatssekretär“ geleitet wird, weil er der
Gründer ist.

„Mit Campanella, Thomas Morus und
Rousseau hat man ihn verglichen“, schreibt
Hans Magnus Enzensberger über Priber.
„Soviel steht fest, daß er die einzige säkula-
re, naturrechtlich begründete Kommune des
18. Jahrhunderts gegründet hat.“ Für die
britischen Gouverneure der Kolonien und
für General Oglethorpe, der Georgia abzusi-
chern und den Kolonialkrieg gegen die Spa-
nier in Florida zu führen hat, ist dieser Mann
ein Staatsfeind, ein Jesuit, ein französischer
Spion. Dem General gelingt es, Priber recht
undramatisch festzunehmen, ins Gefängnis

von Frederica auf der Saint-Simons-Insel zu
sperren, wo er unbekannten Datums stirbt.

Möglich, dass seine Ideen einen gewissen
Einfluss  auf die  zukünftige geistige Ent-
wicklung der Cherokees genommen haben.
Auf jeden Fall ist Pribers Projekt, ein Mix

aufklärerischer Gedanken und indianischer
Traditionen, eine libertäre und interkulturel-
le Utopie, friedlich, vernünftig, humani-
stisch, fantastisch und insgesamt geeignet,
unter den führenden Leuten der Kolonien
massive  Ängste vor  einem gesellschaftli-
chen Umsturz auszulösen. Balduin Winter

Ursula Naumann: Pribers Paradies. Ein deutscher
Utopist in der amerikanischen Wildnis, Frankfurt a.
M. (Die Andere Bibliothek im Eichborn Verlag) 2001
(320 S., 54,00 DM)
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Das, was für die Umweltpartei der Mo-
ment der Wahrheit sein sollte, hat of-

fiziell eine Zersetzung bestätigt, die seit
über einem Jahr umging, bislang be-
schwichtigt im Namen der Wahlen.“ Ver-
nichtend die Einschätzung einer Kommen-
tatorin über die zweitägige Sitzung des na-
tionalen Koordinierungsausschusses der
Verdi Mitte Juni.

Vier Wochen nach den
Wahlen hatten die italieni-
schen Grünen Bilanz ziehen
wollen; man hatte sich viel
vorgenommen für dieses
Wochenende: Herausfinden,
warum und wie es zu einem
derart negativen Wahlergeb-
nis kommen konnte; die ei-
gene   Zukunft reflektieren
und über den Weg zur Konstituierung des
„neuen grünen Subjekts“ entscheiden;
Klarheit schaffen über die Kräfteverhältnis-
se innerhalb der Partei und die sich abzeich-
nende innere Spaltung …

In der Presseankündigung dazu war fest-
gestellt worden, dass seit dem Vorschlag
des Ex-Landwirtschaftsministers Alfonso
Pecoraro Scanio am Tag nach den nationa-
len Wahlen, die Partei aufzulösen und statt-
dessen eine neue Verbraucher-Bewegung
ins Leben zu rufen, eine nicht mehr enden
wollende Debatte entstanden sei.

Einige der „historischen Vertreter“ der
Bewegung – darunter Ex-Umweltminister
Edoardo Ronchi und der frühere Partei-
sprecher Luigi Manconi –, von denen vie-
le nicht wieder aufgestellt worden waren,
hatten Anfang Juni eine eigene Gruppe ins
Leben gerufen, um über die Zukunft des
Ambientalismus in der italienischen Poli-
tik zu diskutieren. Sie hatten angekündigt,
sofern nicht ein echter demokratischer
Kongress anberaumt werde, autonom ei-
nen solchen einzuberufen und ein politi-
sches und organisatorisches Netz ins Le-
ben zu rufen, welches, ausgehend von den
lokalen Gegebenheiten, die grüne Identi-
tät wieder aufwerte.

Herausgekommen ist auf dieser Sitzung
der Erhalt des Status quo inklusive des
bisherigen Leitungsgremiums und eine
Vertagung aller perspektivischen Fragen
auf einen Kongress gegen Ende des Jah-
res.

An den Beschlussfassungen am zwei-
ten Tag hatten allerdings zahlreiche inner-
parteiliche Kritiker wie der frühere Um-
weltminister Edo Ronchi gar nicht mehr
teilgenommen. Eine Reihe von Regions-
abgeordneten war mit der Erklärung ge-
gangen, sie würden diese Leitung nicht
mehr anerkennen und eine eigene nationa-
le Versammlung einberufen. Giorgio Gar-
diol zog gar den Vergleich, der ACI (der
italienische nationale Automobilclub) sei
demokratischer als die Verdi. Einziges
„Ergebnis“ war, dass die Verdi ihre Auto-
nomie bekräftigt haben und einen Ulivo
„mit nur zwei Beinen“ ablehnen.

Der bisherige Ministerpräsident Giu-
liano Amato hatte zuvor nämlich in ei-
ner Erklärung zur weiteren Arbeit des Uli-
vo festgehalten, dass so wichtige Fragen
wie die Globalisierung gemeinsam in An-
griff genommen werden müssten. Und

Francesco Rutelli hatte die Grünen ziem-
lich unverblümt aufgefordert, sich dem
Projekt der Margherita anzuschließen,
welches darauf hinauslaufen soll, aus
dem Wahlbündnis eine Partei zu machen.
Der Umweltschutz sei längst kein ureige-
nes grünes Thema mehr, sondern insge-
samt in der centrosinistra verankert.

Ex-Landwirtschaftsminister Alfonso
Pecorario Scanio freute sich
dagegen,  dass  sie nun,  da
sie in der Opposition sind,
keine Kompromisse mehr
eingehen müssten. Da die
Grünen nun nicht mehr Teil
der Regierung sind, würden
sie wieder Grüne werden.
In Anspielung auf den
Misserfolg  des Wahlbünd-

nisses mit den Sozialisten – „Niemand ist
so dumm, den gleichen Fehler zweimal zu
machen.“ – sieht er die Zukunft der Grü-
nen in der Autonomie, wenngleich er Fle-
xibilität bei Wahlen für sinnvoll hält –
also doch Wahlbündnisse.

Der Rest bestand in gegenseitiger
Schuldzuweisung: Massimo Scalia warf
der Leitung vor, sie klebe an ihren Äm-
tern; Grazia Francescato bescheinigte den
Kritikern kindisches Verhalten. – Gardiol
behauptete, der größte Mangel der Grü-
nen sei, dass sie zentralistisch geworden
seien und ihre Exponenten sich „vergol-
det“ hätten. Maurizio Pieroni dagegen,
der größte Irrtum sei die exzessive Anbin-
dung an den Ulivo gewesen, die gerade
Manconi und Scalia zu ihrer Zeit (Anm.:
bis zu den Europa-Wahlen) betrieben hät-
ten,  und dass die Kurswendung  in der
nachfolgenden Phase nicht entschieden
genug erfolgt sei. Kritikern wie  Scalia
und Manconi wird unterstellt, sie seien
sauer, weil sie keine sicheren Wahlkreise
bekommen hatten und nicht wieder im
Parlament vertreten seien.

Neue politische Perspektiven sehen die
Kritiker aus der Gruppe vom 2. Juni dar-
in, von der lokalen Ebene her die Initiati-
ve zu ergreifen. In diesem Sinne wollen
sie mit Provinz- und Regionsversamm-
lungen ihren zukunftsweisenden Kon-
gress für den Herbst vorbereiten. – Grazia
Francescato hatte nach dem kleinen Er-
folg des Ulivo bei den lokalen Stichwah-
len Ende Mai schon erklärt, dass „von
unten“ wieder begonnen werden müsse,
Terrain zu gewinnen, und die Verdi eine
Strategie ausarbeiten müssten, um vor al-
lem lokal zu agieren.

Im Moment wird allerdings erst einmal
„global“ agiert: An erster Stelle steht zur
Zeit das G8-Treffen in Genua. Francesca-
to hat an Medien und Regierung appel-
liert, den Protest nicht als eine Frage der
öffentlichen Ordnung zu behandeln. Bei
der Regierung rannte sie damit offene Tü-
ren ein: Silvio Berlusconi hat in seiner
Antrittsrede nicht nur den Dialog mit den
Gegnern der Globalisierung befürwortet,
sondern sich auch mit vielen ihrer Prinzi-
pien einverstanden erklärt und eine Initia-
tive der italienischen Regierung angekün-
digt.

Annemarie Nikolaus

ITA L I E N

Die Grünen zanken
sich

haben Asiaten und Hispanics – vorläufig
– die Stadt gerettet. Währenddessen hält
der Exodus der weißen Mittelschichten
aus den alternden Suburbs der ersten und
zweiten Generation in die entfernt gelege-
nen Exurbs und die aufkommenden mitt-
leren Großstädte an,  teilweise  begleitet
von Re-Migration in die Zentren (etwa im
Zuge weiterer Gentrifizierung) sowie von
der Suburbanisierung bisheriger Minder-
heiten. Diese Überkreuz-Bewegungen
sind offenbar weit verbreitet.

So hat New York City mit dem Magne-
ten Manhattan eine Dekade der Prosperi-
tät hinter sich. In seinem weiteren Ein-
zugsbereich in Upstate New York, New
Jersey und Connecticut konnten einige
Kernstädte stark zulegen, vor allem auf-
grund der Immigration. Doch liegen die
Kreise mit der höchsten Wachstumsrate
an der äußeren Peripherie.

■ Boom-Region San Francisco Bay Area

In der San Francisco Bay Area zeigen sich
die Grenzen des Wachstums wie in einem
Brennglas. Aufgrund des außerordentli-
chen Booms im Silicon Valley der Achtzi-
ger- und Neunzigerjahre ist dieser Einzel-
fall zwar schwer verallgemeinerbar, doch
machen seine Extreme das ganze Problem
sehr anschaulich. Die Bevölkerung der
Gesamtregion der Bay Area (9 countys
nördlich und südlich von San Francisco
sowie auf der Westseite der Bay) hat in
den Neunzigerjahren um 12,6 Prozent von
circa 6,2 auf über 7 Millionen Einwohner
zugenommen. An diesem Wachstum hat-
ten die älteren Großstädte San Francisco
und Oakland eher geringen Anteil. San
Jose ist mittlerweile die größte Stadt der
Region, wenn auch nicht die bedeutend-
ste; sie erfüllt aber weit mehr als nur die
Funktion eines Hinterlandes für San Fran-
cisco.

Am schnellsten gewachsen sind die
kleineren Städte in den Randbereichen
der Bay Area. Brentwood am östlichen
Rand, fast schon im Central Valley gele-
gen, verdreifachte seine Bevölkerung in
zehn Jahren auf nunmehr über 23 000;
Windsor im nördlichen Sonoma County
wuchs um 70 Prozent auf über 22 000.
Concord im östlichen Contra Costa Coun-
ty, mit Anschluss an die BART-Metro,
war einst die ultimative Bedroom-Com-
munity, mit 86 Prozent weißer Bevölke-
rung. Von  den 121 780 Einwohnern im
Jahr 2000 sind nunmehr allein 22 Prozent
Hispanics. Stadtbild und Stadtleben sind
immer mehr von Einwanderern aus Mexi-
co, Asien, Osteuropa und Afrika geprägt.
In vierzig Jahren, so eine regionale Pro-
gnose, hat die gesamte Region 57 Prozent
mehr Einwohner als 1990, wovon der
überwiegende Teil östlich und südlich der
Bay sowie – vor allem – draußen im Cen-
tral Valley wohnen wird.8
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1 U. S. Census Bureau (2001): Population Change
and Distribution 1990 to 2000. Census 2000 Brief,
released April 2001. By M. E. Perry, P. J. Mackun
et al., Washington D. C. (im Web unter: factfin-
der.census.gov). Diese Statistik bezieht sich nur
auf die Veränderung der Bevölkerung in den
Raumeinheiten; sie macht keine Aussagen über
Art und Umfang der Flächennutzung und ob die
zusätzliche Bevölkerung neu urbanisierte Fläche
beansprucht oder nicht.

2 Außerdem wird vermutet, dass eine bessere Erfas-
sung der Bevölkerung zu diesem statistischen
Bild beigetragen hat, verglichen mit früheren
Zählungen. Dieser Punkt ist zugleich Gegenstand
kontroverser Diskussion. Kritiker bestreiten, dass
der Census tatsächlich die Gesamtbevölkerung er-
reicht hat. Angeblich sind bis zu 3 Mio. Menschen
aufgrund statistischer Fehler nicht mitgezählt
worden, insbesondere Immigranten und Farbige
(zudem konnte bei dieser Zählung erstmals mehr
als eine Rasse angegeben werden, was die Konfu-
sion erhöht hat). Der dokumentierte Trend dürfte
aber insgesamt relativ eindeutig sein.

3 Vgl. Matthew A. Zook (2000): „The web of pro-
duction: the economic geography of commercial
Internet content production in the United States“,

in: Environment and Planning A, 32 (3), S. 411-
426.

4 Martha Farnsworth Rich (2001): The implications
of changing U. S. demographics for housing choi-
ce and location in citys. Discussion paper, prepa-
red for the Brookings Institution Center on Urban
and  Metropolitan  Policy (im  Web unter:  broo-
kings.edu/urban).

5 Joel Kotkin (2000): The New Geography. How
the Digital Revolution Is Reshaping the American
Landscape, New York (S. 38 ff.).

6 „Bands of Suburbs have started to merge with each
other along Southern Transportation Corridors, in
some cases forming almost unbroken chains of me-
dium-density areas hundreds of miles long – from
Atlanta to Raleigh along Interstate 85, or from
Washington to Norfolk“; in: „The New Look Su-
burbs: Denser or More Far-Flung“, The New York
Times, 17.4.2001, S. A1/A14. – Zum Beispielfall
Atlanta/Georgia siehe auch Kommune 8/00.

7 Zit. nach: Leon Bouvier, ebd. (NYT).

8 Daten zur Bay Area auf Basis des Census 2000,
nach Zusammenstellungen des San Francisco
Chronicle, März/April 2001 (im Web unter sfgate.
com).

■ Und wohin geht’s?

Die bisher vorliegenden
Ergebnisse des Census
2000 vermitteln ein in-
teressantes Mosaik der
demographischen Ent-
wicklung in den USA.
Daten zum sozialen Sta-
tus, zur Zusammenset-
zung der Haushalte oder
zu Pendlerbeziehungen
ergänzen dieses Bild. Als
Zwischenfazit seien vor-
läufig folgende Punkte
notiert:
– Sub-, Ex- und Reur-
banisierung in den Me-
tropolen Nordamerikas
verlaufen parallel und
zunehmend heterogen;
es stellt sich die Frage,
inwieweit hier noch von
einem einheitlichen Mus-
ter die Rede sein kann („Amerikanisie-
rung“). Das Bild der gesamten Stadtregio-
nen wird räumlich und sozial komplexer,
vor allem als Folge der Immigration und
durch beschleunigte Verwertungszyklen
der einzelnen Standorte.
– Dies zeigt sich im Mikromaßstab an
den klassischen Suburbs. Sie machen ei-
nen Zyklus durch, der teilweise der Ent-
wicklung der Kernstädte in der Nach-
kriegszeit entspricht. Das stereotype Bild
der „bedroom community“, ohnehin ein
zweifelhaftes Klischee, wandelt sich zu
einem heterogenen, kaum typisierbaren
Patchwork.
– Dieses Patchwork verändert natürlich
auch das tradierte Bild der ganzen Stadt
(-region). Anker der städtischen Konzen-
tration ist schon lange nicht mehr ein Zen-
trum; den Ausschlag gibt eher das feinjus-
tierte Spiel des Bodenmarktes – vor dem
Hintergrund der politisch-ökonomischen
Randbedingungen. Eine zentrale Rolle
spielt offenbar das Diktat von Erreichbar-
keit und Motorisierung: Rückgrat der ent-
stehenden Raumnutzung ist in den meis-
ten Fällen ein Highway-Korridor.
– Der oft beschworene „Sprawl“ ist zwar
die Projektionsfläche  von Umweltgrup-
pen und kritischer Stadtforschung und
-planung: richtigerweise in der Kritik des
endlosen Flächenwachstums, aber als Be-
griff und Konzept zur Analyse des doku-
mentierten Wandels schon zu undifferen-
ziert. Und auch als argumentatives Vehi-
kel für „Smart Growth“ und „New Urba-
nism“ scheint er immer weniger geeignet.

Die Interpretation und Bewertung die-
ser Entwicklung stehen unter dem Vor-
behalt weiterer empirischer Befunde. Aus
Sicht der Raumforschung interessiert we-
niger die Überprüfung der „großen“ Trends
(„Sprawl“ vs. Reurbanisierung), sondern

eher der Blick hinter die
Kulissen der fragmentierten
Stadtlandschaft: Wie Stadt-
räume strukturiert sind, wie
sie raumzeitlich genutzt
werden, welchen Lebens-
zyklus konkrete Orte ha-
ben – das sind die offenen
Fragen.

Unklar ist auch noch,
welche Konsequenzen aus
dieser neuen städtischen
Realität für Politik und Planung resultie-
ren können. Es spricht viel dafür, dass die
soziale Polarisierung der Städte auch un-
ter den skizzierten Bedingungen fort-
schreiten wird. Dass der ökologische Fuß-
abdruck die vorhandenen Ressourcen auf-
zehrt – wie auch immer dies zu definieren
ist – scheint ebenso gewiss. Infrastruktu-

ren im Bereich
Verkehr, Ver- und
Entsorgung arbei-
ten extrem am Li-
mit. Die amerika-
nischen Stadtregi-
onen demonstrie-
ren insofern nicht
nur eine Wieder-
kehr der Städte,
sondern auch –
und das par excel-

lence – welch hohen Druck ökonomische
Prosperität regional ausübt und wo sich
dieser Druck entlädt. Auch offensichtli-
che Wachstumsgrenzen werden dort, wo
es eben noch geht, systematisch hinaus-
geschoben und überschritten. Und dann
stellt sich die Frage immer wieder neu:
Wohin? ■
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Der Traum vom sicheren Wohnen in einer unsicheren Welt1

Im Großen geht es um den Weg vom Sicherheits- zum nationalen Wettbewerbsstaat,
im wirklichen Leben entspricht dem der Wechsel zur Wohnburg, zum Ausschluss
„gefährlicher Klassen“ aus Räumen der Macht. Es geht um Traumwelten, die den
Albträumen der städtischen Unübersichtlichkeit widerstehen mögen. Es geht um
„Gated Communities“.

EIKE HENNIG

„Ich wohne an einem ruhigen Ort, wo jedes nächtliche
Geräusch bedeutet, dass etwas passieren wird: Man erwacht
sehr schnell – überlegt: Was hat das zu bedeuten?
Gewöhnlich nichts.Aber manchmal ...“

Hunter S. Thompson, Angst und Schrecken in Las Vegas,
Frankfurt 1977, S. 97

Zur Einstimmung einige Schlagzei-
len: „Träume werden Wahrheit ...“
– „Manche Leute bauen Wohnun-
gen, wir schaffen Gemeinschaft.“

– „Es dreht sich um Freiheit und Sicher-
heit.“ – „Zeigen Sie Ihren Kindern, was ein
Leben an der Spitze tatsächlich bedeutet.
Sie werden die Wärme und Freiheit einer
Nachbarschaft wie dieser verstehen – ein
Platz, wo Fahrradfahren und Wandern all-
tägliche Vergnügungen sind. Schwimm-
partys und sonntägliche Grillfeste verwan-
deln die neuen Nachbarn in Freunde fürs
Leben.“2 „Gated Communities“ sind eine
der (vielen) Erscheinungen, die zeigen, wie
schwierig das Sortieren von Ursachen, In-
tentionen und Folgen geworden ist. Hobbe-
sianische Sicherheitsträume ohne Staat,
Geschichten von Städten mit Bürgersteigen,
kommunitäre und sozial-kapitalistische

Wünsche nach Zusammenhang gegenüber
den Ängsten einsamer Kegler sind ebenso
Stoff jener Träume, aus denen geschlosse-
ne Wohnkomplexe entstehen, wie Boden-
renten, chauvinistische Ausgrenzung, Sehn-
süchte gegenüber neuen Unübersichtlich-
keiten und Kriminalitätsangst. Einfache
Gegenüberstellungen nach dem Muster
Frieden und Ästhetik seien postmaterielle,
Ordnung und Sicherheit materielle Werte
sind simplifizierende Mythen mit Wahr-
heitsanspruch, sie versagen jedoch vor rea-
len Prozessen und Deutungen.

■ Mauern gegen Städte

Bewachtes Wohnen wird gepriesen als
Rückzug und Neubeginn. Aus der bösen
Welt wird ein kleiner Frieden aus- und ab-
gegrenzt, um dem Ansturm der Außenwelt
zu widerstehen. Bildern der multikulturel-
len und kriminellen „Global City“ – einer
„Heteropolis“ voller Versatzstücke – wer-
den Sehnsüchte einer gemeinschaftlichen
Idylle und Sicherheit gegenübergestellt.
Die Grenze von Barbarei und Zivilisation
geht durch die Stadt. „No-Go-Areas“, „ge-
fährliche Räume“, „Decline“ und „Restruc-
turing“: „alles“ kommt zusammen, das

„Inner-City Getto“ liegt neben dem „Front
Office“, „gefährliche Klassen“, „städtische
Arme“,  „White Trash“, marginale Grup-
pen, Migranten aller Herren Länder stoßen
an und in die „normale“ Stadt; Balkan,
Bantustan, Apartheid, „Our Vietnam“, „so-
ziale Brennpunkte“ finden sich, dringen
selbst in vormals verschlafene Vorstädte
ein: Bildern der angstbesetzten Stadt be-
ziehungsweise  des  unbehausbaren Wild-
wuchses („Urban Sprawl“3) werden Bilder
der „Gefahrenabwehr“ und der „Zitadel-
lengesellschaft“ gegenübergestellt. Steht
„Stadt“ früher für Schutz und Freiheit ge-
genüber der unbeherrschten, drohenden
Natur, dem dumpfen flachen Land und
feudaler Willkür, so wird sie nun zum Bes-
tiarium. Los Angeles etwa avanciert von
Orangenhainen mit weißen Rentnerstädten
zu einer Hauptstadt der Dritten Welt und
zum symbolisch vielfach zerstörten Zen-
trum der „Ökologie der Angst“ (Davis).
Bewachte Wohngebiete, kontrollierte Räu-
me der Macht und Überwachungsfantasien
sind Reaktionen auf den Verfall.

Vor dem Hintergrund der Ware Sicher-
heit lassen sich Zielgruppen unterschei-
den: Stillstand, Ruhe, Vertrautheit und die
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Beschaulichkeit einer mittelstädtischen,
„neu-urbanen“ Idylle wird Alten (55+)
und jungen Familien mit Kindern offe-
riert; ganze Kleinstädte – etwa Celebrati-
on, die von Disney geplante Privatstadt ne-
ben dem „World Theme Park“ in Florida –
werden angeboten. Singles und Funktions-
eliten  werden  auf bewachte Apartments
verwiesen, Eleganz, Annehmlichkeit und
Sicherheit werden betont. Ein Objekt4

wirbt zum Beispiel neben Kostbarkeiten
der Alten Welt mit handverlesenen Sicher-
heitskräften in drei Schichten, einem elek-
tronischen Schutzschild, 16 Videokame-
ras, dem eigenen Löschwassertank, Heli-
port und der günstigen Verbindung zu
LAX. Die Preispalette reicht von 200 000
bis 3,9 Millionen Dollar, bei durchschnitt-
lichen 204 000 Dollar für ein Haus in Süd-
Kalifornien (1999). Keineswegs beschränkt
sich Einmauern also auf „Superreiche“, es
gibt schicht- und zielgruppenspezifische
Offerten. Noch in armen Stadtgebieten
findet sich Stacheldraht gegen noch Ärme-
re und weitere Nachzügler.

■ Grenzen gegen „gefährliche Klassen“

Die Rede ist von geschlossenen Wohnge-
bieten, Apartments, privaten Straßen, ab-
geschlossenen Parkanlagen und Toiletten,
Freizeitanlagen und Konsumtempeln, von
„Gated Communities“, „Security Villages“
oder „Gated Model Towns“ des „New Ur-
banism“; es geht um Räume der Macht. All
diese halböffentlichen oder privaten Anla-
gen möchten Gefahren abwehren und Frie-
den stiften. Gleichzeitig leben die Slumbe-
wohner in der Angst, dass trojanische Pfer-
de eingeschmuggelt werden und die Ab-
wehrschilde durchlöchern. Unkontrollier-
te, öffentliche Räume, „der Pöbel“, su-
spekte Individuen werden ausgegrenzt, pri-
vatrechtliche Regelungen zu Schutz und
Kontrolle werden eingeführt und in der
Regel privaten Sicherheitsdiensten über-
antwortet. Mehr oder weniger setzen diese
privaten Befestigungen einen Naturzu-
stand voraus, gepaart mit Misstrauen ge-
genüber dem staatlichen Gewaltmonopol.
Selbst ein Festungsstaat wird verworfen,
weil er der Kontrolle großer Räume an-
hängt. Überwacht werden kleine, homoge-
ne Gebiete, einzelne Plätze, Blöcke, Ge-
bäude oder Straßenräume. Die Bewohner
oder  Nutzer solcher geschlossener Kon-
trollräume betreten in der Regel aufwändig
gestaltete Welten, geben dabei – gegen gu-
tes Geld – klassische Freiheitsrechte frei-
willig ab. Dafür handeln sie die Fiktion ei-
ner sortierten, bewachten und angstfreien
Welt ein. Die klassisch bürgerliche Figur
der Verstaatlichung der Gewalt zum Staats-
monopol auf physische Gewalt weicht der
Privatisierung, die Produktion von Sicher-
heit wird zur Ware. Im Idealfall bewegt
man sich, unterbrochen durch Fahrten im
verriegelten Auto oder geschützten öffent-

Vor kurzem hing plötzlich in unserem
Fahrstuhl eine Überwachungskamera.

Rechts oben in der Ecke angeschraubt, be-
fand sie sich nur in jenem Lift, der auch zu
den Geschäftsräumen einer Bank führte.
Aber eben auch zu den Etagen mit privaten
Wohnungen. Es waren zuvor kleinere
Graffitis im Fahrstuhl aufgetaucht, einer
hatte sein Erbrochenes hinterlassen. So
gab es nicht nur Proteste
beim plötzlichen Auftauchen
dieser Kamera. Einige Mie-
ter wollten ihr etwas Positi-
ves abgewinnen. Andere
zeigten sich irritiert, weil
nichts und niemand auf sie
hingewiesen hatte. Anders
als zum Beispiel in der „Pra-
ger Straße“ in Dresden, in der
Schilder bekannt geben: Hier wird über-
wacht. Drohend freundlich. Freundlich
drohend.

Die Fahrstuhlinsassen machten witzige
Bemerkungen über potenzielle Mitwir-
kungshonorare, die wir als ständig Fah-
rende zu bekommen hätten. Öfter dachte
jemand darüber nach, ob die Kamera im
jeweiligen Moment eingeschaltet sei. An-
dere benutzten häufiger als früher die
Treppe. Es hätte alles auch ein aufwändi-
ger Scherz sein können. Diese Kamera
bewegte sich nicht und verbreitete vor al-
lem eins: Ungewissheit. Die Ersten frag-
ten bei der Bank nach, was das solle. Auch
die Kamerageneigten dachten sich zu der
Frage vor, ob hier die Aufnahmen gespei-
chert würden. Und wie lange. Unter den
Mietern gab es Kunden dieser Bank. Einer
musste in jenen Tagen zu einem Kreditge-
spräch in den zwölften Stock. Er gestand
mir, vor dem Spiegel eine Weile seinen
zuversichtlichen Blick trainiert zu haben.
Denn würden die von der Bank nicht die
Möglichkeit nutzen, anhand der Ausstrah-
lung der Kunden schon im Fahrstuhl
Rückschlüsse auf deren Kreditwürdigkeit
zu ziehen? Ich begann die Kamera zu be-
obachten, erst verschämt von der Seite.
Dann blickte ich bewusst trotzig, weil ich
meine Unabhängigkeit beweisen wollte.
Schon innerhalb weniger Tage veränderte
sich mein Verhalten im Fahrstuhl. Ich
konnte mich nicht entscheiden, ob ich be-
wusst rebellisch oder demonstrativ unauf-
fällig auftreten sollte. Eine Kamera macht
nur Sinn, wenn sie bei Sachbeschädigun-
gen Beweismittel produziert. Falls nicht
der vermummt eintretende Sprayer zuerst
die Linse zusprüht. Überwachung lässt of-
fenbar die Kriminalität eskalieren. Sie
spornt an. Selbst wer sich in der Überwa-
chungssituation zurückhält, reagiert sie
andernorts um so problematischer ab.

Ich wurde auf mich langsam wütend,
weil ich auf die Kamera Rücksicht nahm.
Ich spuckte einen Kaugummi nicht aus,

den ich auch ohne Kamera nicht ausge-
spuckt hätte. Jetzt gab ich ihr die Schuld.
Ich kratzte mich nicht in der Nase, als es
juckte. Bevor ich mich unter diesem glä-
sernen Auge zum Staatsfeind entwickel-
te, wollte ich die Mitbewohner zu einem
Brief an die Bank ermuntern. Dieses
Ding muss weg. Am nächsten Tag, ich
hatte den Brief zur Hälfte fertig, war die

Kamera plötzlich weg und
drei Löcher rechts oben in
der Kabinenecke erinnern an
sie.

Sonst breiten sich solche
Gerätschaften ungehemmter
aus im Land. Sie vermitteln
einen trügerischen Eindruck
größerer Sicherheit. Dabei
können sie wirklich harte

Straftaten gar nicht verhindern, da müss-
te an jede Kamera ein mobiles Einsatz-
kommando gekoppelt sein. Was bei dem
einzelnen Geldautomaten noch plausibel
wirkt, verliert bei der Überwachung grö-
ßerer Räume seinen Sinn: die Ermittlung
potenzieller Straftäter. Sie können gar
nicht zu erkennen sein. Kameras verrin-
gern die Kriminalität nicht, sie verdrän-
gen sie nur. Je mehr Orte mit Überwa-
chungstechnik bestückt sind, desto mehr
werden die ohne zu zweit- und drittklas-
sigen deklassiert. Sie sind sozusagen frei-
gegeben zur Straftat. Die Städte zerfallen
in überwachte und vernachlässigte Zo-
nen. Die Kameras gefährden die innere
Sicherheit und verändern unsere Psyche.
Zählt jemand die Zahl der Neurosen oder
Psychosen, die sie erzeugen  oder  zum
Ausbruch bringen? Wie soll ein Arzt ei-
nen Kranken vom Verfolgungswahn hei-
len, wenn der sich ganz real beobachtet
fühlen darf? Auch wenn im Zeitalter der
Big-Brother-Medien-Gesellschaft das
Motto für manchen lautet: Lieber Über-
wacht werden als gar nicht beachtet sein.
Auch eine Art der Depression: Men-
schen,  die sich nur noch wohl fühlen,
wenn eine Kamera auf sie gerichtet ist.

Für die umfassende Kriminalitätsbe-
kämpfung wäre natürlich die in den Kör-
per verpflanzte Kamera am besten. Jeder
sieht, was jeder sieht. Nur wie das alles
auswerten? Das flächendeckende Beob-
achtungssystem allein tut es nicht. Daran
ist vor kurzem schon ein deutscher Über-
wachungsstaat mit gescheitert. Er hätte
eine noch größere Parallelbevölkerung
als Sicherheitskräfte benötigt. Und wer
kontrolliert die? Wenn die restliche Welt-
bevölkerung sich in ein raffiniert ausge-
tüfteltes Beobachtungssystem einbauen
lässt, dürfte es mit der lückenlosen Beob-
achtung aller in Deutschland Lebenden
klappen. Samt ihrer öffentlichen Plätze
und Fahrstühle.

Lutz Rathenow

KO M M E N TA R

Die Kamera, die ist
schon da

lichen Verkehrsmitteln, von der bewachten
Wohnung zum bewachten Office. Shop-
ping, Kultur, Themenpark und, wenn
man’s hat, Kindergarten, Schule und Uni-
versität sind ebenfalls in Sicherheit und
Verbindungskorridore einbezogen. Es do-
miniert ein schwarzes, aber ästhetisiertes

„Privatopia“, das den lästigen, gefährli-
chen, dreckigen Rest der Welt verbannen
möchte. Diesem Ziel dient die freiwillige
Segregation. „Living the Global City“ ist
kein Ziel derartiger Anlagen – im Gegen-
teil, es geht gegen die Stadt als den Ort der
Dritten Welt. Insofern verwundert es nicht,
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Als Ziel der Agrarwende gilt die Stär-
kung des biologischen Landbaus, der

derzeit 11000 Betriebe mit 450 000 Hektar
umfasst. Ihr Anteil von bisher 2,4 Prozent
soll sich in zehn Jahren auf 20 Prozent fast
verzehnfachen. Hierfür  müssten sich  an
die 10 000 Landwirte pro Jahr auf ökologi-
schen Anbau umstellen – bisher sind es
rund tausend jährlich –, und die Verbrau-
chernachfrage müsste um
den Faktor 10 wachsen ...

Als ob es nicht schon ge-
nug Bio-Markenzeichen gäbe,
kreiert Ministerin Künast nun
ein neues Ökosiegel. Dabei
löst sie noch nicht einmal ihr
Versprechen von der „Ein-
heitlichkeit und Klarheit“
ein, sondern fügt den vorhan-
denen Logos nur ein weiteres
hinzu. Dass man dieses Siegel bräuchte,
„um zu wissen, ob Bio drin ist“, stimmt
nicht. Seit der EU-Verordnung von 1991
über den ökologischen Landbau dürfen
Nahrungsmittel nur dann als „biologisch“
oder „ökologisch“ bezeichnet werden,
wenn sie wirklich aus kontrolliert biologi-
schem Anbau stammen: Nur wo „bio“ drin
ist, darf auch  „bio“ draufstehen. Zudem
muss auf allen Bio-Lebensmitteln (außer
Fisch) der Name oder die Codenummer der
verantwortlichen Kontrolleure, etwa „DE-
001-Öko-Kontrollstelle“ vermerkt sein.

Was also um Himmels Willen soll ein
neues Ökosiegel? Tatsächlich beachten
nur wenige KonsumentInnen die Kon-
trollvermerke. Dies gilt für die übergroße
Mehrheit derer, denen Ökologisches völ-
lig gleichgültig ist, genauso wie für über-
zeugte Bio-KundInnen. Wichtiger sind –
neben dem Vertrauen zum jeweiligen Hof-
oder Naturkostladen – die Markenzeichen
der ökologischen Anbauverbände, denen
auch drei Viertel aller bundesdeutschen
Bio-Bauern angehören. Da die Logos von
Demeter, Bioland, Naturland, Ecovin und
anderen älter, bekannter,  glaubwürdiger
und strenger sind, können diese Landwir-
te und der Naturkosthandel auf ein neues
Siegel getrost verzichten. Dies ist auch ein
Grund, weshalb sich das bereits 1999 ein-
geführte bundeseinheitliche „Öko-Prüf-
zeichen“ praktisch nicht durchsetzen
konnte.

Demgegenüber bringt das Künast-Sie-
gel eine Aufwertung für Bio-Produkte
zweiter Klasse mit verwässerten Stan-
dards, unübersichtlicher Herkunft und –
niedrigeren Preisen. Im Hintergrund ste-

hen offensichtliche ministerielle Aversi-
onen gegen Naturkostläden und eine ge-
radezu zwanghafte Ausrichtung auf die
Supermärkte. Diese wiederum haben erst
vor kurzem ihre Verlässlichkeit bewiesen,
als sie tiefgefrorenes Rindfleisch ohne
BSE-Tests aufgetaut und als Frischfleisch
verkauft haben. Solche Lebensmittel-
händler, Importeure und eine bisher erst

kleine Gruppe von Landwir-
ten werden die Nutznießer
des Künast-Siegels sein,
weil sie ansonsten kein Mar-
kenzeichen vorweisen kön-
nen. Ursache hierfür ist, dass
sie zwar die EU-Bio-Verord-
nung, nicht aber die strenge-
ren Regeln der Anbauver-
bände erfüllen. Dabei liegt
der wichtigste Unterschied

in der sogenannten „Teilumstellung“.
Während die Verbandsmitglieder ihre Be-
triebe vollständig ökologisch bewirt-
schaften müssen, reicht es nach der EU-
Bio-Verordnung aus, einzelne, zum Bei-
spiel besonders lukrative Betriebsteile,
umzustellen. So kann ein konventioneller
Landwirt durchaus ökologischen Spargel
anbauen. Ein anderer mästet vielleicht
Bio-Schweine, die er mit ökologischem
Futter ernährt, das er  aber nicht selbst
anbaut, sondern – womöglich als Import-
futter – zukauft. Überdies sind die EU-
Regeln für den Zukauf konventionell auf-
gezogener Jungtiere, die natürlich weni-
ger kosten als etwa Bio-Ferkel, großzügi-
ger als die Anbauverbände. Teilökologi-
sche Landwirte haben also größere Spiel-
räume, um Kostenvorteile  auszunutzen,
und können entsprechend preiswerter
produzieren. Zugleich aber wird die Kon-
trolle solcher Gemenge aus ökologischen
und konventionellen Betriebsteilen im-
mer verzwickter – ob sie jeder innerbe-
trieblichen Grenzverletzung auf die Spur
kommt?

Genau diese schwer durchschaubare
ökologisch-konventionelle Mischwirt-
schaft wird, gestützt auf die Beliebtheit
der Ministerin, durch das Künast-Siegel
ausgezeichnet. Ob die bestehenden, voll-
ständig umgestellten Bio-Betriebe, ihre
Hof- und die Naturkostläden dieser billi-
geren Konkurrenz standhalten können, ist
noch nicht ausgemacht. Es wäre nicht das
erste Mal, dass die Wegbereiter des Fort-
schritts   von   Trittbrettfahrern überrollt
werden.

Ulrich Häpke

KO M M E N TA R

Ökologie zweiter
Klasse: Das

Künast-Siegel

dass diese Tendenzen insbesondere in Los
Angeles, Süd-Kalifornien und dem „Sun-
Belt“ der USA zu finden sind. Reale Erfah-
rungen und cyberreale Bilder werden
kaum unterschieden. Wissen wir doch: „Ir-
gendwo bei Barstow“, am Interstate 15
hinter Las Vegas, vor Los Angeles, war es,
„als die Drogen zu wirken begannen.“
Seitdem baut man dort, nicht nur, aber im-
mer öfter (handelt es sich doch seit 1970
um eine Wachstumsindustrie), geschlosse-
ne Wohnquartiere, grenzt ganze Blöcke in
der Stadt ab.

„Globalisierung“, „Postmoderne“ und
„Postfordismus" mit ihrer Verdichtung
von Zeit und Raum, das heißt auch von
Ungleichheiten und Ungleichzeitigkei-
ten, zerstören großflächige sozioökono-
mische Einheiten. Hiermit verbinden sich
notwendig – denn die neuen Räume sind
verletzlich, müssen gepflegt werden und
setzen ein (kauf-)bereites, angstfreies Pu-
blikum voraus – Akte des Sortierens und
Disziplinierens. Lash und Urry verbinden
mit dieser Ökonomie das Konstrukt unre-
gierbarer Räume und entsprechender Be-

wohner: Gegen diese Stadträume „hel-
fen“ einerseits entsprechende Informatio-
nen,  um die  Zeichen  richtig  zu  deuten
(man muss vermeiden zum „wrong man“
am „wrong place“ zur „wrong time“ zu
werden), andererseits mauert man sich
qua Zitadellenkultur ein. Ferner werden
die neuen Ereignisräume und Stile ge-
schützt, hier setzt die Gefahrenabwehr
ein. Ohne den direkten Anlass einer Straf-
tat wird der Augenschein zum zwingen-
den  Tatverdacht, auf Grund bestimmter
Zeichen (Kleidung, Alkohol, Fastfood,
Zusammenrottung) werden bestimmte
Personen auffällig und aussortiert. Solche
Personen und Gruppen gelten als Stören-
friede, die das angepasste Publikum be-
einträchtigen. Mauern, Ordnungsschema-
ta und Kontrollen ergänzen sich wechsel-
seitig und vermitteln dem Überwachungs-
regime seine weit reichende, stets aber
bedrohte Geltung. Die offene Stadt, die
sich öffnende Architektur,   heterogene
Raumnutzungen schwinden dem Neben-
einander kontrollierter Räume. Bedro-
hung wird entlang der zugerechneten
Kaufkraft und „Marken“(-artikel) defi-
niert: Im „Wohlstandschauvinismus“ ver-
schmilzt dies, es eröffnen sich vorbeugen-
de Überwachungsaktionen. Der Ermes-
sensraum von Polizei und Sicherheits-
diensten wird diffuser und weitet sich in
ein Sicherheitsvorfeld aus.

■ Die Ästhetik der Zitadelle

Weil Teufel (und Götter) nur im Detail
leben, gibt es kein Schwarz-Weiß. Weißen
Auswegen aus der postnationalen Kon-
stellation steht keine schwarze Zitadellen-
kultur, keine Festung Los Angeles (so
Mike Davis) gegenüber. Weder – noch:
L. A. umfasst beides (und mehr) mit sei-
nen Räumen und Gruppen (Hennig 1998).
Beide Deutungen existieren abgekoppelt,
treffen sich aber in einer Ästhetisierung
des Sozialen, wie sie die Zitadellenkultur
und „Heteropolis“ charakterisiert: Loyola
Law School, eine katholische Privatuni-
versität, eine „Gated University“, die
Frank Gehry im Downtown-Vorfeld von
L. A. gebaut hat, sei erwähnt, um dieses
Zusammentreffen und diese Ästhetik zu
veranschaulichen.5 Schwarz: Die Außen-
seiten sind schroff, als Fremder kann man
die  Universität nur durch das Parkhaus
betreten (wenn man dies weiß). Weiß: Im
geschützten Innenraum öffnet sich der
Campus zur Piazza, hier herrschen Ruhe
und Einkeh. Ästhetik: Feuertreppen,
Wachtürme, Metallfassaden, Zeichen der
Ungastlichkeit werden bewusst eingebaut
und umdefiniert, ästhetisiert. Fronten
weichen einem Wechselspiel, Räume
werden sortiert. Erst die weißen und die
schwarzen Seiten ergeben  jenes diffuse
Krisenbewusstsein, aus dem die In- und
Exklusionen gebaut werden. Alte Szenari-
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en mit schroffen, offensichtlichen Grenz-
ziehungen werden obsolet, man weiß, wo
man hingehört, weiß man’s nicht, helfen
ästhetische Zeichen. Das Soziale nähert
sich einem Piktogramm. Physische Kon-
trolle  wird verdeckt durch „freundliche
Helfer“.

Sicherheit und Risiko werden Schlüs-
selworte, die zwar Materialität brauchen,
sich aber, vergleichbar der Angst, aus ver-
schiedensten Feldern nähren können. Vie-
le Konstrukte und Eindrücke führen in die
Zitadelle. Ihre anti-gesellschaftlichen und
anti-multikulturellen Botschaften nähren
sich auch aus weißen Erzählungen zur Er-
neuerung erfahrbarer, begehbarer Städte
und aus sympathischen Vernunftbildern
zur „Solidarität der Weltbürger“. Wenn
schon – Jane Jacobs sei’s geklagt – keine
ganze Stadt wiederbelebt wird und Ha-
bermas’ „kosmopolitische Gemeinschaft“
schwer vorstellbar ist, warum soll nicht
ein besonderer Gemeinschaftssinn im Ein-
zelnen, eben in der „Gated Community“,
realisiert werden? Ummauerte Wohnge-
biete und Sicherheitszonen um alle sozia-
len Funktionen sind bemüht, eine kleine
Antwort für solche Sehnsüchte zu finden.
In einer Stadt des Verfalls (Beauregard),
der Fronten (N. Smith) oder des Kontextes
für Gewalt (Eisner) – um einige kritische
Autoren anzuführen –, in einer fragmen-
tiert und gespalten angesehenen Stadt
scheint ein  „gutes Leben“ der hier und
heute nur einmal Lebenden im Ganzen un-
möglich. Halbe Lösungsversuche verla-
gern sich vom Universellen zum Partiku-
lären, zum gerade ausgelebten Stil oder
Milieu. Halbheiten obsiegen, wenn Politik
und Staat verzichten oder unfähig sind, die
im Konzept der „Gated Communities“
verborgenen Gesellschaftsbilder zu reali-
sieren.

Förderlich, weil legitimierend, für den
zynischen Abschluss ist es, dass die ob-
waltende Ökonomie der Zeichen „unre-
gierbare Räume“ mit wahrhaft Benachtei-
ligten oder  das  Privatisieren  vormaliger
Gemeingüter als Sachzwänge darstellt.
Die Wende zum Einschluss und damit zum
Ausschluss der Fremden erhält den Ge-
schmack des Notwendigen, mindestens

der Schwachen, der Kinder und Alten we-
gen muss es sein. Die „Gated Communi-
ty“ wird zum behüteten Familienanwesen
(„gated family estate“) gegen zunehmende
ethnische Vielfalt bei einer sich vertiefen-
den sozialen Kluft.6 Rifkin unterstreicht,
dass geschlossene Gemeinden Lebensstil
verkaufen und dabei – entgegen der Wahr-
heiten innerhalb ihrer Mauern7 – die Werte
von Familie, Kindheit, Alter, überschau-
bare Klein- und Mittelgemeinden sowie
„bessere, alte Zeiten“ hervorkehren.

■ Die private Festung und das
staatliche Gewaltmonopol

Auf Foucaults topologischer Karte der
Schlachtfelder der Macht bildet das „For-
ting Up“ der „Gated Communites“ einen
Endpunkt gegenüber dem staatlichen Ge-
waltmonopol. Oder sind sie ein Start-
punkt, der vom „globalen Naturzustand“
ausgeht? Wohin? Aus Sicht der Moderne
versprechen sie eine Aufhebung des Uni-
versalismus, eine Reduktion von Öffent-
lichkeit, Politik und grenzüberschreitender
Erfahrungen in der Dialektik schützender
und begrenzender Mauern. Damit öffnet
sich das Thema der Akzeptanz von Diffe-
renz und von Lernprozessen, die ohne Ab-
spaltung im Mittelmaß von Grau in Grau
auskommen. „Gated Communities“ als re-
aktionäre Provinz zu verspotten ist leicht,

greift aber zu kurz, wenn eine universelle
Antwort aufgegeben wird. „Gated Com-
munities“ leben von Sehnsüchten, verste-
hen sich als Antwort auf ein falsches Le-
ben, auf eine entfremdete Umwelt. Ihre
Absage an das staatliche Gewaltmonopol,
ihre Privatisierung von Sicherheit fordert
Politik und Staat heraus. Das ist ein offe-
ner Schluss. Brecht glaubt in Der gute
Mensch von Sezuan (1938/39): „Es muss
ein guter [Schluss] da sein, muss, muss,
muss!“ Geht es heute nur um ein Späßchen
vor dem Sonnenuntergang am Santa Mo-
nica Boulevard?8 Wenn zugleich der Staat
versagt, gewinnen dann geschlossene
Wohn- und Macht-Komplexe? ■
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Gegen Ende des 18. Jahrhunderts wandte
sich der irische Publizist und Spanien-
kenner Bernard Ward gegen ein falsches
Lob  der legendären Genügsamkeit der
Bewohner der iberischen Halbinsel: „Es
gibt manche missverstandenen Tugen-
den, die politische Laster sind und ein
großes Hindernis für die Wirtschaft dar-
stellen. Die Genügsamkeit der Spanier ist
weithin die Ursache ihrer Trägheit: Wer
sich mit wenig Nahrung und Kleidung
zufrieden gibt, wird, wenn er in drei Ta-
gen verdient, was er für sechs Tage
braucht, nicht mehr als drei arbeiten.“
Ward klagt die Genügsamkeit dort an, wo
sie als Entschuldigung der Trägheit dient.
Gegen Ende des 18. Jahrhunderts hatte
Spanien 10 Millionen Einwohner,  von
denen 1,4 Millionen dem Adel und mehr
als 200 000 dem Klerus und religiösen
Orden angehörten. Juan Goytisolo, aus
dessen  Buch Spanien und die Spanier
(Frankfurt/M. 1982) das obige Zitat von
Ward stammt, schreibt, dass in Altkastili-
en auf jeden dritten Einwohner ein Adels-
titel kam und in Navarra auf jeden fünf-
ten. Nur in Katalonien war der Anteil der
Nobilität mit 0,33 Prozent erheblich ge-
ringer. Die von Ober- und Unterklassen
weitgehend geteilte Genügsamkeit ist in
diesem Zusammenhang weder erzwun-
gen noch naturnotwendig, sondern scheint
in Tiefenschichten „des Südens“ angelegt
zu sein, die nur zivilisationsgeschichtlich
verstanden und aufgebrochen werden
können. Jedenfalls dokumentiert die Kri-
tik Wards eine wachsende Differenz zwi-
schen nördlichen und südlichen Ländern,
die der frühen Neuzeit noch weitgehend
unbekannt war. Diese Differenz scheint
sich erst mit der industriellen Revolution,
die als Revolution der Verbrennungsener-
gie vor allem in Ländern der nördlichen
Hemisphäre griff, wirklich durchgesetzt
zu haben. Den Norden riss die industriel-
le Revolution definitiv aus seiner Träg-
heit. Sie  veränderte  die  Bevölkerungs-
zahlen, die Städtegrößen, die Verkehrsbe-
wegungen und -massen grundlegend. Mit
einem Wort: Sie kolonisierte den Norden.
Eine entsprechend tiefe, zivilisatorische
Kolonisierung des Südens hat bisher
nicht stattgefunden. Sie hätte auch an
ganz anderen Elementen – etwa dem
Wasser – ansetzen müssen. Die Kolonie-
bildung im Süden, die im Verlauf des 19.
Jahrhunderts einsetzte, war nicht eine
wirkliche zivilisatorische Überformung,
sondern nur eine vordergründige Aneig-
nung. Aber unser Begriff und unsere Vor-
stellung der „Kolonie“ kommt von dieser
oberflächlichen Landnahme und Roh-
stoff-Aneignung im Süden durch indus-
trialisierte Nordländer. Diese Nordländer

wiederum – welch eine Verwirrung – hal-
ten sich selber gerne für organisch ge-
wachsene Nationen, obwohl gerade sie in
einem tiefen Sinn Koloniebildungen in
der Erdgeographie darstellen.

Die Frage ist nun nicht, ob es im Nor-
den vielleicht erstrebenswert sein könn-
te, in die grüne Ursprünglichkeit vorko-
lonialer Energie-Armut zurückzusinken,
sondern ob es im Süden vielleicht An-
zeichen dafür gibt, dass eine wirkliche,
zivilisatorisch eigenständige Kolonisie-
rung im Gange ist. Indizien dafür wären

weniger in großen Erfindungen und Er-
eignissen zu suchen, sondern vielmehr
in feinen, fast unmerklichen Verschie-
bungen.

27 ’01
Die spanischen Küstenprovinzen von
Alicante über Murcia bis Almeria sind
in jüngster Zeit durch zwei Arten von
Meldungen aufgefallen: Durch den ho-
hen Anteil von Arbeitsimmigranten, der
zu Unfällen und sozialen Konflikten
führte. Durch den gestiegenen Wasser-
bedarf, der zum Projekt einer weiträu-
migen Wassertransfusion vom Ebro nach
Südspanien führte. Die beiden Neuig-
keiten gehören zum gleichen Phäno-
men: einer geradezu frenetischen Akti-
vität in diesen Provinzen. Eine neue An-
passungsform der Gemüse-Landwirt-
schaft an südliche Breiten (Kulturen
unter Plastik), weiterverarbeitende Indus-
trien, Tourismus-Erschließungen, Mas-
senkonsum und Wohnungsbau kommen
zusammen. Die – im Niedriglohnsektor
liegende – Beschäftigung von Immigran-
ten und der – durch das Plastiksystem
relativ niedrig gehaltene – neue Wasser-
bedarf bilden zwei Seiten derselben Me-
daille. Ohne Wassertransfusion keine
Immigrations-Arbeitsplätze, ohne Immi-
gration keine Wasser- und Bodennut-

zung. Es ist leicht, heute gegen die
schlechten Arbeitsbedingungen der Im-
migranten zu protestieren und morgen
gegen die großen Wassertransfusionen.
Würde sich der Protest durchsetzen,
gäbe es überhaupt keine Aktivität. Die
wachsende aktive Bevölkerung wäre un-
ter sozialen und ökologischen Fanfaren
schlicht wegsaniert. Das Immigranten-
Leben ist hart, die Projekte erscheinen
manchmal wie plumpe Fossile, aber die-
se Gegend ist ein ziemlich einmaliges
Beispiel einer Nord-Süd-Verbindung
von Kapital und Arbeit im Mittelmeer-
raum. Vielleicht handelt es sich um Vor-
boten einer zivilisatorischen Süd-Kolo-
nisierung. Die Techniken können noch
wechseln, und was heute in Spanien ge-
schieht, kann morgen von Marokko fort-
gesetzt werden.

28 ’01
George W. Bush hat seinen Europa-Be-
such also in Spanien begonnen. Das war
nicht nur ein hübscher Affront gegen die
kerneuropäische Trägheit, sondern könn-
te auch eine tiefergründige atlantische
Parallele enthalten. Die Ergebnisse des
US-Bevölkerungszensus des Jahres 2000
sind nämlich für Europa interessant.
Nach dem Zensus ist die Bevölkerung der
USA in den Neunzigerjahren um 32,7
Millionen (13,2 %) gestiegen – ein Re-
kord in der  Geschichte der USA. Die
Zunahme geht sowohl auf Geburtenüber-
schüsse als auch auf Immigration zurück.
Dabei ist die hispanostämmige  Bevöl-
kerung der Hauptmotor. Sie ist seit 1990
um 60 Prozent gewachsen und ist dabei,
die afrostämmigen US-Bürger als stärks-
te ethnische Minorität abzulösen. Die
Hispano-Bevölkerung ist nicht nur im
Durchschnitt jünger, sondern auch urba-
ner. Sie hat wesentlich dazu beigetragen,
dass die großen US-Städte, die in den
Siebziger- und Achtzigerjahren als Aus-
laufmodelle zu Gunsten einer unaufhalt-
samen Suburbanisierung galten, in den
Neunzigerjahren wieder gewachsen sind:
New York etwa wuchs von 7 auf 8 Millio-
nen Einwohner. Von den zehn größten
Metropolen der USA haben nur zwei –
Philadelphia und Detroit – Bevölkerungs-
verluste hinnehmen müssen. Alle ande-
ren sind gewachsen. Chicago ist zum ers-
ten Mal  seit den Fünfzigerjahren wie-
der gewachsen, die Hispanos bilden ein
Viertel der Bevölkerung (1990 ein Fünf-
tel). Die wachstumsstärksten Regionen
und Städte liegen wiederum im Süden
der USA: In Texas sind die drei größ-
ten Städte Houston, Dallas, San Antonio
im Schnitt um 20  Prozent gewachsen,
Phoenix (in Arizona) sogar um 34,3 Pro-
zent. ■

SÜDWEST-BOULEVARD

KolonialeVorboten
aus dem Süden

■

GERD HELD
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„Schwerpunktsetzung“ wäre eine fatale Strategie

Die Wechselbäder in der Entwicklungs(hilfe)politik sind ebenso Legende wie diejeni-
gen in der internationalen Politik überhaupt. Nach der Skepsis über die Wirkungen
von Entwicklungspolitik breitete sich zwischenzeitlich auch mal wieder Optimismus
etwa in der Afrikapolitik aus. Neuerdings hat sich die Diskussion über die deutsche
Afrikapolitik intensiviert. Angestoßen wurde sie auch von einem Memorandum, das
seinerseits zu ernüchternden Schlussfolgerungen kommt. Unser Autor nimmt den
Tenor des Memorandums – „Schwerpunktsetzung“ – zum Anlass für ein Plädoyer für
die Kontinuität in der Entwicklungspolitik. Diese allerdings muss auf die Hilfe zur
Selbsthilfe setzen – und auf die Institutionenförderung in den afrikanischen Staaten.

ROGER PELTZER

D ie überwiegende Anzahl der
„schwarz“-afrikanischen Staa-
ten sei auch längerfristig ohne
jede Aussicht auf „Entwick-

lung im herkömmlichen“ Sinne, konsta-
tieren die Autoren des Memorandums1.
Auf Basis dieser Diagnose fordern die
Autoren für eine „neubegründete Afrika-
politik“  unter  anderem eine  ganz klare
Schwerpunktsetzung, die substanzielle
Ressourcen auf wenige Länder mit Poten-
zial konzentriert.

So wichtig es ist, sich anhand von Fak-
ten der ernüchternden Tatsache bewusst
zu werden, dass in weiten Teilen Afrikas
in den letzten Jahrzehnten keine Entwick-
lung, sondern eine Regression stattgefun-
den hat, möchte ich doch einigen zentra-
len Thesen der Autoren widersprechen.2

Weil Moral heute selbst bei den Grünen
einen eher untergeordneten Stellenwert in
der außenpolitischen Debatte hat, bemü-
hen sich die Autoren des Afrika-Memo-
randums die Interessen zu identifizieren,
die eine Beschäftigung der deutschen Po-
litik mit Afrika begründen könnten. Nach-
dem ein ökonomisches Interesse als nicht
vorhanden konstatiert wurde, bleiben
„aufgeklärte Interessen und eine Wertori-
entierung“ als Bezugspunkte deutscher
außenpolitischer Zieldefinition.

Frankreich bildet mit Deutschland die
Achse  des  sich vereinigenden Europas.
Und genauso wenig, wie es sich Deutsch-
land schon aus innenpolitischen Gründen

leisten kann, sich nicht intensiv mit der
Entwicklung in der Türkei auseinander zu
setzen, können Frankreich, Großbritanni-
en, Belgien oder Portugal und damit Eu-
ropa es sich leisten, angesichts von Mil-
lionen von weißen und farbigen Men-
schen, die gleichzeitig in Europa und in
Afrika zu Hause sind, Afrika links liegen
zu lassen.

Die Alternative für Deutschland und
Europa ist nicht, ob beträchtliche mensch-
liche und materielle Ressourcen in eine
Afrika-Politik investiert werden sollen
oder nicht. Es gibt nur eine Alternative
zwischen einer ad-hoc-Politik, die sich
von den Ereignissen, Krisen und Katas-
trophen treiben lässt, und einer Politik,
die sich um mehr Konsistenz und Lang-
fristigkeit bemüht.

■ Schwerpunktsetzung –
neues Leitbild für die Entwicklungs-

und Außenpolitik?

Über einen Punkt scheinen sich heute alle
einig zu sein: An die Stelle der Gießkanne
soll die Schwerpunktsetzung treten. AA
und BMZ bemühen sich bereits eifrig, das
umzusetzen, was etwa auch die Autoren
des Afrika-Memorandums fordern: Die
deutsche Zusammenarbeit mit Afrika soll
sich auf ausgewählte Schwerpunktländer
konzentrieren.3

Nun benötigt eine Schwerpunktsetzung
Auswahlkriterien. Wie schwierig die De-
finition solcher Kriterien ist und wie frag-
würdig Aussagen seien können, die auf
„objektiven“ Daten beruhen, zeigt aber
gerade das Memorandum anschaulich.
Das von den Autoren aufgestellte ökono-
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mische Ranking platziert etwa Äquatori-
alguinea – in dem seit einigen Jahren in
bedeutendem Umfang Erdöl gefördert
wird – unter den zehn Ländern, denen ein
Entwicklungspotenzial zuerkannt wird.
Weit abgeschlagen landet demgegenüber
Nigeria, das in die Kategorie „verharren-
de Niedrigeinkommensländer langfristig
ohne Entwicklungschancen“ eingeordnet
wird. Diese zugegebenermaßen zuge-
spitzte Auswahl zeigt, wie problematisch
Schlussfolgerungen auf Basis „objekti-
ver“ und gewichteter Daten sein können.
Die Zusammenarbeit mit Nigeria – dem
bevölkerungsreichsten und wirtschaftlich
potentesten Land Schwarzafrikas – auf
Not- und Krisenhilfe4 zu begrenzen, wie
es die Autoren des Memos auf der Grund-
lage ihres Rankings nahe legen, scheint
doch etwas weltfremd.

Hinzu kommt, dass die Beurteilung ei-
ner möglichen Entwicklungsdynamik an-
hand zum Teil weit zurückliegender statis-
tischer Daten an sich problematisch ist.
Die Aktienmärkte mit einer Funktionswei-
se, die auch vielen Sozialwissenschaftlern
zunehmend vertraut ist, beurteilen die Ent-
wicklungschancen von Unternehmen an-
hand der letzten Quartalszahlen und wich-
tiger qualitativer Faktoren, die die Wachs-
tumsdynamik der nächsten Jahre bestim-
men. Dies auf Afrika übertragen, kann
man schon heute mit einiger Sicherheit
vorhersagen, dass etwa der Tschad auf-
grund der bald zu bauenden Ölpipeline,
oder auch Mozambique aufgrund einer
großen Aluminiumschmelze und eines
Stahlwerkes (die in Kürze in Betrieb ge-
hen) ähnliche Wachstumsraten wie Äqua-
torialguinea aufweisen werden. Aber auch
für diese beiden Länder gilt die Frage, ob
sie dann plötzlich gewichtigere Potenzi-
alländer als etwa die Côte d‘Ivoire mit ih-
rem relativ hohen Einkommensniveau und
der überragenden wirtschaftlichen Bedeu-
tung für die Nachbarländer Burkina Faso,
Mali und Niger sind?

Tatsächlich zeigt eine nähere Analyse
der afrikanischen Ökonomien zweierlei.
Diese Ökonomien sind so schwach – der
Haushalt Kameruns entspricht dem einer
deutschen Großstadt –, dass schon weni-
ge größere Investitionen oder politische
Entscheidungen die relative wirtschaftli-
che Bedeutung eines afrikanischen Lan-
des im Verhältnis zu einem anderen
schnell und deutlich ändern können. Hin-
zu kommen die erratischen politischen
und wirtschaftlichen Entwicklungen. So
findet sich derjenige, der vor anderthalb
Jahren seine Schwerpunktsetzung in Zen-
tral- und Westafrika auf die damals pro-
sperierende und stabile Côte d‘Ivoire aus-
gerichtet hat, heute mit der Tatsache kon-
frontiert, dass sich die interessanteren In-
vestitionsmöglichkeiten in Ländern  wie
Nigeria oder Kamerun finden, die noch

vor kurzem in die „No-go“-Kategorie ein-
gestuft wurden. Geht man nach aus-
schließlich politischen Kriterien (s. u.) er-
gibt sich ein ähnliches Bild. Der „Kon-
sens“ der Konzentration auf Schwer-
punktländer verdient es, nochmals gründ-
lich in Frage gestellt zu werden.

Auf der anderen Seite macht es sicher
Sinn, die Afrikapolitik an Regionen5 aus-
zurichten und für jede dieser Regionen
spezifische Zielsetzungen zu formulieren,
anstatt auf  eine einheitliche  Politik für
den ganzen Kontinent zu setzen. Insofern
und auch im Plädoyer für eine stärkere
europäische Kooperation und Arbeitstei-
lung ist dem Memorandum zu folgen.

■ Stabilität und Demokratie
Hand in Hand?

Ein Großteil der afrikanischen Länder
lebt im oder am Rande des Bürgerkrieges.
Es ist nicht von der Hand zu weisen, dass
die formale Demokratisierung in einer
Reihe von Ländern die Zuspitzung zuvor
nur latent vorhandener ethnischer Kon-
flikte befördert hat. Das jüngste dramati-
sche Beispiel ist die Côte d‘Ivoire, wo die
alte und neue Machtelite im demokrati-
schen Kampf reale Konflikte, Interessen-
gegensätze („Wem gehört das Land?“)
und darauf aufbauende Ressentiments
nutzt. Dieses Kalkül – den Deutschen aus
der Asyldebatte nicht fremd – führt im
Zusammenhang mit der proklamierten
Ivoirité dazu, dass Millionen von „Gastar-
beitern“ und der moslemische Norden des
Landes von der politischen Teilhabe de
facto ausgeschlossen werden. Den ethni-
sierten politischen Auseinandersetzungen
sind bereits hunderte von Menschen zum
Teil in regelrechten Massakern zum Opfer
gefallen. Zehntausende wurden aus dem
Land vertrieben.6 Erfasst ein politisches
Ranking des so genannten Freedom Hou-
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se, das die Côte d‘Ivoire mit „teilweise
frei“ einstuft, diese Verhältnisse in ange-
messener Form? Kamerun, dessen brisan-
te ethnische Vielfalt von einem Präsiden-
ten mit einer Art „kontrollierter Demokra-
tisierung „so gemanagt wird, dass es seit
Jahr und Tag nicht zu relevanten gewalttä-
tigen Auseinandersetzungen zwischen
verschiedenen Ethnien kommt, erhält da-
gegen die Kategorie „unfrei“.

An dieser Stelle soll nicht für autoritäre
Regierungsformen plädiert werden, die ja
ihrerseits die eigentliche Gefährdung von
Frieden und Stabilität darstellen. Der un-
voreingenommene Beobachter wird aller-
dings zugestehen müssen, dass der not-
wendige Weg zu mehr Demokratie viel-
fach schwierig ist, und in der Ausgestal-
tung und der Wahl der Zeiträume eine grö-
ßere Bandbreite zugelassen werden sollte.
Außerdem sind Ungleichzeitigkeiten zu
sehen. Ein Mehr an Demokratie kann zu-
mindest vorübergehend mit mehr Korrup-
tion einhergehen. Eine kritische Presse
muss nicht unbedingt mit Chancengleich-
heit im Wettstreit der Parteien einherge-
hen. Teilbereiche der Regierungsarbeit
können recht gut organisiert sein, während
sich Teile der Armee Menschenrechtsver-
letzungen schuldig machen et cetera.

Diese Vielschichtigkeit inklusive der
politischen Dynamik mit einem Kriterien-
katalog zu erfassen, dessen Auswertung
dann etwa darüber entscheidet, ob sich
ein Land für mehr oder weniger Zusam-
menarbeit qualifiziert, scheint schwierig.
Auch vor diesem Hintergrund ist ein kon-
tinuierliches Engagement, das konsequent
und langfristig auf verlässliche Bündnis-
partner vor Ort setzt, sinnvoller. Drasti-
sche Sanktionen sollten auf wenige klare
und eindeutige Fälle begrenzt, dann aber
auch, wie beispielsweise bei der Ermor-
dung von Ken Saro Wiwa durch das mör-
derische Abacha-Regime in Nigeria, ohne
Zögern zum Einsatz kommen.

■ „Black Empowerment“ – Schlüssel
jeder tragenden Afrika-Strategie

In der politischen Diskussion um und
über   Südafrika ist unumstritten, dass
Black Empowerment – so schwierig und
schmerzhaft sich die Umsetzung im De-
tail darstellt – der Schlüssel für eine lang-
fristige gesellschaftliche und politische
Stabilisierung des Landes ist. Nur wenn
die schwarzen Südafrikaner in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen und damit
auch in der Kontrolle der wirtschaftli-
chens Ressourcen des Landes eine bedeu-
tende Stellung einnehmen, wird sich die
Mehrheit der Bevölkerung nicht auf Dau-
er ausgeschlossen fühlen, erhält das fried-
liche Zusammenleben unterschiedlicher
Rassen eine belastbare Basis.

So akzeptiert Black Empowerment für
Südafrika ist, in der entwicklungspoliti-
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schen Zusammenarbeit mit Schwarzafri-
ka wird dieses Thema kaum oder zu we-
nig thematisiert.

Während die deutsche und die europäi-
sche Außenpolitik stark auf die afrikani-
sche Diplomatie bei der Krisenprävention
und -bewältigung setzen und vereinte An-
strengungen unternommen werden, die
militärischen Kapazitäten afrikanischer
Länder bei der Bereitstellung von Kri-
seninterventionskräften und Friedenstrup-
pen zu verbessern (was sehr wichtig ist),
machen sich IWF und Weltbank bei den
anstehenden Privatisierungsprogrammen
kaum Gedanken, wie sicher-
gestellt werden kann, dass zu-
mindest  ein  Teil des privati-
sierten nationalen  Reichtums
in schwarzem lokalem Besitz
bleibt. Dieses Kriterium ist
nicht Bestandteil der Aufla-
genkataloge. Wenn die betrof-
fenen Länder auf lokaler Be-
teiligung am Aktienkapital pri-
vatisierter Gesellschaften be-
harren, wird dies vielfach nur
unter dem Gesichtspunkt ge-
sehen, dass dies anstehende
Privatisierungen natürlich zu-
nächst erschwert. Dabei liegt
es auf der Hand, dass es eine
langfristige Gefährdung der ge-
sellschaftlichen Stabilität eines
Landes darstellt, wenn sich 90
Prozent der Schlüsselsektoren
der Ökonomie im ausländi-
schen Besitz befinden.

Eine Analyse, die versucht,
qualitative Faktoren struktu-
rellen Wachstums und struktu-
reller Stabilität herauszufiltern, müsste
deshalb unter anderem darauf abstellen, in
welchem Umfang Schwarzafrikaner an
den Schlüsselsektoren der Ökonomie (im
Kapital und im Management) ihrer jewei-
ligen Länder teilhaben. Und da hätte man
in Côte d‘Ivoire (ganz anders als z. B. in
Nigeria und Ghana) schon zu Zeiten, als
sich das Land noch als eines der Hoff-
nungsträger des Kontinents präsentiert
hat, markante Defizite konstatieren kön-
nen.

Schwarze Unternehmer sind mit einer
Vielzahl von strukturellen Hindernissen
konfrontiert: Ihre europäischen Konkur-
renten haben klare Konkurrenzvorteile im
Hinblick auf Zugang zu Finanzierungen,
Märkten, Marktmacht, Know-how et ce-
tera. Die Zeiten, in denen der privilegierte
Zugang zu Importlizenzen oder gesetzlich
vorgeschriebene Jointventures mit lokaler
Mindestbeteiligung eine „ursprüngliche
Akkumulation“ erlaubt haben, sind – von
wenigen Ausnahmen abgesehen – vorbei.
Während aufstrebende dynamische schwar-
ze Unternehmer vielfach das Opfer will-
kürlich handelnder Behörden sind, gelingt

es den Tochtergesellschaften großer multi-
nationaler Unternehmen – nicht zuletzt
mit tatkräftiger Hilfe ihrer jeweiligen Re-
gierungen –, die Auswüchse solcher Will-
kür weitgehend einzugrenzen.

Vor diesem Hintergrund tun sich auch
Institutionen, die die Förderung der Pri-
vatwirtschaft in Entwicklungsländern
zum Ziel haben (Entwicklungsbanken),
mit der Förderung lokaler Unternehmer
schwer. Die Finanzierung der Tochterge-
sellschaften größerer multinationaler Un-
ternehmen erscheint vielfach einfacher
und risikoloser.

Das gilt in einem anderen Zusammen-
hang auch für die Umsetzung der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit. Die
Auftragsvergabe an ein deutsches Unter-
nehmen ist de facto vorgegeben. Und eine
Politik, systematisch lokale Subunterneh-
men und Fachkräfte einzuschalten, gibt es
nicht, was nicht ausschließt, dass dies aus
Gründen ökonomischer Rationalität des
Öfteren dennoch erfolgt. Wenn das BMZ
hingehen würde und bei der Beschaffung
des gesamten Materials und aller Dienst-
leistungen seines Vorfeldes eine Vorgabe
zur Bevorzugung lokaler Unternehmer
machen würde, hätte dies einen volkswirt-
schaftlichen Effekt, der gegebenenfalls
höher einzuschätzen ist als die originäre
entwicklungspolitische Leistung.

Die Frage, wie das gesamte Instrumen-
tarium der deutschen Zusammenarbeit
mit Schwarzafrika so ausgestaltet werden
kann,  dass die lokalen Eliten systema-
tisch gefördert und in die Lage versetzt
werden können, einen Großteil der anste-
henden Aufgaben selbst durchzuführen,
ist eines der Schlüsselfragen jedweder
langfristig angelegten Afrikastrategie.

■ Ohne funktionierende Institutionen
kein Fortschritt

Funktionierende Institutionen, die ge-
währleisten, dass Konflikte und unter-
schiedliche gelagerte Interessen unpartei-
isch und qualifiziert bearbeitet werden,
sind der Schlüssel zu wirtschaftlicher und
politischer Stabilität und damit zu anhal-
tendem Wachstum.

Es ist nicht so, dass es in dieser Hin-
sicht nicht positive Ansätze gäbe: Die Pri-
vatisierungskommission in Côte d‘Ivoire
hat professionell und recht zügig gearbei-

tet. Die sehr transparente und professio-
nelle Vergabe der Mobilfunklizenzen in
Nigeria gilt kontinentweit als beispiel-
haft. Die Minerals Commission of Ghana
ist kompetent besetzt und agiert im
Kampf um die begehrten Bergbaulizen-
zen weitgehend professionell. Nicht zu-
letzt arbeiten die Zentralbanken der
FCFA-Zone – eines der gelungenen Bei-
spiele französisch-afrikanischer Koope-
ration – unabhängig und auf hohem Ni-
veau.

Andererseits ist offensichtlich, dass es
sich dabei um vereinzelte Beispiele han-
delt und dass die Summe funktionieren-
der Institutionen in fast allen Ländern
(eine Ausnahme ist Senegal) weit entfernt
vom kritischen Minimum ist.

Deshalb ist Institutionenförderung ei-
nes der Kernthemen der entwicklungspo-
litischen Debatte geworden. In der tägli-
chen  Förderungspraxis wird diese  Not-
wendigkeit allerdings oft auf die Bereit-
stellung von Expertise und Fachkräften
verkürzt. Nur ist dies nicht das Kernpro-
blem. Die Tatsache, dass die Justiz in
Schwarzafrika weitgehend korrupt ist, hat
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nichts damit zu tun, dass die Richter man-
gelhaft ausgebildet wären. Im Gegenteil:
Wer bereit ist, dafür zu zahlen, wird von
den in England, Frankreich und USA aus-
gebildeten Juristen Urteile auf einem ho-
hen juristischen und  intellektuellen Ni-
veau bekommen. Es gibt heute kaum
noch relevante Berufe, in denen es nicht
genügend qualifizierte und gut ausgebil-
dete Afrikaner gäbe.

Die Frage ist vielmehr, wie die Heraus-
bildung einer gesellschaftlichen Dynamik
gefördert werden kann, die Transparenz,
Unparteilichkeit und Kontrolle verstärkt.
Dabei muss klar sein, dass externe Einwir-
kung  im Regelfall nur begrenzt Nutzen
stiften kann, die Hauptarbeit muss von den
Afrikanern selbst geleistet werden.

Mit Blick auf die Institutionenförderung
erscheinen mir neben der Entwicklung
und Implementierung von rechtlichen und
institutionellen Rahmenbedingungen, wie
etwa die Etablierung einer unabhängigen
Bankaufsicht, vier Elemente zentral:

Kontinuität und Verlässlichkeit der Zu-
sammenarbeit Gerade weil die afrika-
nischen Ökonomien und Gesellschaften
wesentlich anfälliger für externe Schocks
sind, sollte sich Entwicklungszusammen-
arbeit durch ein hohes Maß an Kontinuität
und Verlässlichkeit auszeichnen. Die viel-
fach praktizierte Stop-and-go-Politik von
deutscher Seite – etwa mit dem Mittel der
FZ-Sperre oder sich ändernder Schwer-
punkte kultiviert –, die Ausrichtung der
Zusammenarbeit an der Tagesaktualität,
läuft Gefahr, überspitzt gesagt, das allge-
meine Chaos noch zu vergrößern und die
strukturelle institutionelle Überforderung
der Partner weiter zuzuspitzen. Politische
und wirtschaftliche Auflagen müssen aber
berechenbar und erreichbar bleiben sowie
Kontinuität aufweisen. Die Keule der Un-
terbrechung der wirtschaftlichen Koope-
ration sollte nur im Extremfall angewen-
det werden.

Vorhandene Institutionen stärken Die
meisten afrikanischen Staaten haben ge-
wählte Parlamente. Ihre Bedeutung und
Durchsetzungsfähigkeit gegenüber Regie-
rungen und Präsidenten ist unterschied-
lich ausgeprägt. Im Regelfall sind sie al-
lerdings repräsentativer als alle Alterna-
tiven.

Vor diesem Hintergrund ist es mehr als
unglücklich, wenn etwa im Rahmen des
aktuellen Entschuldungsprozesses und sei-
ner Umsetzung neue Strukturen an den ge-
wählten Parlamenten vorbei entwickelt
werden. Es kann nicht sein, dass noch so
gut organisierte NGOs im Namen der Zi-
vilgesellschaft an die Stelle von Parlamen-
ten treten, auch wenn diese vielfach schwer-
fällig operieren. Ansonsten erreicht man
das Gegenteil von struktureller Stabilität.

Während sich der Himmel über Berlin
wolkenbruchartig ergoss und die

Straßen wegen Überflutung nicht mehr pas-
sierbar waren, diskutierte die entwick-
lungspolitische Gemeinde das Problem der
Verknappung von Wasser in den verschie-
denen Regionen der Welt: die Austrock-
nung des Aral-Sees, die industrielle Ver-
schmutzung in Indien, die  Dürre in  der
Sahel-Zone und die Ver-
knappung in der 20-Millio-
nen-Metropole von Mexi-
ko-Stadt. So unterschied-
liche Personen wie der Ita-
liener Riccardo Petrella,
weltbekannter Autor des
„Wassermanifestes“, Vertre-
ter deutscher Wasserversor-
gungsunternehmen wie Aquamundo, Mann-
heim, der Generalsekretär der World Com-
mission   on Dams, Regierungsvertreter,
Wissenschaftler und Aktivisten aus Bür-
gerorganisationen   diskutierten über   die
zentrale Bedeutung des Wassersektors im
Rahmen der Förderung einer weltweiten
nachhaltigen Entwicklung und Armutsbe-
kämpfung.

Trockenheit, Dürre und von Menschen
direkt oder indirekt beeinflusste Umstände
führen dazu, dass 1,3 Milliarden Menschen
keinen angemessenen Zugang zu Wasser
haben. Doppelt so viele, also 2,6 Milliarden
Menschen, haben keinen Zugang zur Ab-
wasserentsorgung. Schätzungen zufolge
werden bis zum Jahre 2025 zwischen 3 und
4 Milliarden Menschen keine sichere Ver-
sorgung mit sauberem Wasser haben, soll-
ten sich die gegenwärtigen Trends fortset-
zen. Hinter diesen Zahlen verbirgt sich in
Entwicklungsländern die alltägliche Mühe,
den überlebensnotwendigen Zugang zu
Wasser zu sichern, „koste es, was es wolle“.
Das heißt, vor allem für Frauen, stunden-
lange Wege, um überhaupt an Wasser zu
kommen, den „fliegenden Händlern“ Was-
ser zu hohen Preisen abzukaufen oder in
der Angst zu leben, durch unreines Wasser
die Gesundheit der eigenen Kinder zu ge-
fährden.

Die Versorgungsprobleme in vielen
Entwicklungsländern sind nur zum Teil
auf widrige Natur- und Klimaverhältnisse
zurückzuführen, zum Teil sind sie „haus-
gemacht.“ In vielen Ländern werden die
Wasserpreise aus politischen Gründen
niedrig gehalten. Ein großer Teil des billi-
gen Wassers kommt den Mittelschichten
und den Reichen, vor allem in den Städ-
ten, zugute. Arme und abgelegene Regio-
nen bleiben vielfach von der Wasserver-
sorgung ausgeschlossen, zumal von dort
kaum politischer Druck zu erwarten ist.
Auch fehlen den Wasserbetrieben in der
Regel die Mittel zur Versorgung der
Wohngebiete der Armen. Ambulante Was-
serhändler übernehmen oft die Aufgabe
der öffentlichen Wasserversorgung und
verlangen häufig die höchsten Preise. We-
gen maroder Versorgungssysteme gehen
auf dem Weg zum Verbraucher in ländli-
chen Regionen circa 40 Prozent, in den
Städten noch mehr verloren.

Auf Grund der skizzierten Problemlage
ist es richtig, dass der Wassersektor im
Rahmen unserer Entwicklungskooperati-

on höchste Priorität hat. Denn die Versor-
gung mit Wasser ist ebenso wie das Recht
auf Nahrung ein menschliches Grundbe-
dürfnis und eines der wichtigsten Ent-
wicklungsziele. Laufende Projekte und
Programme werden mit 600 bis 800 Mil-
lionen DM jährlich unterstützt. Damit ist
Deutschland der größte europäische bila-
terale Geber auf diesem Gebiet.

Die Kooperation verfolgt
die  Ziele:  Versorgung  der
Bevölkerung mit Trinkwas-
ser; Schutz der natürlichen
Ressourcen; effiziente Ver-
wendung des Wassers; Ent-
sorgung der Abwässer; Ef-
fizienzsteigerung landwirt-
schaftlicher Bewässerung

sowie die Unterstützung der Partner bei
der Weiterentwicklung öffentlicher Insti-
tutionen. Vielfach liegt die größte Schwä-
che in völlig unzureichenden politischen
Rahmenbedingungen. Es fehlen klare po-
litische Vorgaben für ein nachhaltiges
Management der Wasserressourcen, es
mangelt an Kompetenz in den Versor-
gungsbetrieben und an klaren Zuständig-
keiten zwischen kommunalen, regionalen
und nationalen Stellen. Deshalb ist Bera-
tung bei Reformen des Wassersektors
eine wichtige Aufgabe der Entwicklungs-
zusammenarbeit.

Der jährliche   Investitionsbedarf   für
Wasserversorgung wird in Entwicklungs-
ländern auf 60 Milliarden US-Dollar ge-
schätzt. Daher reichen sowohl die natio-
nalen Kapazitäten der Partnerländer als
auch die öffentliche Entwicklungszusam-
menarbeit nicht aus, um die großen Her-
ausforderungen zu bewältigen. Privates
Kapital und Know-how sind dringend er-
forderlich, auch die Privatwirtschaft muss
mit einbezogen werden. Der Privatsektor
kann erheblich zur Entschärfung der Ver-
sorgungsdefizite beitragen.

Auch in Berlin wurde diese internatio-
nal drängende Frage kontrovers disku-
tiert: Ist Wasser ein öffentliches Gut, das
jedem Menschen kostenlos zur Verfügung
stehen muss? Die Balance zu finden zwi-
schen dem Zugang zu Wasser und seiner
Preisgestaltung ist eine Aufgabe, die in
den Ländern diskutiert und entschieden
werden muss. Eines scheint mir jedoch
klar: Wasser hat einen Preis, einen Preis
als knappes, schützenswertes Gut. Einen
Preis, weil es Kosten verursacht. Es muss
transportiert, aufbereitet, gereinigt, ver-
teilt und seine Qualität muss kontrolliert
werden. Erfahrungen deuten darauf hin,
dass die Wasserversorgung am ehesten
nachhaltig ist, wenn die Verbraucher in
einem sozialverträglichen Tarifsystem für
die Kosten der Wasserversorgung mit auf-
kommen. Allerdings ist Wasser auch ein
öffentliches Gut, zu dem jeder Zugang
haben sollte. Deshalb ist es Aufgabe des
Staates, die angemessenen Rahmenbedin-
gungen für ein effizientes Wassermanage-
ment und Versorgungssystem zu sorgen –
das allerdings nicht allein das Recht des
Menschen auf Wasser anerkennt, sondern
auch das Recht der Natur auf Wasser re-
spektiert.

Uschi Eid
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Sicherung von Einflussmöglichkeit und
Mitsprache Der Regelfall der finanziel-
len Zusammenarbeit gestaltet sich so,
dass die Kreditanstalt für Wiederaufbau,
die die deutsche Kapitalhilfe abwickelt,
Wasserversorgungs- und Abwassersyste-
me, Hafenanlagen oder auch Stromleitun-
gen über Jahre finanziert, aber in den Auf-
sichtsgremien der jeweiligen Wasser-,
Strom- und Hafengesellschaften nicht
vertreten ist. Das ist ein Fehler. Wichtiger
als die Finanzierung des einen oder ande-
ren Wasserrohres ist es, dafür zu sorgen,
dass das Management dieser Gesellschaf-
ten berechenbar, transparent agiert. Die
Wahrnehmung eines Aufsichtsratsmanda-
tes kann, auch wenn es nur ein Sitz in
einem zehnköpfigen Gremium ist, dabei
wertvolle Hilfestellung leisten. Man
nimmt Einfluss auf die Wahl des Wirt-
schaftsprüfers, kann auf bestimmte Re-
geln bei der Vergabe größerer Aufträge
achten, die Diskussion über die Preisfest-
setzung mit beeinflussen, darauf achten,
dass sich Dienstwagen und Erster-Klasse-
Flüge in Grenzen halten et cetera. Das ist
Institutionenförderung par excellence.

Dieser Vorschlag steht nicht im Gegen-
satz zu einer stärkeren Förderung afrika-
nischer Eigenverantwortung. Im Gegen-
teil: Viele Afrikaner werden zustimmen,
dass die Präsenz neutraler Dritter hilft,
ethnische Zwänge, Rücksichtnahme auf
den Willen einzelner Minister, Patronage
et cetera einzudämmen, kurz: die Praxis
von „Good Management“ zu fördern. Die
Kooperation braucht deutlich weniger
Consultants, aber  mehr  gute Fachleute,
die in die Entscheidung von privaten, pa-
rastaatlichen Unternehmen oder auch Be-

hörden eingebunden sind, vorausgesetzt
es ist klar, dass die afrikanische Seite die
Federführung hat.

Bedeutende Privatinvestitionen: Inseln
struktureller und institutioneller Stabili-
tät Die Bewertung von ausländischen
Direktinvestitionen fällt differenziert aus.
Der mit vielen Mitteln geführte Kampf um
den Erhalt von Bergbaulizenzen kann er-
heblich zur Destabilisierung von bereits
schwachen Regierungen beitragen. Auf
der anderen Seite sind größere ausländi-
sche Unternehmen, die regelmäßig Steu-
ern zahlen, die ihren Angestellten und de-
ren Familien feste Arbeitsplätze mit abge-
sicherten Sozialleistungen bieten, die ihren
schwarzen Mitarbeitern Aufstiegs- und
Entwicklungschancen bieten, die ihr Kapi-
tal für lokale Investoren öffnen und ihre
Beziehung mit den angrenzenden Gemein-
den und Regionen vernünftig regeln, die
jährlich geprüfte Bilanzen mit Jahresbe-
richt erstellen und veröffentlichen, „Inseln
struktureller Stabilität“. Mit ihnen können
Umweltaktionspläne vereinbart werden,
die für die örtlichen Behörden Maßstäbe
setzen. Sie können über Qualitätsstandards
und Ausbildung von zuliefernden lokalen
Unternehmern und Bauern entwicklungs-
politisch mehr erreichen als noch so gut
gemeinte Entwicklungshilfeprogramme.
Mit ihren multikulturell zusammengesetz-
ten Belegschaften haben sie ein massives
Eigeninteresse an rationalen und politi-
schen Lösungen ethnischer Konflikte. In
der Zusammenarbeit mit diesen in der Re-
geln nicht deutschen Unternehmen bieten
sich viele nicht genutzte Ansatzpunkte für
eine „Private Public Partnership“. ■

1 Das Memorandum zur Neubegründung der deut-
schen Afrika-Politik erschien im Oktober 2000
und wurde verfasst von Ulf Engel, Robert Kappel,
Stephan Klingebiel, Stefan Mair, Andreas Mehler
und Siegmar Schmidt (c/o Institut für Afrikanistik
der Universität zu Leipzig, Burgstraße 21, 04109
Leipzig).

2 Der folgende Text ist wesentlich von meinen lang-
jährigen beruflichen Erfahrungen in der Projektfi-
nanzierung in West- und Zentralafrika geprägt.

3 Selbstkritisch ist anzumerken, dass der Autor
ebenfalls ein „Einstiegspapier zur Reform der ent-
wicklungspolitischen Institutionen“ der BAG
Nord-Süd von Bündnis 90/Die Grünen mit ver-
fasst hat, das eine solche Schwerpunktsetzung
fordert.

4 So wird es auf Seite 2 des Memorandums gefor-
dert. Wie wenig eine Kategorisierung Nigerias als
„verharrendes Niedrigeinkommensland“ ein zu-
treffendes Bild der Realität vermittelt, mag die
folgende Beobachtung veranschaulichen. Bei
meinem kürzlichen Besuch in Lagos waren alle
Hotels vollständig ausgebucht. Der Grund: Nach
der Versteigerung der Mobilfunklizenzen hatten
sich dort Teams mit dutzenden von Spezialisten
der einschlägigen Telekom-Ausrüster dort einge-
mietet. Sie, wie z. B. die Firmen  Ericsson und
Siemens, erwarten in den nächsten Jahren in Nige-
ria Investitionen in Milliardenhöhe. Wenn es Nige-
ria schaffen  sollte –  was  nicht  sicher ist –,  in
einigen wenigen Schlüsselbereichen (Strom, Raf-

finerien, Telekommunikation) seine Wirtschaft zu
liberalisieren, wird es eine Investitionsdynamik
auslösen, die weltweit erhebliche Beachtung aus-
lösen würde. Eine solche Entwicklung ist nicht
sicher, aber auch nicht ausgeschlossen.

5 Die von den Autoren vorgeschlagene Regionen-
aufteilung wäre allerdings noch zu diskutieren.
Angesichts bestehender wirtschaftlicher und poli-
tischer Bindungen macht es aus meiner Sicht z. B.
wenig Sinn, das frankophone West- und Zen-
tralafrika auf zwei Regionen aufzuteilen. Gegen
diese Aufteilung spricht zudem strategisch, dass
es viele gute Gründe dafür gibt, Nigeria und Gha-
na in die FCFA-Zone mit Kopplung an den Euro
einzubinden.

6 Der Vollständigkeit halber muss allerdings gesagt
werden, dass es in der Côte d‘Ivoire auch starke
gesellschaftliche und politische Kräfte gibt, die
dieser Polarisierung entgegenarbeiten.

7 Im Afrika-Memorandum spielt dieses Thema eine
völlig untergeordnete Rolle. Die von den Autoren
bewusst akzentuierte Feststellung, dass der über-
wiegende Teil Afrikas überhaupt keine Entwick-
lungsperspektiven hätte, hat vielmehr psycholo-
gisch genau den gegenteiligen Effekt. Welcher qua-
lifizierte Afrikaner soll sich denn motiviert fühlen,
sein Human Capital oder sein Geld in Afrika zu
investieren, wenn die Perspektiven hoffnungslos
sind? Da macht es doch allemal mehr Sinn, die
eigenen Entwicklungsperspektiven in Europa oder
den USA zu suchen.

ENTWICKLUNGSPOLITIK
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An der Franselaan liegt seine Praxis:
unauffällig, eingezwängt zwischen

Zeitungsstand und Gemüseladen. Lange
Sprechzeiten, telefonische Beratung und
Hausbesuche sind in Gerard Musters Le-
ben eine Selbstverständlichkeit. Seit
Jahren geht er seiner Arbeit als Hausarzt
mit Leidenschaft nach. Kleiner Warte-
raum, winziges Vorzimmer, so sieht kein
Großverdiener aus. Fleißig rund um die
Uhr, kann er sich dennoch einen länge-
ren  Urlaub kaum leisten. Mindert das
sein   Engagement für die Patienten?
Wohl kaum, denn Ärzte verstehen sich
in den Niederlanden als Dienstleister.
Ein Plausch über die schöne Zeit, als er
in Deutschland stationiert war, ist aber
immer drin: „Die Deutschen mussten
sich sehr an unsere Diskutierlust bei Be-
fehlen gewöhnen ...”

Sicherlich leben niederländische Haus-
ärzte nicht alle so  bescheiden  wie  ein
Doktor für die Rotterdamer volksbuurt,
einem Stadtteil einfacher Leute. Dennoch
dürfte es vielen ähnlich gehen. Calvinisti-
sche Zufriedenheit mit den kleinen Freu-
den des Alltags und das Ethos des Helfen-
den haben aus der niederländischen Ärz-
teschaft eine angenehm umgängliche
Gruppe von Zeitgenossen gemacht. Für
die Durchsetzung eigener Interessen hel-
fen diese Eigenschaften aber wenig. Im
Gegenteil, alle Reformen im Gesund-
heitswesen der letzten zwanzig Jahre sind
fast ohne politische Gegenstimmen aus
der Zunft entgegengenommen worden,
denn eine Zunft wollen sie ausdrücklich
nicht sein. Entsprechend schwach ist ihre
Position: Die Landelijke Huisartsen Vere-
niging (LHV) hat kaum Bekanntheit in
der Öffentlichkeit, ihre Selbstsicherheit
ist meilenweit von einem Marburger
Bund entfernt. Wartelisten in den Kran-
kenhäusern, streikendes oder fehlendes
Pflegepersonal, strenge Budgetierungs-
vorgaben, eine entstehende Zwei-Klas-
sen-Medizin und vieles mehr haben sie
klaglos über sich ergehen lassen, womit
das neue Sozialstaatsverständnis ab den
Neunzigerjahren relativ reibungslos auch
auf das Gesundheitswesen übertragen
werden konnte.

Nun scheint der Rubikon überschritten
zu sein. Im Mai drohte der LHV zum ers-
ten Mal einen dreitägigen nationalen
Streik gegen die Erstattungsbudgets der
Regierung an. Die Gesundheitsministerin
Borst hatte sich das Gespräch mit der Ärz-
tekammer als eine Routineangelegenheit
vorgestellt. Immerhin hatte sie 250 Mil-
lionen für dieses Jahr und 300 Millionen
Gulden für das Jahr 2002 als Vergütung
für die 7200 Hausärzte im Land aus dem
nationalen Haushalt mitgebracht.  Doch
aus der gemütlichen Konsensrunde –

nach niederländischer Diskursethik ver-
lassen alle am Ende eines Gesprächs zu-
frieden den Verhandlungstisch – wurde
nichts. Der LHV fordert einen Betrag von
1,3 Milliarden, nicht gerade wenig im
Vergleich zum Gesamthaushalt von 3,1
Milliarden Gulden, die für alle Ausgaben
des Gesundheitswesens wegen des Haus-
haltsüberschusses extra zur Verfügung
stehen. In Zeiten, in denen das staatliche
Füllhorn überquillt, wollen endlich auch
diejenigen besser bezahlt werden, die bis-
her alle Sparkuren mitgemacht haben.

Zugleich wurden Aufgaben, die sonst
vom Gesundheitssystem nicht mehr ge-
leistet wurden, auf die Schultern der
Hausärzte abgeladen. Wenn sich Deutsch-
land wieder – betont nach niederländi-
schem Vorbild – den Hausarzt als Schleu-
ser und erste Anlaufstelle für den Patient
wünscht, so ist dies nur zum Preis eines
chronisch überforderten Allgemeinmedi-
ziners zu haben. Wann soll der Spezialist
eingeschaltet werden, wann darf eine
Krankenhaus-Einweisung vorgenommen
werden? Ohne zusätzliche Untersuchungs-
instrumente und vermittelte Fachkenntnis
stehen die Hausärzte den restriktiven
Überweisungsvorgaben, den wenigen
Fachärzten und ellenlangen Wartelisten
hilflos gegenüber. Dies betrifft auch die
Gynäkologie und Pädiatrie, Spezialgebie-
te, für die sich kaum ein Hausarzt beson-
ders gut ausgebildet fühlt. Wer mit einem
Besorgnis erregenden Husten des Sohne-

mannes zum Kinderarzt möchte, wird auf
die wochenlange Warteliste gesetzt. Da
die Wahl des Hausarztes nicht frei ist,
sondern an den Wohnort gebunden, sind
diese auch gezwungen, alle Patienten auf-
zunehmen. Eine angenehme Aufgabe in
ländlichen Gebieten, eine Plackerei in
den Hochhaussiedlungen. Daran will Mi-
nisterin Borst nicht rütteln. Alle sollen
sich mit einer einmaligen Extra-Vergü-
tung von 10 000 Gulden pro Praxis zufrie-
den geben. Der Ärzteverband hat nun
empfohlen, dass Ärzte sich gegen die
Aufnahme  von weiteren  Patienten  ver-
weigern sollen, wenn sie bereits mehr als
die Durchschnittszahl in ihre Kartei auf-
genommen haben. „Die Ministerin zau-
bert“, findet Tom Slagter vom LHV. „Wir
wissen zwar, dass wir nicht alles sofort
haben können. Aber für das bisschen Ex-
tra-Geld, das zur Hälfte schon vom Infla-
tionsausgleich aufgefressen wird, sollen
wir weiter unvergütet Abend- und Nacht-
dienste betreiben?“ Auch hierfür wird der
LHV in Aktion treten und ab Juli den Ärz-
ten Dienst nach Vorschrift empfehlen.
Wer nach Feierabend krank wird, ist dann
auf das Krankenhaus angewiesen. „Ich
fühle mich auch nicht wohl bei diesen
Maßnahmen“, meint der LHV-Vorsitzen-
de. „Ich fürchte nur, dass uns nun wirklich
keine andere Wahl mehr bleibt. Kranken-
kassen und Minister arbeiteten jahrelang
daran, dass unser Berufsstand abnimmt.
Alles zu Gunsten eines neuen, kleinen
Systems von Hausarztversorgung. Jetzt
brennt es überall lichterloh.“ Auf viel Ver-
ständnis ist er jedoch noch nicht getrof-
fen. Die Krankenkassen attestieren ihm
Realitätsferne, die Ministerin rechnet vor,
dass eine Durchschnittspraxis für die Er-
ledigung ihrer Aufgaben 35 000 Gulden
pro Jahr zugewiesen bekomme – und das
reiche doch wohl. Auch sie muss zuge-
ben, dass es einfach andere politische
Prioritäten sind, die wirklich zählen: In-
vestiert wird stattdessen in die Kranken-
häuser. „Wir fühlen einen schönen Früh-
ling“, meint van der Plank, Vorsitzender
der Niederländischen Krankenhausge-
sellschaft. Unterdessen werden den Haus-
ärzten weitere Aufgaben zugeschustert,
wie die Umsetzung der Euthanasie-Ge-
setze.

”Nur ein Rezept“, ruft vom Fahrrad-
sattel ein junger Mann Dr. Muster zu.
Der Hausarzt springt zum geöffneten
Praxisfenster und überreicht den hastig
ausgefüllten Zettel.  „Geht  alles gut?“,
ruft er ihm noch hinterher. Zufriedenes
Lächeln, schon vom Gemüseladen her,
kommt als Antwort. „Ja, so geht es oft
hier“, resümiert er nachdenklich. „So
können wir leider nicht mehr weiterma-
chen.” ■

NIEDERLANDE

Dr. Musters
Sorgen

■

FRANK ECKARDT

Foto: Autor
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BRIGITTE VOYKOWITSCH

Taiwan – yes, China – no“, rufen
die Kundgebungsteilnehmer. Vie-
le tragen  gelbe Stirnbänder mit
roten Lettern: „Die Taiwanesen

erheben sich.“ „Wer Taiwan liebt, soll
sich zur Unabhängigkeit bekennen“, for-
dert ein Sprecher vor den mehreren tau-
send Menschen, die sich an der Chiang-
Kai-shek-Gedenkstätte im Zentrum der
taiwanesischen Hauptstadt Taipeh ver-
sammelt haben, um zum Präsidentenpa-
last zu marschieren.

„Taiwan – yes, China – no“. Ständig
wiederholen die Menschen diese vier
Worte, ihr politisches Credo, das besagen
will: Taiwan solle sich offiziell als unab-
hängiger Staat deklarieren und seinen bis-
herigen Namen, nämlich Republik China
auf Taiwan, in Republik Taiwan umän-
dern. Diese Forderung wollen die Kund-
gebungsteilnehmer an Chen Shui-bian
herantragen, den im Vorjahr gewählten
neuen Staatspräsidenten.

Die Kundgebung, bei der symbolisch
„Pässe“ dieser unabhängigen Republik
Taiwan verteilt werden, dürfe nicht als
Protest gegen Chen missverstanden wer-
den, betonen Teilnehmer. „Wir unterstüt-
zen ihn“, sagen sie und fügen hinzu:
„Doch wir haben auch Sorge, dass er zu
kompromissbereit ist.“ Man ist ent-
täuscht, dass ausgerechnet Chen, der erste
Präsident der bislang oppositionellen De-
mokratischen Fortschrittspartei (DPP),

dezidiert zu einer Politik der Mitte steht.
Mit dem Ruf nach der Unabhängigkeit
war die DPP 1986 gegründet worden, ein
Jahr, bevor das Kriegsrecht aufgehoben
und ein rascher Demokratisierungspro-
zess in Taiwan eingeleitet wurde. Nun, da
die DPP die Macht von der seit einem hal-
ben Jahrhundert ununterbrochen regie-
renden, nationalistischen Guomindang-
Partei (KMT) erobert hat, will ihr Präsi-
dent Kompromisse schließen und der Re-
alpolitik das Wort reden?

Genau das sei für ihn der einzig gangba-
re Weg, erklärt Chen. Er wolle Taiwans
„Souveränität, Würde und Sicherheit“ ga-
rantieren, dabei aber die Volksrepublik
China in keiner Weise provozieren. Es gel-
te zu unterscheiden zwischen seiner Rolle
als Präsident aller Taiwanesen – auch
wenn ihm bei der Wahl nur 39 Prozent ihre
Stimme gaben – und den Unabhängig-
keitsaktivisten auf der Insel wie auch den
Auslandstaiwanesen, von denen mehrere
hundert an diesem Wochenende nach Tai-

peh gekommen waren, um die erste Ta-
gung des jüngst gegründeten und in Wa-
shington ansässigen „Weltkongresses der
Taiwanesen“ (WTC) abzuhalten. Sie alle
hätten das gute Recht, ihre Ansichten zu
äußern; er, Chen, aber vertrete sie genauso
wie die wesentlich kleinere Gruppe von
Befürwortern einer baldigen Wiederverei-
nigung mit Festlandchina und die große
Mehrheit der Taiwanesen, die laut allen
Umfragen der vergangenen Jahre den Sta-
tus quo – de facto unabhängig, de iure
nicht – befürworten. Würde heute ein Re-
ferendum über eine  offizielle Unabhän-
gigkeitserklärung seitens Taipehs abgehal-
ten, so würden nach Ansicht von Experten
keine 15 Prozent für solch einen Schritt
stimmen, nur rund fünf Prozent würden
eine baldige Wiedervereinigung mit dem
Festland befürworten, der Rest würde die
Beibehaltung des Status quo eintreten.
Chen selbst hat sich in einer versöhnlichen
Geste gegenüber Peking ausdrücklich
dazu bekannt, während seiner  Amtszeit

Chinas Starrheit und die Widersprüche der US-Politik

verunsichern Taiwan

Taiwan – nur eine abtrünnige Provinz, die sich weigert zum Mutterland
zurück zu kehren? Oder lässt sich die Formel vom „einen China“ anders
definieren? Kann es eine Lösung geben wie mit Hongkong: „ein Land –
zwei Systeme”? Oder wächst die Gefahr einer militärischen Lösung
angesichts der technologischen Aufholjagd Chinas? Und was hat Taiwan
von der US-Regierung zu erwarten? Viele Fragen, viele Unsicherheiten
in dieser sensiblen Zone.

Foto: Autorin
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Eine   knappe   Mehrheit   der   peruani-
schen Wählerschaft verhinderte gerade

noch, dass ein von Interpol gesuchter
Bankrotteur, Ex-Staatschef Alan García, in
sauberen Wahlen wieder das höchste Amt
im Staat übertragen bekam. Wahlsieger
Alejandro Toledo hatte sich als Oppositi-
onspolitiker beim Sturz des Ex-Präsidenten
Alberto Fujimori einige Verdienste erwor-
ben, begann aber kurz vor der
Ziellinie zu straucheln. In ei-
ner üblen Schmutzkampagne
kübelten ehemals Fujimori
nahe stehende Medien gegen
den Wirtschaftsfachmann, der
aus einer äußerst armen Pro-
vinzfamilie mit indianischen
Wurzeln kommt. Politische
Unterschiede zwischen den
Kandidaten sowie Verdienste für die Demo-
kratisierung gerieten gegenüber wechsel-
seitigen persönlichen Anschuldigungen
und prompt folgenden Dementis in  den
Hintergrund. Während sich der lange un-
umstrittene Führer der wenig kohärenten
Sammlungsbewegung Peru posible auf Ne-
benschauplätzen verlor, drängte APRA-
Chef Alan García immer mehr in den Mit-
telpunkt. Als Mitglied der weißen städti-
schen Oberschicht Limas gab er den geläu-
terten, auf Ausgleich bedachten Staats-
mann, sprach vage von „Fehlern“ in seiner
ersten Amtsperiode (1985–1990) und kün-
digte an, wieder an die staatsinterventionis-
tische Politik der APRA anzuknüpfen. Ver-
sprechen wie staatliche Wirtschafts- und
Agrarförderung, billige Gesundheitsver-
sorgung und kostenloser Schulbesuch ka-
men bei den 15 Millionen Wahlberechtig-
ten gut an, zumal die APRA, eine populisti-
sche Partei par excellence, seit Jahrzehnten
für diese Inhalte steht.

Die Stichwahl entschieden aber doch
jene Wähler, die sich noch daran erinnern
konnten, dass derselbe Alan García dassel-
be schon 1985 versprochen und dann nach
wenigen Monaten der Hoffung das Land
schrittweise in ein Wirtschaftschaos mit
knapp 8000 Prozent Hyperinflation, Pro-
duktionseinbrüchen in allen Sektoren, Wäh-
rungsabwertung und internationale Isola-
tion manövriert hatte. Dazu waren die en-
demische Korruption, massive Menschen-
rechtsverletzungen und ein sich ausbreiten-
der Guerillakrieg  des Sendero Luminoso
gekommen. Die eigentliche Überraschung
der ersten sauberen Wahlen der Nach-Fuji-
mori-Ära ist der Erfolg des Herausforderers
Alan García. Nach achtjährigem Auslands-
aufenthalt ist er erst seit Januar wieder im
Land und stieß von anfänglich 2 Prozent
Zustimmung binnen weniger Wochen auf
zunächst 9 Prozent vor. Beim ersten Wahl-
gang im April eroberte er den zweiten Platz
und machte die APRA, die zuvor mit 1,5
Prozent Zustimmung völlig am Boden lag,
zur zweitstärksten Parlamentsfraktion.

Dies ist nur mit den politischen und men-
talen Verwüstungen zu erklären, welche die
„verlorene Dekade“ unter dem autoritären
Zwillingspaar Fujimori/Montesinos hinter-

ließ. Fujimori hatte 1990 in einem ver-
gleichbar überraschenden Wahlsieg das alt-
eingesessene und unter Alan García völlig
abgewirtschaftete politische Establishment
düpiert. Ein Jahrzehnt lang regierte ein als
Anti-Politik verkaufter neoliberaler Auto-
ritarismus. Ein enger Machtzirkel, dem ne-
ben dem Präsidenten und seinem Berater
auch die Führung der Streitkräfte angehörte,

unterwarf sichGesellschaft und
Staat, zerschlug Sendero Lu-
minoso und reaktivierte die
Ökonomie. Dieses Machtdrei-
eck konnte sich bis Ende der
Neunzigerjahre auf die Zu-
stimmung nicht nur der perua-
nischen Unternehmerschaft,
sondern auch der internationa-
len Finanzinstitutionen sowie

der westlichen Regierungen verlassen. Ne-
ben dem abenteuerlichen Ausmaß an Kor-
ruption – Fujimori soll sich mehrere hun-
dert Millionen US-Dollar unter den Nagel
gerissen haben, Montesinos eine Milliarde,
die Generäle ein- bis zweistellige Millio-
nenbeträge – sowie brutaler Unterdrü-
ckungsmethoden gehören die Korrumpie-
rung der staatlichen Institutionen sowie die
Zerstörung des traditionellen Parteiensys-
tems und die erhebliche Schwächung unab-
hängiger gesellschaftlicher Organisationen
zu den Erblasten der Ära Fujimori.

Damit hat Alejandro Toledo nun zu
kämpfen. Die beginnende Rekonstrukti-
on rechtsstaatlicher Ansätze unter der
Übergangsregierung Paniagua, die Inhaf-
tierung des früheren Armeechefs General
Hermoza Ríos und Dutzender anderer ho-
her Offiziere wegen Verwicklung in den
Drogenhandel, die Aufdeckung illegaler
Machenschaften der Regierung Fujimori,
das Ausheben des Korruptions- und Re-
pressionsnetzes des Geheimdienstman-
nes Montesinos oder die Einrichtung ei-
ner Wahrheitskommission zur Untersu-
chung der Menschenrechtsverletzungen
sind als positive Schritte zu werten. Es ist
jedoch die Frage, ob der neue Staatschef,
der weder auf eine fest gefügte politische
Partei noch auf eine parlamentarische
Mehrheit zurückgreifen kann – von ei-
nem konsistenten politischen Programm
ganz zu schweigen –, den Übergang zur
Demokratie weiter vorantreiben kann.
Neben begründeten Zweifeln an der poli-
tischen Substanz des als Fujimori-Geg-
ners bedeutsam gewordenen Aufsteigers
müssen auch der desaströse Zustand des
Parteiensystems sowie die tief greifende
politische und moralische Verunsiche-
rung Perus nach dem Fujimori-Abgang in
Rechnung gestellt werden.

Es ist nicht unwahrscheinlich, dass der
Burgfrieden, den die Parteien der über-
parteilichen Interimsregierung gewähr-
ten, nach dem Amtantritt Toledos trotz
anders lautender Beteuerungen von einer
neuen Welle populistischer Demagogie
und autoritär unterfüttertem Klientelis-
mus abgelöst wird.

Albert Sterr

PE RU

Niederlage der
Amnesie

weder eine offizielle Unabhängigkeitser-
klärung zu verabschieden noch eine Volks-
abstimmung darüber abzuhalten.

Taipeh besteht aber darauf, bei Gesprä-
chen über eine eventuelle Wiedereinigung
von Taiwan mit Festlandchina als gleich-

wertiger Partner anerkannt zu werden.
Denn als die bis dahin regierende Guo-
mindang-Partei (KMT) unter Chiang Kai-
shek im Jahre 1949 den Bürgerkrieg ge-
gen Mao Zedongs Kommunisten verlor
und mit rund zwei Millionen Militärs und
Anhängern in Taiwan Zuflucht suchte,
wurde China in zwei Teile gespalten – das
von der KP beherrschte Festland und die
von der KMT kontrollierte Insel. So wie
die KMT keinen Einfluss mehr auf dem
Festland hatte, so gelang es der KP nie,
Macht über Taiwan auszuüben. Nach An-
sicht Taipehs und internationaler Rechts-
experten ist die These der Volksrepublik
haltlos, wonach Peking die Zentralregie-
rung des einen China sei, Taiwan somit
eine abtrünnige Provinz.

Doch die Volksrepublik hat aus ökono-
mischen wie sicherheitspolitischen Grün-
den den Großteil der Staatengemeinschaft
hinter sich, die Pekings Ein-China-Prin-
zip nicht in Frage stellt. Taiwan wird nur
von zweieinhalb Dutzend zumeist kleine-
ren lateinamerikanischen und afrikani-
schen Staaten sowie dem Vatikan als un-
abhängiger Staat anerkannt. Ganz anders
war das noch 1949 und während des fol-
genden Kalten Krieges. Taipeh mit dem
Anspruch, das Festland eines Tages zu-
rückzuerobern, nahm den Sitz Chinas in
der UNO ein. Doch die Realpolitik setzte
sich durch. Die Volksrepublik war zu groß
und strategisch zu wichtig. 1971 verlor
Taipeh seinen UN-Sitz, nach dem Besuch
von Nixon  in  China  brach  Washington
Ende der Siebzigerjahre seine diplomati-
schen Beziehungen mit Taipeh ab und
nahm sie mit Peking auf. Die USA akzep-
tierten die These Pekings, dass es nur ein
China gebe und Taiwan Teil dieses einen
China sei. Sie bestanden aber darauf, eine
Wiedervereinigung müsse friedlich von-
statten gehen, und verpflichteten sich im
Taiwan Relations Act von 1979, die
Selbstverteidigungskraft der Insel gegen
einen möglichen Angriff seitens der
Volksrepublik zu sichern. Während Tai-
peh sein einstiges Ziel, die Kommunisten
vom Festland zu vertreiben, längst aufge-
geben hat, bleibt Peking bis heute dabei,
die Insel unter Umständen mit Gewalt
zum Mutterland zurückzuführen.

■ Trapezakt zwischen militärischer
Absicherung, Konjunkturflaute und

politischer Instabilität
Taiwan hat gelernt, mit den verbalen Dro-
hungen der Volksrepublik zu leben. Kaum
ein politischer oder militärischer Experte
rechnet damit, dass Peking tatsächlich ei-
nen Krieg beginnen würde, zumal die In-
sel in einigen wichtigen Rüstungsberei-
chen wie etwa bei Kampfflugzeugen und
Kriegsschiffen qualitativ noch immer
überlegen ist. Frühestens 2010 oder 2015
wird Peking zu jener Art von technologi-
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scher Kriegsführung in der Lage sein, der
die wirkliche Sorge Taiwans gilt. Die Ge-
fahr, wie sie Andrew Yang, Leiter eines
unabhängigen Think Tanks in Taipeh,
sieht, bestünde dann darin, dass Peking
mit gezielten Raketenangriffen die strate-
gischen Nervenzentren des Landes lahm
legt und danach eine rasche Invasion star-
tet. Dagegen muss Taipeh jetzt neue Waf-
fen wie das Aegis-Radarsystem, ein hoch
entwickeltes Raketenabwehrsystem, und
neue U-Boote erwerben, betonen Analys-
ten wie Lin Chong-pin vom Rat für Fest-
landsangelegenheiten, dem höchsten für
die Beziehungen zur  Volksrepublik  zu-
ständigen Organ. Denn es werde mindes-
tens fünf bis acht Jahre brauchen, um die-
se Waffen einsatzfähig zu machen.

Entsprechend lang war die Bestellliste,
die Taipeh dem US-Kongress übermittelt
hatte. Der musste zwischen ökonomi-
schen und sicherheitspolitischen Überle-
gungen in seinem Verhältnis zu Peking
auf der einen Seite und den Erfordernis-
sen des Taiwan Relations Act auf der an-
deren Seite entscheiden. Das chinesische
Regime unter Jiang Zemin hatte Washing-
ton dagegen seit Monaten vor weiteren
Waffenverkäufen an Taiwan gewarnt, die
im äußersten Fall gar als Kriegsgrund gel-
ten könnten. Dass sich der US-Kongress
bei seinen Verhandlungen im April dafür
entschied, Taiwan ein großzügiges Waf-
fenpaket zum Verkauf anzubieten, hatte
dann ganz entscheidend mit der Kollision
vor der Südküste Chinas zu tun, bei der
ein US-Aufklärungsflugzeug gerammt
und zur Notlandung gezwungen wurde –
ein Vorfall, der zu einer Verschärfung der
Spannungen zwischen den USA und der
Volksrepublik beigetragen hat.

Das Aegis-System ist allerdings nicht
im Paket, die inkludierten U-Boote dage-
gen erzeugen die USA nicht selbst, und
die Europäer, die darüber verfügen, sind
ihrerseits nicht bereit, den Zorn Pekings
zu riskieren. In Taiwan ist dazu nun eine
Debatte darüber entbrannt, ob man einer-
seits über das nötige Know-how verfüge,
um alle diese Waffen zu integrieren und
einsatzfähig zu machen, und ob anderer-
seits die Annahme des gesamten Pakets
finanziell wirklich zu rechtfertigen sei.

Ökonomisch ist der Tiger Taiwan nicht
so fit, wie es die Taiwanesen erwarten,
was nicht zuletzt mit der Entwicklung der
Welt- und US-Wirtschaft zusammen-
hängt, von der die stark exportorientierte
Insel abhängig ist. Als Wirtschaftswunder
galt Taiwan lange, das  binnen weniger
Jahrzehnte den Aufstieg vom Agrar- zum
hoch industrialisierten Land vollzog. An
zweistellige Wachstumsraten gewöhnt,
können sich die Taiwanesen mit Zahlen
zwischen zehn und fünf Prozent nur
schwer abfinden. Wenn dann noch die Ar-
beitslosenrate auf – für hiesige Verhält-

nisse enorme – 3,7 Prozent ansteigt, läu-
ten bei vielen die Alarmglocken.

Die Bewahrung und Ausweitung des
Wohlstandes sind – neben der Beibehal-
tung des politischen Status quo – das gro-
ße Ziel der 23 Millionen Inselbewohner.
Doch der Handlungsspielraum Chen Shui-
bians war von Anfang an beschränkt.
Zwar steht mit ihm erstmals ein Vertreter
der DPP an der Staatspitze, im Parlament
hat sich aber nichts geändert, dort hält die
KMT weiter die Mehrheit
der  Sitze. Chen stünden
schwierige Jahre bevor,
warnten Analysten sofort
nach der Präsidentenwahl,
aber ihre Worte gingen in
der Begeisterung der Chen-
Anhänger zunächst unter.
Zum Jahrestag von Chens
Amtsantritt ist nun frei-
lich die große Ernüchte-
rung eingekehrt. Die un-

ter der KMT endemische Korruption lässt
sich nicht so rasch beseitigen. Ohne die
Kooperation der KMT lassen sich zu-
gleich viele wirtschaftliche Maßnahmen
nicht durchsetzen. Die Nationalisten aber
boykottieren die DPP, wo sie nur können,
was bei der unglücklichen Mischung aus
präsidialem und parlamentarischem Sys-
tem recht leicht geht. Manche Analysten
werfen der KMT, der weltweit reichsten
Partei, sogar die Manipulation der Börse
vor, um Chens Image anzukratzen.

Unsicher ist, ob die Ende dieses Jahres
anstehenden Parlamentswahlen klarere
Machtverhältnisse schaffen werden. Ne-
ben der DPP und der KMT wird die neue
Partei von James Soong eine wichtige
Rolle spielen. Soong, lange Jahre führen-
des KMT-Mitglied, war im parteiinternen
Zwist geschieden und als Unabhängiger
bei der Präsidentenwahl angetreten, wo er
sich Chen Shui-bian nur knapp geschla-

gen geben musste. Vieles wird auch da-
von abhängen, ob Soong bereit ist, mit
der KMT eine Art Allianz einzugehen,
um der DPP den vollen Triumph – Präsi-
dentenamt und eine Mehrheit im Parla-
ment – zu verwehren. Rund 30 Prozent
konnte die DPP in den vergangenen Wah-
len stets für sich gewinnen. Bewegt sie
sich noch mehr in Richtung der politi-
schen Mitte, läuft sie Gefahr, jene Unab-
hängigkeitsbefürworter unter ihren An-

hängern endgültig zu vergrämen, die
schon jetzt die politische Vernunft der
Partei in Frage stellen.

■ Semantische Spielwiese:
Der Begriff „ein China”

Doch während die Taiwanesen bei allen
Schwierigkeiten und Ungereimtheiten
stolz sind auf ihre Demokratie, findet sich
Peking nur schwer damit ab, und noch
viel schwerer mit der Wahl des DPP-Kan-
didaten Chen Shui-bian. Bis dato hat das
Regime von Jiang Zemin keine Bereit-
schaft zum Dialog mit dem neuen Präsi-
denten von Taiwan erkennen lassen. Als
Voraussetzung für Kontakte fordert es
von Chen die Anerkennung des „Ein-Chi-
na-Prinzips“, auf das sich die beiden Sei-
ten während eines kurzzeitigen Tauwet-
ters Anfang der Neunzigerjahre geeinigt
hätten.

Hätten, nicht hatten, denn was so ein-
fach klingt – „ein China“ –, ist zu einem
der komplexesten semantischen Spielfel-
der der Zeitgeschichte geworden. Was
hatte man denn 1992 in dem so genannten
Konsens erreicht? Wenn sowohl Peking
wie auch Taipeh wirklich dem „Ein-Chi-
na-Prinzip“ zugestimmt hatten, hatte man
nicht zugleich auch anerkannt, dass jede
Seite eine unterschiedliche Interpretation
habe und haben dürfe? Vertreter des Rats
für Festlandsangelegenheiten (MAC) sa-
gen heute, dass es bei dem so genannten

Fotos: Margarete Neundlinger
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In der Berliner Rede des Bundespräsiden-
ten vom Mai 2001: „Wird alles gut? Für

einen Fortschritt nach menschlichem
Maß“, heißt es: „Wo die Menschenwürde
berührt ist, zählen keine wirtschaftlichen
Argumente.“ Dieser Satz kann sich allge-
meiner Zustimmung sicher sein, auch des-
wegen, weil er in einem philosophischen
Sinne und in einem juristischen Sinne ge-
meint sein kann. Ist aber die
Menschenwürde durch die
Forschung an Stammzellen
und die Präimplantationsdia-
gnostik verfassungsrechtlich
berührt?

Art. 1 Abs. 1 des Grund-
gesetzes lautet: „Die Würde
des Menschen ist unantast-
bar. Sie zu achten und zu
schützen ist die Verpflichtung aller staatli-
chen Gewalt.“ Der Verfassungsgesetzge-
ber hat sich mit dem juristischen Inhalt
dieser Norm nicht beschäftigt. Auf dem
Hintergrund einer dunklen Vergangenheit
schien der Norminhalt klar und leuchtend.
Der Abgeordnete Heuß hielt den Begriff
der Menschenwürde für eine „nicht inter-
pretierbare These“. Der Wortlaut der Ver-
fassung scheint ihn zu bestätigen. In Art.
1 Abs. 3 GG heißt es, dass die „nachfol-
genden“ Grundrechte Gesetzgebung, voll-
ziehende Gewalt und Rechtsprechung
binden. Offenbar ist eine solche Bindung
für den Art. 1 Abs. 3 GG vorstehenden
Art. 1 Abs. 1 GG nicht angeordnet und
diese Bestimmung könnte daher eher als
moralisch-ethischer Appell denn als Rechts-
norm zu verstehen sein.

Ungeachtet des Normtextes hat das
Bundesverfassungsgericht die Menschen-
würde als tragendes Konstitutionsprinzip
der Grundrechte verstanden. Sie verbiete
es, „den  Menschen  zum bloßen  Objekt
des Staates zu machen und ihn einer Be-
handlung auszusetzen, die seine Sub-
jektqualität prinzipiell in Frage stellt.“
Diese Definition mag geeignet sein, Sach-
verhalte wie Judenverfolgung und Skla-
venarbeit zu erfassen und zu inkriminie-
ren; für Konflikte, wie sie sich etwa im
Zusammenhang mit der Biotechnik stel-
len, taugt eine solche Definition jedoch
nicht als überzeugende und nachvollzieh-
bare Entscheidungshilfe.

1993 hat das Bundesverfassungsgericht
die Feststellung getroffen, dass schon dem
ungeborenen Leben Menschenwürde zu-
komme. Das Urteil ist  zu Recht heftig
kritisiert worden. Schon der Text des
Grundgesetzes legt einen anderen Schluss
nahe: Das Menschsein beginnt erst mit der
Geburt und nicht vorher und nur für den

lebenden Menschen ist die Kategorie
„Würde“ angebracht. Überdies ist wider-
sprüchlich, dem ungeborenen Leben über
die Zuerkennung der Menschenwürde
rechtlichen Schutz zu gewähren, ihm die-
sen jedoch bei Vorliegen bestimmter Indi-
kationen wieder zu entziehen. Dass der
Schwangerschaftsabbruch dann als ver-
fassungswidrig, allerdings straffrei, be-

zeichnet wird, ist aus der
Perspektive des „Subjekts“,
dessen ungeborenes Leben
beendet wird, nur als zy-
nisch zu bezeichnen.

Statt Schutz von Rechts-
gütern bewirkt eine solche
Rechtsprechung Gängelung
des Gesetzgebers nach ex-
tralegalen Maßstäben.

Wenn man die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts zur Menschenwür-
de des ungeborenen Lebens für begründet
hält, mag die These der Bundesjustizmi-
nisterin, „die Würde des Embryos ist un-
bezweifelbar“, konsequent erscheinen. Die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts ist allerdings höchst zweifelhaft. De-
ren eklektischer Charakter wird deutlich,
wenn man andere Lebenssachverhalte zum
Vergleich heranzieht: Wenn bereits der
Schwangerschaftsabbruch an sich einen
Eingriff in die Menschenwürde des unge-
borenen Lebens darstellt, ist es nur konse-
quent, den Mörder nicht bloß des Mordes,
sondern auch der Verletzung der Men-
schenwürde zu bezichtigen; eine Aussage,
die keiner treffen würde wegen ihres fast
absurden Gehalts. Müsste man als Konse-
quenz der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts überdies nicht auch den
Autoverkehr, der jährlich zu Tausenden
von Toten führt, wegen Verletzung der
Menschenwürde als verfassungswidrig,
wenngleich straffrei, bezeichnen? Die Bei-
spiele zeigen, dass die Ausweitung des Be-
griffs der Menschenwürde lediglich zur
Verwirrung dessen beiträgt, was Men-
schenwürde ausmacht. Überdies dürfte ein
sehr weiter  Begriff  der  Menschenwürde
letztlich nicht zu einem sehr weiten Rechts-
güterschutz, sondern zugleich zu sehr wei-
ten Ausnahmen von eben diesem Schutz
führen.

Sicherlich wirft die Biotechnik mora-
lisch-ethische Fragen auf. Sicherlich
muss der Gesetzgeber der Biotechnik
rechtliche Grenzen setzen. Wer glaubt,
sich Fragen ersparen zu können, weil er
Antworten der Verfassung glaubt entneh-
men zu können, wird weder dem Problem
noch der Verfassung gerecht.

Uwe Günther

RE C H T

Biotechnik und
Menschenwürde

Konsens eher um die damals ungewöhn-
lich versöhnliche Atmosphäre gegangen
sei. Auch Spekulationen aus jüngster
Zeit, wonach Chinas  Vizepremier Qian
Qichen eine großzügigere Interpretation
der „ein China"-Formel zulassen wolle –
derzufolge das Festland wie auch die In-
sel Teil eines nicht näher definierten, grö-
ßeren chinesischen Gebildes seien –, wur-
den zunichte gemacht, als Staatspräsident

Jiang Zemin die alte Formel als einzig
gültige unterstrich, kurz: Taiwan bleibt
für ihn die abtrünnige Provinz, deren Wei-
gerung, zum Mutterland zurückzukehren,
man nicht ewig dulden werde. Taipeh hat
sich unter Chens Amtsvorgänger Lee
Teng-hui in den so genannten „Richtlini-
en für die Wiedervereinigung“ zu einer
stufenweisen  Integration mit dem Fest-
land bekannt, eine Wiedervereinigung al-

lerdings könne nur mit einem demokrati-
schen und ökonomisch florierenden Chi-
na stattfinden.

Während die Investitionen taiwanesi-
scher Geschäftsleute auf Festlandchina
ständig steigen und bereits an die 40 Mil-
liarden US-Dollar ausmachen, hat Peking
zugleich das Gefühl, dass die Insel poli-
tisch immer weiter wegdriftet. Tatsäch-
lich bleiben immer weniger von denjeni-
gen, die 1949 mit Chiang Kai-shek auf
die Insel kamen, die so genannten „Main-
lander“ oder Festlandchinesen. Eine neue
Generation mit einer taiwanesischen Identi-
tät ist nachgewachsen. Im weiteren Sinne
gehören auch sie dem chinesischen Kul-
turkreis an, doch die demokratisierte und
ökonomisch erfolgreiche Insel Taiwan ist
ihre Heimat, die Volksrepublik der große
und bedrohliche Nachbar.

Chen hat eine Reihe versöhnlicher Ges-
ten gesetzt und von einer langfristigen In-
tegration mit dem Festland gesprochen,
doch das genügt Peking nicht. Über ein
Commonwealth oder eine Konföderation
könne man verhandeln, heißt es in der
DPP-Abteilung für internationale Ange-
legenheiten. Das Prinzip „ein Land, zwei
Systeme“, wie es für Hongkong gelte,
aber sei inakzeptabel, da würde Taiwan
seine Selbstbestimmung und Freiheit ver-
lieren. Ungewiss ist somit, unter welchen
Voraussetzungen es doch noch zu einem
Dialog zwischen dem Regime Jiang und
der Regierung Chen kommen könnte. Das
würde auf beiden Seiten guten Willen und
Flexibilität im Umgang mit Begriffen
wie: „ein China“ erfordern. Noch lässt
Peking freilich keinerlei Bereitschaft zu
einer Abschwächung seiner starren Be-
griffsdefinition erkennen.

Bald, so kalkulieren viele Taiwanesen,
werde in Peking eine neue, jüngere Füh-
rungsschicht nachrücken. Vielleicht wird
sie offener sein, vielleicht schafft auch
das Festland den Übergang zu einem de-
mokratischen System. Dann wäre der
Dialog über eine Wiedervereinigung um
vieles leichter – oder er könnte sich gar
erübrigen. Doch das sind Gedankenspie-
lereien. Die Volksrepublik, mit der Chen
eine Annäherung zustande bringen muss,
ist die von heute – eine, die massiv aufrüs-
tet und stets aufs Neue den Taiwanesen
mit Gewalt droht. Taipeh muss mit der
Gefahr vom Festland weiterleben. Sollte,
entgegen der Überzeugung von Experten,
Peking doch plötzlich einen Angriff ge-
gen die Insel starten, wird sie sich dann
verteidigen können? Werden die USA
wirklich zu Hilfe kommen? Die wider-
sprüchlichen Aussagen der Bush-Regie-
rung in den ersten vier Monaten ihrer
Amtszeit lassen keine klaren Schlüsse zu.
„Es gibt keine Antwort auf diese Fragen“,
sagt Andrew Yang. „Wir müssen mit die-
ser Unsicherheit leben.” ■
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Wirklich
familienfeindlich?

Deutscher Wohlfahrtsstaat und Familienpolitik

PETER BLESES

Das jüngste Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zur mangelnden Berücksichtigung
von Familienlasten bei der Finanzierung
der Pflegeversicherung hat frisches Wasser
auf die Mühlen derer gespült, die den
deutschen Wohlfahrtsstaat als „strukturell
rücksichtslos“ gegenüber der Familie
verdächtigen.1 Die Klage darum, dass der
deutsche Wohlfahrtsstaat sich zu wenig
um die Familien kümmere, ist alles andere
als neu. Sie stammt bereits aus den spä-
ten Siebziger- und Achtzigerjahren.2 Unser
Autor zweifelt an diesem Urteil und führt
durch die Entwicklungen der Sozialpolitik
und der veränderten Erwerbs- und Fami-
lienrealitäten. Eine Konzentration und
Neugliederung der Familienpolitik scheint
notwendig.

Sicherung gegen den Ausfall der Versor-
gung durch den Erwerbstätigen spiegelt
sich in der prozentual zum Teil sehr viel
niedrigeren Höhe der Hinterbliebenen-
ansprüche.

Dieses Modell der Integration der Fa-
milie in die soziale Sicherung (allein)
über die Erwerbstätigen und nicht aus ei-
genem Recht erreichte in den Fünfziger-
und Sechzigerjahren seinen Höhepunkt.
Es entsprach damals allerdings auch der
Familienrealität, die treffend mit dem Be-
griff der „Normalfamilie“ beschrieben
werden kann. Die Normalfamilie besteht
aus verheirateten Eltern, einem erwerbs-
tätigen Vater und einer nicht oder nur ge-
ringfügig erwerbstätigen Mutter, die sich
um Aufgaben der Reproduktion der Fa-
milie kümmert, sowie zwei bis drei Kin-
dern. Dieses Modell verlor zwar seit den
Siebzigerjahren in Deutschland deutlich
an Verbindlichkeit, wie unter anderen die
steigenden Scheidungszahlen, die Zunah-
me Alleinerziehender und nichtehelicher
Lebensgemeinschaften, die Zunahme der
Erwerbstätigkeit von Frauen und die ab-

nehmenden Kinderzahlen zeigen.5 Es ist
allerdings immer noch für einen Teil der
Familien kennzeichnend. Die auf dieses
Familienmodell zugeschnittene Sozialpo-
litik für die Familie ist damit zwar in den
Teilen fehlgesteuert, in denen sie die Fa-
milien verfehlt, die nicht mehr dem tra-
dierten Familienmodell entsprechen; sie
ist es aber beileibe noch nicht in Gänze.
Was sind die wesentlichen Bestandteile
dieser „alten“ Familienpolitik, die bis
heute besteht?

■ Familie in der deutschen
Sozialpolitik

Ich nenne im Folgenden nur ihre wich-
tigsten Bestandteile:
– Der Kinderlastenausgleich mit seinen
beiden Hauptkomponenten des Kinder-
geldes und der steuerlichen Kinderfreibe-
träge. Die Geschichte des Kinderlasten-
ausgleichs ist wechselhaft, was das Zu-
sammenspiel dieser beiden Hauptkompo-
nenten und deren jeweilige Gestaltung
und Höhe betrifft. Heute existiert ein Sys-

D er deutsche Wohlfahrtsstaat ist
in seiner Grundkonzeption auf
abhängige Erwerbsarbeit, also

auf beitragspflichtige Beschäftigte kon-
zentriert.3 Seine historischen Kernbe-
standteile, die Sozialversicherungen, spie-
geln das deutlich wider. Allerdings ist das
nur eine Seite der Medaille. Der Einbezug
der Familie war seit langem die andere, oft
sehr viel weniger beachtete Seite. Das
mag daran liegen, dass die Einbeziehung
der Familie in den Wohlfahrtsstaat lange
Zeit weniger sichtbar war oder sogar
zweitklassig erschien. Denn die Integrati-
on der Familie verlief im Wesentlichen
über die Erwerbstätigen selbst. Familie
wurde als abhängige Größe des (in aller
Regel) männlichen Erwerbstätigen defi-
niert.4 Sie wurde so zwar in verschiedener
Weise mit in die Sozialversicherungen in-
tegriert, doch immer nur durch den Er-
werbstätigen hindurch.

In der sozialen Sicherung setzte sich
die Abhängigkeit der Familie (sprich der
nicht erwerbstätigen Frauen und Kinder)
vom männlichen Alleinernährer fort. Sie
partizipierte an seinem aktuellen
Erwerbseinkommen und an eini-
gen seiner durch Beiträge erwor-
benen Ansprüche. Die Höhe der
Ansprüche richtet sich nur in der
Krankenversicherung nach dem
Bedarf; in der Rentenversiche-
rung richtet sie sich nach dem
Einkommen und der Beitragsdau-
er der Erwerbstätigen. Je höher
beide Komponenten, desto höher
die Ansprüche der Versicherten
und darüber vermittelt auch die
Ansprüche der Hinterbliebenen.
Ihre geringere Wertigkeit im Ver-
gleich zu den Versichertenan-
sprüchen und ihr Charakter als

tem der Wahl: Je nach-
dem, was für die jewei-
ligen Eltern günstiger
ist, kann zwischen Kin-
dergeld und steuerli-
chen Kinderfreibeträ-
gen gewählt werden.
Derzeit beträgt das un-
abhängig von sonsti-
gem Einkommen ge-
währte Kindergeld mo-
natlich 270 DM für das
erste und zweite Kind,
300 DM für das dritte
Kind und 350 DM für
jedes weitere Kind. Ge-
genwärtig wird eine Er-
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höhung des Kindergeldes um wahrschein-
lich 30 DM ab dem Jahr 2002 debattiert.
– Die kostenfreie Mitversicherung von
Familienangehörigen in der gesetzlichen
Krankenversicherung stellt einen wenig
berücksichtigten Teil der familienbezoge-
nen Sozialpolitik innerhalb der beitrags-
bezogenen Sozialversicherungen dar. Hier
stehen alle Versicherten, unbesehen ihres
Familienstandes, mit ihrem einheitlichen
Beitrag dafür ein, dass abhängige Fami-
lienangehörige – Kinder und nicht er-
werbstätige Ehepartner – Krankenversi-
cherungsschutz genießen.
– Die Hinterbliebenensicherungen in der
gesetzlichen Rentenversicherung – wie
übrigens auch in der Beamtenversorgung
– erfolgen für die Versicherten ebenfalls
ohne Mehrkosten. Die Kosten der Wit-
wen- und Witwerrente sowie der Waisen-
und Halbwaisenrente werden ebenfalls
von allen Versicherten unbesehen davon
getragen, ob sie selbst Kinder oder Ehe-
partner haben.
– Arbeitslosengeld und -hilfe differenzie-
ren bei der Leistungshöhe ebenfalls zwi-
schen Personen mit sowie Personen ohne
Kind(er). Mit mindestens einem Kind be-
trägt die Lohnersatzrate beim Arbeitslo-
sengeld 67, bei der Arbeitslosenhilfe 57
Prozent. Kinderlose erhalten lediglich 60
oder 53 Prozent. Auch hier zahlen Eltern
den gleichen Beitrag zur Arbeitslosenver-
sicherung wie Kinderlose.
– Das steuerliche Ehegattensplitting stellt
verheiratete Paare unter bestimmten Be-
dingungen steuerlich besser als unverhei-
ratete Paare sowie Alleinstehende. Das
Ehegattensplitting wird zwar vielfach
deshalb für problematisch gehalten, weil
es nicht direkt auf die Förderung von Kin-
dern zielt, sondern nur den Tatbestand
Ehe berücksichtigt. Diese Kritik ist rich-
tig und es sollte überlegt werden, ob diese
Mittel nicht in eine direktere Förderung

von Gemeinschaften mit Kindern umge-
lenkt werden können. Allerdings ist es
auch unsinnig zu behaupten, dass das
Ehegattensplitting Gemeinschaften mit
Kindern gar nicht erfasse.6

Die bisherige Aufzählung ist nicht ab-
schließend. Des Weiteren gibt es etwa
noch das Mutterschaftsgeld, den Mutter-
schutz, das Baukindergeld, Vergünsti-
gungen für Familien in zahlreichen Le-
bensbereichen, kostenlose Schulausbil-
dung und Studienplätze, Unterstützung
des Studiums durch das Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz, öffentliche oder
öffentlich geförderte Kindertagesstätten.
Auch damit ist zwar noch nicht alles er-
fasst, wie Familien von möglichen Belas-
tungen durch Kinder ganz oder teilweise
befreit werden, doch sind die wesentli-
chen Komponenten angesprochen.

■ Neuere Komponenten in
der Familienpolitik

Der alte Familienlastenausgleich bezog
sich infolge der geschilderten normativen
Grundausrichtung des deutschen Wohl-
fahrtsstaates in seinen Kernelementen fol-
gerichtig auf jene, welche die Familien
mit ihren Einkommen ernährten, und er
bezog sich vorrangig auf die „Ehefami-
lie“. Seit circa eineinhalb Jahrzehnten ha-
ben sich hier durch einige Innovationen
wesentliche Veränderungen ergeben. Im
Jahre 1986 wurden das Erziehungsgeld,
der Erziehungsurlaub und die Anerken-
nung von Erziehungszeiten sowie Zeiten
privater Pflegetätigkeiten in der Renten-
versicherung eingeführt. Alle diese neuen
familienbezogenen Komponenten wur-
den – sieht man einmal von der Höhe des
Erziehungsgeldes ab, das seither im We-
sentlichen auf einer Höhe von 600 DM
verharrt – bis heute ausgebaut.

– Heute werden pro Kind drei Jahre Kin-
dererziehungszeiten in der Rentenversiche-
rung anerkannt. Das Gleiche gilt für Zei-
ten privater Pflegetätigkeit. Diese Zeiten
sind rentenbegründend. Die Erziehungs-
zeiten stehen damit Zeiten beitragspflich-
tiger Erwerbsarbeit gleich. Da in der Ren-
tenversicherung ein Anspruch nach fünf
Beitragsjahren entsteht, führen bereits zwei
Kinder zu einem Rentenanspruch, selbst
wenn die Erziehungsperson niemals er-
werbstätig gewesen ist. Für die Kinderer-
ziehung wird heute ein Beitrag in Höhe
des Durschnittsverdienstes der Versicher-
ten fingiert. Wird zusätzlich zur Kinderer-
ziehung gearbeitet, werden der Beitrag
aus Erwerbstätigkeit und jener für die
Kindererziehung bis zur oberen Beitrags-
bemessungsgrenze zusammengerechnet.
– Erziehungsurlaub kann bis zu drei Jah-
ren beansprucht werden. Danach besteht
eine Wiedereinstellungsgarantie beim
vorherigen Arbeitgeber. Der gleiche Ar-
beitsplatz ist jedoch nicht gesichert. Das
Erziehungsgeld wird für maximal zwei
Jahre gewährt, hängt allerdings von der
Bedürftigkeit der Eltern ab. In den ersten
sechs Monaten sind die Bedürftigkeits-
grenzen höher, sodass ein Großteil der El-
tern in den Genuss der Leistung kommt.
In den folgenden 18 Monaten sind die
Grenzen niedriger, sodass weniger Eltern
Erziehungsgeld beziehen können. Die
jüngsten Veränderungen des Erziehungs-
geldes und -urlaubs (jetzt: Elternzeit)
durch die neue Bundesregierung zielen
auf eine Belohnung der Erwerbstätigkeit
beider Elternteile ab.7

Bei diesen familienpolitischen Innova-
tionen fällt zweierlei auf. Erstens wurden
diese Veränderungen bald nach Einsetzen
des Wandels diskutiert, umgesetzt und
weiterentwickelt, die das familiale Zu-
sammenleben seit den Siebzigerjahren er-
lebt. Die Sozialpolitik scheint also durch-
aus reaktionsfähig zu sein. Sie unterstützt
die Familie dann verstärkt, wenn sich
Probleme andeuten. Zweitens fällt auf,
dass die Neuerungen in der familienbezo-
genen Sozialpolitik die Familie oder Leis-
tungen, die in und für die Familie erbracht
werden, nicht über den Familienernährer,
sondern aus eigenem Recht einbeziehen.
Für Erziehungsgeld, Erziehungsurlaub
und die Anerkennung von Erziehungszei-
ten in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung ist unerheblich, welches Familien-
modell gelebt wird. Erheblich ist vor al-
lem, ob Kinder da sind und dass man sich
um die Kinder kümmert.

Das hat Rückwirkungen auf das Modell
des deutschen Wohlfahrtsstaates. Er ent-
wickelt sich sukzessive weg von der allei-
nigen Ausrichtung auf die sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten, und immer
mehr hin zu einem Modell, das neben der
Erwerbstätigkeit vor allem auch die Fa-
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milie und Familienleistungen gleichberechtigt einbezieht.
Wie weit diese Entwicklung gehen wird, inwieweit sie
nicht nur von der Entwicklung der Familie, sondern auch
von den Dauerproblemen des Arbeitsmarktes beeinflusst
wird, sollte Gegenstand weiterer Forschung sein. Ebenso
die Art und Weise, wie die politischen Akteure diese Ver-
änderungen wahrnehmen und wie sie gesetzgeberisch da-
rauf reagieren. Erste Erkenntnisse liegen hier bereits vor.8

■ Familienfeindlichkeit versus
Familienfreundlichkeit

Ich komme nun auf den Vorwurf der „strukturellen Rück-
sichtslosigkeit“ des deutschen Wohlfahrtsstaates gegen-
über der Familie zurück. Der Vorwurf, der deutsche Wohl-
fahrtsstaat würde die Belange der Familie missachten,
wäre gar in allen seinen Gliederungen familienfeindlich
und würde auf die Veränderungen der Familienrealität
nicht reagieren, muss zurückgewiesen werden. Im Gegen-
teil existiert ein weit verzweigtes – leider unübersichtli-
ches – Netz von familienbezogenen Leistungen und Diens-
ten, die in vielen Bereichen soziale Sicherungen für Kinder
und Eltern etabliert haben. Es bedarf schon einiger Suche,
um Bereiche zu identifizieren, in denen die Familie nicht
berücksichtigt wird.

Natürlich ist die Bewertung, was an Familienpolitik aus-
reichend ist und was nicht, schwierig. Welche Aufwendun-
gen und Nachteile sind überhaupt unter dem Begriff „kin-
derbezogene Kosten“ zu fassen? Was sind geeignete Maß-
stäbe der Bemessung des Lastenausgleichs? Hier kommen
nur politische Gerechtigkeitskriterien in Frage. Und die
sind erstens nicht allgemein gültig und zweitens vielfältig.
Sollen die Lasten, die Kinder verursachen, in Gänze von der
Gesellschaft getragen und damit den Eltern genommen
werden? Es gibt kaum ein Beispiel in der sozialen Siche-
rung, bei dem das der Fall ist. Auch die Lohnersatzleistun-
gen decken in aller Regel nur einen Teil des versicherten Ri-
sikos ab, etwa des Alters oder der Arbeitslosigkeit. Wenn
verneint wird, dass es tatsächlich alle kinderbezogenen
Kosten sein sollen, die von der Gemeinschaft zu tragen
sind, dann gerät man natürlich sofort in die Schwierigkeit
festzulegen, wie hoch der individuelle Anteil der Eltern und
wie hoch derjenige der Gesellschaft sein soll. Vielleicht
könnte das Lohnersatzniveau der Rentenversicherung als
Maßstab dienen. Dann wären vielleicht 67 bis 70 Prozent
der Kosten öffentlich auszugleichen.

Das ist aber nur eine Frage. In Zeiten knapper öffentlicher
Kassenlagen, der Konkurrenz zahlreicher verschiedener In-
teressen und Interessengruppen sowie gesellschaftlicher
Bedarfe um öffentliche Berücksichtigung werden all jene,
die mehr für die Familie fordern, auch sagen müssen, in
welchem Bereich gespart werden soll, welche Interessen
zukünftig weniger wert sein sollen als jene der Familie.
Gern werden hier – ich vereinfache ein wenig – Zukunfts-
ausgaben (u. a. für die Familie) gegen jene für die Gegen-
wart (u. a. die Versorgung älterer und alter Menschen) auf-
gerechnet. Für die Zukunft, sprich: für die Kinder, werde zu
wenig, für die Gegenwart, sprich: für die heute und morgen
Alten, werde zu viel ausgegeben. Soll das dann heißen, dass
– neben anderen Veränderungen – weniger Geld für die
Renten und mehr für das Kindergeld bereitgestellt werden
soll? Wenn das so ist, dann sollte man das erstens offen sa-
gen. Zweitens muss man dann auch über die Konsequenzen
für das System der Sozialversicherungen und der Versor-
gung alter Menschen sprechen. Die werden im Kontrast zu
bedürftigen Familien gerne als „überversorgt“ dargestellt.
Es lässt sich zwar kaum ergründen, ab wann denn „überver-
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sorgt“ wird beziehungsweise wie lange die
Versorgung akzeptable Größenordnungen
nicht übersteigt. Dass in der Rentenversi-
cherung hohe Sicherungsniveaus erreich-
bar sind, liegt nicht daran, dass das Ren-
tenversicherungssystem ausgebeutet wird,
sondern am Prinzip von Leistung und Ge-
genleistung. Wer hohe Renten erhält, hat
vorher auch viel eingezahlt. Durch die
Rentenversicherung allein werden jedoch
nur relativ wenige Gruppen weit über ih-
ren Bedarf hinaus abgesichert. Vielmehr
ist es so, dass bei vielen alten Menschen
erst das Zusammenwirken verschiedener
Einkommen im Alter ein ausreichendes
oder sogar hohes Versorgungsniveau bie-
tet.

■ Familienpolitische
Steuerung?

Gewarnt werden sollte übrigens auch vor
zu viel familienpolitischem Steuerungs-
optimismus. Erstens ist die Entwicklung
der Familie der vergangenen Jahrzehnte
keine direkte Folge politischer Steuerung,
sondern vor allem veränderter ökonomi-
scher Bedingungen sowie gesellschaftli-
cher Lebens- und Wertvorstellungen.
Zweitens wird eine veränderte Familien-
politik allenfalls über lange Zeiträume
und dann auch nur vergleichsweise wenig
dazu beitragen können, dass Menschen
wieder mehr Kinder bekommen. Betrach-
tet man die Geburtenentwicklung im in-
ternationalen Vergleich und setzt man
sie mit den Ausgaben für die Familie und
das Alter ins Verhältnis, so ergeben sich
kaum eindeutige Schlussfolgerungen. Nicht
überall dort, wo die Leistungen der Fa-
milienpolitik hoch sind, sind auch die
Geburtenraten besonders hoch (Luxem-
burg); umgekehrt sind aber vor allem
auch nicht überall dort, wo die Leistungen
für die Familien niedrig und/oder die Leis-
tungen für das Alter hoch sind, die Gebur-
tenraten besonders niedrig (Irland; Grie-
chenland).9 Öffentliche Förderung kann
dem historischen Trend sinkender Gebur-
tenzahlen in Europa wahrscheinlich nur
wenig entgegensetzen. Zu viele andere
Einflussfaktoren spielen hier eine Rolle.
Was erreicht werden könnte, wäre eine
den Wünschen der heutigen Familien an-

gepasste Familienpolitik, die wiederum den
Entschluss für Kinder erleichtern könnte.
Das allein bringt aber sicher noch keine
demographische Wende.

Ergebnisse der international vergleichen-
den sozialwissenschaftlichen Forschung
lassen es bezüglich der Herstellung fami-
lienfreundlicher Lebensarrangements vor
allem geraten erscheinen, neben den Aus-
gabenhöhen in der Familienpolitik die
verschiedenen familienpolitischen Aus-
richtungen zu beachten.10 Wenn hier der
Vorwurf der „strukturellen Rücksichtslo-
sigkeit“ des deutschen Wohlfahrtsstaates
gegenüber der Familie zwar insgesamt
zurückgewiesen wird, so soll damit hin-
sichtlich der Ausrichtung der deutschen
Familienpolitik keine Schönfärberei be-
trieben werden. Selbstverständlich beste-
hen fortlaufend Probleme der Anpassung
gesetzlicher Maßnahmen an die gesell-
schaftliche Realität. Das ist in der Fami-
lienpolitik nicht anders als in anderen Po-
litikbereichen. Ein Sektor, in dem die
Probleme zwar bereits bekannt sind und
im deutschen Fall – im Unterschied vor
allem zu den skandinavischen Staaten –
noch keine umfassende gesetzgeberische
Antwort gegeben wurde, ist die flächen-
deckende und bedürfnisgerechte Versor-
gung mit Kindertagesstätten. Wie einige
skandinavische Staaten zeigen, bedeutet
eine hohe Frauenerwerbsquote zumindest
dann nicht unbedingt auch einen Rück-
gang der Geburtenzahlen, wenn ein aus-
reichendes Angebot an Einrichtungen der
Kinderbetreuung besteht. In Deutschland
bestehen hierbei Probleme vor allem in
den alten Bundesländern und hier wieder-
um vorwiegend in den ländlichen Gebie-
ten sowie bei Einrichtungen, die ausrei-
chend lange und durchgehend geöffnet
haben sowie Kinder aller Altersgruppen
wenigstens bis zur Vollendung der Grund-
schule aufnehmen können. Das Defizit an
solchen Einrichtungen lässt vielen Eltern
keine Wahl, ob und in welchem Rahmen
sie neben der Kindererziehung erwerbs-

tätig sein wollen. Die Familienpolitik
orientiert sich hier nach wie vor stark an
dem Idealbild des einen Elternteils, der
möglichst vollzeitig für die Kinderbetreu-
ung zur Verfügung steht. Sie ist damit zu-
mindest in dieser Beziehung wenig be-
dürfnisgerecht, vor allem weil sie den
wachsenden Wünschen von Frauen nach
Erwerbstätigkeit keinen ausreichenden
Raum bietet. Das muss nicht bedeuten,
dass der Staat nun die vollständige Finan-
zierung solcher Einrichtungen überneh-
men soll. Es erfordert aber eine Initiative
des Staates zur Unterstützung des Auf-
baus und der Garantie des Bestandes aus-
reichender Angebote. Bislang ist das
durch den Anspruch auf einen Kinderbe-
treuungsplatz für Kinder zwischen 3 und
6 Jahren erst in Ansätzen geschehen.
Weitere Entwicklungen in dieser Rich-
tung sind das neue „Teilzeitgesetz“ sowie
die beschriebene Umwandlung des Erzie-
hungsurlaubs in die Elternzeit, die beiden
Elternteilen zugleich Erwerbstätigkeit
und Kinderbetreuung ermöglichen kann.

Bleibt abschließend die Frage, ob die
starke Ausdifferenzierung der Familien-
politik in den verschiedenen sozialpoliti-
schen Bereichen, denen das Bundesver-
fassungsgericht mit der Beitragsdifferen-
zierung zwischen Kinderlosen und Eltern
jetzt ein weiteres Element hinzufügen
will, sinnvoll ist. Damit kann zwar auf
verschiedene Lasten der Familien in ver-
schiedenen Lebensbereichen vergleichs-
weise zielgenau reagiert werden. Der
Nachteil besteht aber darin, dass das Sys-
tem für die Öffentlichkeit immer weniger
überschaubar wird. Hier könnte die alte
Weisheit, dass weniger mehr ist, zutref-
fen. Weniger muss sich dabei nicht auf
die Höhe der öffentlichen Transfers und
Dienstleistungen für die Familie bezie-
hen. Es meint vielmehr: Konzentration
auf einige wenige, dafür aber klar gere-
gelte und öffentlich gut sichtbare Trans-
fers und Dienstleistungen, direkt für Er-
ziehende und für Kinder. ■

Siehe zum Thema in der Kommune auch:

➛ Sozialstaat mit Zukunft. Eine Serie von
Harry Kunz.

Teil 1: Generationen- und soziale
Gerechtigkeit (4/00)

Teil 2: Die Zukunft der Gesundheit (6/00)

Teil 3: Soziale Hilfen (8/00)

Teil 4: Soziales Europa (10/00)

1 Der Begriff „strukturelle Rücksichtslosigkeit“ ent-
stammt dem Fünften Familienbericht (BMFuS 1994,
S. 21 f.). Er findet sich ebenfalls in der Familienso-
ziologie bzw. Familienpolitikforschung (v. a. Kauf-
mann 1995).

2 Das Thema wurde zunächst vor allem durch die Ent-
deckung der „Neuen Sozialen Frage“ in den Siebzi-
gerjahren seitens der damaligen CDU-Opposition
aufgebracht (Geißler 1976).

3 Vgl. Vobruba 1990; Bleses/Vobruba 2000.

4 Bleses/Rose 1998; Hinrichs 1996; Lessenich/Ostner
1995.

5 Zur Bedeutung und Entwicklung der „Normalfami-
lie“ siehe Herlth et al. (Hrsg.) 1994.

6 Auch heute noch wächst ein großer – wenngleich ab-
nehmender – Teil der Kinder in Ehen auf. Und in die-
sen Gemeinschaften erwirbt oft ein Elternteil auf
Grund geringerer Arbeitszeiten infolge Kindererzie-
hung weniger Einkommen als der andere Elternteil.
Genau dieser Umstand wird mit dem Ehegattensplit-
ting berücksichtigt, da mit zunehmender Einkom-
mensdifferenz auch der steuerliche Begünstigungsef-

fekt steigt. Arbeiten wieder beide Ehepartner vollzei-
tig, und verdienen sie gar vergleichbar, dann sinkt
auch der Begünstigungseffekt des Ehegattensplittings.

7 Wird das Erziehungsgeld nur ein Jahr lang bean-
sprucht, wird es auf bis zu 900 DM aufgestockt. Zu-
dem können beide Eltern zugleich die Elternzeit be-
anspruchen, wobei Erwerbstätigkeit beider Partner
bis zu 30 Stunden in der Woche zulässig ist. Erzie-
hungsgeld kann zusätzlich zu bedürftigkeitsgeprüften
Leistungen (v. a. Sozialhilfe) bezogen werden. Nach
der letzten Novelle des Bundeserziehungsgeldgeset-
zes wird das Erziehungsgeld auf Lohnersatzleistun-
gen (v. a. Arbeitslosenhilfe und jetzt auch Arbeitslo-
sengeld) dann nicht angerechnet, wenn die vorange-
gangene Beschäftigung 30 Stunden pro Woche nicht
überstieg.

8 Siehe hierzu vor allem Bleses/Seeleib-Kaiser 1999.

9 Ich verdanke eine solche Zusammenstellung ein-
schlägiger Daten einer Hausarbeit am Institut für So-
ziologie der Universität Leipzig (Marschallek 2000).

10 Vgl. Esping-Andersen.
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Eine Antwort auf das zentrale Pro-
blem der doppelten Kinderarmut –
immer weniger Kinder werden ge-

boren und immer mehr Kinder leben unter
wirtschaftlich prekären Bedingungen –
steht politisch auch unter der neuen Bun-
desregierung aus. Während die SPD es bis
zur nächsten Bundestagswahl bei einer Er-
höhung des Kindergeldes belassen will,
fordern die Grünen eine flächendeckende
Ausstattung mit Kinderbetreuungsplätzen
und Ganztagsschulen. Das zentrale Pro-
blem – eine bessere Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf – wird damit aber nicht
annähernd gelöst.

Nicht „entweder – oder“ sondern „so-
wohl – als auch“ lautet heute die Devise.
Jeweils drei Viertel der in der Shell-Stu-
die befragten Jungen und Mädchen zwi-
schen 15 und 24 Jahren nannten Fami-
lie und Beruf als zentrale Lebenskon-
zepte.

Mit der Geburt des ersten Kindes steht
jedes Paar vor der Frage nach dem „Wie“
der Vereinbarkeit. In 98 Prozent der Fälle
ist es die Frau, die zunächst aus dem Er-
werbsleben ausscheidet – nicht ohne Fol-
gen. Nur knapp die Hälfte aller Mütter
von Kindern im Vorschulalter arbeitet,
neunzig Prozent davon Teilzeit. Je länger
die Unterbrechung, umso schwieriger ge-
lingt der Wiedereinstieg. Die deutsche
Gesellschaft leistet es sich so, auf einen
wesentlichen Teil seiner teuer ausgebil-
deten Arbeitskräfte zu verzichten.

Alle demografischen und individuellen
Entwicklungen ignorierend, wurde dage-
gen das politische Leitbild – Familie ist
dort, wo Mütter bei ihren Kindern sind –
bis zum Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zum Betreuungs- und Erziehungs-
bedarf aus dem Jahr 1998 nicht aufgege-
ben. In diesem Urteil bestätigte das Ge-
richt, was politisch lange offenkundig

Erfolgsgrad bemisst sich nach der Groß-
zügigkeit der Parteien beim Kindergeld:
Wer bietet mehr? Dabei ist es höchst frag-
lich, ob Kindergeld, Steuernachlässe und
staatliche Unterstützung überhaupt einen
Einfluss auf die Geburtenrate haben. Zu
komplex sind die Motive und individuel-
len Rahmenbedingungen der privaten
Entscheidung für ein Kind. So ermittelte
der „Fertility and Family Survey“ der
Wirtschaftskommission der Vereinten
Nationen, dass zwar 78 Prozent der west-
deutschen Befragten mit dieser staatli-
chen Unterstützung rechnen. Doch nur
ein Viertel gab an, davon ihren Kinder-
wunsch abhängig zu machen.

Familienpolitische Ziele können nicht
ohne Zusammenhang mit dem System
der sozialen Sicherung gesehen werden.
Unter verbesserten Rahmenbedingungen

war: Weder Splittingvorteile noch dop-
peltes Erwerbseinkommen sind in der
Lage, die Kosten für die Betreuung von
Kindern auch nur annähernd auszuglei-
chen und stärkere Anreize für mehr Kin-
der zu setzen.

Das Problem der Familienpolitik ist
ein Problem der Fehlanreize. Die ge-

genwärtige Politik stellt für die Bür-
ger keinen Anreiz dar, das „Risiko Kind“
einzugehen. Ein Teil der Kinderlosen ver-
folgt eine Strategie der präventiven Ge-
genausbeutung: Sie verlassen die ge-
setzlichen, kollektiven Institutionen und
flüchten in private Sicherungssysteme,
die als demografieresistent, das heißt kin-
derresistent, gelten. Familienpolitik hat in
Deutschland noch immer die Konnotation
von Armuts- und Almosenpolitik. Deren

Kinder
oder Cash?

Familienpolitik in der neuen Arbeitswelt

NORA DAMME / DANIEL DETTLING

Die Urteile des Bundesverfassungsgerichts
zu den Kosten der Kinderbetreuung aus
dem Jahre 1998 und zuletzt zur Pflegever-
sicherung bedeuten für den Gesetzgeber
die Wende von einer zukunftsblinden hin
zu einer generationengerechten und nach-
haltigen Politik. Fraglich ist aber, ob ein
Kurieren an den Symptomen (Kindergeld,
Erziehungszeiten) den drängenden Pro-
blemen noch gerecht wird. Bisher wurde
Familienpolitik immer als Transferpolitik
interpretiert. In Form des Familienlasten-
ausgleichs hat es diese Politik aber weder
vermocht, die Geburtenrate noch die Er-
werbsquote der Frauen zu steigern. Beides
hängt unmittelbar zusammen.

Grafiken: Harald Goldhahn
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für die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf stieg in Frankreich die Geburten-
rate innerhalb der letzten fünf Jahre von
1,7 auf 1,9. Damit hat Frankreich die
höchste Rate innerhalb der Europäischen
Union. Doch haben die Rahmenbedin-
gungen vor allem Einfluss auf die öko-
nomische Situation der Familien. Fast 70
Prozent aller Französinnen sind berufs-
tätig. Ebenso lässt sich die Tatsache, dass
in Ostdeutschland verheiratete Mütter
verglichen mit denen in Westdeutschland
seltener sozialhilfebedürftig sind, auf das
noch immer dichtere Angebot an Kin-
derbetreuung und eine andere Einstel-
lung zur Müttererwerbstätigkeit zurück-
führen.

In Deutschland wird der Ruf nach bes-
seren Kinderbetreuungsmöglichkeiten

laut. In einer aktuellen Allensbach-Be-
fragung gaben 64 Prozent der Frauen in
Westdeutschland und 56 Prozent im Os-
ten an, dass die Öffnungszeiten von Kin-
dergärten besser auf die Arbeitszeiten von
Müttern und Vätern abgestimmt werden
sollten. Zwar hat seit 1996 jedes Kind ab
drei Jahren einen Anspruch auf einen Kin-
dergartenplatz. Für unter Drei- und über
Sechsjährige sind passende Angebote je-
doch knapp oder kaum bezahlbar. Hier
lohnt ein Blick nach Skandinavien: Ne-
ben Ganz- und Halbtagskindergärten gibt
es ein gut ausgebautes Netz an Tagespfle-
ge, Schulhorten und Schülertagesstätten.
Eine Vielfalt, die den Bedürfnissen be-
rufstätiger Eltern wesentlich besser entge-
gen kommt.

Mit der differenzierten Gestaltung ihrer
Pflicht zur Sicherstellung der Kinderbe-
treuung tun sich die Kommunen hier zu
Lande noch schwer. Die Forderung nach
einem verstärkten Ausbau der sozialen
Dienstleistung „Kinderbetreuung“ oder
gar ihre völlige Freistellung von Kosten
überlastet die kommunalen Haushalte.
Die Entlastung im Bereich der Sozialhilfe
kompensiert bei weitem nicht das Finan-
zierungsloch in den Kommunen. Zusätz-
liche Quellen der Finanzierung müssen
erschlossen werden. Quellen, an denen
sich jeder Bürger – unabhängig davon, ob
kinderlos oder nicht – wird beteiligen
müssen.

Die Vorbildfunktion sollte hier der
Bund mit einer kurzfristigen Reform über-
nehmen: Die vom Familienministerium
vorgesehene Unterstützung der Kinderbe-
treuung in Höhe von zwei Milliarden DM
jährlich sollte dazu genutzt werden, An-
reize für alle Kinderbetreuungseinrich-
tungen zu setzen, eine Betreuung über die
Mittagszeit hinaus anzubieten. Dieses
Geld würde ausreichen, allen Einrichtun-
gen und Grundschulen 2500 DM pro Mo-
nat zur Finanzierung dieser Betreuung an-
zubieten.

Politökonomisch bleibt unklar, warum
an den Kosten eines öffentlichen

Guts, der Reproduktion von Humanka-
pital, nicht die gesamte Gesellschaft be-
teiligt werden soll. Während die vorran-
gig männlichen Risiken im Erwerbsleben
– Arbeitslosigkeit, Krankheit, Alter – im
deutschen Sozialstaat überdurchschnitt-
lich gut abgesichert sind, gilt die Geburt
von Kindern vor allem für die Mütter im-
mer noch als Privatsache, mit all ihren
Folgen.

Ein Vorschlag kommt von der Hans-
Böckler-Stiftung, welche die Ergebnisse
eines Forschungsprojekts zur Organisati-
on und Finanzierung von Kinderbetreu-
ung jetzt in einem Buch darlegt (Kreyen-
feld u. a.: Finanzierungs- und Organsa-
tionsmodelle institutioneller Kinderbe-
treuung. Luchterhand 2001). Als verläss-
lichere Alternative zur Steuerfinanzierung
plädieren die Autoren für eine Kinderkas-
se. Analog zur gesetzlichen Renten- oder
Krankenversicherung zahlt jeder erwach-
sene Bundesbürger, gestaffelt nach Ein-
kommen, in die selbst verwaltete Kinder-
kasse ein. Die Eltern erhalten für das Kind
einen Betreuungsgutschein, den sie bei
einer (geprüften) Einrichtung ihrer Wahl
einlösen können, wodurch ein bedarfsge-
rechtes Angebot entsteht.

Staatliche Betreuungsangebote können
aber nur eine Stütze der kinderfreundli-
chen Gesellschaft sein. Familienpolitik
muss sich vom Leitbild des „Mutter- Kind-
Programms“ verabschieden. Das seit An-
fang des Jahres gültige Elternzeit-Gesetz
ermöglicht es prinzipiell beiden Eltern,
diese Zeit flexibel untereinander aufzutei-
len. Grundsätzliche Veränderungen sind
aber kaum zu erwarten. In einer Studie
des Familienministeriums gaben drei
Viertel der Väter an, dass das Erziehungs-
geld nicht ausreichen würde, den Ein-
kommensverlust durch Erziehungsurlaub
auszugleichen. Ist ein Kind unter drei Jah-
ren im Haus, tendiert knapp die Hälfte der
Väter sogar dazu, ihre Arbeitszeit auszu-
weiten, um die Familie ökonomisch abzu-
sichern.

Im Unterschied zur deutschen Taschen-
geld-Regelung (600 DM für maximal drei
oder 900 DM monatlich für ein Jahr) be-
zahlt in Schweden die Sozialversicherung
ein so genanntes Elterngeld, welches 80
Prozent des Bruttoeinkommens für ein
Jahr beträgt. Die Folge: Während in
Deutschland gerade einmal zwei Prozent
aller Väter in Elternurlaub gehen, sind es
in Schweden zehn Prozent, die die Leis-
tungen der Elternversicherung nutzen.
Sinnvoll wäre es zudem, den Anspruch
auf Erziehungszeit individuell und nicht
übertragbar für beide Partner zu gestalten.
Nimmt der eine die Erziehungszeit nicht
in Anspruch, verfällt sie auch für den an-
deren.

Steuertopf oder Familienkasse? Es wird
auf den richtigen Mix ankommen. Die
Antwort liegt in der Verbindung beider
Finanzierungsformen. Aus den bisheri-
gen sozialen Systemen müsste langfristig
eine Bürgerversicherung werden, wie sie
die SPD bereits als Erwerbstätigenversi-
cherung fordert. Im Unterschied zu dieser
bezieht die Bürgerversicherung jedoch
alle, auch Beamte und Selbstständige,
ein. Diese Bürgerversicherung berück-
sichtigt den „Faktor Kind“ stärker. Wer
auf diesen Faktor verzichten will, muss
zusätzlich privat vorsorgen, indem er sei-
ne eingesparten Gelder am Kapitalmarkt
anlegt.

Mit einer bloßen Erhöhung der staatli-
chen Leistungen und einer Anrechnung
von Erziehungszeiten wird man jedoch
langfristig wenig erreichen, wenn nicht
Beziehungen und Bedingungen vor Ort,
in den Kommunen, verbessert werden. Da
nützen auch keine gut gemeinten Appelle
an das Gewissen der Väter. Wer in seiner
unmittelbaren Umgebung und Nachbar-
schaft nicht über soziale Angebote ver-
netzt ist oder von diesen erst gar nicht er-
reicht wird, wird mit Geld wenig anfan-
gen können. Der Schlüssel zum Erfolg –
eine höhere Geburtenrate und bessere fi-
nanzielle Bedingungen für Familien –
liegt in einer gleichberechtigten Teilhabe
von Frauen am Arbeitsleben. Bislang
nehmen lediglich 1,5 Prozent der Väter
Erziehungszeit in Anspruch. Anders for-
muliert: 98,5 Prozent der Mütter machen
das (noch) mit.

Familienpolitik ist heute mehr als „Schutz
von Ehe und Familie“. Eine Politik,

die Verantwortungsgemeinschaften för-
dern will, wird künftig „Lebenspolitik“
als ihre neue Aufgabe sehen. Eine solche
Politik hätte vor allem das Ressort- und
Besitzstandsdenken der Verwaltung und
Ministerien zu überwinden. Die klassi-
sche Unterteilung der Politikfelder Ar-
beitsmarkt, Wirtschafts-, Steuer- und Fa-
milienpolitik stößt hier an funktionale und
politische Grenzen. Warum nicht Arbeits-,
Wirtschafts- und Familienministerium zu-
sammenlegen?

Familie ist in Zukunft auch dort, wo
(noch) keine oder nicht mehr Kinder sind.
Familie ist dort, wo andere Zeit für frei ge-
wählte Beziehungen aufbringen und sozia-
le Verantwortung übernehmen. Familien-
leben fördern, nicht nur um der sozialen
Sicherung, sondern auch der besseren Ver-
einbarkeit von Arbeit und Privatheit we-
gen. Firmen und Unternehmen werden da-
her ebenso ihren Beitrag leisten müssen
wie Kommunen und der Bund. Eine Poli-
tik, die sich auch in Zeiten „knapper Kas-
sen“ für eine neue Balance von Produktion
und Reproduktion einsetzt, muss um ihre
Zukunft nicht fürchten. ■
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D ie Politik bestimmt das Bewusstsein. Die In-
terpretation einer politischen Situation ist
kaum je unabhängig von politischer Hand-
lungsbereitschaft und Verantwortungsge-
fühl. Ein Extremfall ist der Stammtisch, an

dem bei uns regelmäßig auch viele Gebildete sitzen:
Am besten, man zöge einen Zaun, eine Mauer um den
Balkan und wartete ab, bis er sich ausgebrannt hat. Man
darf vielleicht sagen, dass das zynische Spießertum
nach einem Jahrzehnt Jugoslawienkriege verstummt ist.
Die Bilder aus diesen Kriegen haben es zum Schweigen
gebracht. Die Flüchtlinge aus dem Kosovo hatten alle
ein Gesicht. Die Gefangenen der serbischen Konzentra-
tionslager in Nordwestbosnien waren unleugbar gefol-
terte Menschen. Die Toten in den geöffneten Massen-
gräbern sind unleugbar ermordete Zivilisten. Die Be-
schämung des Stammtischs ist eine Leistung des Fern-
sehens, so reißerisch, atemlos und oberflächlich seine
Berichterstattung oft auch sein mag. Es gibt eine „Ethik
des Fernsehens“ (Michael Ignatieff). Aber die Entmuti-
gung der Vorurteile über den Balkan und seine ver-
meintliche „Mentalität“ ist vor allem ein Ergebnis des
politischen und militärischen Eingreifens des Westens.
Nur wer das Risiko des Handelns auf sich nimmt, hat
die Chance, seine Vorurteile loszuwerden. Er braucht
sie eben nicht mehr, um seine Indifferenz und sein

Nichtstun vor sich selber zu kaschieren. Er braucht sie
nicht mehr für seine Selbstachtung. Entsetzlich spät,
erst nach dem Massenmord von Srebrenica, haben die
Mächte des Westens die mitterandsche Absurdität, man
kann auch sagen: Schande des „peacekeeping“ inmitten
einer Aggression, des humanitären Einsatzes inmitten
eines Vernichtungskrieges, aufgegeben und den Krieg
in Bosnien gewaltsam beendet. Und dann auch die ser-
bische Gewaltpolitik im Kosovo. Der Durchbruch war
Srebrenica – im Bombardement des serbischen Rings
um Sarajevo hat die Öffentlichkeit des Westens ihr ver-
zerrtes, apologetisches Balkanbild abgestreift. Sogar
die deutsche Öffentlichkeit, die seit Jahrzehnten auf

Splendid IsolationSplendid Isolation
Über unseren Umgang mit dem Balkan und seinen „Wirren“

ERNST KÖHLER

Das letzte Jahr hat auf dem Balkan große Veränderungen gebracht.

Politisch deformierte Gesellschaften konnten ihre Handlungsfähigkeit

wieder zurückgewinnen. Auch ist der südosteuropäische Nationalismus

kein ideologischer Monolith, der undifferenziert über den Leisten ge-

schlagen werden kann. Immer noch klafft ein Graben zwischen der

Wahrnehmung im Westen und der Wirklichkeit, die den Autor irritiert

und zu Fragen herausfordert. Auf seinen Reisen durch exjugoslawische

Staaten ist er auf sehr unterschiedliche und variationsfähige nationale

Motive gestoßen. In den hiesigen Politikerzählungen werden sie allzu

oft mythologisiert beziehungsweise völlig unterschiedliche politische

Triebkräfte unzulässig verallgemeinert und gleichgesetzt.

Foto:
Christian Jungeblodt
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eine eigennützige außenpolitische Selbstverkleinerung
geeicht war (Andrei S. Markovits/Simon Reich). Selbst
die liberale und linksliberale Öffentlichkeit in Deutsch-
land war jetzt auf einmal bereit, hinter ihrem vergan-
genheitsbewältigenden Lieblingstopos von der unheili-
gen Allianz zwischen dem kroatischen und dem neo-
deutschen Nationalismus das Milošević-Regime und
sein großserbisches Projekt hervorzuziehen.

Irgendein Selbstlob ist dennoch nicht angemessen.
Ich möchte im Folgenden zu zeigen versuchen, wie
halbherzig und prekär der Lernprozess immer noch ist
– in drei Anläufen sozusagen: in einer knappen Ausein-
andersetzung mit der aktuellen Kosovo-Problematik;
in einigen persönlichen Beobachtungen vor Ort in Bos-
nien-Hercegovina; und schließlich in einer kritischen
Anmerkung zum Begriff des „ethnischen Nationalis-
mus“ oder „Ethnoradikalismus“, ohne den man in der
Analyse südosteuropäischer Verhältnisse nicht aus-
kommt. Um meine Argumente thesenhaft zugespitzt
vorwegzunehmen: Den ethnischen Nationalismus stili-
sieren wir gern zu einer Art Religion hoch. Das wäre er
wohl gern, ist er aber nicht. In Wahrheit ist er bloß eine
politische Option unter politischen Optionen und ver-
fügt nur über eine sehr bedingte Macht über seine Ge-
folgschaft. Bosnien leidet heute unter einem bewusst
und gezielt gleichmacherischen Semiprotektorat, das
die Erfahrung des Krieges zu verdrängen und die Un-
terscheidung zwischen Tätern und Opfern aus pragma-
tischen Gründen auszulöschen sucht. Und was schließ-
lich das Kosovo betrifft, so scheint sich da eine glatte

dest in Deutschland. Aus den Augen, aus dem Sinn: Die
Vertriebenen von gestern verschwanden wieder in dem
dunklen Bild des albanischen Nationalismus, aus dem
sie erst kürzlich hervorgebrochen waren. Ich kann mich
nicht entsinnen, Flüchtlinge jemals so schnell und spur-
los untergehen gesehen zu haben wie diese – mitsamt
ihrem Schicksal im Krieg von 1999, im Krieg von 1998
und unter dem menschenverachtenden serbischen Ko-
lonialregime seit 1989. Die Flüchtlinge aus dem Koso-
vo waren ungeachtet unserer Betroffenheit und unserer
nicht geringen Spendenbereitschaft nicht mehr eine
flüchtige Episode unserer Aufmerksamkeit. Es kann
nicht an unserem Entsetzen über die neuen Flüchtlings-
trecks jetzt der serbischen Kosovaren, über die Mord-
anschläge gegen die restliche serbische Zivilbevölke-
rung und über die Massenvertreibung der Roma liegen.
Das ist entschieden zu moralisch, um wahr zu sein. Das
abrupte Umschalten von der Anteilnahme auf das altge-
wohnte Balkanbild hatte vielmehr etwas von einer
Selbstentlastung. Sich in ein angenehm bitteres Déjà-vu
zurückgleiten zu lassen, hat nicht allzu viel mit den
Menschenrechten und ihrer Verteidigung zu tun. Ich
möchte in diesem Zusammenhang auf ein Zeugnis aus
dem Kosovo hinweisen, das uns die Möglichkeit einer
weniger gefälligen Selbstwahrnehmung bietet. Es han-
delt sich um die Essays des jungen kosovo-albanischen
Schriftstellers Beqe Cufaj, die unter dem Titel Rück-
kehr in ein verwüstetes Land auch in einer deutschen
Übersetzung erschienen sind (Paul Zsolnay Verlag,
Wien 1999). Die Texte wenden sich ohne Pathos den

albanischen Volksmassen zu. Sie spre-
chen die Sprache der Erschütterung
und der Trauer, des traurigen Humors
gelegentlich auch. Und zugleich treten
sie unbeirrbar, rückhaltlos auch und
gerade gegen die eigenen Leute – für
die Unantastbarkeit jedes einzelnen
Menschen im Kosovo ein. Das ist et-
was anderes als jene eilige, wohlfeile
Hoffnungslosigkeit, die im Grunde ge-
nommen ein Fallenlassen ist und der
der Autor selbst in seinem Band ein
kleines 68er-Porträt widmet:

„Die Ballade von E.“ – ein hartes
Stück über eine ebenso unwissende
wie maßlos selbstgewisse Journalistin
aus Deutschland, die denn auch schleu-
nigst abreist. „Einen Tag vor ihrem
kühlen ,Auf Wiedersehen‘ hat sie mir

Verkehrung des realen Zusammenhangs breit zu ma-
chen: Danach ist es nicht der allein vom Westen zu ver-
antwortende politische Schwebezustand des Landes,
der dem albanischen Extremismus Auftrieb gibt; in
dieser Sicht ist es vielmehr umgekehrt der albanische
Extremismus, der es den Großmächten so schwer macht,
sich vom Ungedanken einer „substanziellen Autono-
mie“ des Kosovo im Rahmen des serbischen Staates
definitv zu verabschieden.

I ch beginne mit Letzterem: Es war schon kein gutes
Zeichen, dass die Stimmung mit den ersten Nach-

richten über albanische Gewaltakte gegen die serbische
Minderheit im Kosovo schlagartig umkippte – zumin-

gesagt, sie sehe keine Chance für die
Entstehung eines neuen Geistes auf
diesem Flecken Erde unter dem Him-
mel ..."

Aber nun mein erster Punkt: Ich möchte da von einer
Art Ausfallserscheinung, einem Loch in der Vorstel-
lungskraft sprechen, das unser Urteil über das Kosovo
von innen her paralysiert. Es scheint tatsächlich eine
Frage der aussetzenden Imagination. Ich meine das
Unverständnis nicht nur der westlichen Politik für die
Tatsache, dass die Rückkehr des Kosovo in den serbi-
schen Staatsverband undenkbar ist. Man kann diese
Undenkbarkeit offenbar nur schwer denken. Der israe-
lische Osteuropa-Experte Shlomo Avineri hat eine sol-
che Lösung als „obszön“ bezeichnet: „Es wäre so, als
verlangte man von jüdischen Überlebenden beispiels-
weise in Theresienstadt, nach ihrer Befreiung durch die
Alliierten im Zweiten Weltkrieg unter deutschen Be-
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amten zu leben" („Nicht unter serbischer Herrschaft“,
FAZ, 14.6.99). Vielleicht können wir einem Juden die-
se aufgeregte Sprache durchgehen lassen. Auch im
Bosnienkrieg war sie ja schon zu vernehmen – etwa
aus dem Munde von Marek Edelman, dem Überleben-
den des Warschauer Gettos. Halten wir uns lieber an ei-
nen kühlen Kopf wie Skelzen Maliqi, Philosoph und
Publizist in Prishtina: „Die Lösung der Kosovo-Frage
führt auch zur Lösung der albanischen Frage auf dem
Balkan. In strategischen Analysen stößt man häufig auf
die falsche Annahme, dass ein albanischer Kontrolle
überlassenes Kosovo die Voraussetzung für so genann-
te großalbanische Ambitionen bilde und zur Destabili-
sierung und Zerstörung Makedoniens führen werde.
Ich behaupte das Gegenteil. Gerade die Lösung der al-
banischen Frage wird den großalbanischen Nationalis-
mus beruhigen und Makedonien als zusammengesetz-
ten Staat mit einer Lage erhalten, die derjenigen Bel-
giens ähnlich wäre. So wie Brüssel die Metropole Eu-
ropas ist, so könnte Skopje perspektivisch gesehen zur
formalen Metropole des Balkans werden, unabhängig
davon, wem alles, besonders den Griechen, aber auch
den Bulgaren, dies unannehmbar erscheint" (Ein
Gleichgewicht der Schwachen, in: Thomas Schmid,
Hrsg., Krieg im Kosovo, Reinbek 1999). Ein Nationa-
lismus, der sich über die Erfüllung seiner Forderungen
„beruhigen“ ließe? Ließe sich überhaupt etwas ausden-
ken, das unserem gesunden Menschenverstand mehr
widerspräche?

Und unserem nationalismuskritischen Leitgedanken,
dass man dem Affen nicht auch noch Zucker geben
sollte? Der praktischen Außenpolitik des Westens ist
die Beruhigungsthese an sich nicht ganz fremd geblie-
ben – wie man spätestens seit 1993 im Bosnienkrieg
und dann in Dayton beobachten konnte. Umso ent-
schiedener scheinen wir in unserem öffentlichen Rä-
sonnement auf der beruhigend beunruhigenden Ein-

sicht bestehen zu wollen, dass ein Nationalismus uner-
sättlich sei und gewiss eher durch die frontale Ableh-
nung als durch die Anerkennung seiner wuchernden
Wünsche unter Kontrolle gebracht werden könne. Man
könnte leicht auf den Gedanken kommen, die Koso-
vo-Albaner müssten heute mit der strikten Ablehnung
ihres Verlangens nach staatlicher Unabhängigkeit da-
für büßen, dass man den bosnischen Serben und ihrem
Gangsterstaat seinerzeit so weit entgegengekommen
ist. Ein Satz wie der, dass der albanische Nationalismus
auch nicht besser sei als der serbische, fließt vielen von
uns jedenfalls leichter aus der Feder als jemals ein Satz
über den serbischen Nationalismus direkt – auch Jür-
gen Habermas, der sich meines Wissens bislang nicht
durch besondere Balkanstudien ausgewiesen hat: „Die
Kosovo-Albaner hätten kein Recht auf Sezession,
wenn nur ihr Anspruch auf Autonomie innerhalb Ser-
biens erfüllt würde. Der großalbanische Nationalis-
mus, der durch die Abspaltung Auftrieb erhielte, ist ja
keinen Deut besser als der großserbische, den die Inter-
vention eindämmen soll“ („Bestialität und Humanität“,
Die Zeit, 29.4.99). Ist der Nationalstaatsgedanke der
Kosovo-Albaner „großalbanisch“ orientiert? Denkt die
große Mehrheit der makedonischen Albaner großalba-
nisch? Wer genau ist eigentlich großalbanisch ausge-
richtet? Und welchen Stellenwert haben diese Kräfte
im Kontext albanischer Politik auf dem Balkan? Und
ist ein Nationalismus, der sich in einem Jahrzehnt der
Verlassenheit, der Apartheid, des Scheiterns allen ge-
waltlosen Widerstands, der Massenvertreibung und des
Massenmords formiert hat – unvermeidlich formieren
musste –, dem imperialen Nationalismus des Verfol-
gerstaats und der Verfolgernation gleichzusetzen? Ist
es unerlaubt, ist es schamlos, die Toten zu zählen und
die Anzahl der Opfer miteinander zu vergleichen – die
200 000 Toten in Bosnien, die 10 000 ermordeten Alba-
ner im Kosovo mit den inzwischen Hunderten von er-

»NACHBARN«

Die Bilder zu diesem
Artikel entstammen

dem so benannten Fo-
toessay über Albanien

von Ilja C. Hendel.



48 Kommune 7/2001

mordeten Serben im Kosovo? Und wie kommt es über-
haupt, dass die gemäßigte albanische Politik im Koso-
vo, in Makedonien, in Albanien so wenig Aufmerk-
samkeit, so wenig Respekt, so wenig Vertrauen genießt
im Westen? Die Aufgabe dort läge ja keineswegs so
schön auf der Linie der Staatengemeinschaft wie die in
Makedonien: Auflösung eines bereits zerfallenen Staa-
tes, nicht Erhaltung eines gefährdeten Staates.

Vorläufig sind die Albaner noch genau wie die Ser-
ben. Massenflucht ist Massenflucht – egal, ob da

Menschen vor einer mörderischen, rassistisch gelenkten
und rassistisch motivierten Soldateska flüchten oder ob
da ein schwer kompromittiertes, geschlagenes Herren-
volk abzieht – im Schutz seiner Truppen und ohne auch
nur das leiseste Zeichen von Schuldbewusstsein (Jan
Stage, Lettre International 46, 1999). Gewalt ist Gewalt
– egal, ob es sich um die Rache der Kolonialisierten
handelt oder um eine staatliche Politik der „ethnischen
Säuberung“. Kollektive Verantwortung ist kollektive
Verantwortung – egal, ob die Mehrheit der Bevölke-
rung sich nahezu geschlossen hinter den Terror stellt

oder ob sie „zittert und schweigt“ (Beqe Cufaj, „Am
Ende der Sackgasse wartet der Krieg“, FAZ, 3.3.01).
Nach dem jüngsten OSZE-Bericht über die Verfolgung
der Serben und Roma im Kosovo haben diese Unter-
scheidungen – bis auf die letzte (und bis auf den Nor-
den!) – ihre Bedeutung inzwischen tatsächlich verloren:
Der Bericht weist darauf hin, „dass die Anschläge in zu-
nehmendem Maße orchestriert sind und keinesfalls als
individuelle Abrechnungen bezeichnet werden kön-
nen“. Über die Gründe erfährt man leider wenig (NZZ,
18.4.01). Es macht aber doch einen Unterschied, ob
man diese Systematisierung der Verfolgung gewisser-
maßen bereits im „Wesen“ des albanischen Ethnonatio-
nalismus angelegt sieht oder sie aber, ganz profan, auf
die unerwartete Niederlage der Radikalen bei den Kom-
munalwahlen vom Oktober letzten Jahres zurückführt.
Auch in Bosnien begegnet man diesem Typus von Ent-
differenzierung, von Verblendung, die keine ist, weil es
eine Mystifikation ist. Nur ist sie hier bereits so nahtlos
in die Textur des Alltagslebens und der Normalität ein-
gelassen, dass sie von außen schon kaum mehr wahr-
nehmbar ist. Sie ist hier auch nicht wie im Fall Kosovo

Der Balkan als fliegende Untertasse
Charles Simic im Gespräch mit Petar Lukovic

Als Hans Magnus Enzensberger vor Jah-
ren Charles Simic, den amerikanischen
Dichter serbischer Herkunft, „entdeckte“
und kongenial übersetzte, gab es unter ser-
bischen Intellektuellen kaum einen, dem Si-
mics Name geläufig war. In letzter Zeit
muss sich das geändert haben; denn Petar
Lukovic, der das folgende Gespräch mit Si-
mic geführt hat, nennt ihn einen „Kultau-
tor“. Diesen Titel aber verdient Lukovic
selbst, der als Autor so unübersetzbar ist
wie der amerikanische Rapper Eminem. Vor
kurzem sind Lukovics „verrückte“ Texte,
die einem den Irrsinn von Belgrad besser
begreifbar machten als ganze Haufen von
politischen Expertisen, in einem Sammel-
band in Split (Godine raspada) erschienen,
für den Charles Simic das Vorwort schrieb.

Woher stammt das Bedürfnis, ein sol-
ches Buch wie Ihr letztes A Fly in

the Soup (2000) zu schreiben, das von Ihrer
Kindheit und Erinnerungen an das Land,
das Sie vor langer Zeit verließen, handelt?

Dieses Buch ist eine Collage aus kleinen
Sachen, die ich im Laufe der Jahre auf-
schrieb, Sachen, die auf unterschiedlichen
Weisen mit meiner Jugend verbunden sind.
Vor vier Jahren schlug mir mein deutscher
Verleger vor, diese Stückchen chronolo-
gisch zu ordnen und eine Art Autobiogra-
phie zu machen. Die deutsche Ausgabe er-
schien 19971 und ich kam endlich dazu, im
vergangenen Herbst das Buch auch in Eng-
lisch zu veröffentlichen. Da meine Eltern
und alle Verwandten ihrer Generation ver-
storben sind, wollte ich eine Aufzeichnung
ihres Lebens aufheben. Das waren Men-
schen mit Sinn für Humor und Talent für
gute Erzählung. Ohne sie wäre ich nicht

das, was ich geworden bin – und das ist der
Erinnerung wert.

A Fly in the Soup ist – wie mir scheint – ein
dramatisches Zeugnis über einen Staat, der
nicht mehr existiert. Da Sie bereits seit
Jahrzehnten in Amerika leben, wie stellt
sich Ihnen dieser Balkanraum aus der Per-
spektive eines amerikanischen Schriftstel-
lers dar?

Rätselhafter als kleine grüne fliegende
Untertassen. Ich glaube, dass Menschen auf
dem Balkan in folgender Manier denken: 1.
Halte dich mit dem Abwägen der Folgen
deines Handelns nicht auf. 2. Ist etwas
dumm, und alle sagen dir, dass es dumm ist,
dann nur zu! 3. Sage im gleichen Atemzug:
„Wir werden sie alle fertig machen“ und
„wir sind die größten Opfer auf der Welt“.
Ich könnte dies noch fortsetzen, aber Sie
verstehen schon, was ich meine.

Seit Jahren schrieben Sie über die verhee-
renden Folgen des Regimes Milošević. Wie
haben Sie nun – als jemand, der aus dieser
Region stammt – die Veränderungen in
Serbien erlebt; sehen Sie an Serbien etwas,
was wir unfähig sind zu erblicken? Gibt es
Hoffnung für die Serben?

Milošević war leicht zu durchblicken.
Wir Amerikaner kennen verdorbene Politi-
ker, die sich als Superpatrioten ausgeben,
gut genug. Die Idee, dass Milošević Serben
Ruhm und Glück bringen würde, war em-
pörend. Auch hier stimmen Menschen ih-
ren Interessen zuwider ab. Sie verlieben
sich in den Kandidaten, der offensichtlich
alles unternehmen wird, um ihnen das Le-
ben schwer zu machen, wenn sie ihn einmal
gewählt haben. Serben sind ein zu kleines

Volk, um sich so dumme Fehler erlauben
zu können. Sollte es in der Wirtschaft vor-
angehen – und das ist nicht unvorstellbar –
könnten sich auch andere Dinge ändern.
Außer im Falle natürlich, dass etwa Suma-
dija sich abtrennt und Babajic-Ljig zu sei-
ner ewigen Kapitale erklärt.

Wie haben Sie sich als jemand mit dem Na-
men Charles Simic all die Zeit gefühlt; man
hat Sie sicherlich als serbische Zielscheibe
genommen und alle serbischen Schuldig-
keiten Ihnen aufgebürdet?

Nein, davon gab es kaum etwas. Die
Menschen hier sind vernünftig. Viele von
uns kommen oder kamen aus unglücklichen
Ländern. Es gab einige Texte in Times und
The New Republic die kollektive Schuld,
jene Generalisierung, die im Keim jedes
ethnischen und rassistischen Hasses liegt,
für vollkommen anwendbar auf den serbi-
schen Fall hielten. Es gab auch jene orwell-
schen Geschichten über das humanitäre
Bombardieren sowie Aufsätze, die das Tö-
ten von Unschuldigen als annehmbar dar-
stellten, wenn dahinter das höhere morali-
sche Ziel steckt. Das hat mich gekränkt –
nicht so sehr als Serben, sondern als Ameri-
kaner. Idioten, die wie Goran Matic2 spre-
chen, sind scheußlich – aus welchem Land
sie auch kommen mögen.

Aus der amerikanischen Giant-Perspektive
erscheinen die Kriege auf dem Gebiet Ex-
Jugoslawiens wie primitive Stammesfehden.
Wie schwierig war es, den Menschen zu er-
klären, was sich tatsächlich abspielte?

Wie kann man jemandem diese langen
Jahre des Mordens, Vergewaltigens und
Raubens eigener Nachbarn erklären? Alle
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Ausdruck eines gefährlichen Eskapismus der maßgebli-
chen Nato-Staaten, die ihre Entscheidung über den end-
gültigen Status des besetzten Landes endlos vor sich
herzuschieben belieben. In Bosnien-Hercegovina hat
der Westen seine Politik bekanntlich längst gefunden,
und die offizielle Sprachregelung hört sich hier unge-
fähr so an: Sie sind sich alle gleich. Keines der drei Völ-
ker hat den jeweils anderen etwas vorzuwerfen. Die
Bosnjaken sind kein bisschen besser. Sie sind genau so
korrupt und mafios wie die anderen. Und sie arbeiten
alle auch ganz prima zusammen. Vielleicht sind die
Bosnjaken etwas raffinierter in der öffentlichen Präsen-
tation, in der politischen Vermarktung ihrer ethnozen-
trischen Politik. Aber das liegt nur daran, dass sie kein
anderes Land haben als Bosnien. Sie müssen ja brav
tun, sie müssen sich ja der internationalen Gemein-
schaft anbiedern. Aber die Haltung dahinter, die eigent-
liche Mentalität ist die gleiche. Wir sind hier eben auf
dem Balkan. Ich habe auf zwei längeren Reisen wäh-
rend der letzten beiden Jahre keinen einzigen erfahre-
nen internationalen Funktionär in Bosnien getroffen,
der nicht diese Auffassung vertreten hätte – gleichgültig

in welchem Apparat er arbeitete. Und der sie nicht mit
Nachdruck bekräftigt hätte, wenn man ihm widersprach
– mit einem mitleidigen Lächeln, wenn er Manieren
hatte, und mit höhnischer Schärfe, wenn er keine hatte.
Mein zweiter Punkt wäre, dass es sich bei diesem allge-
genwärtigen Gerede um das Abfallprodukt einer Politik
handelt, die nicht so sehr an der Demokratisierung des
Landes interessiert ist wie sie unentwegt behauptet, als
vielmehr an der Stabilität des Landes. Verhielte es sich
andersherum, müssten die Verantwortlichen der inter-
nationalen Gemeinschaft zunächst einmal öffentlich
und unmissverständlich zwischen nationalen und natio-
nalistischen politischen Parteien unterscheiden – also
zwischen SDA einerseits und SDS und HDZ anderseits.
Das tut aber niemand – mit der einsamen Ausnahme
von Haris Silajdzić (Interview in Slobodna Bosna,
30.11.00). Aber Silajdzić ist auch kein Mitglied der in-
ternationalen Gemeinschaft, sondern der herausragende
Kopf der bosnjakischen Politik und ein kühner, unnach-
sichtiger Kritiker der westlichen Politik in seinem Land.
Korruption hin oder her, man kann eine Partei, die ihren
heutigen Masseneinfluss der Selbstverteidigung gegen

verstanden, dass es sich um das pure Böse
handelte. Ich versuchte zu erklären, dass
die liberalen Werte in Serbien von Nationa-
listen, Intellektuellen, Priestern, Generälen,
Rentnern, Bauern und so fort bekämpft
wurden und dass all diese Leute überzeugt
waren, dass es viel wichtiger sei, Patriot zu
sein als elementare Menschenrechte jedes
Menschen zu achten. Ich weiß nicht was für
eine – wenn überhaupt welche – Wirkung
das hatte.

Ein Großteil dieser Geschichte über Ju-
goslawien verlief freilich auf dem Niveau
des Zeichentrickfilms, aber trotzdem hat
die Mehrzahl meiner Freunde gut verstan-
den, was dort geschah. Wir haben zwei bis
drei Millionen Zivilisten in Indochina wäh-
rend des Vietnamkrieges getötet, sodass
wir uns gut im Töten von Unschuldigen
auskennen.

Und nun die Poesie. Ist das, wenn man auf
einmal statt eines „normalen“ Dichters ein
Kultautor geworden ist, etwas, was einen
Autor belastet? Hat die Tatsache, dass
man Sie in Serbien, Bosnien und Kroatien
als „unseren Autor“ ansieht, eine Bedeu-
tung für Sie?

Wie meinen Sie das mit „Kult-Dichter“?
Versuchen Sie mir zu sagen, dass Men-
schen bootleg-Aufnahmen, auf denen ich
meine Gedichte lese, laufen lassen, Weih-
rauch verbrennen und nackt vor meinem
vergrößerten Foto tanzen? Es gibt einige
Menschen in New Hampshire, wo ich seit
fast dreißig Jahren lebe, die sagen, dass
manche meiner Gedichte das Wesen des
Lebens in New England ausdrücken. Das
ist schön, sage ich, aber ich glaube ihnen
kein Wort. Außerdem, ich quäle mich im-
mer so mit jedem neuen Gedicht und ma-
che mir Sorgen über alle schlechten Ge-
dichte, die ich bereits geschrieben habe,
sodass ich mir keine Gedanken noch dar-
über mache, welcher Literatur ich ange-
höre.

Verfolgen Sie die Literatur auf dem Bal-
kan? Gibt es Dichter, Schriftsteller, die Sie
gelesen haben, Bücher, die Sie mögen?

Seit 1963 habe ich zwischen 30 und 40
Gedichtbände von Dichtern aus allen Tei-
len des ehemaligen Jugoslawien übersetzt.
Auch kroatische Dichter habe ich übertra-
gen, einschließlich Slavko Mihalić, der ei-
ner der besten europäischen Dichter ist.
Auch weiterhin bin ich aufmerksam und
übersetze, obwohl ich nunmehr mit mehr
Mühe die Bücher beschaffe als früher. Es
gab immer reichlich gute Literatur auf dem
Balkan.

Ernsthaft: Wie aktuell ist Poesie heute in
der Zeit von Internet, Online-Journalismus
und Hightech? Am eigenen Beispiel: Simic
vor zehn Jahren und heute.

In den Vereinigten Staaten liest man heu-
te viel mehr Poesie als in den Fünfzigerjah-
ren, als ich anfing zu schreiben. Mehr Bü-
cher und literarische Zeitschriften werden
veröffentlicht, es gibt mehr Lesungen und
viel Poesie im Internet. Wie Graffiti in Klos
befriedigt die Poesie ein elementares Be-
dürfnis des Menschen. Die Poesie ist eine
der seltenen Sphären, in denen der einsame
Einzelne Ausdruck finden kann – nicht nur
heute, sondern seit je her. Man braucht sich
keine Sorgen um Dichtung zu machen. Es
wird weiterhin gedichtet, auch wenn Men-
schen anfangen, auf dem Mars zu leben.
Dann erst recht!

Da wir dieses Interview für die Feral Tri-
bune machen, gehörte es sich, dass Sie zu-
geben, die Zeitung regelmäßig im Internet
zu lesen. Was denken Sie über diese Zei-
tung?

Die Feral ist wahrscheinlich die freieste
Publikation in der Welt. Solche Zeitungs-
mache (Journalismus) gab es auch bei uns
in den Sechziger- und Siebzigerjahren, aber
jetzt nicht mehr. Ich pflegte das Erschei-
nungsbild und den Inhalt der Feral meinen

amerikanischen Freunden, Journalisten, zu
beschreiben, aber sie wollten mir einfach
nicht glauben. Glücklicherweise hatte ich
einige alte Ausgaben aufbewahrt und konn-
te ihnen so manche heiße Titelseite mit
Tudjman zeigen. Sie waren geschockt und
mussten zugeben, dass hier so etwas nicht
erlaubt wäre. Im Vergleich mit euren Jour-
nalisten sind die unsrigen Feiglinge und
Arschkriecher. Also Hut ab!

Schließlich noch eine rein private Frage.
Sie sind ein Weinkenner; zufälligerweise
weiß ich, dass Ihre Anhänger aus verschie-
denen Ecken der Welt Ihnen Wein zuschi-
cken – als Entlohnung für das, was Sie ih-
nen durch Ihre Poesie bieten. Stehen Wein
und Dichtung in einer engen Beziehung?

Das ist mir nur zwei Mal passiert. Ein
Winzer aus Kalifornien und vor kurzem ei-
ner aus Neuseeland schrieben mir, meine
Dichtung gefiele ihnen und schickten je-
weils eine Kiste Wein. Wenn man ein Glas
edler Rebe in das Licht der untergehenden
Sonne hält und hin zum Mund bringt, um
jenen ersten befriedigenden Schluck zu
trinken, wie könnte man dann nicht an Poe-
sie denken? Wenn man in Frauengesell-
schaft ist, umso schöner. Jetzt, wo meine
Gedichte auch in Italien veröffentlicht wer-
den, träume ich davon, dass mir eines Tages
die Post einen riesigen Parmaschinken
bringt. Sehen Sie, was meine Lebensambi-
tionen sind! Ich hoffe auf eine breite Leser-
schaft unter Wurst- und Käseerzeugern und
Brandweinbrennern des vorzüglichen Ar-
magnac.

Aus: Feral Tribune, 28. April 2001; Übersetzung von
Dunja Melči ć

1 Eine Fliege in der Suppe , München 1997 (Hanser)

2 Goran Matić war Pressesprecher Miloševićs; besonders
„scheußlich“ waren seine Auslassungen während des
Kosovo-Krieges (Anm. d. Üb.).
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den Völkermord verdankt, keinesfalls in einen Topf
werfen mit Parteien, die den Völkermord organisiert
und sich bis zum heutigen Tag niemals davon distan-
ziert oder gar dafür entschuldigt haben. Manchmal –
selten genug – fliegt die Lebenslüge des bosnischen Se-
miprotektorats auf, etwa als Richard Holbrooke unmit-
telbar vor den Novemberwahlen über Bosnien herein-
bricht mit der brachialen Forderung, die SDS als krimi-

nach und nach als subtilere Modifikationen in seinen
Text. Und das, obwohl die Analyse der Staatengemein-
schaft weit tragende Fehler in Bosnien vorwirft – darun-
ter insbesondere die Grundsatzentscheidung, den serbi-
schen und kroatischen politischen Parteien des Krieges
und der verbrecherischen Gewalt zu gestatten, sich un-
mittelbar nach dem Krieg in von der OSZE überwach-
ten Wahlen demokratisch zu legitimieren. („Bosnia’s
November Elections: Dayton Stumbles“, 18 December
2000, ICG Balkans Report N° 104 , Sarajevo/ Brussels)

Der israelische Philosoph Avishai Margalit hat ein-
mal gesagt: „Es existiert eine Spannung, beinahe ein
Widerspruch zwischen Gerechtigkeit und Frieden. In
vielen Fällen erreicht man den Frieden nur, wenn man
bei der Gerechtigkeit Kompromisse macht“ („Gibt es
einen gerechten Frieden?“, Die Zeit, 10.6.99). Peace
Journey (London 1998), der Bericht Carl Bildts über
seine Tätigkeit als erster Hoher Repräsentant in Bos-
nien, liest sich wie eine einzige Illustration zu diesem
Wort. Der fragwürdige Schnitt von Dayton ist für den
Autor eine Zäsur von besonderer Tiefe und Radikali-
tät. Danach ist alles anders. Nichts besitzt mehr die
alte Bedeutung. Das Bosnien Carl Bildts ist wie ver-
zaubert, wie verhext. Alles ist auf einmal gleich, ho-
mogen, eindimensional geworden. Es gibt in diesem
Bosnien keine Opfer und keine Täter mehr. Die Täter
und die Opfer des Krieges haben sich in ununter-
scheidbare Parteien verwandelt, und sie betreiben alle
dieselbe Politik. Wir schreiben den 15. Januar 1997:
„Am Abend bestellte Präsident Izetbegovic die Bot-
schafter der Kontaktgruppe in Sarajevo ein, um ihnen
einen Brief zu überreichen. Die Botschaft Izetbego-
vićs war sehr direkt. Falls das internationale Schieds-
gericht entscheide, dass Brcko in serbischer Hand zu
verbleiben habe, trete er sofort zurück. Es zeige ihm
nämlich, dass die internationale Gemeinschaft sich da-
für entschieden habe, die Opfer zu bestrafen und jene
zu belohnen, die sich des Völkermords schuldig ge-
macht hätten ... Izetbegovićs Brief war offenkundig
ein Erpressungsmanöver („blackmail") und kaum ver-
einbar mit Geist und Buchstaben des Friedensabkom-
mens ... Die Erpressung zielte auf die Amerikaner.
Eine Situation, in der die politische Führung in Saraje-
vo geschlossen zurückträte – aus Protest dagegen, dass
die US-amerikanische Außenpolitik sich auf die Seite

von Massenmördern schlage, könnte tatsächlich leicht
aus dem Ruder laufen („might be ,a little hot to mana-
ge‘“).“ Das ist schon die Sicht oder Gedankenwelt des
Beauftragten in Nuce. Es gibt darin keine Gerechtig-
keit, keine Erinnerung und keinen Respekt vor Leuten,
die nicht umhin können sich zu erinnern. Man mag
über Alija Izetbegoviić denken, wie man will – aber
nicht einmal in Erwägung zu ziehen, dass er meint, was
er in seiner Rücktrittsdrohung sagt, ist einfach indisku-
tabel. Die „Erpressung“ ist eine glatte Unterstellung –
und im Licht der Empörung oder Fassungslosigkeit,
die das undurchsichtige Lavieren der Staatengemein-
schaft in der Brcko-Frage etwa bei den bosnischen
Flüchtlingen in Deutschland hervorgerufen hat: eine
Denunziation. Es ist dem Hohen Repräsentanten
selbstverständlich nicht vorzuwerfen, dass er eisern auf
dem Abkommen von Dayton besteht. Aber als ein Ken-
ner der Vertragsgeschichte weiß Carl Bildt auch, dass
sich die konkurrierenden Ansprüche auf Brcko nach
Gewicht und Legitimität überhaupt nicht miteinander
vergleichen lassen. Einen „Anspruch“ der bosnischen
Serben gibt es schließlich nur, weil es die serbischen

nelle Vereinigung endlich zu verbieten und aufzulösen.
Oder als Ante Jelavic, der Führer der bosnischen HDZ,
Anfang März dieses Jahres ausgerechnet die Verurtei-
lung des bosnisch-kroatischen Kriegsverbrechers Dario
Kordic durch das Haager Tribunal zum Anlass nimmt,
den Austritt der Kroaten aus der Föderation zu erklären.
„Seine Rede bedeutete einen doppelten Tabubruch:
Nicht nur stellte er das Abkommen von Dayton in Fra-
ge, sondern er tat das zudem an einer Solidaritätsveran-
staltung für den Kriegsverbrecher Kordic in dessen Hei-
matort“ (NZZ, 2.3.01). Inzwischen sieht sich selbst der
diplomatische Wolfgang Petritsch, der Hohe Repräsen-
tant der Staatengemeinschaft, genötigt, dem nationalis-
tischen Demagogen „ziemlich unverblümt kriminelle
Motive“ zu unterstellen (NZZ, 31.3./1.4.01). Typisch
für den politischen Stil der Staatengemeinschaft in Bos-
nien ist aber etwas anderes: das ernste, mahnende Wort,
gleichmäßig, ausgewogen nach allen Seiten. Selbst der
jüngste Bosnien-Report der International Crisis Group
in Brüssel (ICG), einem der wichtigsten Think-Tanks
der EU, kennt nur nationalistische Parteien. Die funda-
mentalen Unterschiede zwischen ihnen schmuggelt er
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Eroberungen und Massenvertreibungen gegeben hat.
Und weil der Westen diese Eroberungen und Vertrei-
bungen spätestens in Dayton sanktioniert hat. Im Van-
ce-Owen-Plan von 1993 gab es den serbischen Korri-
dor durch die Posavina noch gar nicht.

E s gehört zum strategischen Konzept von Dayton,
Karadzić und Mladić bis heute frei herumlaufen zu

lassen. Und es gibt natürlich Leute, die daraus politi-
sches Kapital zu schlagen versuchen – darunter vor al-
lem Mustafa efendija Cerić, der höchste Geistliche der
bosnischen Muslime, der seine Glaubensgenossen wohl
am liebsten in ein giftiges und exklusives Opfertum hin-
einhetzen würde. Die Masse der bosnjakischen Bevöl-
kerung nimmt diese inferiore Sorte von internationaler
Friedenssicherung bislang schweigend hin. Es ist im-
merhin ein Frieden. Und es ist eine Machtfrage. Es ist
schließlich die Besatzungsmacht, der es so gefällt. Man
geht nicht zu einer Besatzungsmacht und hält ihr den
Spiegel vor. Man spricht nicht mit einem Tauben über
Musik. Der Besucher spürt die Distanziertheit, das Be-
fremden der Leute. Er spürt die Gereiztheit. Aber in
meiner Zeit hat sie sich nur ein einziges Mal in einem
öffentlichen Zornesausbruch entladen. Im Herbst 1998
kommt es in Bosnien zu einer scharfen Auseinanderset-
zung über die anstehende Reform der Schulbücher. Es
geht um die Sprache in den Lehrbüchern. Die zuständi-
gen Vertreter der internationalen Gemeinschaft wollen
sie versachlichen. Eine Strategie wider den Hass – was
wäre dagegen einzuwenden? Die bosnjakische Öffent-
lichkeit reagiert geradezu allergisch auf gute Absichten
dieser Art. In einem Grammatikbuch stand
der Satz: „Seid ihr euch eurer Verbrechen be-
wusst?“ Man wollte das Wort Verbrechen
durch das Wort Fehler ersetzen.

Aber ich komme zu meinem letzten Punkt.
Es ist eher eine Frage oder ein Zweifel: Ich
frage mich nämlich, ob wir unsere politischen
Beobachtungen während des Zerfalls oder der
Zerstörung Jugoslawiens angemessen auf un-
sere Begriffe, unsere Theoriebildung, unsere
Historiographie haben durchschlagen lassen.
Ich befürchte, wir haben unsere Konzepte und
Kategorien gegen eine nahezu unbegreiflich
wechselvolle Empirie nach besten Kräften
abgeschirmt. Und wenn sie wirklich un-
brauchbar geworden waren, ganz still und un-
auffällig im Fundus unserer Ladenhüter abge-
legt. Wir hätten da zunächst einmal gegen die
verführerische Attraktivität einer gewissen
historisierenden Tiefgründigkeit anzukämp-
fen. Allzu häufig ist nicht einmal klar, worü-
ber wir überhaupt reden wollen: über den spe-
zifischen Typus des südosteuropäischen Na-
tionalismus, so wie er sich historisch heraus-
gebildet hat – nenne man ihn nun „ethnisch“
oder „kulturell“ oder „sprachlich“ –, oder
über die Ursachen der Balkankriege der
Neunzigerjahre. Das ist nämlich durchaus
zweierlei. Obwohl sich inzwischen kaum je-
mand mehr ernstlich täuscht über die ent-
scheidende Rolle des Belgrader Regimes in
diesen Kriegen und obwohl wir inzwischen
auch ziemlich genau wissen, was der Westen
gegen die Politik Slobodan Miloševićs hätte
unternehmen müssen – und wann –, erschei-
nen unentwegt und unbekümmert neue Ana-

lysen über die „katastrophalen Folgen des Konzepts der
Kulturnation“ (NZZ, 6.4.01) oder ähnlich formulierte
Themen. Gewollt oder ungewollt, suggeriert dieser Typ
von Nationalismusforschung eine von weither kom-
mende Einbahnstraße in Chaos und Untergang. In den
weitgespannten Horizonten der Geschichte verschwin-
det oder verblasst doch die konkrete und aktuelle politi-
sche Verantwortung Belgrads und nicht minder die
konkrete und aktuelle politische Verantwortung der
westlichen Außenpolitik für Vukovar, für Sarajevo, für
Srebrenica, für Rogovo. Einen überzeugenden Versuch,
dieses missliche Durcheinander auseinander zu nehmen
und die allerjüngste Zeitgeschichte aus ihrer vermeintli-
chen Umklammerung durch die epochale Geschichte
des Balkan herauszulösen, findet man etwa in den ein-
schlägigen Büchern von Matthias Rüb, dem Balkankor-
respondenten der FAZ. Ich zitiere aus Balkan Transit
(Wien 1998): „Zur Erklärung des Krieges auf dem Bal-
kan wurde oft weit ausgeholt. Von jahrhundertealten
Widersprüchen war die Rede, von Wasserscheiden der
abendländischen Kulturlandschaft, vom immerwähren-
den Religionskrieg und so weiter. Das gilt für diejeni-
gen, die aus historischem oder zeitgeschichtlichem In-
teresse nach Deutungen suchen. Noch mehr aber trifft
es auf die handelnden Personen des jugoslawischen
Dramas zu, die ihre folgenreichen, ja verhängnisvollen
Entscheidungen an verantwortlicher Stelle zu rechtferti-
gen suchten.“ Und in Kosovo (München 1999) heißt es:
„Die Ursachen von Kriegen sind immer jung, gleichviel
ob es eine ,Erbfeindschaft‘ zwischen Völkern oder
Staaten gibt oder ob diese im Geschichtsverlauf in der
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Regel friedlich mit- oder nebeneinander gelebt haben.
Selbst wenn die geschichtlichen Wurzeln eines Kon-
flikts weit in die Vergangenheit zurückreichen, fallen
die Ursachen immer in den Zuständigkeitsbereich der
jüngeren Geschichte, ja der Zeitgeschichte.“

Aber die Rigidität oder Unbelehrbarkeit des vorherr-
schenden Paradigmas von Nationalismustheorie und
Nationalismuskritik reicht noch weiter. Wohl kein
ernsthafter Beobachter bezweifelt inzwischen noch,
dass es sich bei der Wende in Kroatien Anfang 2000 um
mehr als einen bloßen Regierungswechsel gehandelt
hat. Ich nenne hier nur einige Konsequenzen des Um-
bruchs: die Aufgabe der Tudjmanschen Bosnienpolitik
– Stipe Mesić genießt heute im bosnjakischen Bosnien
ein größeres Ansehen als die eigenen Politiker; dann die
Auslieferung aller mutmaßlichen Kriegsverbrecher an
das Tribunal in Den Haag; schließlich jetzt die Wieder-
aufnahme des Verfahrens im Mordfall Reihl-Kir, des
im Juli 1991 ermordeten Polizeichefs von Osijek. (NZZ,
4.4.01) Aber eine Überprüfung unseres Kroatienbildes
vor dem überraschenden Machtwechsel und im Lichte
der neuen politischen Orientierung des Landes ist, so-
viel ich sehen kann, bislang vollständig ausgeblieben.
Das Ereignis ist schließlich nicht vom Himmel gefallen.
Man übertreibt wohl kaum, wenn man das gängige
Kroatienbild von gestern als ein schon mit Liebe ge-
pflegtes Zerrbild bezeichnet, das ebenso viel mit uns
selber und unserem Unbehagen etwa an der genscher-
schen Anerkennungspolitik zu tun hatte wie mit dem
antidemokratischen und skrupellosen Regime Franjo
Tudjmans. Auch der verquere Wunsch, dem großserbi-
schen Projekt – wenn man es denn schon nicht mehr
einfach leugnen oder ignorieren konnte – doch zumin-
dest ein vermeintlich absolut gleich geartetes großkroa-
tisches an die Seite zu stellen, mag dabei im Spiel gewe-
sen sein. Bereits die Wahlerfolge der Oppositionspartei-
en nicht nur in Istrien und Zagreb, sondern in allen gro-
ßen Städten Kroatiens, einschließlich der „Frontstadt“
Osijek, hatten nicht mehr ins Bild gepasst. Aber die Be-
obachtung einer politischen Landschaft im Wandel, im
Fluss ist eben etwas grundsätzlich anderes als die lau-
fende Illustration eines längst und endgültig auf den Be-
griff gebrachten Fallbeispiels von Ethnonationalismus.
Wenn wir noch das vielleicht nicht ganz so überra-
schende Ende der Herrschaft Slobodan Miloševićs im
Oktober des gleichen Jahres hinzunehmen, dann haben
wir eigentlich Anlass genug, unser Verständnis des Na-
tionalismus im ehemaligen Jugoslawien zu überdenken.
Es handelt sich offenkundig um ein dynamisches, ver-
änderliches, vielgestaltiges Phänomen, das sich nicht
nur formieren, das nicht nur aufsteigen, sondern das
auch zerfallen kann. Und der gesamte Konjunkturver-
lauf nimmt nicht zwei Jahrhunderte in Anspruch, son-
dern drängt sich auf zwei Jahrzehnte zusammen. Oder,
wenn wir den „Kroatischen Frühling“ vom Anfang der
Siebzigerjahre einbeziehen, auf drei. Innerhalb eines
verhältnismäßig kurzen Zeitraums gewinnt der aggres-
sive und schließlich auch mordbereite Nationalismus
Gewalt über die Massen und verliert sie wieder. Auf
eine Phase des zunehmenden Fanatismus folgt unwei-
gerlich eine Phase der allgemeinen Ernüchterung oder
Demoralisierung. Der politische Größenwahn fällt in
sich zusammen, und breiteste Schichten der Gesell-
schaft erfassen die verheerende Isolierung des Landes.
Das hat an sich nichts Tröstliches. Die kurze Frist der
Entfesselung reicht für den Völkermord. Und der unter
dem Druck der Alltagsmisere bald darauf einsetzende

Stimmungsumschwung hat nichts mit einer Katharsis
zu tun.

Immerhin ist die um sich greifende Frustration oder
Desillusionierung die elementare Voraussetzung für
eine Auseinandersetzung mit den Verbrechen der eige-
nen Nation. Es sind diese Kurzlebigkeit, Brüchigkeit,
Hinfälligkeit des extremistischen Nationalismus und
seiner Furcht erregenden Macht über ganze Gesell-
schaften, die sich dem modischen Geschichtsdiskurs
mit seinen auf Dauer und Kontinuität versessenen Leit-
begriffen wie Mentalität und Mythos geradezu syste-
matisch zu entziehen scheinen. Mentalitäten, wenn es
sie denn überhaupt gibt, entlassen ihre Träger in die
universale Welt des individuellen Existenzkampfes,
und Mythen verwandeln sich in Folklore zurück. Inso-
fern droht sich dieses Forschungsprogramm oder histo-
riographische Problembewusstsein selbst ins politische
Abseits und in die Inaktualität zu manövrieren. Das
letzte Jahr hat große Veränderungen auf dem Balkan
gebracht. Es hat demonstriert, dass auch ideologisch
und politisch tief deformierte Gesellschaften ihr politi-
sches Urteilsvermögen und ihre politische Handlungs-
fähigkeit zurückgewinnen können. Nur eine reelle Per-
spektive brauchen sie, und das erkennt die EU im Prin-
zip ja auch an. Sogar die hercegovinischen Kroaten
sind in Bewegung geraten – man wird die militanten
Umtriebe der Nationalisten mit Wolfgang Petritsch als
verbissenen „Abwehrkampf“ begreifen können (NZZ ,
12.4.01). Selbst die spektakuläre Unterstützung durch
Kardinal Vinko Puljić , Erzbischof von Sarajevo, im
Vorfeld der Novemberwahlen hat ihnen nicht viel ge-
bracht. Inzwischen scheinen sie schon selber nicht
mehr so recht an ihren Erfolg zu glauben – die panische
Wahllosigkeit der Mittel ist unübersehbar. Wieso soll-
ten ausgerechnet wir noch daran glauben?

Ich fasse zusammen: Erstens: Es gibt meines Wissens
keine unabhängige Analyse, die nicht das Kosovo als

für Serbien endgültig verloren betrachtete. Die Frage ist
nur, welche Chance diese Einsicht hat, die große Politik
zu bestimmen. Aber dazu müsste sie sich erst einmal in
der politischen Öffentlichkeit unserer Länder Geltung
verschaffen. Gegenwärtig hat man den beklemmenden
Eindruck, der Westen habe sich mit seiner voreiligen
und starren Festlegung auf die bestehenden Staatsgren-
zen in ein selbst fabriziertes Dilemma verstrickt. Zwei-
tens: In Bosnien ist die Staatengemeinschaft mit ihrem
Versuch gescheitert, die Nationalisten einzubinden und
auf diese Weise schrittweise zu entmachten. Um noch
einmal Avishai Margalit zu bemühen: Wenn schon
nicht Gerechtigkeit, dann doch zumindest Anständig-
keit (Politik der Würde, 1999) – die mit dieser Bosnien-
politik unvermeidlich verbundene Verletzung noch der
elementarsten Anständigkeit gegenüber den Opfern des
Krieges war auch noch sinnlos. Drittens schließlich:
Auch der südosteuropäische Nationalismus ist keine ti-
ckende Bombe – kein politisch-ideologischer Monolith
mit der einprogrammierten Tendenz zur Verfolgung,
Vertreibung und Vernichtung der Minderheiten –, son-
dern ein vielgesichtiger und wandlungsfähiger Faktor
unter Faktoren, der von außen sehr wohl zu beeinflus-
sen ist – durch Anerkennung seiner legitimen Anliegen
und durch entschlossene Zurückweisung seiner illegiti-
men Machtansprüche. ■

Bei dem Text handelt es sich um einen Vortrag, den der
Autor am 27. April 2001 an der Universität in Bielefeld
gehalten hat.
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D ie gewerkschaftliche Landschaft Serbiens
ist ebenso wie die politische Szene durch
eine starke Polarisierung gekennzeichnet.
Die Hälfte der erwerbsfähigen Bevölkerung
ist gewerkschaftlich organisiert. Die größ-

te Vereinigung der Arbeitnehmer (29 % der Arbeit-
nehmerschaft) bildet die in der Vergangenheit der
Milošević-Regierung treue „Konföderation der Ge-
werkschaften Serbiens“. Im seit fast zehn Jahren exis-
tierenden Gewerkschaftsdachverband „Nezavisnost“
sind etwa 12 Prozent der Arbeitnehmer organisiert.
„Nezavisnost“ hat sich von Anfang an konsequent ge-
gen die serbische Kriegspolitik und damit gegen das
Milošević-Regime gestellt. Der von „Nezavis-
nost“-Mitgliedern ausgerufene Streik der Bergarbeiter
im vergangenen Oktober war der entscheidende Bei-
trag zum Sturz von Milošević. Eine Abspaltung dieser
Arbeitnehmerorganisation ist die „Assoziation Freier
und Unabhängiger Gewerkschaften“. In dieser Verei-
nigung sind etwa zwei Prozent der Arbeitnehmer orga-
nisiert. Der ehemalige Vorsitzende dieses Verbandes
Dragan Milovanoviæ, wurde für seine Treue zur jetzi-
gen Regierungspartei, der „Demokratischen Partei“
des Premierministers Zoran Djindjiæ, mit dem Posten

des Arbeitsministers belohnt. Daneben gibt es etwa
noch 7 Prozent der Erwerbstätigen, die sich in betrieb-
lich oder lokal organisierten Gewerkschaften zusam-
mengeschlossen haben.

Ganz oben auf der Tagesordnung der Gewerkschaf-
ten steht die Privatisierung der Betriebe, die als „So-
ziales Eigentum“ bezeichnet werden. Für Branislav
Čanak, den Vorsitzenden der Gewerkschaftskonföde-
ration „Nezavisnost“, mangelt es der jetzigen Regie-
rung an der nötigen Kompetenz, den Privatisierungs-

prozess verantwortungsvoll anzugehen. Bislang ist
von einer Privatisierung in drei Stufen die Rede. Mit
dem Verkauf der 200 attraktivsten Firmen, Unterneh-
men der Kategorie eins, soll bald begonnen werden.
Dies sind die „strategischen Firmen“, für die „strategi-
sche Partner“ weltweit gesucht werden. Für diese Be-
triebe soll ein Tender1 erstellt werden. Unklar ist aber
noch, wie diese Tender veröffentlicht werden sollen.
Eine Zementfabrik in der Nähe von Novi Sad (der
Hauptstadt der Vojvodina) ist kürzlich an den franzö-
sischen Multi Lafarge verkauft worden. Der Verkauf
wurde allein durch die Belgrader Zentralregierung, die
sich die Stärkung der Regionen auf die Fahnen ge-
schrieben hat, abgewickelt. Die Kaufsumme betrug
135 Millionen DM. Die Firma machte aber vor dem
Krieg im Kosovo einen jährlichen Umsatz von etwa
200 Millionen DM. Hätte man gewartet, bis die Do-
naubrücken wieder repariert sind (das soll noch in die-
sem Herbst der Fall sein), wäre der Kaufpreis mindes-
tens um 20 Millionen gestiegen. Dann wären nämlich
die immensen Kosten für den Transport durch LKW
deutlich gesunken. Bei diesem „strategischen Betrieb“
gab es keinerlei öffentliche Information über den Ver-

Gute wirtschaftliche Beziehungen nützen den Unternehmen

wie den Beschäftigten – deshalb ist die unabhängige Gewerkschaft

„Nezavisnost“ an raschen Maßnahmen wie der Privatisierung

interessiert. Ihr Vorsitzender Čanak kritisiert die zögerliche Haltung

der Regierung und fordert energische Schritte; gesellschaftliche

Fragen sollen dabei nicht ausgespart bleiben.

1 Englischer Fachausdruck
für Kapitalmarktoperationen
in der Form von Auktionen.

Gespräch mit dem Vorsitzenden der
serbischen Gewerkschaftskonföderation
„Nezavisnost“ (Unabhängigkeit),
Branislav Čanak

PETER SCHERRER

SERBIEN
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kauf. Ebenso wie bei dem Verkauf der Baufirma
„Rad“. Da wurden gleich nach dem Konkurs 1700 Be-
schäftigte entlassen. Mit wem Verhandlungen geführt
werden, welcher Wert dem einstig florierenden Staats-
betrieb zugemessen wird, bleibt der Öffentlichkeit un-
zugänglich. Ein im Betrieb beschäftigter Gewerk-
schafter hatte auf eigene Faust versucht, an Daten und
Zahlen zu kommen. Er wurde dann nachts überfallen
und zusammengeschlagen. Vor einem halben Jahr
wurde eine Gewerkschafterin, die sich ebenfalls um
die Hintergründe des Verkaufs ihrer Firma bemühte,
derartig brutal verprügelt, dass sie an ihren Verletzun-
gen starb.

Völlig unklar ist, welche Firmen unter die Kategorie
eins fallen. „Das Ministerium für Privatisierung ändert
in diesem Punkt wöchentlich die Meinung. Mal soll der
öffentliche Nahverkehr privatisiert werden, mal die
Wasserwerke, mal die Eisenbahn“, klagt der Nezavis-
nost-Vorsitzende über die Konzeptionslosigkeit der
Regierung.

Die Kategorie zwei der zu privatisierenden Firmen
betrifft etwa 400 weniger lukrative Unternehmen, die
durch Auktionen einen Käufer finden sollen. Auch hier
ist noch völlig unklar, wie diese Auktionen organisiert
werden.

Alle anderen Firmen, Betriebe und Unternehmen,
die sich jetzt noch im Besitz der Belegschaften bezie-
hungsweise der Regierung befinden, fallen unter die
Kategorie drei. Dies sind etwa 42 000 Betriebe, die
technisch veraltet und finanziell am Ende sind. Sie sol-
len gegen einfache Angebote von möglichen Interes-
senten durch die staatliche Privatisierungsagentur ver-

kauft werden. Für Čanak ein aussichtsloses Unterfan-
gen, denn dies sind Betriebe die nur überlebten, weil
die Nomenklatura sie brauchte. Ein Gesetz zur Privati-
sierung soll im Juni verabschiedet werden. Für den Ge-
werkschaftsboss kommt diese Ankündigung zu früh,
weil die Regierung nicht im Geringsten auf die unver-
meidlichen negativen Konsequenzen der Privatisie-
rung vorbereitet ist. „Es fehlt den Politikern an Vorstel-
lungen und Ideen, was mit den Beschäftigten, die durch
den Verkauf der Betriebe ihren Job verlieren werden,
passieren soll. Wir wollen die Privatisierung nicht ver-
hindern, aber ohne Perspektiven für die Entlassenen
wird die Privatisierung zu einem Pulverfass für die Ge-
sellschaft“ fasst Čanak die Risiken der Regierungspoli-
tik zusammen.

Für den Gewerkschaftsführer ist eine der wichtigsten
Bedingungen die völlige Transparenz des Privati-

sierungsprozesses. Bislang hat die Regierung die So-
zialpartner nicht zu einem ernsthaften Dialog eingela-
den. Die neu gegründete „Union der Arbeitgeber Jugo-
slawiens“ wird von der jetzigen Regierung nicht ernst
genommen. Sie organisiert in Serbien und Montenegro
klein- und mittelständische Unternehmer. Sie werden
die Arbeitgeberseite aber in naher Zukunft auch inter-
national, etwa bei der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion in Genf, vertreten. Die Regierung arbeitet vorwie-
gend mit der Wirtschaftskammer Serbiens zusammen.
Die Wirtschaftskammer war in der Vergangenheit einer
der verlängerten Arme des Milošević-Regimes; auch
heute vereinigt sie Manager und Direktoren der großen
staatlichen Betriebe, die eng mit der Regierung zusam-

Makedonien: Milo5evi7s Schüler

S lobodan Miloševiæ muss sich in
seiner Belgrader Zelle grün und

blau ärgern, dass so eine „günstige“
Kriegssituation wie in Makedonien
jetzt, gute vier Jahre zu spät, sich auf-
tut. Vielleicht hätte alles eine andere
Wendung genommen, wenn die Al-
baner schon damals vor fünf, sechs
Jahren auf die Idee gekommen wä-
ren, für ihre „Gleichstellung“ mit
Morden, Terror und durch Aushebe-
lung des makedonischen Staates zu
kämpfen. Hat er einen Fehler ge-
macht? Die Möglichkeiten verpasst,
die ein albanischer Terrorismus in
Makedonien mit sich gebracht hätte?
Doch so einfach ist das nicht: Denn
die eruptiven Potenziale in Makedo-
nien sind ihm, der überall in Nach-
barschaft nach solchen und über-
haupt nach allem aus war, was Kon-
flikte erzeugt und fordert, nicht ent-
gangen, sondern es gab sie so nicht.

Es wäre auch sehr statisch gedacht,
wenn man von einem Potenzial des
ethnischen Konfliktstoffs wie von ei-
ner Konstante sprechen würde: Was
sich im Verlauf einer komplexen
Entwicklung der letzten zehn Jahre in
Makedonien zutrug, ergibt eine ziem-
lich andere gesellschaftliche und

gruppendynamische Realität als zu
Anfang. Stefan Troebst hat neulich
sehr genau die politischen Bedingun-
gen, Umstände und Voraussetzungen
des Aufstiegs dieser albanischen be-
waffneten Clique seit einem Jahr und
des Sympathiewachstums für diese
in der albanischen Bevölkerung be-
schrieben („,Groß-Kosovo‘ oder un-
abhängiges Kosovo“, FAZ , 19.6.01).

Argwohn, latenter Hass herrschten
freilich seit langem. Noch zu sozia-
listischen Zeiten des Gesamtstaates
hat man gerade in Makedonien die
skandalösen diskriminierenden Maß-
nahmen gegenüber Albanern einge-
führt, Maßnahmen zur Bekämpfung
der Albaner-Vermehrung, sozusagen,
indem Familien die damalige sozia-
listische (angeblich kostenlose) Kran-
kenversicherung ab dem zweiten
Kind verwehrt wurde. Deshalb war
die gleichberechtigte Beteiligung der
Albaner beim Prozess der staatlichen
Verselbstständigung ein erfreulicher
Fortschritt. Aber die Konzessionen
an und die Kooperation der makedo-
nischen Titularnation mit den Alba-
nern in ihrem Lande und mit deren
politischen Parteien und Vertretern
ergab sich als nackte Notwendigkeit

im Moment der alternativlosen Ver-
selbstständigung des Staates. Die
Rechte, die Albanern zugestanden
wurden, könnte man – etwas zynisch
– als Ergebnisse einer Überlebens-
strategie der Makedonier bezeich-
nen. Daraus definierte sich auch de-
ren Bemessung: albanische Parteien
– ja, aber warum eine albanische
Universität? Koalitionspartner bei
der Machtausübung – ja, aber warum
Gleichberechtigung des Albanischen
als offizielle Sprache?

Trotz der politischen Spannungen,
einer gesellschaftlichen Realität des
misstrauischen Nebeneinanderlebens
und unterschiedlicher Diskriminie-
rungsformen der Albaner im Alltag
erwartete kaum jemand, dass diese
mit bewaffneten Aktionen den Staat
an den Rand eines Bürgerkriegs brin-
gen könnten. Logisch, denn eine
Lage, die nach bewaffnetem Wider-
stand verlangen würde, gab und gibt
es nicht. Mag es jetzt in Verhandlun-
gen unter dem Druck des drohenden
Bürgerkriegs und des staatlichen
Zerfalls zu Ergebnissen kommen, die
eine Verbesserung der politischen
Position der Albaner in Bezug auf
das „Staatsvolk“ der Makedonier be-
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menarbeiten. „Heute sind die Vertreter der Wirtschafts-
kammer eben Mitglieder der ,Demokratischen Partei‘,
vor einem Jahr waren sie noch aufrechte Sozialisten“,
kommentiert der parteilose Gewerkschafter bitter die
Wendigkeit der Vertreter der Wirtschaft. Für Nezavis-
nost ist die Union der Arbeitgeber der einzig respekta-
ble Sozialpartner. Für Čanak ist es wichtig, dass diesen
neuen mittelständischen Unternehmern möglichst rasch
durch Qualifizierung und Managementtraining gehol-
fen wird. „Die großen ,Dinosaurier-Betriebe‘ werden in
der nächsten Zeit keine Arbeitsplätze schaffen, darum
ist es im Interesse unserer Mitglieder, dass dieser neuen
Schicht von privaten Unternehmern geholfen wird.
Auch die ausländischen Partner wie etwa Industrie- und
Handelskammern können da viel tun. Wir sind an guten
industriellen Beziehungen interessiert, das nützt so-
wohl den Unternehmen wie auch den Beschäftigten“,
so Čanak.

Die zahlreichen militärischen Konflikte Serbiens in
der Zeit des Miloševiæ -Regimes haben das Land nicht
nur politisch isoliert. Der Führer der Sozialistischen
Partei Serbiens, sein Clan und die ihm ergebene No-
menklatura haben das Land auch systematisch ausge-
plündert und heruntergewirtschaftet. Heute sind ein
Drittel aller Beschäftigten arbeitslos oder in so genann-
tem Zwangsurlaub. Die Löhne, wenn sie denn gezahlt
werden, liegen bei 150 DM im Monat. Rentner müssen
mit 80 DM zufrieden sein. „Natürlich haben die Men-
schen große Hoffnungen gehabt nach dem Sturz
Miloševiæs. Sie hofften, dass mit dem Ende seiner
Herrschaft auch ein wirtschaftlicher Aufschwung ver-
bunden sei. Dieser Aufschwung wird aber Zeit brau-

chen!“, so Čanak. Die Zurückhal-
tung der internationalen Gemein-
schaft ist ein Ergebnis der Diskus-
sion um die Auslieferung Milo-
ševiæs an das Den Haager Tribu-
nal. „Leider beherrscht diese Dis-
kussion die Beziehungen zu Ser-
bien“, so Čanak. Die Regierung ist
in dieser Frage nicht einig. „Un-
sere Politiker sagen, wir brauchen
einen breiten gesellschaftlichen
Konsens in der Frage der Ausliefe-
rung von Miloševiæ. Bei der Priva-
tisierung, die letztendlich die gan-
ze Gesellschaft massiv betrifft,
wird auf diesen Konsens verzich-
tet“, beklagt sich der gelernte Jour-
nalist Čanak. Die zentralen Forde-
rungen der Gewerkschaft Nezavis-
nost an die jetzige Regierung las-
sen sich in fünf Punkte zusammen-
fassen:
– Ein klares und öffentlich disku-
tiertes Programm zur wirtschaftli-
chen Wiederbelebung mit einer so-
zialen Dimension.
– Ein ernsthafter und langfristig
angelegter sozialer Dialog.
– Eine radikale Aufarbeitung der
Milošević-Ära, was seine Auslie-
ferung (und eine Anklage wegen
Kriegsverbrechen und Verbrechen
gegen die Menschlichkeit) nach
Den Haag einschließt.
– Eine Wiederaufnahme der Han-

delsbeziehungen zu den Nachbarstaaten, insbesondere
Bosnien-Herzegowina und Kroatien, ebenso wie die ra-
sche Regelung der „Kosovo-Frage“.
– Damit Serbien auf lange Sicht wieder in die europäi-
sche Staatengemeinschaft und auch in die EU aufge-
nommen werden kann, ist eine breit angelegte gesell-
schaftliche Diskussion über die wirtschaftliche, sozia-
le, aber insbesondere politische und kulturelle Dimen-
sion Europas erforderlich. ■

wirken, was dann als ein „Erfolg“ des
Waffengangs interpretiert werden
könnte, so kann man sich dennoch
des Eindrucks nicht erwehren, dass
der hauptsächliche Antrieb der Füh-
rer dieser aberwitzigen Guerilla in-
tern „albanisch“ ist: nämlich dass sie
im Kampf um Anerkennung bei der
albanischen Bevölkerung vergleich-
bar ist mit jener, die die alte UČK
während des Kosovo-Krieges hatte,
und somit eine Reakt ion auf deren
Marginalisierung in Friedenszeiten
darstellt. Nur in einer Kriegssituati-
on, im Chaos und Zerfall, können sie
ihre demokratischen politischen
Konkurrenten in den Schatten stel-
len. Das ist die gleiche Logik wie
Miloševiæ sie an den Tag legte. Sie
heißt natürlich auch, der Bevölke-
rung vorzuführen, wie parlamentari-
sche Demokratie ein bloß „formales
Prinzip“ und überhaupt nur scheinbar
ist, jeder Kompromiss nur ein fauler
sein kann und keiner der dazugehöri-
gen Mechanismen nationale Ziele
wirklich erreichen kann.

Die westliche Politik in Kosovo ist
erheblich am „Erfolg“ dieser terroris-
tischen Splittergruppe beteiligt. In
skandalöser Weise werden die legiti-
men demokratischen Kräfte der Ko-
sovo-Albaner ignoriert, der Aufbau
von Institutionen verschleppt und

verhindert, die demokratische Zu-
kunft der Provinz verbaut. Mit über
neunzigprozentiger Sicherheit kann
man sagen, dass, wenn der Westen
den legitimen demokratischen Kräf-
ten in Kosovo nicht verwehrt hätte,
ihren gerechten Erfolg in erste spür-
bare Schritte in Richtung der Unab-
hängigkeit zu verwirklichen, es keine
zweite UČK und auch keine makedo-
nische Krise dieses Ausmaßes gege-
ben hätte. Denn diese angebliche
„Befreiungsarmee“ baut geradezu
darauf, dass der demokratische Weg,
den fast alle Albaner gewählt haben,
sich als erfolglos erweist. In feiger
und hinterhältiger Manier nützen ihre
Führer die Schwächen der makedoni-
schen Gesellschaft und des Staates
aus. Es ist vor allem die prekäre Kon-
stellation der Volksgruppen, die nur
mit äußerster Sensibilität in ein
Gleichgewicht zu bringen ist, die
durch gezielte ethnische Gewaltstra-
tegie unwiederbringlich zerstörbar
ist, gerade auch deshalb, weil die trä-
ge makedonische politische Klasse
nichts in den zehn geschenkten Jah-
ren der Unabhängigkeit und des Frie-
dens unternommen hat, um die Ge-
sellschaft auf einen stabilen Kurs zu
bringen.

Dunja Melcic

Branislav Čanak, Vorsitzender der Gewerkschaftsföderation „ Nezavisnost“

Foto: Autor



D ie ersten beiden auf Deutsch er-
schienenen Bücher des Libyers
Ibrahim al-Koni tragen die Be-

zeichnung „Roman aus Libyen“. Danach
griff der Autor ein und erbat eine Ände-
rung. Nicht Libyen als nationalstaatliche
politische Einheit sei wesentlich als Her-
kunftsort seines literarischen Werks. Ent-
scheidend und unverzichtbar und darum
auf dem Buchumschlag zu vermerken sei
die Wüste. Deshalb stand auf der dritten
Übersetzung „Roman aus der Sahara“. In
dieser mit rund 9 Millionen Quadratkilo-
metern größten Wüste der Erde spielen
praktisch alle Romane und Erzählungen
von Ibrahim al-Koni, und auch seine Es-
says und Aphorismen sind größtenteils
dort verwurzelt, beziehen ihre Gegenstän-
de, ihre Weisheiten, ihre Einsichten von
dort. „Der Himmel ist die Wüste dort
oben. Die Wüste ist der Himmel hier un-
ten“, heißt es einmal. Oder ein andermal:
„Die Wüste ist die Heimat der Seele und
dem Körper Exil.“ Und diese weite Wüste
liegt vor jedem Menschen „kahl wie die
Vergänglichkeit“.

Doch um diese Wüste, seine Herkunfts-
welt und seine Romanwelt, zu erreichen,
muss der in der Schweiz lebende Ibrahim
al-Koni den Weg über die Küstenstädte
im Norden nehmen, im Allgemeinen Tri-
polis, wo längst auch ein Teil seiner Fa-
milie lebt. Dort deutet kaum etwas darauf
hin, was sechs-, siebenhundert Kilometer
weiter südlich Normalität ist. Die Küste
entlang, da ist die Wüste weit weg. Nicht

nur weil dort, offenbar Erbe europäischen
Ordnungseifers, die Palmen, Oliven- und
Zitrusbäume vielfach straff in Reih und
Glied stehen. Sondern weil es ein zwar
immer   noch verhältnismäßig   gemütli-
ches, aber dennoch betriebsames Groß-
oder Kleinstadtleben gibt. Und auch weil
durch die dichtere Besiedlung die Seg-
nungen der globalen Zivilisation schon
deutlich und sichtbar ihre Spuren hinter-
lassen haben. Der Küstenstreifen, das ist
jene Mischung aus Mittelmeerfaszination
– Oliven, Orangen, Eukalyptus, Feigen-
kakteen und Felsen – und Tristesse aus
bescheidenen Verkaufsbuden, Bauruinen,
Zementwerk und verstreuten Plastiktüten.
Der Küstenstreifen, das ist auch Zeugnis
römischer, osmanischer und natürlich ita-
lienischer Vergangenheit und panarabi-
scher Gegenwart Ghaddafi’scher Prä-
gung.

All das ist weit, sehr weit weg von
Ibrahim al-Konis Welt. Es waren Wo-

chen, die die Karawanen einst (und das ist
noch nicht so lange her) brauchten, um
Gold und anderes aus dem Inneren Afri-
kas zur Küste oder Waren zurück in die
Wüste zu bringen. Einen Großteil dieser
Distanz legt das Flugzeug Tripolis-Sebha
in einer Stunde zurück. Ein Blick hinun-
ter – besonders nach dem Verschwinden
des schmalen Küstenstreifens und des
Dschebel Nefussa – auf die Rote Hamma-
da lässt ahnen, was einen erwartet: Hügel,
Berge, manche rund, manche gezackt,

Taleinschnitte, teils mit, teils ohne Wasser
(es ist Januar), glatte Hochebenen mit
scharf eingebrochenen Tälern, die sich
straßengleich von den Höhen in die Nie-
derungen ziehen, um dann im Sande zu
verlaufen, selten grüne Flecken, die Oa-
sen, die Paradiese.

Doch Paradiese sind die Oasen nur dem
konventionellen   Nachdenken   über die
Wüste. Das Paradies des Ibrahim al-Koni
sieht anders aus. Ihm ist die Wüste Para-
dies, „Oase der Ewigkeit“, „ein Haus mit
Wänden aus Nichts“,  „dem Körper ein
verlorenes, der Seele ein lebendiges Para-
dies“, „ein Paradies aus Nichts“. So be-
tritt man in Begleitung des Tuaregschrift-
stellers die Wüste nicht einfach als ein,
nach Auskunft des Lexikons, vegetations-
loses oder sehr vegetationsarmes Gebiet
mit vielleicht da und dort etwas Wasser
und sicher überall Geröll, Kies, Sand,
Staub. Neben Ibrahim al-Koni betritt man
mit der Wüste ein Reich der Symbole
oder, noch weiter gefasst, einen Raum, in
dem alles Symbol ist, in dem an jedem
Ding ein Mythos hängt. Jedes Pflänzchen
und jede Pflanze, jedes Tierchen und je-
des Tier, jedes Sandkorn und jeder Fels
weisen hier über sich hinaus. Selbst die
Steine sind nicht bedeutungs-, denn das
hieße mythoslos, auch die sich verschie-
benden Sandhügel nicht, und natürlich
auch nicht die Weite und die Leere.

Ibrahim al-Koni beschreibt in der Wüs-
te, für die er allemal zehn verschiedene
Wörter zur Verfügung hat, das Leben der

HARTMUT FÄHNDRICH

56 Kommune 7/2001



Tuareg, jenes ein bis eineinhalb Millio-
nen Personen umfassenden Berbervolkes
in der westlichen Zentralsahara und der
daran im Süden angrenzenden Sahelzone,
von Twat bis zum Tschadsee, von Tim-
buktu bis nach Gadames. Es ist ein Volk,
aufgeteilt wie die Kurden durch Ziehung
von Nationalstaatsgrenzen auf verschie-
dene Länder, dessen größter Teil, je etwa
eine halbe Million, heute in Mali und in
Niger wohnt.

Diesem Volk gehört Ibrahim al-Koni
an. 1948 ist er in einer Oase in der Nähe
von Gadames am Rande der Roten Ham-
mada geboren. Das Umherziehen mit Tie-
ren und das Leben im Zelt sind ihm Kind-
heitserinnerungen, die Region dort im
Südwesten Libyens ist ihm Kindheits-
raum. Erst mit elf Jahren begann er, die
Sprache zu erlernen, die ihm heute Spra-
che des literarischen Ausdrucks ist und
für deren Beherrschung ihm arabische
Kritiker höchstes Lob zollen.

Gerade zwanzig Jahre alt, hat Ibrahim
al-Koni der Region und dem Land den
Rücken gekehrt und ist nach Russland, in
die damalige Sowjetunion, gegangen, um
am Gorki-Institut in Moskau Literatur zu
studieren. So ist der Einfluss der russi-
schen Literatur in seinem Schreiben un-
verkennbar, und im Salon seines Bruders
in Tripolis hängt ein Ölbild: Ibrahim al-
Koni mit Buch auf  einem Lehnstuhl  –
Dostojewski stand Pate. Danach wirkte er
zwei Jahrzehnte lang am libyschen

Kulturinstitut in Moskau und in War-
schau, bis er 1993 in die Schweiz kam.

Doch die Wüste und ihre Bewohner, die
Tuareg, haben ihn nicht losgelassen. In
seinen Werken beschreibt er ihr Leben.
Oder sollte man besser sagen, ihr Erbe?
Wenn sein literarisches Werk einst abge-
schlossen und durch Übersetzung bekannt
geworden  sei, davon  gibt er sich über-
zeugt, werden die lebendige Kultur und
die Lebensweise der Tuareg verschwun-
den sein. Und jemand müsse das festhal-
ten, was hier als Teil der Menschheitsge-
schichte ein Volk gelebt, gedacht, ge-
träumt habe.

Er selbst ist, obwohl er den größten Teil
seines Lebens anderswo verbracht hat,

in vielfacher Weise noch immer dort im
Fessan in Südlibyen zu Hause. Er kennt
Personen. Unser Führer ist vor Jahrzehnten
mit seinem Vater durch die Wüste gezogen.
Verwandte wohnen in stattlicher Zahl in
den kleinen Städten und Weilern, die ent-
lang der sehr wenigen Asphaltstraßen lie-
gen, von Sebha nach Westen Richtung
Ubari und dann südwärts nach Ghat. Aber
das Verschwinden der traditionellen Kultur
kündigt sich an, ist schon weit fortgeschrit-

ten. Langsam hält der Tourismus Einzug,
nicht zuletzt genährt von Wüstenhungri-
gen aus Deutschland und aus der Schweiz.

Das Nomadenzelt mit allem, was dazu-
gehört, ist für uns in der Kleinstadt Ubari
im Hof eines  Verwandten von  Ibrahim
al-Koni aufgestellt. Das meiste aus Leder,
„verziert von den zarten Fingern der jun-
gen Mädchen in Twat“, wie es so oft in
den Romanen heißt. Die Kissen, „ge-
stopft mit Stroh und gezettelter Wolle“.
Am Zeltpfosten baumelnd die Schwerter,
„in deren lederbezogenen Griff geheim-
nisvolle Zeichen eingeritzt sind“, auch
Amulette und   Talismane, überall   die
Dreiecke der Göttin Tanit und da und dort
geheimnisvolle Zeichen in Tifinagh, der
Schrift der Ahnen, die die alten Männer,
wenn sie zusammensitzen, vor sich in den
Sand kritzeln.

Die Tierwelt besichtigen wir in einem
kleinen Gehege auf der Farm eines ande-
ren Verwandten des Autors. Dort, in einer
gemauerten Umfriedung, leben sie fried-
lich und still beieinander, die Gazelle und
der Mufflon, beides Tiere, die einst die
Weiten der Wüste bevölkerten, deren Zahl
auf freier Wildbahn aber stark zurückge-
gangen ist, wie im Roman Blutender

Stein drastisch blu-
tig geschildert wird.
Beides sind Tiere,
die mit den Men-
schen ein ganz be-
sonderes Verhältnis

KULTUR

»IN LIBYENS WÜSTEN«
Fotoreportage von Markus Kirchgeßner

Der Tuareg-Schriftsteller Ibrahim al-Koni (S. 56);

Rast im Marratrat-Gebiet; frisch geerntete

Trüffel (S. 57); Wadi Arramat: Fels-

zeichnungen, Verwandte von al-Koni

spielt auf der „Imsâd” (S. 59);

Ubari Sandwüste: al-Koni an

einem Ahnengrab (S. 60);

Djebel Idenan bei Ghat

(S. 61); Tuareg Boscha

kocht Tee (S. 63).
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Wüste – Untergang und Dünenklang

Als Christoph Ransmayr 1982 sein De-
büt vorlegte, stand die Kritik an einem

Ressourcen vernichtenden Industrialismus
noch vor ihrer Hochphase, aber das Thema
des Ausstiegs aus einem verfehlten, selbst-
zerstörerischen westlichen Zivilisationspro-
jekt lag doch schon in der Luft. Wenn man
nun, 18 Jahre später, Strahlender Unter-
gang. Ein Entwässerungsprojekt oder Die
Entdeckung des Wesentlichen in der vom
Autor überarbeiteten und in den ursprüng-
lichen Zeilenfall gebrachten Fassung liest,
weht einen der Hauch dieser Zeit an.

Es ist die Geschichte eines finalen Ver-
suchs, dem des Verschwinden des Men-
schen in der Wüste, als ein hypertrophes
wissenschaftliches Projekt. Ransmayr voll-
zieht in wenigen Zeilen die Menschheits-
geschichte als die einer verhängnisvollen
Naturunterwerfung nach, aus der konse-
quent die Selbstvernichtung folgt. Denn
der „Herr der Welt“ hat schon immer an der
finalen Entropie gearbeitet:
„Er will,
obwohl er Verwüstung betreibt,
sich in die Zukunft verlängern!
Und das ist ein Widerspruch.“

So wird ein Mensch in einem umzäunten
Wüstenareal ausgesetzt – um zu verdorren.
Die Gedanken dieses „Probanden“ bilden
den Schluss. Der gefügige Schlachter ge-
denkt schließlich auch alles Geschlachte-
ten:
„Wie kalt
es in den Schlachträumen
immer gewesen ist.“

Über Ransmayrs Prosa (oder auch Poe-
sie) liegt der kalte Hauch des Untergangs.
Man kann ihn in allen seinen späteren Ro-
manen wieder entdecken, hier aber ist er
noch komprimiert, miniaturisiert.

Ein Kontrast dagegen Raoul Schrotts Die
Wüste Lop Nor. Auch diese „Novelle“
kommt in jenem Zeilenfall daher, der eher
der Poesie (ohne Reime) gleicht. Vor allem
aber hat die Poesie dem Autor als Herausge-
ber einer Anthologie weltweiter Preziosen
einen großen Ruf verschafft. Nun führt er
uns verschiedene Wüsten in ihrer Grandio-
sität und Schönheit vor, flicht Legenden aus
China und afrikanischen Wüstengebieten
ein, erzählt von verlorenen Städten und ver-
schollenen Ländern, Fragmenten gleich.
Dazwischen erzählt er, ebenso fragmenta-
risch, die Geschichte eines Mannes und sei-
ner dreier Frauen – also von der Liebe und
ihrem Scheitern, von ihren Ansprüchen und
Verletzungen.  Es  ist seltsam,  wie da die
Konturen der Frauen durch die Konturen der
Wüste ins Verschwinden geraten. Der Ge-
sang einer Düne oder die Gewalt eines
Sandsturmes wirkt allemal stärker als die
Gefühls- und Sprachverwirrrungen zwi-
schen den Geschlechtern. Das ist die Stim-
mung dieser „Novelle“, die selber eine irri-
tierende Schönheit ausstrahlt. Im Vergleich
mit Ransmayr – vielleicht ein ungerechter
Vergleich – wirkt Schrott wie ein Archivar
der Grandiosität der Natur und ihrer zwei-
felhaften menschlichen Geschichte. Aber
ein gemeinsames Grundthema scheint doch
auf: Der Mensch als Sandkorn der Zeit und
der Naturgeschichte. Davor steht das mo-
derne Individuum – einsam, fassungslos
oder weiterstolpernd auf dem Pfad der
Selbstvernichtung. Michael Ackermann

Christoph Ransmayr, Strahlender Untergang. Ein Ent-
wässerungsprojekt oder Die Entdeckung des Wesentli-
chen, Frankfurt/M. (S. Fischer Verlag) 2000 (63 S.,
20,00 DM)
Raoul Schrott, Die Wüste Lop Nor. Novelle, München
(Hanser Verlag) 2000 (127 S., 28,00 DM)

hatten, haben konnten. Beides sind auch
Symbole für eine je eigene Lebensweise.
Die Gazelle, das Tier der Ebene, scheu
und feingliedrig, in den oft tränenfeuch-
ten Augen ein tieftrauriger Blick, mit dem
sie die Menschen in ihren Bann zieht und
sie mit Zeichen auf das Leid des Lebens
verweist. Der Mufflon, das Tier der Berge,
vorne breitschultrig und hinten schmaler
werdend, mit mächtigen, geschwungenen
Hörnern, ein Tier, in das nicht selten ver-
schwundene  Menschen eingehen,  sicht-
bar auch hier im Blick, mit dem sie von
ihrem Schicksal erzählen. Der  Mufflon
hat schon so manchem Menschen das Le-
ben gerettet und so einen Schutzpakt er-
wirkt – und wehe dem, der den Pakt
bricht und sich am Mufflon vergreift.

In einem separaten Kasten wird schließ-
lich eine Schlange gehalten, jener jü-
disch-christlich-islamische Urfeind des
Menschen, immer bereit ihn zu verfüh-
ren, zu betrügen und  gar  zu  töten, die
Schlange, die erst wirklich unschädlich

und ungefährlich ist, wenn ihr der Kopf
vom Leib getrennt wurde.

Draußen, am Rande der Wüste, wird
der Kameltanz, die Darbietung zum
„Fest“, eigentlich etwas intim Familiäres,
nichts für Fremde, extra für uns aufge-
führt, von Personen, die irgendwo „in der
Nähe“ wohnen und diese Zeremonie auf
den  grazilen Dromedaren sonst allemal
nur zu Verlobungs- und ähnlichen Feiern
durchführen: Eine Gruppe von Frauen
hockt beisammen, singend und auf Trom-
meln und dem einsaitigen Imsad musizie-
rend. Zu ihrem Rhythmus schreiten die
fünf Kamele mit ihren Reitern ihre vorge-
schriebenen Bahnen ab.

Dann nimmt uns die Wüste auf, die
eigentliche Wüste, die Heimat des

Ibrahim al-Koni, gleichzeitig als natürli-
cher, mythischer und symbolischer Raum,
als Ort der Gegenwart und der Vergan-
genheit. Die mehreren hundert Kilometer
auf asphaltierter Straße bis nach Serdlis,

kurz vor Ghat, ganz im Südwesten von
Libyen, lassen ihn langsam zurückfinden.
Immer wieder zeigt er auf Markantes
rechts und links der Straße, zunächst be-
sonders auf die Gräber, die dem geübten
Auge dort zu Hunderten sichtbar sind –
kleine Steinhaufen an den unteren Berg-
hängen, leicht erhöht, und damit den
möglichen Wasserfluten entzogen. Die
Weisheit der Ahnen, der Garamanten, die
schon Herodot erwähnt habe und deren
Name mit dem der Germanen verwandt
sei, sagt Ibrahim al-Koni.

Dann weist er auf die mächtiger wer-
denden Bergformationen. Eine davon ist
der eigentliche Ausgangspunkt unserer
Wüstenfahrt. Es ist der Idenan, ein trutzi-
ges Massiv, das sich einst vom Akakus-
Gebirge gelöst habe, durch die Wüste ge-
irrt sei und sich nun hoch aus der sandig-
steinigen Ebene erhebt. Südlich davon,
flacher, steht sein Gefährte, und in der
Ebene zwischen den beiden spielt Ibra-
him al-Konis Hauptwerk, Die Magier,
das Epos der Tuareg. Der Idenan hat den
Dschinnen Heimstatt gewährt, jenen im
Koran erwähnten, von Gott zeitlich vor
den Menschen geschaffenen Wesen aus
rauchloser Flamme, die den Menschen
unter wechselnder Gestalt erscheinen. Als
Gegenleistung für die Gewährung einer
Heimstätte beschützen die Dschinnen den
Berg vor dem Südwind; denn ohne diesen
Schutz würde es dem Idenan ergehen wie
seinem südlichen Gefährten, dessen Fels-
aufbauten längst von Wind und Sand
flachgerieben sind.

Die Nacht, klirrend kalte Wüstenwin-
ternacht, am Feuer im Schatten dieses
„Besessenen Berges“. Die Dschinnen las-
sen sich nicht vernehmen. Dafür ein älte-
rer Mann, der, begleitet von einer Frau
auf dem Imsad, alte Lieder singt. Ein an-
derer bietet dazu jenen Tee an, grün und
süß, der, nach festen Ritualen durch dau-
erndes Hin- und Hergießen von einem
Behälter in den anderen, mit einer kräfti-
gen Schaumkrone in kleinen Gläsern ser-
viert wird. Gastgeber- und abendliche
Gemeinschaftsrituale, für die mehrere
Personen mit Landrovers aus umliegen-
den Orten herangefahren kommen.

Am nächsten Morgen taucht die Sonne
den mythischen Berg in oranges Licht.
Aber sie braucht lange, bis sie die Luft an-
genehm erwärmt hat. Die Kraft des „ewi-
gen Henkers“, der von seinem Thron mit
Feuerpeitschen auf die Wüste einschlägt,
ist jetzt im Winter gebrochen. Die Wellen
der Fata Morgana, die wie Fabelmähnen
vor dem Wüstenwanderer herziehen, wer-
den nicht sichtbar. Und ihr Untergehen am
Abend, in Ibrahim al-Konis Romanen im-
mer wieder als Sturz in den Abgrund be-
schrieben, ist keine Erlösung.

Zweimal vierundzwanzig Stunden se-
hen wir danach keine andere Menschen-
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seele als uns neun und kein anderes Ge-
fährt als unsere beiden Landrover. Diese
verschlingen Kilometer um Kilometer.
Wüste wechselt mit Wüste, denn Wüste
ist nicht gleich Wüste.

Die zehn verschiedenen Wörter dafür
haben einen Sinn, einen je eigenen. Der-
jenige vom Leer- und Freisein, von der
„-losigkeit“ ist der häufigste: weglos,
pflanzenlos, schattenlos, etwaslos. Steine
sind immer da, oder Sand, als Ebene oder
als Berg. Und solange Berge da sind,
kann sich das Auge erholen. Es stößt an
Grenzen, an Barrieren, wechselnde, kann
etwas hinter der nächsten  Bergnase er-
warten. Einen Baum vielleicht, eine wei-
tere Bergnase oder ein Wadi mit immen-
sen, aufragenden Felswänden, die lang-
sam von der Zeit zerbrochen werden, an
ihr zerbrechen. Vorläufig umfangen sie
noch einen Einschnitt, auf dessen Grund
eine kämpferische Flora existiert, die den
Bedingungen ein karges Leben abringt.
Dazwischen dünnes Vogelpiepsen und
ein paar Esel, die da gemeinsam umher-
streifen, um die Nähe eines Brunnens
wissend.

An einer Felswand, vor einer kleinen
Grotte ein paar Zeichnungen, die Verewi-
gung der Ahnen – Menschen mit Lanzen,
Gazellen,  Löwen, die Fauna von einst.
Das eigentliche Gebiet mit den Felszeich-
nungen, den Tadrart am Akakus-Gebirge
und östlich davon, besuchen wir nicht.
Ein paar zusätzliche Tage wären nötig,
um all das zu sehen, was die Ahnen den
Nachgeborenen an Weisheit aus ihrem
Leben zurückgelassen haben, dort in den
Höhlen.

Und immer mehr Steine, Kies, Staub,
Weite. Alles jungfräulich, sagt Ibra-

him al-Koni, als ob der Mensch erst gerade
geschaffen wäre. Als das Meer verschwand,
sagt Ibrahim al-Koni, war das Leben in
seinen Anfängen, die Wüste ist Zeuge die-
ses Vorgangs, und in ihrer vielfältigen Ge-
stalt deutet sie die vielfältigen Möglichkei-
ten des kommenden Lebens an.

Der Fahrer, sicher und souverän in sei-
nem Metier, führt eine digitale Videokame-
ra mit, die er hin und wieder auch während
der Fahrt einsetzt. Plötzlich
eine rasante Beschleunigung.
Der Motor heult auf. Der Fah-
rer hat ein paar Gazellen er-
blickt, denen er nachsetzt.
Zeichen ursprünglicher Fau-
na, die Tiere der Ebene, das
muss man aus der Nähe se-
hen. Doch schließlich zwingt
ein anderes Terrain zum Her-
absetzen der Geschwindig-
keit, und die Gazellen jagen
davon.

Aus der Stein- und Kies-
wüste wird Sandwüste. Die
Dünen beginnen, aufregend glatt bis oben
zum „Sandschwert“, wie Ibrahim al-Koni
den scharfgezogenen Grat nennt, den der
Wind unablässig verschiebt. Der Sand ist
kühl jetzt im Januar, auch fest unter den
Füßen, und wenn man flach über ihn hin-
wegschaut, liegt ein feiner grüner Schlei-
er darüber. Das Wunder der Wüste, sagt
Ibrahim al-Koni. Da ist nichts, und plötz-
lich brechen kleine Pflänzchen hervor.
Und wenn es erst einmal regnet, dann
blüht und grünt es hier aus dem Nichts.

Doch es regnet wenig. Das Wadi am
Nordostrand der Roten Hammada, das
für Ibrahim al-Koni und seine Brüder
einst Kindheitsparadies war, mit Regen
im Herbst und im Winter  und üppiger
Vegetation im Frühjahr – genug für viele
Tiere, wilde und zahme –, dieses Wadi
zeigt Spuren des Durstes. Struppig dürres
Gebüsch, ein trister Brunnen und weit
und breit weder Mensch noch Tier.

Ein paar Kilometer weiter die Oase, in
der der Autor geboren ist. Sie existiert

noch. Wasser, Palmen, Enten. Neue Be-
tonhäuser. Doch der alte Dorfkern ist ver-
lassen und befindet sich im Zustand fort-
geschrittenen Verfalls, die Lehmhäuser
zerbröckelt, die Palmstämme geborsten.
Das Ganze soll, als nationales Monu-
ment, restauriert werden, sagt eine Tafel.

Von hier ist es 600 Kilometer nach Tri-
polis. Asphaltstraße. ■

Von Ibrahim al-Koni sind folgende Romane auf Deutsch
erschienen: Blutender Stein (1995), Goldstaub (1997),
Nachtkraut (1999), Die Magier (2001)
Alle im Lenos Verlag Basel, übersetzt von H. Fähndrich.
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1854 erschien Garibaldi als Kapitän
eines amerikanischen Schiffes in
London, wo sich zu diesem Zeit-

punkt fast alle Freigeister und Revolutio-
näre des Kontinents im Exil aufhielten. Er
hatte die Idee: Alle Emigranten könnten
auf drei, vier Schiffen unterkommen, als
Steuerleute, Maschinisten, bereit an je-
dem Ufer anzulegen, von allem unabhän-
gig und so in der Lage, eine schwimmen-
de Revolution zu bilden. Reisen als Revo-
lution zu verstehen, als eine Veränderung
der Lebensverhältnisse und des Lebens-
entwurfs – diese Idee war nur die Zuspit-
zung aller Vorstellungen, die sich seit
Jahrhunderten mit dem Reisen verban-
den. Verlassen des heimischen Ortes, sei-
ner sozialen Bindungen, Streben in die
Ferne, der Wunsch, das ewig Gleiche, die
Bindung an die Konvention, die Unter-
werfung unter die gegebenen Herrschafts-
verhältnisse zu überwinden, in der Ferne
Freiheit, Glück und Erfüllung der Wün-
sche zu suchen.

In der Tat: Reisen ist Freizeit, freie Zeit
– frei von Arbeit oder auch frei für ein

anderes Leben? Mit dem Auto durch die
USA, auf dem Highway, bis zum Hori-
zont kein Haus, kein Mensch; Flanieren
in den Arkaden des Palais Royal; im Café
auf der Piazza mit lusterfülltem Blick auf
das städtische Publikum; auf dem Cam-
pingplatz in der Sonne sitzen, die Bierfla-
sche kreist; Wandern im Schwarzwald;
Kuren auf Norderney, fern vom stresser-
füllten Büroalltag, Familientrott und Nie-
selregen in Norddeutschland. Urlaub –
das ganz Andere, die reale Utopie der
Freiheit – wenigstens zeitweise?

Möglich macht dies anscheinend die
Tourismusbranche, aber sie entwertet

zugleich auch die Reiselust als Sehnsucht
nach Freiheit, als Lust am Außergewöhnli-
chen. Denn – wie jeder weiß – sind Einma-
ligkeit und Unvergesslichkeit des Reiseer-
lebnisses wohlfeile Waren, die jeder kau-
fen kann. Einmal aus dem Alltag heraus?
Dem Leistungsdruck am Arbeitsplatz ent-
rinnen? Den ewigen Zirkel der Haushalts-
verrichtungen und des Familienlebens durch-
brechen? Das ganz Andere erleben? Frei-

heit probieren? Nix wie weg hier – so
Name und Motto eines Last-Minute-Reise-
büros. Die Kassen der Reisebüros klingeln,
stets aber ruft am Ziel der Igel dem Hasen
entgegen: Ich bin schon hier.

Gerade deswegen ist der Drang der Rei-
senden umso größer, die Besonderheit sei-
nes Reiseerlebnisses hervorzuheben. Schon
seit der Entstehung des Tourismus im 19.
Jahrhundert war es das Besteben der Rei-
senden, kein „Tourist“ zu sein. Der Begriff
war und ist heute noch pejorativ. Dieses
Massentier, in T-Shirts, Shorts, ameisen-
haft überall, ständig fotografierend, ohne
Ehrfurcht und Anpassung, ungeniert, laut,
primitiv, eine reale Karikatur. Sein Liebstes
ist die Pauschalreise: Bequem mit dem Bus
von morgens bis abends unterwegs, ganz
Marokko zieht wie ein Film vorbei, Mo-
hammed, der Reiseführer, leiert die offizi-
elle Operettenversion des Landes herunter.
Wer aufmuckt durch interessierte Nachfra-
ge, dem fährt er über den Mund.

Nein, authentisch muss das Erlebnis
sein. Nahe an Land und Leuten. Dörfer mit
ihrer Ruhe, ihren engen Gassen, mit ihrem
menschlichen Maß des Lebensrhythmus.
Das Bauernhaus in der Bretagne, intensive
Gespräche im Garten oder gar die Stille des
Sees oder der lange Spaziergang auf dem
Deich an der Nordsee, wo – wenn der Wind
die flatternden Haare zerzaust – sich die
Gedanken zu nie gekannter Weite entfal-
ten. Man kommt zu sich selbst.

Oder die aktive, abenteuerliche Varian-
te. Mit der Transsibirischen Eisenbahn
nach Wladiwostok, dann nach Japan und
über China zurück oder mehr kulturell –

Sommer, hohe Zeit des Reisens – auf die subjektive Seite dieses Phänomens geht Klaus-Jörg
Siegfried ein und beschreibt die Reiselust als Sehnsucht nach Freiheit, freilich fest im Griff
der Tourismusbranche. Doch liegt nicht in der Organisation von Freizeit die Chance aktiver
Lebensgestaltung? Können nicht auch Enttäuschungen zum Motor eines Lernprozesses werden?
– Christel Burghoff und Edith Kresta hingegen sehen im Tourismus das „heimatfühlige Pendant
der Globalisierung“: Welt als Regenerationsraum für zahlungskräftige Gäste. Der Reisende
„er-fährt“ nicht mehr, er wird „gefahren“ und goutiert mehr oder weniger gelungene Inszenierungen
von Parzellen einer weltweit verstreuten Heimatkultur des globalen Kapitalismus. Ist Reisen
am Ende nur noch eine lustvolle Intensivierung des Alltags?

KLAUS-JÖRG SIEGFRIED
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vierwöchige Kunstreise durch Oberitali-
en mit Studiosus. Oder Rom und Florenz,
die Pyramiden Ägyptens oder die romani-
schen Kirchen in Burgund. Die Reise
wird zum Buch, auch hat man Teil am
Erhabenen, Schönen und Guten. Jeweils
vor Ort oder davor oder danach wird der
passende Roman gelesen oder in der
Volkshochschule ein Sprachkurs belegt.
So ist man gebildet, ja dünkt sich edel.
Meilenweit der Abstand zum Touristen.
Dieser aber ist nur das Zerrbild, die not-
wendige Folie zur sozialen Abgrenzung
gegen andere Schichten – zum Beispiel
gegen solche, die die österreichischen
Berge, die Adria, die Balearen oder den
Gardasee bevorzugen, wo man deutsch
spricht und eine übersetzte Speisekarte
mit Würstchen, Jägerschnitzel erwarten
kann. Ganz zu schweigen von den älteren
Damen und Herren, die jährlich immer
wieder die gleiche Familienpension im
Schwarzwald oder in Südtirol aufsuchen
und sich an einem gemütlichen Beisam-
mensein in abendlicher Runde, einem Be-
such des Freibades  oder  an
einem Heimatabend erfreuen.
Ganz unten steht natürlich –
wie furchtbar – die Proleten-
orgie in Ballermann-Sex auf
Mallorca.

Zurückgekehrt bringen All-
tag und Arbeit freilich oft ge-
nug nur Frust. Aufbruch und
Freiheitssehnsucht waren tat-
sächlich nur Flucht und Illusi-
on. Der Veränderungswille hat
lediglich den Gang zum Rei-
sebüro geschafft. Die Bu-
chung der Karibik, die Bus-
fahrt nach Dresden, das Kom-
plettangebot USA oder Mexi-
ko (Flug, Bus, 5-Sterne-Hotel,
deutschsprachige Reisebeglei-
tung), ganz zu schweigen das
Arrangement an der Costa del
Sol haben dem Reiseabenteu-
er Risiko, Ungewissheit  und
das Abenteuerliche genommen.
Die Reise war nur Abwechs-
lung, Amüsement, ein bunter
Fleck im grauen Einerlei des
Alltagslebens, auch Kompensation für den
Psychostress einer instrumentalisierten Be-
rufswelt.

Fazit: Freizeit ist nicht freie Zeit, son-
dern Spiegel der Alltags- und Arbeitswelt,
fest im Griff der Kulturindustrie, Reisen ist
Ware, hochprofitables Produkt der Touris-
musbranche, ihre Form Ausdruck der eta-
blierten sozialen Distinktionsskala.

Kritik an der touristischen Reiseform
ist nicht neu. Sie beginnt bereits im

19. Jahrhundert – schon damals wollte die
reisende Elite nichts mit dem plebeji-
schen Touristen zu tun haben – und sie

wird heute noch mit dem gleichen Tenor
vom Bildungsreisenden vorgebracht. Und
schließlich schlägt sie leicht in die Funda-
mentalkritik des Tourismus um, indem sie
die kapitalistische Verwertung der Reise-
lust zu ihrer Zielscheibe macht. Dies hat
schon relativ früh Enzensberger mit sei-
ner „Theorie des Tourismus“ getan. Für
ihn war klar: Hinter der touristischen Rei-
se steht ein tiefes Verlangen nach Glück
und Freiheit, die die gegenwärtige Gesell-
schaftsverfassung den Menschen versagt.
Reisen sind ökonomisch verwertete Flucht-
versuche, betrügerische Antworten auf
das tiefe Verlangen nach dem Glück der
Freiheit. „Der Tourismus zeigt, dass wir
uns daran gewöhnt haben, Freiheit als
Massenbetrug hinzunehmen, dem wir uns
anvertrauen, obschon wir ihn durchschau-
en.” (205) Sind wir ehrlich, dann bleiben
wir zu Hause oder aber wir ziehen die
politische Konsequenz und verwirklichen
die ersehnte Freiheit durch den Sturz des
Kapitalismus – das wäre die Ultima Ratio
dieser Tourismuskritik.

Affirmativ ist auch die Nörgelei des
Spiegel an der Tourismusindustrie. Radikal
wirft er ihr vor, sie arbeite wie ein Reisero-
boter und produziere Individualreisen nach
dem Baukastenprinzip. Alles sei möglich –
von Sex und Suff in Mallorca bis zur Fahr-
radtour von Passau nach Wien. Goldwa-
schen in Alaska? Mit Schlittenhunden über
grönländisches Packeis? Auf den Spuren
der Romanik? Alles kein Problem, sofern
nur das Geld stimme. Natürlich dokumen-
tiert das Magazin auch, wie sich das tropi-
sche Tauchparadies der Philippinen als
mörderisches Terrain eines Sozialbandi-
tentums entpuppt und verwandelt doch nur

die menschlichen Tragödien in käuflichen
Lesestoff, und eben deshalb bleibt die Tou-
rismuskritik ohne Wirkung. Man liest den
Spiegel und geht in das nächste Reisebüro.
Dort kauft man ein Erlebnis ganz besonde-
rer Art.

Zunächst gilt es, Freizeit zu organisie-
ren. Sie verändert die Lebenssituation –
kein Arbeitsstress, kein Alltagstrott, langes
Schlafen, Mittagessen am Abend – ein Tag
ganz nach Wunsch. Reisen intensiviert und
konkretisiert diesen Drang nach Verände-
rung der gewohnten Lebensweisen. Denn
Reisen erfasst die gesamte Lebenssituati-
on. Ob jemand täglich von morgens bis
abends am karibischen Strand döst, im
Club Med das nächtliche Unterwassertau-
chen lernt oder Dome, Schlösser, Monu-
mente anstaunt, er hat für einen begrenzten
Zeitraum seine Lebensumstände insge-
samt verändert – Umwelt, Essen, Trinken,
soziale Kontakte,  Tagesablauf.  Die Rei-
seerfahrung ist kein kognitiver Lernpro-
zess, sondern ein Erlebnis mit psychisch-
sozialen Dimensionen. Er entspringt dem

Wunsch nach Veränderung des gesamten
Lebens, der freilich nur für eine begrenzte
Zeit erfüllt werden kann, als Exerzitium
freier Lebensgestaltung außerhalb des
wirklichen Lebens, in Form eines Spiels,
als sorgloses Pendant zu Arbeitswelt und
Alltagstrott. Reisen hat also eine starke Er-
lebnisqualität. Sehen wir uns an, welche
Bedeutung ihr gegenwärtig zukommt.

Unsere Gesellschaft ist eine „Erleb-
nisgesellschaft“. Unter aufwändigen

Theorieerörterungen lehrt uns ein dicklei-
biges soziologisches Werk, das in aller
Munde ist, es gäbe heute keine Sorge
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mehr um die materielle Sicherung der
Existenz. Es konstatiert einen sozialen
Wandel von der Arbeits- und Klassenge-
sellschaft zur Konsum-  und Freizeitge-
sellschaft. Nicht mehr Außenziele wie die
Sicherung der materiellen Existenz wür-
den unser Denken und Fühlen prägen,
vielmehr seien wir von innenorientierten
Lebensauffassungen geleitet. Das Subjekt
stelle sich selbst in das Zentrum seines
Denkens und Handelns. Es prüfe die äu-
ßeren Umstände für sein Innenleben. Es
sei bestrebt, sie für sein Fühlen und Den-
ken als „schönes Leben“, als positiv be-
wertete Erlebnisse zu organisieren. „Lebe
dein Leben“ – das sei die Devise des heu-
tigen Denken und Handelns.

Aber Erlebnis – so fährt der Erlebnisso-
ziologe fort – heißt nicht Eindruck. Der
Mensch sei nicht Empfänger von passi-
ven Eindrücken, einer plastischen Masse
vergleichbar, sondern   Gestalter seines
Fühlens und Denkens. Er verarbeite die
Eindrücke durch Reflexion. Reflexion sei
die Selbstverarbeitung des Subjekts, sein
Versuch, seiner selbst habhaft zu werden
– und eben dies stürze den Menschen in
Unsicherheit. Wer sich selbst befrage, sei
mit ungleich größeren Ungewissheiten
konfrontiert, als wer die umgebenden Din-
ge erforsche, und dies sei auch der Grund,
warum sich der reflexive Erlebnismensch
kollektiven Vorgaben öffne und sich
leicht vorgegebener Handlungsmuster be-
diene.

Der trotz  aller  Tourismuskritik unge-
brochene Boom der Reisebranche lässt
sich nicht besser erklären – sie verheißt
dem reflexiven Erlebnismenschen ein
scheinbar freiheitlich, alternativ-selbstbe-
stimmtes Leben (wenigstens für die Zeit
des Urlaubs), zugleich aber auch die Ent-
lastung von Ungewissheit und Zweifel
durch eine Fülle vorgegebener käuflicher
Reiseformen.

Das kulturhistorische Phänomen „Rei-
sen“ sperrt sich freilich gegen seine

Subsumierung unter die Kategorien der
„Erlebnisgesellschaft“ und nährt im Übri-
gen auch Zweifel an der Gültigkeit dieses
Konstrukts.

Reisen war fester Bestandteil aller histo-
rischer Gesellschaftsformationen und dien-
te vor allem der Sicherung der sozialen
Existenz als „Außenziel“, wie dies unser
Erlebnissoziologe beschreibt. So war räum-
liche Mobilität die ökonomische Grundla-
ge für den mittelalterlichen Handel. Der
Kaufmann verdiente seinen Lebensunter-
halt durch Reisen, indem er die räumliche
Trennung von Produktion und Konsum
überwand und dies in entsprechende Preise
und Marktchancen ummünzte, der Fern-
händler durchquerte dabei sogar  Länder
und Erdteile. Marco Polo war der Expo-
nent dieser primär ökonomischen Mobili-
tät, die sich freilich auch mit weit reichen-
den persönlichen Erfahrungen verband.

Andere Reisende folgten ausschließlich
kulturellen, religiösen und sozialen Moti-
ven. Die Pilgerreise war Ausdruck tiefer
Frömmigkeit und zeugt von der gesell-
schaftlich prägenden Macht der Kirche
über Jahrhunderte hinweg. Die Kavaliers-
reise der Aristokraten gehörte zum Reper-
toire feudal-höfischer Herrschaft, sie ver-
mittelte die Gepflogenheiten und Rituale
höfischer Zeremonien und diente der Ein-
führung der adligen Reisenden in die poli-
tisch-diplomatische Welt ihrer Zeit. Die
Gelehrtenreise setzte sich mit dem sozialen
Aufstiegs des Bürgertums durch und ge-
hörte zum bürgerlichen Bildungskanon
wie die Forscherreise der Entfaltung der
Naturwissenschaften diente und die Aben-
teuerreise den kolonialen Expansionsdrang
im 19. Jahrhundert begleitete. Selbst der
Wandervogelzug in die Natur entsprach ei-
nem gesellschaftlich-politischen Trend,
dem Protest gegen technisch-industrielle
Hypertrophie und konventionelle Erstar-
rung des bürgerlichen Lebens.

Die historischen Reiseformen haben
ein Verhaltensmuster gemeinsam – Ver-
lassen der Heimat, Ankunft in der Frem-
de, Rückkehr in die vertraute Umgebung.
Der Aufbruch des Reisenden ist nicht nur
geographisch zu sehen. Er verlässt seine
vertrauten Menschen, bricht seine gesell-
schaftlichen Bindungen ab, muss auf sei-
ner Reise mit anderen, zum Teil widrigen
Verhältnissen fertig werden und taucht
mit der Ankunft in eine fremde Welt ein –

andere Landschaft, andere Städte,
andere Menschen, andere Spra-
chen, andere Gewohnheiten, an-
dere Lebensweisen –, keine Tren-
nung von Ich und Welt, Subjekt
und Objekt. Im Gegenteil, Reisen
verband beides, war der Weg zur
Erreichung des „Außenziels“, setz-
te das Ich instand, sich gegen sei-
ne Umwelt durchzusetzen. Reisen
war Toleranz des Fremden als
Voraussetzung, sich  in der Welt
zu behaupten, Identität zu wah-
ren, war wagemutiger Wille zur
Lebensgestaltung.

Historie und Gegenwart des Reisens
liegen so meilenweit nicht auseinan-

der, wie dies erscheinen mag. Das raffi-
nierteste Reiseangebot der Tourismus-
branche kann die „Außenbeziehung“ des
Ich nicht eliminieren – selbst das luxu-
riöseste Wohlleben in der Karibik nicht.
Die Freizeitform Reisen besteht ja eben
in der Gestaltung der gesamten Lebens-
umstände des Ich durch lokale Verän-
derung. Nur bringt die Touristik die Aus-
einandersetzung mit der Umwelt zum
Konsum eines wohligen oder aufregen-
den Lebensumfeldes als Surrogat für den
fremdbestimmten langweiligen Alltag her-
unter.

Der Frust nach der Rückkehr bestätigt
dies.

Aber kann diese Enttäuschung nicht
zum Motor eines Veränderungswillens
werden? Man  will  ja  –  wenigstens für
eine Zeit lang – anders leben. Also liegt
die Überlegung nahe, seine Reisesehn-
sucht zu durchdenken, bewusst zu han-
deln, selbst auszuwählen, selbst zu orga-
nisieren. Die Reflexion des Ich auf ein
schönes Leben durch die Reise ist nicht
ohne Auseinandersetzung mit der  Um-
welt des Reisewegs und -ziels, ohne Au-
ßenbezug, zu haben; insoweit bietet das
moderne Reisen die Chance, aus dem
subjektiven Käfig des auf sich selbst be-
zogenen Denkens auszubrechen. Die Ver-
gegenwärtigung der Reiseformen frühe-
rer Zeiten kann da helfen und motivieren.
Warum nicht selbst eine  Kavaliersreise
organisieren statt bei Studiosus zu buchen?
Oder zu Fuß durch Deutschland wie wei-
land die Handwerkergesellen statt River-
rafting und Bungeespringen zu ordern
oder Freeclimbing als orgasmusähnlichen
Erlebniskitzel  des  selbstverliebten  Sub-
jekts zu betreiben?

Die Rückkehr von der Reise kann nicht
mehr zum Frust werden, wenn der Aus-
flug in die Welt als Auseinandersetzung
mit dem Fremden, als Bewältigung des
Anderen, kurz: als Lernprozess gewollt
und selbst organisiert ist. Dann kehrt man
wie der Kaufmann im Mittelalter heim –
seine in Indien erworbenen Spezereien,
die er erfolgreich auf dem heimischen
Markt feilbietet – das ist die selbst orga-
nisierte und erworbene Erfahrung des
Reisenden in der Fremde, die er in den
heimischen Alltag einbringt – das psychi-
sche Potenzial, die Welt zu verändern,
privat, beruflich oder gar politisch nach
seinem Willen. Der Reisekatalog muss
also nicht als Verführer oder Diktat ver-
dammt werden, sondern kann Instrument
sein. Die Tourismusbranche ist eh nicht
abzuschaffen, schon gar nicht der Kapita-
lismus. Tourismuskritik ist leer, wenn sie
nicht die Chancen der Reiselust aufzeigt.
Wie man früher reiste, das kann uns man-
chen Hinweis geben. ■
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Wir, die Reichen dieser Welt,
haben uns die Erde untertan
gemacht, als wollten wir den

biblischen Auftrag geradezu vorbildlich
erfüllen. Die Liga  der über Meere und
Kontinente operierenden Multis, insbe-
sondere der Global Player Tourismus, hat
uns die Welt heimisch gemacht. Von Tim-
buktu bis Palm Springs, von der Zugspit-
ze bis zu den Quellen des Nils, von Idar-
Oberstein bis zum Yellowstone-National-
park  – Landnahme für uns!  Im  letzten
Jahr ließen die reichen Reisenden um die
500 Milliarden US-Dollar zirkulieren.
Durch Tourismus wird 11,7 Prozent des
weltweiten Bruttosozialprodukts erwirt-
schaftet. Er gibt jedem neunten Erwerbs-
tätigen dieser Welt Brot und Lohn. Mitun-
ter hängen ganze Volkswirtschaften vom
Tourismus ab, beispielsweise die Maledi-
ven. Für viele Länder ist er die Zu-
kunftsindustrie schlechthin. Durch den
Tourismus werden so genannte rückstän-
dige Volkswirtschaften ins Weltwirt-
schaftssystem integriert. Noch die rand-
ständigsten Länder bindet er in den glo-
balen Modernisierungsprozess ein, sofern
sie touristisch interessant sind und poli-
tisch passend.  Er hat das  Monopol für
sämtliche Zugänge zur Welt: Wer immer
heute irgendwo hingelangen will, nimmt
eine touristische Leistung in Anspruch,
sei es das Reisebüro, den Flugverkehr
oder die Verkehrsinfrastruktur vor Ort.

Fröhlich bastelt Tourismus an der einen
Welt. Er hat Räume besetzt und diese in un-
ser ökonomisches Profitdenken, in unsere
Konsummuster, unsere zivilisatorischen
Standards eingebunden. Ein klassischer
Prozess der Zivilisation, wie Norbert Elias
ihn beschreibt: „Es ist nicht wenig bezeich-
nend für den Aufbau der abendländischen
Gesellschaft, dass die Parole ihrer Koloni-
sationsbewegungen „Zivilisation“ heißt.
Für Menschen einer Gesellschaft mit star-
ker Funktionsteilung genügt es nicht, ein-
fach mit der Waffe in der Hand, wie eine
Kriegerkaste, über unterjochte Völker und
Länder zu herrschen, obgleich das alte, ein-
fache Ziel der meisten früheren Expansi-
onsbewegungen, die Vertreibung anderer
Völker von ihrem Boden, der Erwerb von
neuem Acker und Siedlungsland, ganz ge-
wiss auch bei der abendländischen Aus-
breitungsbewegung keine geringe Rolle
spielt. Aber man braucht nicht nur den Bo-
den; man braucht auch die Menschen; man
wünscht die Einbeziehung der anderen
Völker in das arbeitsteilige Geflecht des ei-
genen, des Oberschichtslandes, sei es als
Arbeitskräfte, sei es als Verbraucher; das
aber zwingt sowohl zur gewissen Hebung
des Lebensstandards wie zu einer Züch-
tung von Selbstzwang- oder Überichappa-
raturen  bei  den  Unterlegenen  nach dem
Muster der abendländischen Menschen
selbst; es erfordert wirklich eine Zivilisati-
on der unterworfenen Völker.“ Elias erklärt

sehr schön die Mechanismen der Mentali-
tätsanpassung im interkulturellen Prozess.
Denn auch die Anderen sollen funktionie-
ren, fühlen und denken wie wir. Die Sieger
haben die Macht, den „Kolonisierten“ ein
Double-Bind zuzumuten: nämlich so zu
werden wie wir und trotzdem ganz anders
zu bleiben und exotisch zu wirken, damit
wir ihre Andersartigkeit als bereicherndes
Aperçu genießen und wie Gewürze goutie-
ren können. Denn touristische Globalisie-
rung heißt im Grunde nichts anderes als die
Universalisierung der Dienstleistung – für
unsere Bedürfnisse.

Wer unterwirft, der macht sich heimisch.
Tourismus spielt dieses uralte Spiel von
Besetzung und Vertrautmachen. Nur ei-
nes ist neu: Die Landnahme heute ist in-
dividualistisch und ökonomisch,  sie  ist
Landnahme der entspannten Art, schon
längst nicht mehr politisch aggressiver
Imperialismus, sondern der Siegeszug
des Geldes und der Geschmäcker.

D ie kritische Zeitgeistbeobachterin
Cora Stephan polemisiert im touris-

tischen Jahrbuch Voyage gegen politische
Angriffe: „Es ist ein ungerechtfertigtes,
ja perfides Vorurteil, die saisonalen touris-
tischen Massenbewegungen mit imperia-
listischen Feldzügen gleichzusetzen. Sie
sind das Gegenteil davon, denn sie finden
im strengen Sinne gar nicht statt. Mas-
sentourismus heißt: beim Reisen zu Hau-
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se zu bleiben. Denn wo immer wir sind,
stets muss uns ein Stück Heimat umgeben,
seien das die Punica-Oase, Rei in der
Tube, Revue-Weltbilder oder Schwarz-
brot.“ Massentourismus, so Cora Stephan,
sei „der friedlichste Ersatz für allerhand
andere tradierte Weisen, in größeren
Menschenverbänden die Welt kennen zu
lernen.“ Früher, als das Dritte-Welt-The-
ma die westliche Jugend mit revolutionä-
rem Impetus erfüllte und Waffen für die
Unterdrückten dieser Erde sammeln ließ;
früher, als die Armut vieler Länder die
Herzen nicht nur bekennender Christen
rührte und die weltweite Wut auf Multis
anstachelte, wurde hart geurteilt: Touris-
mus sei eine zerstörerische Industrie, sie
vernichte Lebensformen, Kultur, Natur,
sie zementiere Unterentwicklung und Ab-
hängigkeiten, statt Völkerverständigung
fördere Tourismus lediglich den Rassis-
mus. Vor dem Hintergrund des Umsatz-
Machens sei das touristische Geschäft ein
„Hurengeschäft“. Die drei Fs des Sales
Managers: „Find him, fuck him, forget
him“ träfen ebenso auf den Umgang mit
den touristischen Destinationen zu, ist so-
gar noch im Ökozid-Sammelband von
1997 nachzulesen.

Trendwende. Solcherart strukturelle Kri-
tik hat sich heute totgelaufen. In der

öffentlichen und politischen Diskussion
bis hin zu den Grünen im Bundestag wird
die Landnahme schon längst als selbst-
verständlich hingenommen. Dass „unser
Haus“ überall steht, stellt niemand mehr in

Frage – es geht allenfalls um ökologische
Nachbesserung, um die attraktive Be-
grünung oder um ein paar Solarzellen auf
dem Dach. Das Haus soll auf dem neuesten
technologischen Stand sein, die Entsor-
gung umweltverträglich, die Putzmittel
biologisch abbaubar, der Müll recycelbar,
Rauchen in Räumen verboten,  Wildblu-
men auf dem Grasdach. Das Haus Touris-
mus soll ein Rundum-Wohlfühl-Projekt
sein. Heimeligkeit für den gestressten, mo-
dernen Menschen, keine Sorgen mehr um
gar nichts,  ganz entspannt im  Hier  und
Jetzt, auch kein Gedanke mehr an unge-
klärte Abwässer. Politische Anti-Haltung
wie jüngst der Widerstand gegen Weltbank
und IWF in Seattle oder Prag wirkt wie
Nostalgie, wie Reminiszenzen an Zeiten
großer sozialer Bewegungen. Tourismus-
kritiker von einst sprechen heutzutage lie-
ber von „nachhaltiger“ Entwicklung, wenn
sie „alternative“ Prozesse meinen. „Nach-
haltigkeit“ in ihrer Diktion ist nur noch ein
Abglanz klassischer Debatten von Vertei-
lungsgerechtigkeit. In so genannten unter-
entwickelten Regionen sollen die ökono-
mischen Weichen so gestellt werden, dass
eigenständige Potenziale erhalten bleiben.
Im Zuge der Ökologiedebatte sind neue
Inhalte dazugekommen: Schutz der Res-
sourcen vor dem Zugriff dominanter Mul-
tis, Erhaltung letzter naturnaher Räume, in-
telligente, sprich: nicht-zerstörerische Nut-
zung der Natur. Offenbar bleibt den Kriti-
kerInnen längst nichts anderes übrig, als
die gegebenen Bedingungen positiv zu
wenden: Wenn sich denn schon nichts än-

dern lässt, dann soll es wenigstens weniger
drastisch zugehen. Ging man in den Sieb-
zigerjahren noch von der Veränderbarkeit
der Verhältnisse aus, so muss man heute
feststellen: Es gibt keine Alternative mehr.
Wir sind eine Welt.

Alle schönen Gestade der Welt hat der
Tourismus in einen Regenerationsraum
für zahlungskräftige Gäste verwandelt.
Und nicht nur für diese – auch für wilde
Tiere. Im Spiegel schreiben Ökooptimis-
ten wie Michael Miersch dem Tourismus
eine weltweit funktionierende Schutz-
funktion zu: Tourismus schütze die Natur
vor brandschatzenden Einheimischen, in-
dem er ihnen neue Einnahmequellen er-
schließe. Statt Brandrodung Ranger im
Nationalpark, statt Abschuss wilder Tiere
Fremdenführer für Safaritouristen. Ohne
Tourismus, so heißt es heute, keine Natio-
nalparks mehr. Nur ihre ökonomische
Nutzung durch den Tourismus mache den
Schutz der Natur für Länder und Regio-
nen noch attraktiv. Der Tourismus gilt
heute  unter  umweltbewegten Menschen
als der Naturschützer Nummer eins. Und
selbst Traditionen soll der einst als Kul-
turzerstörer gebrandmarkte Tourismus er-
halten. Der Tourismusfachmann Chris-
toph Hennig meint: „In vielen Gesell-
schaften schafft erst  der  Tourismus  ein
Bewusstsein für Traditionen.“ Ohne ihn
wäre der Feuertanz der Indianer längst in
Vergessenheit geraten. Nun lebt der tradi-
tionelle Einheimische in glücklicher, aber
vor allem gewinnträchtiger Symbiose von
Mikrowelle, Tipi und Ford Transit.

Friedfertig hat  sich  das ökonomische
Denken der Reichen überall auf der Welt
niedergelassen – selbst in Wilderness-
Areas. Dabei spielen kulturelle Unter-
schiede, andere gesellschaftliche Ent-
wicklungsstufen, andere Produktionswei-
sen keine Rolle mehr. Die französische
Ökonomin Viviane Forrester macht die-
sen Vorgang deutlich: „Der wirtschaftli-
che Diskurs (nach dem gehandelt und ge-
lebt, der aber nicht in Worte gefasst wird)
geht in diese Richtung: Die Massen sind
nur vage Abstraktionen, und um die Un-
terschiede kümmert man sich nicht, außer
dass man die wenigen Errungenschaften
der empfindlichsten so weit wie möglich
übergeht – all jener, die bald ausgeschlos-
sen oder besser gesagt eingeschlossen
sein werden: stärker eingeschlossen in
den Prozess der Enteignung.“

Mehr Freizeit ist eine alte sozialpoliti-
sche Forderung der Arbeitnehmer-

bewegung. Das touristische Projekt hin-
gegen ist historisch eher neu. Schon die
Nazis  wussten, dass  es  funktioniert: In
Ansätzen – soweit ihnen die Zeit dafür im
tausendjährigen Projekt blieb – realisier-
ten sie das organisierte Massenvergnü-
gen. Die nationalsozialistische Freizeitor-

Christoph Hennigs Buch Reiselust ist
das wohl klügste Bekenntnis zum moder-
nen Tourismus. Geschickt befreit ihn der
Autor vom Odium seiner kommerziellen
Form, sozialen Relativität und Wertigkeit.
Als Konsumenten der Massenware Reisen
erfahren wir erleichtert, dass dem Touris-
mus kulturhistorische Sozialformen des
Festes, des Rituals und des Spiels zu Grun-
de liegen. Die Ballermann-Sex-Orgie wird
durch den historischen Vergleich mit dem
Fressen und Saufen, Geschrei und den ob-
szönen Scherzen mittelalterlicher Volks-
feste salviert, und die Studiosus-Reisenden
dürfen sich zu Recht als säkularisierte Pil-
ger auf dem Wege zu heilsbringenden Stät-
ten betrachten, ja, selbst die kleinbürger-
liche Hausidylle des Campings wird kultur-
anthropologisch als Fest, als rituelles Nach-
schaffen der Welt, hier des häuslichen Le-
bens im Urlaub, gedeutet. Gerne sehen wir
unsere „Reiselust“ legitimiert, wenn wir er-
fahren: „Das Reisen stellt seit jeher einen
der großen kollektiven Träume der Mensch-
heit dar.” Das Reisemotiv ziehe sich macht-
voll durch die Kulturtraditionen aller Völ-
ker. Warum wir verreisen, sei in unserem
geheimen  Wunsch  zu  suchen, „die Ord-

nungsstruktur des Alltags zu verlassen und
in andere Wirklichkeiten einzutreten“. Be-
friedigt erfahren wir auch noch, dass wir
damit einen positiven Beitrag zur Stabilisie-
rung der Gesellschaft leisten, sei doch ihr
Ordnungsgefüge auf die Ventilfunktion ei-
ner solchen zeitweisen Metamorphose in
Form des Reisens angewiesen. Freilich,
Wirklichkeitserfahrung als Triebfeder und
Ziel des Reisens – das könnte zur touristi-
schen Vermarktung der Realität konträr
sein. Hennig korrigiert daher: Die ge-
wünschte Wirklichkeitserfahrung sei eher
von fiktiven Vorstellungen, Einbildungen
und Träumen gesteuert. Der Reisende sei ja
kein Sozialforscher, er wolle eigentlich nur
wiederfinden, was er sich träumend vorstel-
le. Der Tourismus ist damit legitimiert. Was
immer auch reisend unternommen wird, es
handelt sich um eine kulturell bedeutsame
Tat – von gleicher Wertigkeit wie Sym-
bolproduktion in Kunst, Literatur, Theater
und Film – so der Autor, der im Hauptberuf
Reiseleiter ist.

Klaus-Jörg Siegfried

Christoph Hennig: Reiselust. Touristen, Tourismus
und Urlaubskultur, Frankfurt/Main, Leipzig (Suhr-
kamp Taschenbuch 3001) 1991
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ganisation KdF (Kraft durch Freude) ver-
schickte zwischen 1934 und 39 immerhin
schon 43 Millionen Menschen. Den krie-
gerischen Eroberungszügen gingen das
Gruppentraining und die Inspektion ger-
manischer Rassestätten voraus: Legendär
die Nordlandfahrten mit gemeinschaftli-
chem, völkischem Erschauern an den
Grabstätten göttlicher Ahnen. Ein Pro-
jekt, das die Urlauber begeisterte. Die
KdF-Anlage Prora kann man noch heute
auf der Insel Rügen bewundern: Ein gi-
gantischer, viereinhalb Kilometer langer
Gebäudekomplex samt Arena für 20 000
Urlauber auf einmal. Hier sollte die Deut-
sche Seele im deutschen Körper genesen
und sich erheben dürfen: als ein Teil eines

gigantischen, steingewordenen touristi-
schen Programms.

Tourismus heute ist Mallorca: Allein
viereinhalb Millionen deutsche Urlauber
im Jahr (zahlenmäßig gefolgt von den Eng-
ländern)  besuchen die Insel, mindestens
hunderttausend Deutsche leben fest auf der
Insel. Derzeit werden 70 000 deutsche Im-
mobilienbesitzer gezählt, Tendenz rapide
steigend. Mallorca: Der Superlativ touristi-
scher Landnahme. Verwunderlich, dass
1994 der CSU-Bundestagsabgeordnete
Dionys Jobst den „nahe liegenden“ Vor-
schlag machte, Mallorca als 17. Bundes-
land den Deutschen einzukaufen?

Als moderner Spaßbetrieb hat Tourismus
eine Eigendynamik entfaltet und treibt die

Globalisierung eigenständig voran. Der
ewig lächelnde Begleiter der hegemonia-
len Bestrebungen wurde zu einer giganti-
schen Industrie wie andere auch und ist
gleichzeitig Ausdruck einer globalisierten
Kultur. Auch wenn auf Mallorca noch die
Angst vor einer „Germanisierung“ virulent
ist – das Denken in Kategorien wie Über-
fremdung wirkt veraltet. „Der Ernstfall des
neuen Europa“, so hat der mallorcaerprob-
te Pfarrer Heiner Süselbeck den aktuellen
Stand auf Mallorca charakterisiert. In eini-
gen Jahren wird dies „normal“ sein. Über-
all. Nationale Identitäten verlieren zuneh-
mend an Bedeutung. Identitätsstiftend ist
heute nur noch die Ökonomie. Wer Geld
hat, der ist dabei, wer keines hat, muss

Auf dem schmalen Grat zwischen Alltag und Propaganda

Im Begleitbuch zur Ausstellung frauenob-
jektiv. Fotografinnen von 1940 bis 1950

im Haus der Geschichte Bonn (bis 29.7.)
werden 65 Berufsfotografinnen in ausge-
zeichnet recherchierten Biografien vorge-
stellt, die auch sonst vermisste Angaben
über den Verbleib der Archive enthalten.

Zwangsorganisiert waren sie während
der Nazizeit alle, sie hätten sonst ihren Be-
ruf gar nicht ausüben können. Die Repor-
terinnen, im damaligen Jargon „Bildbe-
richterstatterinnen“, mussten nach dem
Reichskulturkammergesetz vom 22.9.33 und
dem  am 4.10.33  folgenden Schriftleiter-
gesetz wie die Journalisten in der Reichs-
pressekammer Mitglied werden, nachdem
Rasse, politische und künstlerische Ge-
sinnung überprüft und die Antragsteller
die Gewähr dafür zu bieten schienen, „die
deutsche Kultur in Verantwortung für Volk
und Reich zu fördern“. Die Reichskultur-
kammer unterstand dem Reichsminister für
Volksaufklärung und Propaganda, und das
war Goebbels. Die übrigen Fotografen ge-
hörten zur Handwerkskammer, und nur
Meister konnten selbstständig arbeiten.

Man muss diesen engen
Rahmen mitdenken, wenn
man sich ihre Fotos betrach-
tet: meist saubere handwerk-
liche Arbeit, ohne irgendei-
nen experimentellen Impe-
tus, ohne besonderen Pfiff,
bis auf einige Aufnahmen
von Regina Relang, einer
nach dem Krieg sehr be-
kannten Modefotografin,
von Hanna Seewald, der
Leiterin der „Bayerischen
Staatslehranstalt für Foto-
grafie“ seit 1949, von Martha
Hoepfner, die 1949 in Hof-
heim/Taunus eine private
Fotoschule eröffnete. So ist
es weniger die Ästhetik der
Bilder, die den Band inter-
essant macht, als die Be-

schreibung der Arbeitsfelder und der Be-
dingungen, unter denen die Frauen in den
Kriegsjahren und den Jahren danach arbei-
ten konnten, manchmal arbeiten mussten
oder am Arbeiten gehindert wurden.

Lieselotte Purpur etwa, die bei so be-
kannten Fotografinnen wie Yva und Hilde
Brinckmann-Schröder und dem Fotogra-
fen Ewald Hoinkis gelernt hatte, nahm ab
1936 Bildserien für die Monatszeitschrift
Frauenkultur des Deutschen Frauenwerks
und für die NS-Frauenwarte, dem Organ
der NS-Frauenschaft, auf, später doku-
mentierte sie den „Kriegseinsatz der deut-
schen Frau“. Nach dem Krieg fotografiert
sie Kriegsschäden und ihre Beseitigung,
wird als „Kulturschaffende“ in der sowjeti-
schen Besatzungszone Mitglied im „Kul-
turbund zur demokratischen Erneuerung
Deutschlands“, alle Anzeigen wegen ihrer
propagandistischen Tätigkeit in der NS-
Zeit werden niedergeschlagen.

Die wahrscheinlich bekannteste Foto-
grafin der NS-Zeit, Erna Lendvai-Dirck-
sen, deren Fotobände über „Das deutsche
Volksgesicht“, „Das germanische Volksge-

sicht“ eine Auflage von 280 000 erreichten,
konnte durch einen „Ehrensold der Fotoin-
dustrie“ mit Leihgaben einer Fotoausrüs-
tung der Firma Zeiss-Ikon ihre Arbeit fort-
setzen und wurde von der Gesellschaft
Deutscher Lichtbildner (GDL) anlässlich
ihres 70. Geburtstages 1953 mit einer Son-
derausstellung und der Verleihung der Da-
vid-Octavius-Hill-Medaille geehrt. 1961
erschien ihr Buch Ein deutsches Men-
schenbild. Antlitz des Volkes.

Andere, wie Marianne Breslauer, Lotte
Jacobi, Grete Stern und Ellen Auerbach, ver-
ließen Deutschland zwischen 1933 und
1935, Yva, die berühmteste deutsche Mode-
fotografin, starb 1942 im Konzentrationsla-
ger Majdanek. Die überwiegende Mehrzahl
konnte sich in politisch eher unverfängli-
chen Bereichen behaupten, arbeitete für die
Bretter, die die Welt bedeuten, zog sich in die
Heimat zurück, lebte für die kleine Freiheit
der Mode, fotografierte für die Industrie
oder tanzte auf dem schmalen Grat zwischen
Alltag und Propaganda.

Nach dem Krieg versuchten einige, wie
Martha Hoepfner, Regina Relang oder Urs

Lang-Kurz, mit Fotokunst wie-
der an die internationale Ent-
wicklung anzuknüpfen. Die
meisten lichteten das ab, was
der Krieg an Zerstörungen im
Menschen und an Gebäuden
übrig gelassen hatte oder sie
schauten weg und suchten die
heile Welt der idyllischen Land-
schaften und der Spitzwegmi-
lieus. Der Wegfall des äußeren
Drucks reichte noch nicht zur
Befreiung von verinnerlichten
Zwängen, und der allgemeine
Mangel lud noch nicht ein zu
hemmungslosem Experimen-
tieren. Helmut Veil

frauenobjektiv. Fotografinnen 1940 bis
1950, Köln (Wienand Verlag) 2001 (152
S., Duotone-Fotos, in der Ausstellung
39,80 DM; im Buchhandel 64,00 DM)
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draußen bleiben, egal ob mallorquinisch
oder nicht-mallorquinisch. Unter solchen
Koordinaten noch von Kolonialismus oder
dem Eindringen Fremder in gewachsene
Strukturen zu reden, ist in der Tat Nostal-
gie.

„Zum ersten Mal existiert dank des Tou-
rismus eine kosmische Gemütlichkeit“, so
der Philosoph Jochen K. Schütze. Gestört
wird diese „kosmische Gemütlichkeit“ al-
lenfalls durch randalierende Kurden wie in
der Türkei oder bigotte Fundamentalisten
wie in Ägypten. Aber auch das ist nicht tra-
gisch, denn im Tourismus sind die Destina-
tionen austauschbar. Allenfalls wird über
diesen ökonomischen Hebel der Druck auf
die Länder erhöht, ihre Konfliktherde zu
befrieden  und sich uns  anzupassen.  Als
Kultur des globalen Kapitalismus ist Tou-
rismus Heimatkultur. Weltweit verstreut
zwar,  aber sie schafft „Erinnerungen  an
Territorialität inmitten eines entlokalisier-
ten Lebens, Denkbild des Konkreten in ei-
ner universalisierten Kultur“. Heimat in
dem Sinne, wie der Publizist Thomas E.
Schmidt meint, ist weder der Ort der Ge-
burt noch eine wertkonservativ besetzte
Gefühlsdomäne. Heimat, die er meint, ist
etwas Fiktives, eine „Denkfigur des Inne-
haltens“, die moderne Individuen für sich
selbst leisten. Längst ist sie den individuel-
len Biografien, die mit der Herkunft ver-
knüpft sind, entzogen. Heutzutage wird
Heimat mehr und mehr zu einer Angele-
genheit der persönlichen Wahl. Tourismus
bietet dazu die Lebensstilenklaven an, wo
sich jeder, wenn auch nur für eine gewisse
Zeit, ganz heimisch fühlen kann. Das Er-
folgsrezept der Tourismusunternehmen ist
in wachsendem Maße die perfekte Verwal-
tung unserer simpelsten Bedürfnisse nach
Wärme, Nähe, Aufgehobensein. Willig be-
wegen wir uns zwischen dem Biohof in
Kärnten und den Palmenstränden Trini-
dads. Und das immer häufiger. Wir rotieren
in kürzester Zeit von einem Urlaubsziel
zum anderen, perfekt getimt, perfekt orga-
nisiert, Erfolgserlebnis inklusive. „Der Rei-
sende wird zum ,Körperbehindertenvoyeur‘,
dessen wichtigstes Möbel der – möglichst

bequeme – Sitz ist. Für die Welterkundung
ist nicht mehr seine Abenteuerlust die Vor-
aussetzung, sondern sein Sitzfleisch. Vom
Sitz aus hat er den kontrollierenden Zugriff
auf die nahe und ferne Welt, wobei die Dif-
ferenz zwischen Nähe und Ferne, zwischen
Hier und Dort, zwischen Drin und Draußen
absolut nivelliert ist“, schreibt die Theolo-
gin Marianne Gronemeyer.

Ein Zustand, in dem der Reisende die
Welt im wahrsten Sinne des Wortes nicht
mehr „er-fährt“, sondern gefahren wird:
Er goutiert die gelungenen Weltinszenie-
rungen und lässt sich von vorgeprägten
Bildern animieren und von Einheimi-
schen bedienen. Die touristischen Macher
wollen eines dabei erreichen: möglichst
viele Glückshormone zu aktivieren, sei es
in der körperlichen Aktivität, im Urlaubs-
flirt, im kollektiven Besäufnis, in der
künstlerischen Entfaltung, bei der medi-
tativen Wüstendurchquerung oder dem
adrenalingeschwängerten Himalayatrip.
Und weil sich die planmäßigen Kicks
schnell erschöpfen, braucht es immer
mehr davon, immer stärkere und die im-
mer schneller. Die Angebotspalette ver-
größert sich täglich. Homöopathische
Dosen flaschenweise, um die Glückshor-
mone zu aktivieren.

Wir reisen auf der „Folie einer zwei-
ten Topographie“ (Schütze). Sie be-

dient uns nahezu perfekt, denn sie hat
sich ihrerseits perfekt der ästhetischen
Lebensentwürfe ihrer Klientel bedient.
Sie profitiert von der ewigen Sehnsucht
nach dem Süden. Die touristischen Ma-
cher lernten besonders gut von „Abtrün-
nigen“, beispielsweise der Hippie- und
Popkultur, der es eigentlich um eine „Ter-
rainausweitung der Freiheit gegen die
Ordnungsmacht der Spießer“ ging, analy-
siert der Poptheoretiker Wolfgang Kos.
Ihr gelang nämlich via Musik und asso-
ziativer Entgrenzungslyrik ein virtuelles
Kunststück. Sie schaffte es beispielswei-
se, Amerika neu zu denken und geogra-
phisch neu zu verorten. Sie formte uns
eine imaginäre Geographie im Kopf. Die

Reiseagentur Popmusik führte vor allem
an neue symbolische Orte wie einsame
Tankstellen in  leerer Landschaft, merk-
würdige Begegnungen an der Route 66,
in eine bis dahin völlig unbekannte Straße
in London, nämlich die Carneby-Street,
sie brach auf zur Magical Mystery Tour,
landete irgendwie in Indien, durchquerte
den Kosmos „2000 Miles far from Home“
und fand sich schließlich an plätschern-
den Bächen und den frugalen Mahlzeiten
der Landkommune wieder. Sie durchquer-
te imaginäre Landschaften ohne Raum-
logik und klare Abgrenzungen, die aber
potenziell betretbar waren. Die „Grand-
tour der amerikanischen Bohemetouristen“
verlief über Songs, und die lösten stets
Raumbilder aus. Popmusik vermittelte
Stimmungsräume.

Im   Tourismus werden   diese   Bilder
funktionalisiert, denn im Grunde versucht
sich die Reiseagentur „moderner Touris-
mus“ am  selben  Thema: Sie suggeriert
pures Lebensgefühl. Sie hat die Gefühls-
sprache besetzt und verkitscht. Aus dem
psychedelischen LSD-Trip wurde der
Drei-Tage-Städte-Trip inklusive Event-
kultur. Aus dem Tramper formte sie den
Last-Minute-Käufer. Aus den Songs als
„potenzielle Weltdurchquerung“ wurden
Sehnsuchtsmotive destilliert. Aus zauber-
haften Landschaftsklängen wurde Well-
nesspoesie für  makrobiotischen Urlaub.
Wenn wir heutzutage unseren Urlaub pla-
nen und einen Prospekt zur Hand neh-
men, dann wissen wir längst, dass die
Chiffren funktionieren: Der Jumbo bringt
uns „Blowing in the wind“, Freiheit und
Entgrenzung. Die Verlockungen der In-
dustrie bestehen aus jederzeit abrufbaren
und kombinierbaren Reizen, sie sind ein
Dauermix von Nähe und Ferne, ein kon-
turloses Ineinanderfließen von Eigenem
und Fremdem.

Wenn Reisen früher hieß: Die Fremde
zu erfahren, zu suchen, zu fürchten, so
fragt man sich heute: Wo ist sie geblie-
ben? Hieß Reisen früher frei nach Goe-
the, den Horizont zu erweitern, sich zu
bilden, so geht es heute meist nur noch
um die Steigerung der eigenen Lebens-
qualität mit vorgefertigten Konsummus-
tern. Reisen als aktiven individuellen Pro-
zess bekommen wir heute vorgesetzt. Un-
ser modernes Reisen hat weder mit Ab-
grenzung noch mit Hinwendung zu tun.
Es ist weder Flucht aus unerträglichen
Verhältnissen noch Einlassen auf anderes:
Es dient der Steigerung der eigenen Le-
bensqualität. Eine lustvolle Intensivie-
rung des Alltags. „Der Tourismus ist das
Ende des Reisens“, sagt Schütze, „es be-
endet das Reisen völlig undramatisch ...
der ewige Irrweg ist zu Ende, sobald man
zu Hause ankommt. Ist das Zuhause die
ganze Welt, wird man sich nie mehr verir-
ren.“ Wir sind sesshaft geworden. ■
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98.Kerze

Manchmal ist es auch in Berlin inter-
essant: Flaniert man die Warschauer

Straße in Richtung Kreuzberg entlang,
vorbei am Warschauer Bahnhof, hinunter
zur Oberbaumbrücke, und, bevor die sich
über die Spree in den Westen wirft, links
durchs Klinkertörchen in die „Oberbaum-
city“, wo, jetzt am Mittag, vor den gelifte-
ten Gebäuden alter Gewerke die Netz-
bankrotteure stehen und ganz schlechtes
Essen in ihre Reizmägen zwingen, dann
kommt man nach ein paar hundert Metern
in ein beinahe naturbelassenes Friedrichs-
hainer Quartier und an eine vernagelte
Kirche, aus deren frontaler Nische Herr
Zwingli bemoost auf die gegenüberlie-
gende Brache starrt. Nichts tut sich. Jetzt
aber erscheint eilend vom Bahnhof her ein
Herr von begnadeter Unauffälligkeit, die
Aktentasche wie nichts beherrschend, mit
jedem Schritt mehr Schulze oder Schultze
ähnelnd, wie wir ihn aus „Tim und Strup-
pi“ kennen. Er schließt eine Nebenpforte
zur Zwingli-Kirche auf. Er ist’s: Dr.-Ing.
Liers. Der Orgelpapst von Ostberlin. Es
kann losgehen.

Eigentlich gibt es hier keinen Strom
mehr. Aber Herr Liers hat die Leitungen
selbst verlegt und findet noch ein biss-
chen, sodass wir unfallfrei die Stufen zum
Balgraum der großen Kirchenorgel hin-
aufkommen. Bald finden wir im Dämmer
unter Stapeln von Akten, Büchern, Zeich-
nungen, Werkzeugen, Knochen und Knö-
chelchen prähistorischer Orgeln zwei
Stühle zum Zueinanderhocken. Dies ist
nicht nur Balgraum, dies ist auch Büro
des Instituts für Orgel- und Kantoreifor-
schung e. V., dessen Vorsitzender Herr Liers
ist. Der Staub stellt das Stauben vor Er-
griffenheit ein, als er aufseufzt: Das ist
mein Leben, und ohne all das möchte ich
nimmer sein.

Fast wäre die Zwingli-Kirche ihm und
seinem Verein zugefallen. Zugesagt war
sie. Zu DDR-Zeiten diente sie als Buch-
Lager. Dann kehrten die Evangelischen
zurück und konnten sie nicht halten, dann
hatten sie die Katholischen und konnten
sie nicht halten, dann sicherte sie sich die
evangelische Stadtbau GmbH und weiß
nun nicht, was sie damit soll. Seit fünf
Jahren ist sie geschlossen. Nur der e. V.
wehrt noch ihrem Verfall. Nicht nur die
Orgel hat Liers restauriert. 15000 Mark
hat er da reingesteckt. Rings auf den Em-
poren stehen Preziosen ostdeutschen Or-
gelschaffens. Was unten in den Gewölben
links und rechts des Schiffes lagert und
dem Laien wie Sperrmüll erscheint, sind
zerlegte Orgeln. Ein Elefantengrab pro

Gewölbe. Hier hätte aufge-
baut, ausgestellt, unterrich-
tet, restauriert, konzertiert
werden können. Unterstüt-
zung gab es, auch vom Be-
zirksamt. Aber mit jedem
Wechsel der Herrschaft Un-
gewissheit, letztlich Zer-
würfnis, gar Wortbruch. In
wenigen Wochen wird er
aus dem Tempel vertrieben.

Seit 1959 rettet Herr Liers Orgeln. Über
die Blockflöte kam er ans Gerät, und
wenn auch einer seiner Lehrer mit dem
vernichtenden Urteil: „Du spielst so be-
schissen wie Albert Schweitzer“ frühzei-
tig auf gewisse künstlerische Grenzen
hinwies, so hatte den Naturwissenschaft-
ler Liers die Maschine Orgel in unauflös-
lichen Bann geschlagen. Ein paar Gleich-
gesinnte gesellten sich dazu, und sie be-
gannen Nachlässe aus Werkstätten, Musi-
ker- und Sammlerhaushalten zu sichern.
Als die VEBs kraft höherer Weisung die
pneumatischen Orgeln nicht mehr zu re-
parieren gedachten, stattdessen durch
„VEB-Spanplattenorgeln“ ersetzten, da
ging Herr Liers mit den Seinen ans Re-
staurieren. Scheel die Blicke der Orgel-
bauer auf den Quereinsteiger bis heute,
zumal der preisgünstige Strategien der
Orgelerhaltung ersann, die das Primat be-
zahlbarer Bespielbarkeit mit der Mög-
lichkeit sukzessiver Vervollkommnung
verbinden. Seit 1982 existierte der heuti-
ge e. V. als Arbeitskreis Kirchenmusik im
Kirchenkreis Berlin/Lichtenberg, war der
Kirchenaufsicht unterstellt und durfte für
seine Arbeiten 10 Mark Stundenlohn kas-
sieren. Nach der Wende der e. V. Weil der
nun mal nichts verdienen darf, gründete
Herr Liers den eigenen kleinen „Inge-
nieursbetrieb für Orgelservice“. Denn
Herr Liers war mitsamt der Sektion Elek-
tronik der Humboldt-Universität, wo er
sein Ingenieurswissen hochschulpädago-
gisch veredelt unter den Nachwuchs ge-
bracht hatte, abgewickelt worden. Gerade
hat er die Restaurierung der beinahe ver-
gessenen Kino-Orgel im frisch herausge-
putzten Filmkunstkino Babylon beendet.
Eine Orgel aus den Zwanzigern, die ein-
zige, die heute im Reich an ihrem ange-
stammten Ort orgelt. Ach, wäre er, der auf
die Sechzig zurast, nur nicht gesundheit-
lich so angeschlagen! Er kommt mit den
Aufträgen ja nicht nach!

Heute stehen in ostdeutschen Scheunen
und Ställen, leeren LPG- und VEB-Hal-
len 45 komplette Orgeln, 200 zerlegte,
über 200 Harmoniums und Unmengen

technischen Gerätes,
allein 400 Mensurstä-
be vom alten Schmei-
ßer, die auf Verbrin-
gung in ein Museum,
einen Ort der Aufar-
beitung warten. „2000
Quadratmeter brau-
chen wir nur für de-
ren Lagerung“, dazu
Dokumente, Litera-

tur. Gut zehnmal größer ist der Fundus
als da drüben im führenden westlichen
Museum in Borgenteich.

Herr Liers  will jetzt  eine  Schule für
seine Orgeln. Und über den Berg des „his-
torischen Kulturguts“ soll sich ein Leh-
rinstitut wölben, eine Fachhochschule für
Restauration. Herr Liers, der Pädagoge.
Der Massenuniversität mit ihrem ver-
schossenen Aufwand und unspezifischen
Lehrangebot will er eine passgenaue
Ausbildung entgegensetzen. Mit Ver-
stand und Verständnis und Vertiefung,
statt Prüfungsstress und  hirnloser Kon-
kurrenz. Auch das Kulturgut Deutsche
Wissenschaftssprache soll da gepflegt
werden, damit es nicht gar zu üppig wird
mit dem amerikanischen Englisch. Und
er überlegt, ob er nicht seine alten Espe-
ranto-Kenntnisse auffrischen und dort zur
zweiten verbindenden Sprache erblühen
lassen soll. Ruhig alt kann sie sein, die
Schule, hat er dem Bezirksamt schmack-
haft gemacht, und also zugleich Objekt
für Restaurationen aller Art.

Wir steigen hinunter in die Kapelle, ab
1945 Kriegerhalle, die als Werkstatt dient.
Liers arbeitet mit dem historischen Werk-
zeug am historischen Material. Draußen
baut er seine  Werkstatt  um die  Orgeln
herum auf. Manchmal kommt einer, der
hier arbeiten möchte und vergeblich nach
der Fräse sucht. Dann öffnet Herr Liers
ein Schränkchen voll Dutzender wunder-
voller, handgefertigter Profilhobel, und
dann geht der Interessent wieder. „Wer
repariert denn heute noch?“, fragt Liers:
„Wer kann es noch. Auch das ist unsere
Chance. Ich amüsier mich manchmal,
wenn Leute kommen, die hier nur Schrott
sehen und Gerümpel, aber wer so flach-
köpfig denkt, begreift nicht, dass Historie
gelegentlich auch in der niederen Gestalt
ihres Zerfalls auftritt, der soll sich raus-
halten.“
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Paul Virilio erzählt, ein alter japani-
scher Freund habe ihm kürzlich anver-

traut: „Ich verzeihe es den Amerikanern
nicht, dass Hiroshima kein Kriegsakt, son-
dern ein Experiment war.“ Der Vorwurf ist
plausibel, obwohl politische und militäri-
sche Entscheidungen sich selten auf ein
Motiv, hier also auf einen experimentellen
Erkenntnisgewinn über die Wirkung einer
Waffe, zurückführen lassen. Außer der di-
rekten Wirkung auf den Feind, einer
durchaus militärischen Absicht also, war
mit dem Bombenabwurf auf  Hiroshima
eine Demonstration gegenüber der So-
wjetunion bezweckt, die mit dem Ausgang
des Zweiten Weltkrieges in Europa und
Asien über ein gewaltiges Übergewicht an
konventionellen militärischen Mitteln ver-
fügte. Als solche Demonstrationen inter-
pretiert Virilio die jüngsten Kriege mit
US-amerikanischer Beteiligung: „Sowohl
der Golfkrieg als auch der Kosovokrieg
waren nichts anderes als eine amerikani-
sche Waffenschau, eine neue Form der
Waffenrepräsentation und die unheilvolle
Wiederbelebung des militärischen Kom-
plexes.“

Zugleich sieht Virilio im Kosovokrieg
einen weit über den Golfkrieg hinauswei-
senden Test:

„Wenn während des Golfkrieges die
Alarmsirenen heulten, bestand  eine der
passiven Verteidigungsmaßnahmen darin,
dass man in Bagdad das Licht löschte. Im
Kosovo-Krieg praktiziert man nun den
passiven Angriff, bei dem der Angreifer
selbst einen Stromausfall in Belgrad ver-
ursacht. Wenn man um die strategische
Bedeutung dieser Energieform im Zeital-
ter der ,Revolution der Information‘ weiß,

versteht man auch die Logik dieser Vor-
gehensweise besser, die jede Kommuni-
kation unterbricht. Auf den Einsatz gegen
die feindlichen Radio- und Fernsehan-
stalten folgt der Einsatz gegen die Ener-
gieversorgung. ... ,Die NATO hat jetzt die
Finger am Stromschalter von Jugoslawi-
en‘, erklärte der Star-Moderator der Ope-
ration Allied Force, James Shea, in Brüs-
sel. In Wahrheit ist die bei der Anti-Ener-
gie-Offensive in Serbien eingesetzte
Bombe mit der Bezeichnung BLU.114.B
nur scheinbar eine SOFT-BOMBE. Wird
sie gegen ein Elektrizitätswerk einge-
setzt, wo ein hoher Sättigungsgrad an sta-
tischer Elektrizität und Ozon herrscht,
übernimmt das Graphit die Funktion ei-
nes Lichtbogens. Die Bombe verursacht
eine wahre Feuersbrunst und eine furcht-
bare Explosion. Wenn man sich in Erin-
nerung ruft, dass im Falle eines Atom-
krieges Atomkraftwerke wichtige Ziele
sind, dann begreift man die Tragweite
dieses von der  NATO auf  dem Balkan
durchgeführten Tests sehr viel besser.“

Als Test verstanden interessiert Virilio
am Kosovo-Krieg eine Zukunft, die durch
die im gegenwärtigen Ereignis wirkende
Logik angeblich determiniert ist. Sie er-
schließt sich aus symbolischen Ereignis-
sen wie den Angriffen auf die Fernsehan-
stalt in Belgrad und die Kraftwerke  in
Serbien, wobei Virilio übersieht, dass sol-
che  Knotenpunkte, seit es sie gibt und
nicht erst im Luftkrieg, im Zentrum mili-
tärischer Kampfhandlungen liegen. In-
dem Virilio den Krieg im Kosovo als Test
eines „areo-orbitalen“ Krieges versteht,
sieht er überall „Logik“ am Werk, wo nur
politisches Zaudern und militärische Un-

entschlossenheit zu finden sind. Das hat
durchaus mit der „ursprünglichen Ver-
wechslung von ,militärisch‘ und ,humani-
tär‘“ zu tun, ohne die sich der „Ausbruch
dieses ersten Krieges für die ,Menschen-
rechte‘ auf dem Balkan nicht begreifen“
lasse. Der „saubere Krieg“, den die
NATO unter Führung der USA im Koso-
vo angestrebt hätte, würde „mit den Prin-
zipien des gerechten Krieges“ brechen,
„den die Soldaten der freien Welt führ-
ten“.

Einem ähnlichen Gedanken geht Mi-
chael Ignatieff in seiner Essaysamm-

lung Virtueller Krieg nach. Er beschränkt
sich nicht auf die triviale Beobachtung,
dass Kriege heute (längst nicht alle!) in
Echtzeit auf dem Bildschirm verfolgt wer-
den können. Der Krieg werde nicht nur
deshalb virtuell, „weil er auf einem Bild-
schirm stattzufinden scheint, sondern auch,
weil er die Gesellschaft nur virtuell betei-
ligt. Auf Grund der nuklearen Waffen steht
nicht mehr das Überleben der Nation auf
dem Spiel; mit dem Ende der allgemeinen
Wehrpflicht ist eine tatsächliche Beteili-
gung der Bürger nicht mehr erforderlich;
durch das  Umgehen  der repräsentativen
Institutionen ist kein demokratischer Kon-
sens mehr nötig; und infolge des exponen-
ziellen Wachstums der modernen Wirt-
schaft belastet ein Krieg nicht mehr das
gesamte Wirtschaftssystem. Diese Voraus-
setzungen verwandeln den Krieg in eine
Art Zuschauersport. Wie beim Sport geht
es um nichts Grundsätzliches mehr: weder
um das Überleben der Nation noch um die
Zukunft der Wirtschaft. Der Krieg bietet
das Vergnügen eines Schauspiels, mit dem
zusätzlichen Kitzel, dass er zwar für die
einen  real ist  –  für die  Zuschauer aber
glücklicherweise nicht“. Die Ansicht, De-
mokratien scheuten vor kriegerischen Aben-
teuern zurück, werde fragwürdig: „Es mag
durchaus sein, dass Demokratien so lange
friedliebend sind, wie die Risiken eines
Krieges ihren Bürgern auch wirklich vor
Augen stehen. Wird Krieg hingegen virtu-
ell, und damit risikofrei, könnten demo-
kratische Wähler eher zum Krieg bereit
sein, vor allem, wenn es um eine Sache
geht, die in der Sprache der Menschen-
rechte oder sogar der Demokratie als sol-
che eine gerechte Sache ist.“

Auch an die eigene Adresse gewandt,
erinnert Ignatieff an „das Potenzial an
selbstgerechter Irrationalität“, das „Ab-
straktionen wie das Konzept der Men-
schenrechte in sich bergen. Wer den Krieg
im Kosovo unterstützte (wie Ignatieff
selbst, J. S.), muss sich mit den unbeab-
sichtigten Nebenwirkungen einer morali-
schen Überhöhung der Gewalt auseinan-
der setzen. Denn hochfliegende Abstrak-
tionen enthalten per se eine Rechtferti-
gung all dessen, was in ihrem Namen ge-
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tan wird. Wie lässt sich dann verhindern,
dass moralische Abstraktionen wie die
Menschenrechte ein moralistisches Den-
ken erzeugen, das, indem es jeden, der
gegen die Menschenrechte verstößt, als
Barbaren definiert, Barbarei wiederum le-
gitimiert?“

Im Kosovo sieht Ignatieff ein Beispiel
für die „paradoxe Form einer Kriegsfüh-
rung, in der risikofeindliche politische
Kulturen über technologische Allmacht
verfügen“. Wesley Clark hätte nie die
„merkwürdige Tatsache aus den Augen“
verloren, „dass sein Krieg überhaupt kein
Krieg war, sondern eine Übung in einer
Diplomatie des Zwangs mit dem Ziel, die
Meinung eines einzigen Mannes zu ver-
ändern“. Der Krieg im Kosovo enthielt in
seiner Diskrepanz von hohen moralischen
Ansprüchen und dem begrenzten Charak-
ter des Krieges einen Eskalationsmecha-
nismus für den Luftkrieg, der durch das
überraschende Einlenken Miloševićs sei-
nerseits begrenzt blieb.

Doch auch dieses Ende hatte seinen
Preis. „Ein virtueller Krieg führt zum vir-
tuellen Sieg. Da die eingesetzten Mittel
begrenzt sind, sind  auch die erreichten
Ziele begrenzt. Keine bedingungslose
Kapitulation, kein Regimewechsel und
keine Zerstörung der Fähigkeit zur
Kriegsführung auf der anderen Seite, son-
dern ein fragwürdiger ,status quo‘.“ Was
den Kosovo betrifft, hat an dieser Frag-
würdigkeit auch der Regimewechsel in
Serbien nichts geändert.

Nachdenken über den Krieg – heißt
eine neue Übung unter friedensbe-

wegten Intellektuellen. Das vierte Philo-
sophicum Lech hatte seine Referenten vor
diese Aufgabe gestellt. Konrad Paul
Liessmann hat die Beiträge, unter denen
die von Herfried Münkler, Herlinde Pauer-
Studer und Richard Swartz herausragen,
ediert und mit einem Vorwort versehen.
Sybille Tönnies vermisst ein „Bedürfnis
nach friedlicher Welteinigung“ und be-
klagt ein solches nach der „Beteiligung an
militärischen Handlungen auf der Sieger-
seite“. Wo aber findet sich Letzteres auf
dem Balkan? Angemessener ist die Kritik
Michael Ignatieffs in Virtueller Krieg:
„Wir führen Krieg, nicht weil wir Krieg
führen wollen, sondern weil wir, was un-
sere Ernsthaftigkeit angeht, einen Zweifel
gesät haben, den nur ein konzertierter Ein-
satz von Gewalt – den wir zu vermeiden
suchten – aus der Welt schaffen kann.“ ■

Paul Virilio, Information und Apokalypse. Die Strategie
der Täuschung. Aus dem Französischen von Bernd
Wilczek, München (Carl Hanser Verlag) 2000 (198 S.,
36,00 DM)
Michael Ignatieff, Virtueller Krieg. Kosovo und die Fol-
gen. Aus dem Englischen von Angelika Hildebrandt,
Hamburg (Rotbuch Verlag) 2001 (231 S., 34,00 DM)
Der Vater aller Dinge. Nachdenken über den Krieg. Phi-
losophicum Lech, Bd. 4, herausgegeben von Konrad Paul
Liessmann, Wien (Paul Zsolnay Verlag)  2001 (248 S.,
35,00 DM)

K U LT U R

Nachzügler

In Libidissi war Georg Klein eine gute
Mischung aus Verrätselung des Erzähl-

ten und Lakonie der Erzählung gelungen
(Kommune 2/99). Es war klar, dass dieses
Buch nicht aus dem Nichts kam, sondern
Resultat vielfältiger Übungen war. Nun hat
Georg Klein in seinen Übungsheften ge-
stöbert und mit Barbar Rosa ein Stück dar-
aus veröffentlicht. Georg Klein soll früher
von mehreren Lektoren nach Hause ge-
schickt worden sein. Müssen sie sich ge-
täuscht haben? Ohne den berechtigten Er-
folg von Libidissi, das jetzt als Taschen-
buch vorliegt, hätte es keinen Grund gege-
ben, Barbar Rosa herauszubringen. In
einem Gespräch mit der NZZ erzählt der
Autor, dass er das Manuskript schon lange
in der Schublade hatte: „Ich hab den Text
in erster Fassung zwischen 1989 und 1991
geschrieben. Als die Anfrage wegen Kla-
genfurt 2000 kam, habe ich meine Frau
gefragt, was ich lesen soll, und sie hat ge-
sagt: ,Du liest unbedingt Barbar Rosa. Das
ist die Chance, den Text endlich rauszu-
bringen.‘ Dann habe ich den Roman noch
einmal gründlich überarbeitet, ohne je das
Gefühl von Mottenpulver zu haben.“ Wie
hätte sich ein solches Gefühl einschleichen
können, wo doch der Text von Motten an-
gefressen ist?  Das heißt nicht, dass gar
nichts übrig geblieben wäre, aber vieles ist
zu weit hergeholt, um die Löcher stopfen
zu können. Ist es notwendig, um von den
Süchten einer Stadt zu erzählen, einen
„Alkoholverstärker“ ins Spiel zu bringen?
Da „Sucko“ verboten ist, lassen sich über
ihn Polizeirazzien inszenieren und die At-
mosphäre eines Chicagos in Zeiten der
Prohibition herbeizitieren. Doch zerbröselt
das Gewebe, sobald man den Stoff in die
Hand nimmt.

Ach ja, Barbar Rosa ist eine Detektiv-
geschichte, und der Detektiv ist der Erzäh-
ler. Man nehme Philip Marlowe als Kli-
schee und verfahre nach der Umkehrme-
thode. „Ich bin natürlich erst mal für Kli-
schees, denn da hat man etwas, womit man
arbeiten kann. Ich denke aber, dass mein
Detektiv die Klischees von Anfang an auf
nicht ganz unoriginelle Weise bricht. Ein
Beispiel: Philip Marlowe darf alles sein,
nur nicht  impotent. Das hätte Chandler
einfach nicht gebracht. Marlowe ist auch
nach dem  zwanzigsten Whisky jemand,
der nicht flachliegt, sondern die schönen
Frauen reihenweise flachlegt ... Dieses
Klischee habe ich nicht erfüllt, obwohl ich
mit ihm operiere“, vertraute Klein der
NZZ an. Aber am Ende ist Kleins Detektiv
erfolgreich  und  löst  „seinen“  Fall.  Und
damit bleibt Klein dem Klischee verhaftet.
Die großen Detektive sind keine Lichtge-
stalten, denen alles leicht von der Hand
geht und denen die Frauen zu Füßen fal-
len. Die tröstliche Botschaft ihrer gelösten
Fälle ist, dass noch so kaputte Typen,
wenn sie sich in eine Sache nur richtig
reinhängen, durchaus ans Ziel gelangen
können. Barbar Rosa ist durchgängig al-

berner als das Klischee, das persifliert
wird.

Kritiker, auch die des Literarischen Quar-
tetts, räumen ein, dass Klein, wenn sie sein
Buch nicht gleich über den grünen Klee
loben, jedenfalls eine eigene Sprache und
einen eigenen Ton hätte. Es war aber nicht
die Sprache allein, die Libidissi lesenswert
machte, sondern das Spannungsverhältnis
zwischen den merkwürdigen Begebenhei-
ten und dem nüchternen Sprachduktus,
das hier überall durchklang. In Barbar
Rosa funktioniert das nicht. Mühler, der
Detektiv, erzählt von einem Unfall beim
Besuch eines Vergnügungsparks, der ihn
fast das Leben gekostet hätte, und bei dem
ein Freund, der ihm helfen wollte, tödlich
verunglückte. Das hört sich dann so an:
„Das Umkippen des Bootes, das Kentern
meines Kahns im Liebestunnel, wurde in
Ursache und Ablauf nie geklärt. Der Poli-
zei und dem Gericht  genügte, dass ich
Sucko zu mir genommen hatte. Man un-
terstellte mir, dass ich zuvor schon unter
Suckoeinfluss Auto gefahren sei, man hät-
te mir, wenn meine Anwältin weniger aus-
gefuchst gewesen wäre, vielleicht noch
Schlimmeres unterstellt.“ Jedenfalls wis-
sen die Leser jetzt, was Mühler „einst den
Sucko schlagartig vergällte“ und ihn als
Anlass seiner Therapie „erneut berufsfä-
hig, für Hansis Verwaltung tauglich mach-
te“. Wo soll der Charme oder die Ironie in
dieser Beamtensprache zu finden sein?

Schon gibt es welche, die Barbar Rosa
zum großen Berlinroman hochjubeln wol-
len. Berlin schimmert zwischen den Zei-
len auch durch. Die Stadt sei ein Fanta-
sieraum, den er von jedem Ort des Globus
aus anpeilen könne, sagte Klein der NZZ:
„Es ist erstaunlich, wie kaputt Berlin auch
heute noch ist. Es hat immer noch den
Charme einer Trümmerfrau mit geschmink-
ten Lippen und zerrissenen Nylonstrümp-
fen. Auch viele der neuen Gebäude sehen
schon wieder so aus, als wären sie bereits
dreißig Jahre alt. Der Reiz von Berlin ist,
dass es sich permanent selber dekonstru-
iert.“

Mit Libidissi hatte Klein gezeigt, dass er
es kann. Ein Schnellschreiber scheint er
nicht zu sein und so konnte er der Nachfra-
ge nicht mit einem neuen Buch nachkom-
men. „Viele Autoren“, sagte er der NZZ,
„setzen den Begriff der Erfahrung zu nied-
rig an. Die leben zwei Jahre, und dann ist
das nächste Buch fällig. Das ist zu niedrig
gezielt. Einfach bloß leben ist nicht Erfah-
rung.“ Man konnte und kann immer noch
gespannt sein, was Georg Klein nach Libi-
dissi zu Stande bringt. Sein Übungsbuch,
mit dem ihn die Lektoren heimgeschickt
hatten, hätte er in der Schublade lassen
sollen. Lektoren täuschen sich nicht im-
mer und Frauen haben nicht immer Recht.

Joscha Schmierer

Georg Klein, Barbar Rosa. Eine Detektivgeschichte,
Berlin (Alexander Fest Verlag) 2001 (203 S., 39,80 DM)
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Schon im Eingangssatz von
Ketil Bjornstads Roman Er-

lings Fall (1999) erfährt der Le-
ser, dass er von einem „Verhäng-
nis“ hören wird. Dürfte er aus
jeder Zeile nur ein oder zwei
Worte sehen, würde sich ihm die
Atmosphäre des Buchs trotzdem
erschließen. Auf der ersten Sei-
te würde er vielleicht auf „Alp-
träume“ und „Verbrecher“ sto-
ßen, auf der zweiten oder dritten
auf „grelles und unbarmherziges
Licht“, „etwas Böses“, „Fried-
hof“, auf „gedemütigter Mann“,
„geschiedener Mann“, „mehrere
Gläser Whisky“ und „alles über-
schattende Wehmut“. In dieser
Stimmung ist der 47-jährige
norwegische Amtsrichter Erling
Fall gefangen, den seine Frau
Merete Bover verlassen hat. Sie
hat ihn außerdem angezeigt,
weil er sie, wenn er betrunken
ist, nachts immer anruft.

Falls Depression wirkt derart
stabil, dass man überrascht ist,
als sich doch noch etwas ändert.
Sein Schulfreund Gudmund
Kværnland, ein sehr reicher Un-
ternehmer, nimmt ihn auf eine Himalaya-
Expedition mit. In den Bergen gewinnt
der „Gehörnte“ Abstand von seinem ehe-
lichen Desaster, gibt nach der Tour sein
ungeliebtes Richteramt auf und tritt, für
viel mehr Geld, in Kværnlands Invest-
mentfirma ein. Auf Geschäftsreise lernt er
die erfolgreiche taiwanische Schriftstelle-
rin Sophie Lee kennen. Sie ist so gescheit,
schön und gebildet, dass ihm seine Ex-
frau, der er gerade noch nachgeheult hat,
nun als Trampel erscheint. Und kaum zu
glauben: Lee zieht mit ihm nach Paris,
heiratet ihn und hat sogar Lust, später mit
ihm in Norwegen zu wohnen. Das
scheint, plötzlich und unerwartet, das
Glück zu sein. Aber der Nutzen des Hei-
ratens wird, ähnlich wie der eines Um-
zugs, dadurch beschränkt, dass man sich
selber mitbringt. Fall bildet sich Schritt
für Schritt zu dem Schmerzensmann vom
Anfang des Romans zurück. Wenn es ihm
schlecht genug geht, kann er auch töten.

Erlings Fall spielt 1994 bis 1998. Man
meint aber, ihn schon länger zu kennen.
Der Amtsrichter, der eine Stütze der Ge-
sellschaft sein will, obwohl er es absurd
findet, über andere Menschen zu urteilen,
würde in jedes Stück von Henrik Ibsen
passen. Wie Falls Eltern sich in ihrer
„herzlosen, wohl geordneten Gemein-
schaft“ gegenseitig seckieren, hätte auch
August Strindberg beschreiben können.
Ingmar  Bergman hätte es zu verfilmen
vermocht, mit Musik von Jean Sibelius.
Der Mensch ist dem Menschen eine Pla-
ge: Dieses Thema variiert der 1952 gebo-

rene Bjornstad, der als Schriftsteller, Pia-
nist und Komponist in Oslo lebt und des-
sen Romanbiografien über Edvard Grieg
und  Edvard  Munch ins Deutsche über-
setzt wurden, aus skandinavischer Tradi-
tion.

Von seinen Meistern hat er Präzision
gelernt. Viele Sätze möchte man zitieren,
weil sie Falls Elend auf engsten Raum
verdichten, weil man aus ihren zehn oder
fünfzehn Wörtern den ganzen Roman ab-
leiten könnte. Auch die Erzählperspektive
ist klug gewählt: Fall redet wenig, wird
aber als Einziger von innen gezeigt, man
liest ausführlich, was er fühlt und denkt.
So wird Bjornstad dem reichen Seelenle-
ben eines Unglücklichen gerecht, der sich
nur selten mitzuteilen wagt. Fall läuft ab
wie ein Uhrwerk, jeder Satz ist ein uner-
bittliches Ticken. Man hätte sich, keines-
falls formal, aber inhaltlich, etwas weni-
ger Zwangsläufigkeit gewünscht. Einen
Ausweg.

Ketil Bjornstad neigt zur Apodiktik,
Helene Tursten dagegen zur Diskus-

sion. Der zweite Mord spielt in Göteborg;
menschenbildlich und sozial führt die Au-
torin in ein anderes, als Klischee und
Wirklichkeit heute präsenteres Skandina-
vien als das von Bjornstad: den Sozial-
staat mit seinen, egal wer regiert, tief sozi-
aldemokratischen Bewohnern. Gearbeitet
wird in Teams, geredet über alles, für je-
des Problem gibt es eine Beratungsstelle.
Das hilft oft nichts – seit Sjöwall/Wahlöö
rechnet man in skandinavischen Krimis

mit Elendsbildern. Aber solche
Anklagen speisen sich aus der
Zuversicht, das Leben wäre
durch gerechten Ausgleich ver-
nünftig zu regeln. Dass der
Mensch auch dann alleine blie-
be, ist für Tursten, anders als für
Bjornstad, keine Hauptidee.

Wenn die Welt sich verändern
lässt, wird die Frage wichtig,
wer bisher was getan hat. Folge-
richtig gönnt Helene Tursten ih-
ren Lesern das Mitdenk-Ver-
gnügen an einem Wer-wars-Kri-
mi. Räumliches Zentrum der
Handlung ist die private Löwan-
der-Klinik. Dort fällt eines
Nachts der Strom aus und mit
ihm ein Beatmungsgerät. Der
Patient, der daran hängt, stirbt,
und die Krankenschwester Ma-
rianne Svärd liegt erschlagen im
Keller. Ihre Kollegin Linda
Svensson scheint spurlos ver-
schwunden.   Kriminalinspekto-
rin Irene Huss und ihre Truppe
müssen sich mit einer recht spe-
ziellen Zeugenaussage ausein-
ander setzen: In der Mordnacht
soll Schwester Tekla Olsson in

der Klinik gewesen sein. Sie hat sich dort
allerdings schon vor fünfzig  Jahren  er-
hängt, wegen einer unseligen Liebschaft
mit dem damaligen Chefarzt, dem Vater
des jetzigen.

Der zweite Mord (1999) ist Helene
Turstens zweites Buch. Das erste, Der
Novembermörder, erschien 1998. Zuvor
arbeitete die Autorin als Krankenschwe-
ster und dann als Ärztin. Sie hat also wohl
später mit dem systematischen Schreiben
angefangen als Bjornstad; literarisch lässt
sich gegen Der  zweite Mord jedenfalls
eine Menge einwenden. Der Krimiplot ist
streckenweise unplausibel. Ferner wim-
melt es von Redundanzen: Tursten traut
ihren Lesern nicht zu, dass sie etwas ka-
pieren und sich merken. Sie erzählt, und
dann lässt sie eine Figur das Erzählte er-
klären. Natürlich nicht ständig. Aber im-
mer wieder.

Erlings Fall ist das bessere Buch.
Trotzdem habe ich Der zweite Mord mit
viel größerem Vergnügen gelesen. Da
wird kein seelischer Prozess exekutiert
wie in Bjornstads Roman, sondern man
lernt Leute kennen, mit denen man gerne
ein paar hundert Seiten zusammen ist.
Jetzt freue ich mich auf den November-
mörder. Michael Schweizer

Ketil Bjornstad, Erlings Fall. Roman. Aus dem Norwegi-
schen von Lothar Schneider, Frankfurt a. M./Leipzig
(Insel Verlag) 2001 (277 S., 39,80 DM)
Helene Tursten, Der zweite Mord. Roman. Aus dem
Schwedischen von Holger Wolandt, München (btb) 2001
(382 S., 18,00 DM)
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Eigentlich sollte der Tag
der Hochzeit der Tag des

Glücks sein. Aber die hoch-
schwangere Braut gibt eben-
so Anlass zu ätzenden Kom-
mentaren wie ein Auftritt der
Verflossenen des Eheman-
nes, und  die  sich anschlie-
ßenden Aktionen seiner be-
soffenen Clique sind ge-
schmacklos. Als die Groß-
mutter der Familie am Abend
einen Schlaganfall erleidet,
ist der gute Stern des Horo-
skopes  endgültig gesunken.
Das mag der frisch verheira-
tete Schwager A-Di erst noch
wortreich bestreiten, aber für
ihn und für NJ, den Mittvier-
ziger, seine Frau Min-Min, die Tochter
Ting-Ting und den Sohn Yang-Yang ist die
Oma als häuslicher Pflegefall ein Schock,
den bald alle unterschiedlich verarbeiten
müssen. Denn der Arzt hat ihnen empfoh-
len, der Komatösen so viel wie möglich zu
erzählen. So wird die Großmutter zu ei-
nem Katalysator der Gefühle.

Die Struktur der Geschichte des taiwa-
nesischen Drehbuchautors und Regis-

seurs Edward Yang besitzt Anteile für ein
exzessives Melodram oder für eine pene-
trante Soap. Aber Yi Yi ist etwas ganz an-
deres: ein herausragender Film über Indi-
viduen, Beziehungen und Begegnungen.

Wenn Min-Min versucht, ihrer Mutter
etwas zu erzählen, tritt die Fremdheit ihr
gegenüber zu Tage, und sie wird mit einer
Leere in ihrem Leben konfrontiert, die ihr
auch die Arbeit nicht nehmen kann. In-
stinktiv fühlt Min-Min wohl auch, dass
ihr Mann sie nicht liebt. Nun sucht sie
Halt bei einer religiösen Sekte. Sie flüch-
tet vor der siechen Mutter in ein Seminar
in die Berge – und ihr Mann zahlt.

NJ selbst steht zusammen mit seinem
Schwager in einem Manager-Team vor
den Folgen der Asienkrise und den Ein-
brüchen am Computermarkt. Mehr als die
mögliche Pleite aber beschäftigt ihn die
Wiederbegegnung mit  seiner Jugendlie-
be, und dies löst die Frage aus, ob ihm das
Leben jene Chance der großen Liebe
noch einmal gewährt, die er vor zwei
Jahrzehnten ausschlug, als er sich der
Gängelung durch Braut und Schwiegerel-
tern plötzlich entzog. Im Sinnen über die-
se Frage ist ihm überraschend ein japani-
scher Geschäftsmann behilflich. Der er-
kennt NJ ein bisschen und konfrontiert
ihn mit Gedanken über das Leben im All-
gemeinen und die Musik im Speziellen.

Die 16-jährige Ting-Ting quälen Schuld-
gefühle, weil die Oma beim Wegschaffen
jenes Mülls zusammenbrach, den eigent-
lich sie hinunterbringen sollte. Darum
spricht sie mit ihrer Großmutter nur nachts

und bittet sie, wieder aufzuwachen, sonst
könne sie selbst nie mehr ruhig schlafen.
Wir sehen Ting-Ting aber auch bei Begeg-
nungen mit ihrer expressiven Freundin,
die so gut Cello spielt, aber Probleme mit
den wechselnen Liebhabern ihrer Mutter
hat. Ting-Ting wird durch die Freundin in
etwas hineingezogen, das sie nicht recht
begreift, und schließlich steht sie ihrer ers-
ten Liebe in einer Form gegenüber, die sie
nicht nur kränkt, sondern die an anderer
Stelle gewaltsame Folgen hat.

Der kleine Yang-Yang aber, der mit der
Oma nicht sprechen kann, weil er Ant-
worten vermisst, ist der Philosoph der Fa-
milie. Er konfrontiert den Vater mit der
Frage, warum man nicht sehen kann, was
der andere sieht, und entwickelt schließ-
lich seine eigene Methode, eine Antwort
zu finden. In Schnappschüssen hält er
bald fest, was die anderen von sich nicht
sehen können – ihre Hinterköpfe. Und in
der etwas zerbröselnden Familienwelt
zeigt er seinen Eigensinn auch darin, wie
man Tauchen und Schwimmen lernt.

Der Figuren- und  Handlungsreichtum
dieses knapp dreistündigen, jedoch

nie überlangen Films ist nur anzudeuten.
Eward Yang knüpft etliche erzählerische
Knoten und erzählt doch nur in Auszügen
immer entlang von kleinen Details, deren
Bedeutungen sich in einer Mischung aus
Nebeneinander und Kreuzung der Ge-
schichten zunehmend erschließen. Dabei
rückt die Kamera (großartig Yan Weihan)
den Personen nie zu nahe. Der Film hält
prinzipiell Distanz durch Totale oder
Halbtotale und durch einen langsamen
Szenenaufbau, wie etwa bei einem Selbst-
mordversuch von Schwager A-Di. Wir se-
hen ihn nicht, stattdessen sehen wir lange
die kalte Perfektion einer Designer-Woh-
nung; es folgt eine Überblendung auf
Stunden später, wir hören das Wehklagen
einer Frau, erst dann folgt eine Szene, in
der der Mann auf dem Boden des Bade-
zimmers liegt, während seine Frau immer

wieder verzweifelt ruft: „War-
um hast du das Gas nicht ab-
gestellt!“

Es gibt in Yi Yi nicht die
ermüdende Folge von Schuss
und Gegenschuss, es fehlen
künstliche Emotionalisierun-
gen und plakative Psycholo-
gisierungen. Auf Identifizie-
rungsmuster  wird  verzichtet
– und gerade deswegen inter-
essieren die Personen mehr
und mehr, auch weil wir
Rückschlüsse ziehen (kön-
nen). Sie sind so komplex wie
wir selbst. Dabei bewegen sie
sich im „Rahmen“ einer Kad-
rierung, die einer „Aufzeich-
nung“ gleichkommt. Was ge-

schieht und wie etwas geschieht, es ge-
schieht in alltäglichen Verhältnissen, in
denen auch das Leben der gut situierten
Mittelschicht Taiwans meist noch beengt
wirkt. Erst durch die Zurückhaltung und
eine gewisse ästhetische Strenge entsteht,
was diesen Film auszeichnet: Teilnahme
an des Lebens Lauf.

Mit sprichwörtlicher asiatischer Höf-
lichkeit oder Zurückhaltung hat das alles
wenig zu tun. Das Diskrete und Beiläufige
ist Methode, um sehend zu machen und so
etwas wie die „Würde des Lebens“ zu zei-
gen, die auch in Qualen und Enttäuschun-
gen liegt und doch nicht gleich Resignati-
on heißt. Taiwan wirkt dabei nicht so weit
weg oder gar exotisch. Yi Yi macht deut-
lich, wie sich die Lebensverhältnisse un-
ter dem Druck der Amalgamierung von
Kulturen verändern, wie sich traditionelle
Strukturen zersetzen. Aber eben nicht nur.
Das Verhalten des kleinen Yang-Yang
wäre ohne die Auflösung der alten Struk-
turen so wenig denkbar wie die wachsen-
de Autonomie seiner Schwester. Edward
Yang beklagt nicht einfach den Zusam-
menbruch von Werten, er zeichnet mit
verschmitztem Witz und in mancher ironi-
scher Brechung jene „Arbeit“ der Indivi-
dualisierung auf, die die Einzelnen gerade
nicht austauschbar macht.

Wer erleben möchte, wie „asiatische
Tugenden“ – hinter denen die Ag-

gressionen sich nur verstecken – in einem
furiosen Sturmlauf zertrümmert werden,
der lasse sich von Monday, dem Film des
japanischen Jungregisseurs Sabu faszi-
nieren. Da kippt das Lächeln des zurück-
haltenden japanischen Angestellten in das
grelle Lachen eines alkoholisierten Amok-
läufers um. Und wenn sich schließlich für
Minuten die Fantasie einer gewaltlosen
und relaxteren japanischen Gesellschaft
einstellt, dann knallt einem Sabu schluss-
endlich doch wieder die verkniffene Frat-
ze der Gewalt ins Gesicht.

Michael Ackermann

DES LEBENS LAUF
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A lle Fans diskutieren:
Warum hat der Fußball-

Gott die Bayern so lieb?“, be-
hauptete die Überschrift eines
Artikels in Bild am Montag
(21.5.01) nach dem letzten

Spieltag der vergangenen Bundesliga-
Saison. Das stimmt so natürlich nicht;
keineswegs diskutieren das alle Fans.
Manche deshalb nicht, weil sie an keinen
Fußball-Gott glauben, andere, weil sich
ihnen die Frage nach dem Warum nicht
stellt: „Gott ist ein Bayer!“, titelte die
Münchner Abendzeitung am selben Da-
tum. Dort ist Gott nicht mehr als
„Fußball-Gott“ zu einer Partiku-
lar-Gottheit des Fußballwesens
herabgestuft, jedoch – anders als
in der überregionalen Bild – zu
einer bayrischen Regional-Gott-
heit relativiert.

Abgesehen von solchen takti-
schen Differenzen in der Formu-
lierung heißt es im besagten Bild-
Artikel weiter: „Immer wieder ist
vom Fußballgott  die Rede“. Ist
das so? Doch, es war schon eini-
ges, was mir dazu in jüngster Zeit
aufgefallen war: „Jesus lebt.
Aber geht er auch ins Stadion?“,
fragte  auf dem Titelblatt seiner
April-Ausgabe Der tödliche Paß.
Zeitschrift zur näheren Betrach-
tung  des Fußballspiels, in wel-
cher acht Seiten der Frage gewid-
met sind, „wie die Kirchen mit
der Volksreligion Fußball umge-
hen“. Zufall, dass diese Zeit-
schrift in München erscheint? Ja,
denn auch Die Nordkurve aus
Mönchengladbach, deren Borus-
sia in die erste Liga aufgestiegen
ist, gestaltete gleichfalls das Ti-
telblatt ihrer April-Ausgabe in
(im Sinne besagter Volksreligi-
on) ausgesprochen frommer Weise: Mit
dem Vereins-Emblem in Form einer Rau-
te (ähnlich dem bekannten „Auge Got-
tes“) am Nachthimmel strahlend und mit
der Bitte unterschrieben: „Leuchte für
uns, bitte leuchte für uns von ganz oben
...“ Ganz oben, das ist in diesem Kontext
der Himmel der Tabellen-Spitze.

Religiöse Konjunktur Es ist wohl so, wie
Bild behauptet, dass die Gottes-Frage im
Fußball vermehrt thematisiert wird, aber
sie ist nicht auf Fußball beschränkt. (Auch

die taz titelte jüngst, in Zusammenhang
mit Kirchentag einerseits und Gentechnik
andererseits: „Gott in Not“.) Bild entblö-
dete sich vor Monaten nicht, nachdem die
Leiche jenes entführten Mädchens im
Brandenburgischen gefunden worden
war, anklägerisch zu titeln: „Gott, wo
warst du?“ So weit kommt es noch, dass
Gott der Bild-Zeitung Rechenschaft able-
gen muss darüber, wann er wo war.

Im Kontext jener Volksreligion Fußball
allerdings wird Gott immer wieder zuge-
mutet, dass er sich als Garant für irdische
Gerechtigkeit auszuweisen habe, andern-

falls ihm gewissermaßen das Abonne-
ment gekündigt wird: „Ich glaube nicht
mehr an den Fußball-Gott. Wenn alles ge-
recht gelaufen wäre, wäre Schalke 04
jetzt Deutscher Meister“, zitiert Bild den
Schalker Manager Rudi Assauer. Was al-
lerdings als  gerecht oder als ungerecht
eingeschätzt wird, darüber teilen sich die
Ansichten je nach Gruppenzugehörigkeit.
So sieht den gleichen Fall ein Spieler des
FC Bayern ganz anders: „,Als wir in der
letzten Minute zurücklagen, da hatte ich
schon fast nicht mehr an ihn geglaubt‘,

gesteht Mehmet Scholl“. Ja, das war
knapp!

Da hat Gott ja noch mal Glück gehabt.
Hat er? Natürlich nicht, denn wie er es
auch anfängt – vorausgesetzt, dass er an
der deutschen Fußball-Bundesliga über-
haupt interessiert ist – er wird immer wie-
der ein partikularer, ein Regional-Gott
sein. „Schalkes Stürmer-Legende  Klaus
Fischer: ,Der Fußball-Gott ist ein Bayer.
Das hat er hiermit bewiesen‘.“ Die Bay-
ern (also die Spieler des FCB) glauben
nun doch wieder an ihn, aber bei den
Schalkern hat er vorerst verschissen.

Und das zu Recht Die Idee davon,
was gerecht wäre, ist also unter-
schiedlich. Und doch ist Gerech-
tigkeit in diesem religiösen Ver-
ständnis zwar nicht der einzige,
aber der zentrale Prüfstein für die
Wirklichkeit Gottes, einschließ-
lich interessanter Varianten und
Details. So zitiert Bild den Münch-
ner Torwart Oliver Kahn: „Der
Fußball-Gott hat uns einmal [beim
Champions-League-Finale zwei
Jahre zuvor] so brutal bestraft,
dass er jetzt auf unserer Seite ist.
Und das zu Recht.“

Der Fußball-Gott ist also ein
strafender Gott. Und wie es auch
den meisten irdischen Richtern
geht, wird sein Urteil von der ob-
siegenden Prozesspartei gern als
gerecht angenommen, von der un-
terliegenden hingegen als unge-
recht. Jedenfalls enthält dieser
Begriff von Gerechtigkeit auch
die Idee eines Ausgleichs: Der
Fußball-Gott hat uns damals  so
brutal bestraft, dass er dieses Mal
auf unserer Seite ist. Kritisiert
wird von Kahn ja nicht die Tatsa-
che der Strafe – nur am rechten

Maß habe es gefehlt.  Sie wird als  „so
brutal“ wahrgenommen, dass sie selbst
wieder ausgeglichen werden muss.

Freilich bleibt im gegebenen Beispiel
völlig offen, welches  Fehlverhalten da-
mals in Barcelona eigentlich bestraft wor-
den wäre. Der strafende Gott könnte prin-
zipielle  Gründe  gehabt haben. Dass zu
viel Glück und Erfolg Gottes Strafe pro-
voziert, ist dem (magisch-)religiösen
Denken grundsätzlich vertraut.

Jayin Thomas Gehrmann

shine on me
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AUFGELESENE TÖNE
S ie waren einst die Lieblingsband von

Nelson Mandela. Von Ende der Drei-
ßigerjahre bis Anfang der Sechzigerjahre
stand die populäre Musik Südafrikas im
Zeichen der Manhattan Brothers. Sie wa-
ren die ersten Superstars der afrikani-
schen Popszene mit Schallplattenverkäu-
fen, die in die Millionen gingen. Die
Gruppe bestand aus vier Sängern aus So-
weto, die sich Anfang der Dreißiger in der
Government School von Pimville/Soweto
getroffen hatten. Dort erhielten sie erste
Anleitungen zum Gruppensingen. „Die
Lehrer sangen mit uns keine afrikani-
schen Songs, sondern Melodien aus Ame-
rika wie Ragtime und Jazz, die damals
groß in Mode waren“, erinnert sich Lead-
sänger Joe Mogotsi. „Diese Lieder wur-
den in Wettbewerben am Ende des Schul-
jahrs aufgeführt. So wurden wir schon in
der Schule zu kleinen Gesangstars.“

Die Mitglieder der Band waren seit der
frühesten Kindheit mit Musik in Berüh-
rung gekommen. Überall wurde gesun-
gen. „Mein Vater arbeitete tagsüber, aber
in seiner Freizeit leitete er eine Gruppe
von Sängern, mit denen er häufig an Sing-
wettbewerben teilnahm“, erzählt Joe Mo-
gotsi. „Das Repertoire umfasste religiöse
Gesänge, aber auch authentisch südafri-
kanische Volksmusik, darunter Hoch-
zeitslieder. Mit dieser Musik wuchs ich
auf und entwickelte ein gutes Ohr. Mit
ungefähr sechs Jahren trat ich dem Chor
bei. Ich versuchte, besser als alle anderen
zu sein und übte daheim wie besessen.“

In der Freizeit traten die Jugendlichen
als Straßenmusikanten in den weißen
Vorstädten und im Stadtzentrum von Jo-
hannesburg auf. Eines Tages wurden sie
vom Talent-Scout einer Plattenfirma „ent-
deckt“ und zu Aufnahmen ins Studio ein-
geladen. „Weiße Musiker begleiteten uns,
und wir fühlten uns wie  kleine Stars“,
erinnert sich Mogotsi. „Wir bekamen ein
kleines Handgeld und als ich damit nach
Hause kam, war ich ungeheuer stolz.
Nach dem Schulabschluss stiegen wir
dann direkt ins Showgeschäft ein.“

Für Afrikaner war es nicht einfach, als
Künstler unter der Diskriminierung des
Apartheid-Regimes tätig zu sein. Nir-
gends war man vor Polizeiübergriffen si-
cher. Schikanen, Ausweiskontrollen und
Razzien waren an der Tagesordnung.
„Wenn wir proben wollten, mussten wir
jemanden als Wache postieren, der uns
vor der Polizei warnte. Wenn sie kamen,
musstest du schnell verschwinden, sonst
gab es Prügel“, erzählt Joe Mogotsi.

Das Erfolgsrezept der Manhattan Bro-
thers bestand in der Orientierung an ame-

rikanischen Vorbildern. Schwarze Doo-
Wop-Gruppen aus den USA galten damals
als letzter Schrei in Südafrika. „Wir ver-
suchten anders zu sein als die übrigen Ge-
sangsgruppen“, erläutert Mogotsi. „Wir
vermischten amerikanische Songs mit
afrikanischen Elementen. Die amerikani-
sche Firma Decca zeigte Interesse und
schlug uns Hits aus den USA vor, die wir
mit afrikanischen Texten versahen. Das
machte uns ungeheuer populär.“

Bald wurde die Band zum An-
ziehungspunkt für viele aufstre-
bende Talente. Fast jeder der heute
weltberühmten Stars aus Südafri-
ka, von Hugh Masekela bis Dollar
Brand, hat irgendwann einmal mit
den Manhattan Brothers gespielt.
Miriam Makeba war gerade 21
Jahre, als sie als Begleitsängerin
bei der Supergruppe einstieg.

Ende der Fünfziger waren die
Manhattan Brothers und Miriam
Makeba in die Produktion von „King
Kong“ involviert, dem ersten Musical
Südafrikas mit durchweg schwarzer Be-
setzung. 1961 kam die Produktion nach
London. „Die meisten der siebzig Betei-
ligten waren noch nie mit einem Flug-
zeug geflogen, und noch unglaublicher
war, dass wir von Weißen bedient wur-
den“, beschreibt Joe Mogotsi das Ereig-
nis. „Die Leute verstanden die Welt nicht
mehr. Was ist hier los? Wir waren voll-
kommen naiv und ungeheuer aufgeregt.
Es war ein unvorstellbares Erlebnis.
Schon allein das Wort ,London‘ klang wie
,Himmel‘ für uns. Wo ist das? Als meine
Familie hörte, dass ich nach London ge-

hen würde, fingen meine Tanten zu beten
an: Lieber Gott, steh’ ihm bei! Lass‘ ihn
sicher zurückkommen! Die ganze Nation
zeigte Anteilnahme. Man hatte uns davor
schon mehrere Male die Ausreise verwei-
gert und nun sollte es tatsächlich klappen
– fantastisch! Selbst Nelson Mandela und
die politische Bewegung sahen in uns
Leitfiguren. Endlich können sie der Welt
zeigen, was wir Schwarzen in Südafrika
zu Stande bringen, dass wir keine Men-
schen zweiter Klasse sind.“

Als die Gruppe nach acht Monaten
nach Südafrika zurückkehren wollte,
wurde ihr die Wiedereinreise verweigert.
Das englische Innenministerium schaltete
sich ein – ohne Erfolg. Auf einen Schlag
waren die Manhattan Brothers heimatlos.
Für mehr als drei Jahrzehnte wurde Eng-
land zum Exil. In Südafrika wurden ihre
Lieder aus dem Rundfunk verbannt, ihre
Schallplatten aus den Katalogen genom-
men. Langsam geriet die Gruppe in Ver-
gessenheit. Als Joe Mogotsi nach dem
Ende der Apartheid sein Heimatland wie-
der besuchte, kostete es ihn viel Mühe,

MANHATTA N BROTHERS –
MUSIK IM EXIL

ausstehende Tantiemen einzutreiben.
Weil es nie Verträge gegeben hatte und
alle Leute, mit denen die Manhattan Bro-
thers damals zu tun hatten, nicht mehr
lebten, konnte sich niemand an die Band
erinnern. Es war, als hätte es die Gruppe
nie gegeben. Allerlei Ausreden wurden
ihm aufgetischt und erst nach neun Jahren
wurden schließlich seine Ansprüche aner-
kannt. Und jetzt hat Mogotsi nur noch
einen Lebenstraum: einmal wieder mit
den Manhattan Brothers in Südafrika auf-
zutreten. Christoph Wagner

Diskographie:
The Very Best of The Manhattan Brothers – Their Grea-
test Hits (1948-1959), Stern’s Africa STCD 3013

Foto: Autor
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Michael Ackermann, geb. 1953, Redak-
teur der Kommune in Frankfurt/M.
Peter Bleses, geb. 1961, Politikwissen-
schaftler und Soziologe am Institut für
Soziologie, Universität Leipzig

Christel Burghoff, geb. 1950, freie Jour-
nalistin, wohnt in Frankfurt/M.

Nora Damme, geb. 1978, Studium der
Soziologie und Journalistik, Mitbegrün-
derin  des Genderforums  der Stipendia-
tInnen der FES

Daniel Dettling, geb. 1971, leitet den
Think Tank BerlinPolis (www.berlinpo-
lis.de)

Frank Eckardt, geb. 1967, Politikwissen-
schaftler, Publizist, wohnt in den Nieder-
landen und Weimar/Thür.

Uschi Eid, MdB Bündnis 90/Die Grünen,
Parlamentarische Staatssekretärin im
BMZ in Berlin

Hartmut Fähndrich, geb. 1944, Arabist,
Dozent an der ETH Zürich, wohnt in Bern
Gerhard Fritz, geb. 1949, Angestellter,
Gemeinderat für die Grün-Alternativen
in Innsbruck
Jayin Thomas Gehrmann, geb. 1952,
Volkskundler, wohnt in Kassel
Harald Goldhahn, geb. 1955, Grafiker,
Illustrator, wohnt in Marktleuthen
Uwe Günther, geb. 1947, Jurist, wohnt in
Bielefeld
Ulrich Häpke, geb. 1953,  Raumplaner,
wohnt in Castrop-Rauxel
Robert Heinrich, geb. 1976, Student der
Politikwissenschaft am Otto-Suhr-Insti-
tut der FU Berlin und freier Journalist
Gerd Held, geb. 1951, tätig an der Fakul-
tät Raumplanung, Uni Dortmund
Ilja C. Hendel, geb. 1971, Fotograf, zur-
zeit in der Bild-Redaktion der taz, Berlin
Eike Hennig, geb. 1943, lehrt Politikwis-
senschaft an der Universität Ge-
samthochschule Kassel
Markus Hesse, geb. 1960, Georgraph,
Stadtforscher, zurzeit am UC Transporta-

tion Center, University of California at
Berkeley
Markus Kirchgeßner, geb. 1961, Foto-
graf in Frankfurt/M.
Ernst Köhler, geb. 1939, freier Publizist,
wohnt in Konstanz
Edith Kresta, geb. 1954, Ressortleiterin
„Alltagskultur“ der taz in Berlin
Anna Leszczynska, geb. 1950, Psycho-
analytikerin, wohnt in Frankfurt/M.
Albrecht von Lucke, geb. 1967, Politolo-
ge und Jurist, wohnt in Berlin
Petar Lukovic, Journalist der Feral Tribu-
ne und Publizist in Split
Dunja Melcic,  geb.  1950,  Philosophin,
Publizistin, wohnt in Frankfurt/M.
Annemarie Nikolaus, geb. 1952, Sozial-
wissenschaftlerin, wohnt in Calavino (I)
Wilhelm Pauli, geb. 1945, Publizist,
wohnt in Berlin
Roger Peltzer, geb. 1953, Diplomvolks-
wirt, Projektmanager in einer Entwick-
lungsbank, wohnt in Kerpen
Lutz Rathenow, geb. 1952, Schriftsteller
und Publizist, wohnt in Berlin

Peter Scherrer, arbeitete als  Schlosser,
forscht nun über internationale gewerk-
schaftliche Solidarität beim Internationa-
len Bund Freier Gewerkschaften, Brüssel
Joscha Schmierer, geb. 1942, arbeitet im
Planungsstab des Auswärtigen Amtes

Michael Schweizer, geb. 1960, Literatur-
wissenschaftler, wohnt in München

Klaus-Jörg Siegfried, geb. 1940, Leiter
des Institutes für Museen und Stadtge-
schichte der Stadt Wolfsburg, wohnt in
Braunschweig

Albert Sterr, geb.  1960, Politikwissen-
schaftler, wohnt in Nürnberg

Volker Strebel, Religionspädagoge,
wohnt in München

Helmut Veil, geb. 1943, praktischer Arzt
in Frankfurt/M.

Brigitte Voykowitsch, Journalistin und
Publizistin in London

Christoph Wagner, geb. 1955, Mu-
sikjournalist in Hebden Bridge (GB)

Balduin Winter, geb. 1946, Redakteur der
Kommune in Frankfurt/M.

AutorInnen

briefe & repliken

Deterministisches
Stochern
Zu M. Altmeyers „Die Wiedergeburt
des Menschen ...“, in Kommune 6/01

Die Debatte um Gentechnik und – allgemeiner
– Biotechnik konzentriert sich gegenwärtig auf
das Problem der embryonalen Stammzellen
und der Präimplantationsdiagnostik. Sie wirft
vor allem die philosophisch-ethische Frage des
Zeitpunktes auf, von dem an dem sich entwi-
ckelnden Individuum das individuelle Person-
sein und damit der Schutz der Menschenwürde
zugesprochen wird. In dieser vor allem philo-
sophischen und ethischen Frage wird still-
schweigend unterstellt, dass es der Gentechnik
auf kürzere Sicht gelingen könnte, durch mole-
kularchirurgische Eingriffe in die genetische
Ausstattung bestimmte Krankheiten bekämp-
fen oder ausrotten zu können. Dass diese Un-
terstellungen auf einem „ungedeckten Wechsel
auf die Zukunft“, mit unabsehbaren Risiken,
beruhen, darauf hat Martin Altmeyer in seinem
brillanten Artikel hingewiesen. –- Diese Ver-
sprechungen setzen eine deterministische
Eins-zu-eins-Beziehung zwischen den Genen
(was immer diese genau seien) und den sich
entwickelnden sichtbaren Merkmalen des Phä-
notyps (des entwickelten Organismus) voraus.

Jean Pierre Changeux hat schon 1984 darauf
hingewiesen, dass es diese eindeutige Bezie-
hung nicht  gibt. Ich  nenne einige Gesichts-
punkte aus seiner Argumentation:

Beim Menschen und bei einigen Tierarten
gibt es die Variante des Albinismus, bei dem
das Melanin, das wichtigste Pigment zur Bil-
dung der Hautfarbe,  nicht  ausgebildet wird.
Diese physiologische Eigenart hat auf den ers-
ten Blick mit der Anatomie des Nervensystems
nichts zu tun. Ein Vergleich über Tierarten hin-
weg zeigt aber, dass mit dem physiologischen
Faktor des Albinismus bestimmte strukturelle
Veränderungen des Nervensystems verbunden
sind. Wird die erbliche Variante des Albinis-
mus gelegentlich durch die Mutation eines ein-
zigen (bestimmten) Gens ausgelöst, so ist er –
unerwarteterweise – mit einer sehr speziellen

Veränderung der Anatomie der Sehbahn (der
Nervenableitung vom Auge zum Großhirn)
verbunden: Kreuzt sich bei den allermeisten
Menschen die Hälfte der Sehbahn des rechten
und des linken Auges, führt zur Sehrinde (dem
hinteren Teil des Großhirns) und verbindet sich
dort mit dem ungekreuzten Anteil  der Seh-
bahn, wo sich die Informationen beider Augen
zu einem visuellen Bild des gesehenen Objekts
vereinigen, so gibt es bei Menschen mit dem
Albino-Syndrom diese Kreuzung (Schiasma)
nicht. Die Sehbahn des rechten Auges führt zur
rechten Seite des Großhirns, die Sehbahn des
linken Auges führt zur linken Seite des Groß-
hirns. (J. P. Changeux, Der neuronale Mensch,
Reinbek 1984, S 221 ff.)

Changeux vergleicht in mathematischen Be-
rechnungen die informationelle Vielfalt der ge-
netischen Ausstattung mit der informationel-
len Vielfalt des ausgewachsenen zentralen
Nervensystems eines Organismus. So groß die
informationelle Vielfalt der Ausstattung auch
ist – verglichen mit der Komplexität des Ner-
vensystems ist sie sehr gering, um viele Poten-
zen geringer. Das einzelne Gen hat nicht ein
umschriebenes Merkmal zur Folge – und kann
es aus Gründen nachrechenbarer Komplexität
nicht zur Folge haben. Es wirkt im Kontext der
übrigen Gene und im Kontext seiner eigenen
Wirkungen; und das ihm zugeordnete „Merk-
mal“ ist ein Produkt der vielfältigen Wirkun-
gen und Wirkungswirkungen der gesamten ge-
netischen Ausstattung und der Umwelteinflüs-
se. Dabei ist „Umwelt“ auf unterschiedlicher
Ebene der Betrachtung etwas Verschiedenes:
Das Gen A ist die „Umwelt“ eines Gens B, das
Chromosom (die zusammenhängende Struktur
eines Gen-Satzes) ist die „Umwelt“ der zahl-
reichen Gene, die es umfasst; die Zelle ist die
„Umwelt“ des Chromosomensatzes, der Mut-
terleib ist die „Umwelt“ des Embryos und des
Fötus, die Objektwelt ist die „Umwelt“ des
neugeborenen Kindes und so fort.

Die Gefahr einer entwickelten Gentechnik
liegt nicht darin, dass sie ermöglichen würde,
dass in der Retorte Menschen „nach Maß“ (mit
angestrebten Merkmalen wie Geschlecht und
Intelligenz und natürlich ohne erbliche Krank-
heiten oder Behinderungen) oder gar staatstra-
gende „Alpha“- „Beta“- und „Gamma“-Typen

in der Retorte geschaffen werden könnten (wie
häufig gefürchtet wird). Die Gefahr liegt darin,
dass mit vereinfacht-deterministischen Hoff-
nungen in eine Entwicklungsdynamik einge-
griffen – hineingestochert – wird, mit unabseh-
baren menschlichen (und auch finanziellen)
Folgen, wie Martin Altmeyer ausführt.

Franz Dick, Frankfurt a. M.

Jean Starobinski, Aktion und ReAktion. Leben
und Abenteuer eines Begriffspaars. Aus dem
Französischen von Horst Günther, München
(Hanser Verlag) 2001 (438 S., 59,00 DM)

Michael Stürmer, Die Kunst des Gleichge-
wichts. Europa in einer Welt ohne Mitte, Berlin/
München (Propyläen) 2001 (239 S., 42,00 DM)

Reiner Gross, Geschichte Sachsens, Leipzig
(Edition Leipzig) 2001 (320 S., Abb., 68,00
DM)

Gewalt und Konflikt in der globalisierten Welt.
Festschrift für Ulrich Albrecht. Herausgegeben
von Ruth Stanley, Wiesbaden (Westdeutscher
Verlag) 2001 (300 S., 68,00 DM)

Klaus von Beyme, Russland zwischen Anarchie
und Autokratie, Wiesbaden (Westdeutscher Ver-
lag) 2001 (162 S., 49,80 DM)

Die Europäisierung nationaler Gesellschaften.
Herausgegeben von Maurizio Bach, Wiesbaden
(Westdeutscher Verlag) 2001 (515 S., 98,00 DM)

Micha Brumlik, Vernunft und Offenbarung. Re-
ligionsphilosophische Versuche, Berlin (Philo
Verlagsgesellschaft) 2001 (247 S., 44,50 DM)

Beate Milbrandt, Die Finanzierung der Europäi-
schen Union. Perspektiven für eine Osterweite-
rung, Baden-Baden (Nomos Verlagsgesell-
schaft) 2001 (166 S., 55,00 DM)

Uta Stolle, Der Aufstand der Bürger. Wie 1989
die Nachkriegszeit in Deutschland zu Ende
ging. Mit einem Vorwort von Joachim Gauck,
Baden-Baden (Nomos     Verlagsgesellschaft)
2001 (318 S., 69,00 DM)

Tanja Brühl/Tobais Debiel/Brigitte Hamm/Hart-
wig Hummel/Jens Martens (Hg.), Die Privatisie-
rung der Weltpolitik. Entstaatlichung und Kom-
merzialisierung im Globalisierungsprozess,
Bonn (J. H. W. Dietz) 2001 (320 S., 24,80 DM)
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Die Bündnisgrünen stehen unseres Erachtens
vor der Aufgabe, ihre bisherigen sozialpoliti-
schen Vorstellungen angesichts drastischer
sozialer Umbrtiche einer grtindlichen Revision
zu unteziehen und Fragen der sozialen Ge-

rechtigkeit wieder mehr Aufinerksamkeit zu

schenken. Sie brauchen aber keinesfalls alle
ldeen der Vergangenheit über Bord zu werfen,

sondern sie können selbstbewusst an sozial-
politische Reformimpulse anknüpfen, die sie

bereits vor zwanzig Jahren in die politische
Däbatte eingebracht haben. In den Achtziger-

iahren wurden unter anderem folgende inno-
vative Vorschläge entwickelt: das Konzept ei-

ner sozialen Grundsicherung, die vor Armut
schtitzt, die Abkehrvon der männlich zentrier-
ten Erwerbsarbeit in der Arbeitsmarkt- und

Sozialpolitik, neue Modelle der Arbeitszeit-
verkürzung und der Arbeitszeitteilung sowie
die politische Aufirvertung von sozialen Be-

wegungen, Selbsthilfeproiekten und lokalen

Netzwerken. Auch in den Neunzigerjahren ha-

ben die Biindnisgrlinen eine Reihe neuer lm-
pulse setzen können: finanz-, wirtschafts- und

sieuerpolitische Reformvorschläge, die sich

am Prinzip der Nachhaltigkeit und Genera-

tionengerechtigkeit orientieren, Initiativen für
ein neues Stiftungsrecht sowie die flankieren-
de politische Unterstützung des blirgerschaft-
lichen Engagements.

Den positiven Traditionen (bündnis-)grü'

ner Sozialpolitik stehen gleichwohl erhebli'
che Defizite gegentiber. Die neuen innovati-
ven Ansätze der Achtzigerjahre wurden spä-

ter durch illusionäre und egalitäre Vorstel-
lungen von den Möglichkeiten einer staatlich
regulierten Sozialpotitik überlagert. So ist
der aus den Anfängen der grünen Bewegung
entwickelte Gedanke der 

"Hilfe 
zur Selbsthil-

fe" ausgerechnet zu einem Zeitpunkt in der
Hintergrund getreten, als die gesellschaftli-

che und ökonomische Dynamik mehr Eigenin-
itiative und SelbsWerantwortung erforderlich
gemacht hat. Zum Teil verengten sich sozial-
politische Vorschläge der Grünen auf eine
Klientelpolitik für das alternative Milieu, aus
dem sie entstanden sind, während die Arti-
kulation verallgemeinerungsfähiger und ge-

meinwohlorientierter sozialer Interessen ver-
nachlässigt wurde. Auch die in den letzten

lahren gewachsene Einsicht in die Notwen-
digkeit, wirtschafts-, finanz- und sozialpoliti-
sche lnstrumente stärker miteinander zu ver-
kntipfen, um etwa wtihschenswerte arbeits-
marktpolitische Effekte zu erzielen, wurde
von den Bündnisgrünen wegen der Sorge un-

tl

terschätzt, dass Sozialpolitik an rein ökono-
mischen Effizienzkriterien ausgerichtet wer-
den könnte. Schließtich ist innerhalb der
8ündnisgrtinen ein zum Teil ideologisch moti-
vierter Vorbehalt gegen die Einführung markt-
wirtschaftlicher Elemente in die Sozialpolitik
zu konstatieren. In der Summe haben diese
Defizite und Versäumnisse dazu beigetragen,
dass die BtindnisgrOnen einen Teil ihres lnno-
vationsvorsprungs in der öffentlichen Debat-

te Uber die Reform des Sozialstaates einge-
büßt haben. Eine Reformulierung bündnis-
grüner Sozialpolitik, die den veränderten
Rahmenbedingungen Rechnung trägl und
wieder mehr auf die Dialogfähigkeit in der

Gesellschaft abzielt, halten wir vor diesem
Hintergrund fiir dringend erforderlich.

I Sozlaleccrechtlgkelt:
Alte und ncue Probleme -
vcrändertc Rahmenbcdlngungen

- neue Chancdn

Eine moderne Konzeption.von sozialer Ge-

rechtigkeit kann angesichts des tief greifen-

den sozialen Wandels und der Komplexität der

Gesellschaft nicht mehr allein Fragen der Ver-

teilung des gesellschaftlichen Reichtums und
der Stellung im Erwerbsleben in den Mittel-
punkt stellen, sondern muss die Vielfalt ge-

sellschaftlicher Beziehungen in den Blick neh-

men, bei denen es um die angemessene Ver-

teilung von Chancen, um paritätische gesell-

schafttiche Teithabe und um die Eröffnungvon
Zukunftsoptionen geht. Gerechtigkeit zwi-

schen den Generationen, Gerechtigkeit zwi-

schen den Geschlechtern, Gerechtigkeit ftir
Familien und Chancengerechtigkeit beim Zu-

gang zu Bildung und zu den Möglichkeiten der
Nutzung neuer Informationstechnologien soll-

ten aus btindnisgrüner Perspektive zentrale

Anliegen einer Neuakzentuierung der Sozial-
politik sein, weil

- die Zukunftschancen itingerer Generationen
durch die bisherige Architektur der sozialen Si-

cherungssysteme auf dem Spiel stehen,

- Frauen trotz erreichter Fortschritte immer

noch der gleichberechtigte Zugang zum Er-

werbsleben und zu gesellschaftlicher Teilha-

be erschwert wird,
- Familien (vor allem solche mit mehreren

Kindern sowie Alleinerziehende) liberdurch-

schnittlich stark von sozialer Armut betroffen
sind,

- Wissen und lebenslanges Lernen immer

mehr über Berufs- und Teilhabechancen am

gesellschaftlichen Leben entscheiden.
Gleichwohl haben sich in der modernen

Wettbewerbsgesellschaft viele klassische

Probleme sozialer Gerechtigkeit nicht erle-

digt. Der gerade erst vorgelegte Armutsbe-

richt, den die Bundesregierung in Auftrag ge-

geben hatte, bestätigt auf erschreckende
Weise, dass die Schere zwischen Arm und

Reich nach wie vor weit auseinander klafft. So

prägen trotz erreichter Fortschritte bei der Ab-

sicherung von Standardrisiken weiterhin ele-

mentare soziale Problemlagen und Ungerech'

tigkeiten die Realität in der Bundesrepublik:

- eine nur langsam zurlickgehende Massen-

arbeitslosigkeit,

- eine alarmierende Kinder- und Familienar-

mut,

- die Ausgrenzung sozialer Problemgruppen,

- eine wachsende Kluft in der Vermögensver-

teilung und

- eine erhebliche soziale Schieflage zwi'
schen Ost- und Westdeutschland.

Die Hoffnung, dass sich diese Probleme

im Zuge des rasanten technologischen und

sozialen Wandels oder durch ökonomische

Wachstumsschlibe mehr oder weniger von

selbst [ösen, haben sich als Trugschluss und
politiSches Wunschdenken erwiesen. Wer auf
dem Arbeitsmarkt mit den Anforderungen ei-

ner globatisierten Ökonomie nicht mehr mit'
halten kann oder wer durch Krankheit aus

dem Arbeitsprozess herausfällt, droht ebenso

an den Rand der Gesellschaft gedrängt zu

werden wie Familien mit mehreren Kindern,

lugendliche ohne Ausbildung, Drogenabhän-
gige oder Behinderte.

Erschwerend kommt hinzu, dass eine Rei-

he von Instrumenten der traditionellen, stan-

dardisierten sozialen Sicherungssysteme, die

auf Erwerbsarbeit und Ehegemeinschaft aus-
gerichtet sind, den neuen Herausforderungen
nicht mehr gerecht werden. Die Erosion der
männlichen Normalenverbsbiografie, die Ent-

wicklung hin zu diskontinuierlichen und frag-

mentierten Beschäftigungsverhältnissen so-

wie gestiegene Scheidungsraten erfordern
vielmehr neue Antworten.
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Schließlich muss eine Reform der Sozial-
politik auch veränderte Rahmenbedingungen
in Rechnung stellen:

- globale Wirtschafts- und Finanzprozesse,
die zu einer verstärkten internationalen und re-
gionalen Standortkonkurrenz beitragen,

- demografische Entwicklungen moderner In-

dustriegesellschaften, die einen starken Trend
zu r sozialstru ktu rellen Übe ratterun g auhrvei-

sen (u.a. Erhöhung des Kostenfaktors bei Ren-

ten- und Krankheitsleistungen, Gefährdung
beitragsfi nanzierter sozialer Sicherungssys-
teme, die auf dem Generationenmodell basie-
ren),

- die Verbesserung medizinischer Leistun-
gen und deren intensive Inanspruchnahme,
die Auswirkungen der Gentechnologie auf
Kosten und Auswahlkriterien im Gesundheits-
system sowie

- die finanziellen Folgelasten einer hohen
Staatsverschuld u ng.

Diese Rahmenbedingungen wir-
ken auf die Gestaltungsmöglichkei-
ten sozialer Sicherheit zurück und
erzwingen, nicht zuletzt auf Grund
des Drucks finanzieller Folgekosten,
Strukturreformen der sozialen Siche-
rungssysteme.

Der Mischung aus alten sozialen
Problemen, veränderten Rahmenbe-
dingungen und neuen Herausforde-
rungen stehen infolge der sozialstruk-
turellen und soziokulturellen Verän-
derungen moderner Gesellschaften
aber auch erhebliche Möglichkeiten
gegenüber, soziale Sicherheit neu zu
gestalten. So ermöglicht etwa der ge-

wachsene Wohlstand breiter Bevölke-
rungsschichten eine Neujustierung
der Lasten- und Aufgabenverteilung
sowohl innerhalb der Gese[[schaft als
auch zwischen Staat und Individuen.
Auch die Individualisierung und Plu-
ralisierung von Lebensformen sowie
die gewachsenen sozialen und potiti-
schen Kompetenzen von Bürgerinnen
und Bürgern erweitern die Spielräu-
me für mehr Selbstbestimmung und
Mitgestattung im System der sozialen Sicher-
heit. Um dieses Potenzial zu nutzen, muss un-
seres Erachtens in Zukunft das Verhältnis von
Staat, Gesellschaft und Individuen jedoch neu
ausbalanciert werden.

r Dle Soziale Bilrgergesellschaft und den
Sozlalstaat zusammen denken

Wir schlagen deshalb vor, den Begriff der 
"so-zialen Bürgergesellschaft" zu einem wichti-

gen Baustein der Weiterentwicklung bündnis-
grtiner Programmatik in der Sozialpolitik zu
machen. Eine soziale Bürgergesellschaft stützt
sich auf die Fähigkeit kompetenter Bürgerin-
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nen und Bürger, Eigenverantwortungzu über-
nehmen und in einer Vielzahl sozialer und po-

titischer Assoziationsformen aktiv an der Ge-

staltung des sozialen Lebens mitzuwirken.
Angesichts der Erosion traditioneller Institu-
tionen der Vergemeinschaftung und gesell-
schaftlicher Sotidarität im Zuge von Individu-
alisierungs- und sozialen Fragmentierungs-
prozessen kommt solchen Formen für den Zu-
sammenhalt der Gesellschaft eine entschei-
dende Bedeutung zu - auch weil sie Orte
schaffen, an denen ein auf das gesellschaftli-
che Ganze bezogener Solidaritätsbegriff wirk-
sam werden kann.

lm Bewusstsein des Werts kollektiver Sys-
teme der sozialen Sicherheit überlässt die so-
ziale Btirgergesellschaft die Absicherung vor
sozialen Risiken nicht dem privatwirtschaftli-
chen Wettbewerb, sondern verbindet bürger-
schaft liche Eigeninitiative mit staatlich garan-
tierter und gestalteter sozialer Sicherheit. Ge-

tes Verständnis vom Sozialstaat. Neben der
Erbringung rechtlich verbürgter sozialer Leis-
tungen und der Absicherung vor Standardrisi-
ken fällt dem Staat zunehmend die Aufgabe
zu, die Eigenkompetenz der Bürgerinnen und
Bürger im Umgang mit sozialen Risiken durch
Investitionen in Bitdung, in Selbstorganisa-
tionsprozesse und in die soziale Infrastruktur
der Gesellschaft zu stärken und zu fördern.
Gut ausgebildete und befähigte Bürger ent-
scheiden über die soziale, kulturelle und öko-
nomische Produktivität einer Gesellschaft . ln-
sofern greift der Begriff der 

"sozialen 
Bürger-

gesellschaft" einerseits die alte grüne Kritik
an einer verstaatlichten Daseinsfürsorge, die
auf dirigistische und expansive Wiise den Ge-
staltungsspielraum der Btirgerinnen und Bür-
ger einengt, wieder auf und versucht ander-
seits die Seiten des Sozialstaates besser zur
Geltung zu bringen, die eine Erweiterung von
individuellen 0ptionen und gesellschaftticher

sellschaftliche Gruppen und Personen, die auf
kollektive Hilfe angewiesen sind, werden in
der sozialen Bürgergesellschaft nicht allein
gelassen. Der Sozialstaat ist eine wichtige
historische Errungenschaft, die für uns nicht
zur Disposition steht. Es wird in Zukunft vor
allem um eine Neubestimmung des Span-
nungsverhältnisses zwischen Staat, Gesell-
schaft und Individuen gehen, um das ausge-
wogene Verhältnis von kollektiver Hilfe und
Selbstverantwortung, von Rechten und Pflich-
ten, von Geben und Nehmen. Unserem Ver-
ständnis von der Bedeutung aktiver Btirger
und Bürgerinnen und ihren vielfältigen Asso-
ziationsformen entspricht auch ein erweiter-

Mitwirkung ermöglichen. Diejenigen Strate.
gien des .aktivierenden Staates'jedoch, die
auf eine Umwandlung des Sozialstaats in ei-
nen reinen Wettbewerbsstaat hinauslaufen,
sind mit bündnisgrlinen Positionen nicht ver-
einbar. Eine im neoliberalen Sinne vorange-
triebene Privatisierung von sozialen Risiken
und die Förderung einer Kultur von selbstbe-
zogenen Individuen, die in erster Linie ihre
private Nutzenmaximierung im Auge haben,
lehnen wir ab.

Eine soziale Reformpolitik, die kollektive
und flexible Systeme der sozialen Sicherheit
mit den Möglichkeiten des Einzelnen zur
Selbsthilfe sowie mit der Entfaltung gesell-

ill



schaft licher Solidaritätspotenziale verbindet,
sollte sich unseres Erachtens von folgenden

Prinzipien leiten lassen:

lnvestitionen in Sozialkapital tötigen - Bürger

beteiligen
Je mehr Menschen an der Produktion öffentli-
cher sozialer Güter beteiligt sind, umso mehr

steigt die soziale Produktivität der Gesell-

schaft insgesamt. Dieser Einsicht kann eine
Reform der Sozialpolitik dadurch Rechnung

tragen, dass sie rechtlich, organisatorisch und

finanziell in den Aufbau und die Förderung ei-

ner sozialen lnfrastruktur investiert, die

Selbstorganisierungs- und Vergemeinschaf-

tungsprozesse von Bi.irgerinnen und Bürgern

erleichtert. Vielfältige Erfahrungen zeigen,

dass Btirgerengagement und Btirgerbeteili-
gung nicht nur den gesellschaftlichen Zusam-

menhalt beleben, sondern sich zugleich auch

demokratiefördernd auswirken. Darüber hin-

aus stärken sie die wirtschaftliche Leistungs'

fähigkeit und Produktivität moderner Gesell-

schaften.

Btlrger aktivieren und beföhigen
Der Sinn staatlicher Sozialpotitik kann es

nicht sein, den Einzelnen die Verantwortung

flir sich selbst abzunehmen, sondern - soweit
sie dazu physisch und psychisch in der Lage

sind - Hilfe zur Selbsthilfe zu ermöglichen.

Eine entsprechende Sozial- und Arbeitsmarkt'
potitik investiert nach dem Grundsatz: ,Wer
scheitert, bekommt durch gezielte Hilfen und

Förderung eine neue Chance' in die Eigen-

kompetenz von Blirgern, um sie zu befähigen,

flir sich selbst zu sorgen. Umgekehrt gilt: Wer

neue Chancen bekommt, geht gleichzeitig

Verpflichtungen gegenüber der Gemeinschaft

ein, etwa die Verpflichtung, verantwortungs-

bewusst mit öffentlicher Hilfe umzugehen. Bei

der stärkeren Betonung von Pflichten und der
Verknlipfung der Prinzipien von 

"Fördern"
und.Fordern" sollten unseres Erachtens un-

terstUtzende und aktivierende Maßnahmen

vor der Verhängung von Sanktionen stehen.

Wahlo ptionen erweitern
Angesichts der sozialen Komplexität der Ge-

sellschaft, der Vielfatt von Lebensformen und

der unterschiedlichen Risikolagen werden

viele standardisierte Leistungen der ietzigen
sozialen Sicherungssysteme der Wirklichkeit
nicht mehr gerecht. Die Folge ist nicht nur eine

Fehlsteuerung eingesetzter Ressourcen, son-

dern auch eine nachlassende Akzeptanz bei

den Leistungszahlern. Eine nachhaltige Ar-

beitsmarkt- und Sozialpolitik versucht vor
diesem Hintergrund gezielte staatliche Inves-

titionen in die Eigenkompetenz von Blirgerin-
nen und Bürger mit einer Ausweitung von
Wahloptionen für individuelle Lösungen zu

verbinden.

IV

Elemente von Nachhaltigkeit in der
Sozialpolitik störken
Ein großer TeiI sozialpolitischer Aufirvendun-

gen fließt in die nachsorgende Betreuung und
finanzielle Untersttitzung von Menschen, die

chronisch krank sind, in absehbare soziale

Notlagen geraten sind, mangels Erwerbsar-

beit von Transferleistungen leben müssen

oder auf Grund einer bestimmten Lebenslage
(etwa allein erziehend) vortibergehend oder

dauerhaft kein Einkommen ezielen können.

Eine nachhaltige Sozialpolitik verfolgt dage'
gen das Zie[, durch vorsorgende und präventi'
ve Angebote gesundheitliche und soziale Risi-

ken so weit wie möglich zu vermeiden und zu

minimieren und potenziellen Leistungsemp-
fängern .durch Beratung und gezielte Hilfen

die Teilnahme an präventiven Maßnahmen zu

ermöglichen. Dadurch können langfristig die

Mittel effektiver und sparsamer als durch bti-

rokratische Kontrollmaßnahmen eingesetzt

werden. Allerdings stößt das Prinzip der Nach'

haltigkeit in der Sozialpolitik auch an Gren'

zen, da wichtige sozialpolitische Aufgaben

wie etwa die Betreuung älterer und behinder-

ter Menschen nicht ohne betreuende und

nachsorgende Aufirvendungen wahrgenom-

men werden können.

Mit öffentlichen und privaten Ressourcen

ve rantwo ft u ngsbewusst u mgehen

Eine nachhaltige Soziatpolitik muss sich

von den falschen Versprechungen einer fort'
schrittsgläubigen Wachstumspolitik verab-

schieden. Der Glaube, dass durch expansives

Wachstum ein ständig steigender materieller
Wohlstand und umfassende soziale Sicher-

heit für alle garantiert werden können, ver'
trägt sich weder mit der Erkenntnis von der

Knappheit der natürlichen Ressourcen noch

mit der Verpflichtung, künftigen Generationen

keine untragbaren Hypotheken aufzubürden.

Hier berühren sich die Grundsätze ökologi-

scher und sozialer Nachhaltigkeit. Die Bünd'
nisgrünen sollten vor diesem Hintergrund ein

originäres Interesse daran haben, dass öffent-
liche und private Ausgaben für die sozialen 5i-
cherungssysteme sparsam und effektiv einge-

setzt werden, Ständig wachsende staatliche
Ausgaben, hohe Kosten und steigende indivi-

duelle Beiträge bei gleichzeitig sinkender Leis'

tungsfähigkeit untergraben zudem die Akzep-

tanz des Systems der sozialen Sicherheit.

lm Folgenden werden fachpolitische Posi-

tionen zu relevanten sozialpolitischen Fragen

skizziert. 5ie beginnen ieweils mit einer knap-

pen Problembeschreibung in der Perspektive

einer sozialen Bürgergesellschaft. In einem

zweiten Schritt werden kurz die grünen Diskus-

sion der letzten zwanzig lahre zum ieweiligen
Thema aufgerufeh und abschließend werden
politikrelevante Empfehlun gen präsentiert.

I Problemaufrlss
Deutungsoffene Begriffe wie Bürgergesell-

schaft und btirgerschaftliches Engagement er-

freuen sich derzeit einer erhöhten politischen
Aufmerksamkeit. Dabei geht es um nichts Ge-

ringeres als die Neuakzentuierung des Ver-

hältnisses zwischen Btirgern und Staat sowie

um die Öffnung und Reform des deutschen In-

stitutionensystems für organisierte Formen

bürgerschaftlichen Engagements. Für Bünd-

nis 90/Die Grünen sind eigentlich günstige

politische Ausgangsbedingungen gegeben,

wenn man ihre historische Rolle als Protago-

nistin von neuen sozialen Bewegungen,
Selbsthilfegruppen und Btirgerinitiativen in

Betracht zieht.
Der Begriff des bürgerschaftlichen Engage-

ments umreißt ein vielfältiges Spektrum von

Beteiligungs- und Mitwirkungsformen, mit
denen sich Bürgerinnen und Bürger über ih-

ren unmittelbaren persönlichen Lebenskreis

hinaus in das kulturelle, soziale und politi-

sche Geschehen einbringen. Btirgerschaftli'
ches Engagement erschöpft sich dabei nicht
in traditionellen ehrenamtlichen Tätigkeiten

in sozialkaritativen Einrichtungen und Dien'

sten, sondern beinhaltet die ganze Vielfalt ge-

meinwohlorientierten Engatements, das von

Aktivitäten in Initiativgruppen über einfache

Mitgliedschaften in Vereinigungen bis hin zu

Vorstandstätigkeiten in gemein nützigen Wirt-
schaftsbetrieben reicht. Dieses gemeinwöhl-

orientierte, freiwillige und unentgeltliche En'

gagement umfasst sowoht die Beteiligung an

politischen Entscheidungen, sei es in Bürger-
initiativen, Beiräten und 

"Runden 
Tischen",
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als auch konkrete Leistungsbeiträge bei der
Erledigung öffentlicher Aufgaben und Anlie-
gen, so zum Beispiel in selbst organisierten
Kindergruppen oder in Trägervereinen von
Sportstätten.

In Deutschland hat gemeinwohlorientier-
tes Engagement eine lange Tradition, etwa in
der Kultur, im Sport, im Rechtswesen, in
der Kommunalpolitik, in der Stadtentwicklung
und in der Wohlfahrtspflege. Dabei verfol-
gen die jeweiligen Akteure durch-
aus unterschiedliche Vorstellun-
gen und Konzepte, was sich nicht
zuletzt auch in einer begriffli-
chen Vielfalt (Ehrenamt, Selbst-
hilfe, freiwilliges Engagement
etc) niederschtägt. Der neue Be-
griff des 

"btirgerschaftlichen En-

gagements" weist über diese
spezifi schen Engagementformen
hinaus, in dem er das gemeinsa-

me gesellschaftspolitische Anlie-
gen der Engagierten herausstellt.

Die deutsche 
"Engagement-

landschaft" ist - anhand von Mi-
lieus und Sachgebieten - hoch-
gradig fragmentiert, was wieder-
um eine auch im internationalen
Vergleich stark ausgeprägte ,Ver-
säulung' mit Fachverbänden -
etwa im Sport, in der Kultur und
in der Wohlfahrtspflege - zur Fol-

ge hat. lm Prozess der gesell
schaftlichen Modernisierung hat
sich allerdings die Bedeutung
tradierter Sozialmilieus abgeschwächt und es
sind erhebliche Diskrepanzen zwischen den
Motivlagen und Interessen der Engagierten
einerseits und den organisatorischen Rah-

menbedingungen etablierter Vereine und Ver-
bände andererseits zu beobachten. So wird in
der Diskussion über den 

"Strukturwandel des
Engagements" darauf hingewiesen, das pri-
mär pflichtbezogene Engagementmotive ge-
genüber Ansprüchen auf persönliche Selbst-
entfaltung in den Hintergrund getreten sind.
Dieses hat zur Folge, dass die überwiegende
Mehrzahl solcher Vereinigungen und Verbän-
de, die auf eine lange Tradition zurückblicken
können, herkömmlichen Sozialmilieus ent-
stammen und stark formalisierte Organi,sa-

tionsstrukturen entwickelt haben, einen
Rückgang der Engagementbereitschaft bekla-
gen, während neue, weniger formalisierte und
weniger hierarchisch strukturierte Organisa-
tionen von einer hohen Engagementbereit-
schaft berichten. Alle Organisationen, die auf
das Engagement von Bürgerinnen und Bür-
gern angewiesen sind, müssen sich darauf
einsteuen, dass dieses Engagement immer
weniger auf Kontinuität, sondern stärker the-
men- und projektbezogen ausgerichtet ist.
Die skizzierte Scherenentwicklung zwischen
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sozialeir Wandel des Entagements und relati-
ver Trägheit etablierter Institutionen und Or-

ganisationen erzeugt daher erheblichen poli-
tischen Handlungsbedarf.

In Ostdeutschland stellt sich die engage-
mentpolitische Situation ungleich komplexer
und bisweilen schwieriter dar. Einerseits fin-
den sich auch dort - wenn auch in geringerem

Umfang - die typischen milieuspezifischen
Engagementtraditionen und -formen wieder,

wirtschaftliche, potitische und kulturelle Er-

folge von Gesellschaften. Darüber hinaus er-
öffnet soziales Engagement vielen Aktiven die
Möglichkeit, neue Erfahrungen zu machen
und ihre ldeen und Vorhaben umzusetzen, für
die es ansonsten kaum geeignete Gelegen-
heiten gibt.

Aber nicht iedes Engagement ist positiv zu
bewerten, etwa wenn es sich um fremden-
feindliche und rechtsradikale Aktivitäten han-

andererseits wirkt die DDR-Engagementpoli-
tik mit ihren staatlichen Zwecksetzungen und
Ritualen nach.. Auf Grund fortwirkender so-
zialkultureller und politischen Traditionen ist
es ftir neue Formen eines selbst bestimmten
und selbst organisierten Engagements in Ost-
deutschland nach wie vor nicht leicht, sich zu
etablieren. Gleichwohl zeigen sich Politik,
Verwaltung und Verbände angesichts des ho-
hen gesellschaftlichen Bedarfs an bürger-
schaftlichem Engagement vor allem in den

Städten ausgesprochen kooperationsbereit
und förderungswillig.

Für die aktuelle Renaissance des altehr-
würdigen 

"Ehrenamtsthemas" 
gibt es folglich

gute Grtinde. Soziales Engagement gilt als

"Kitt" individualisierter und pluralisierter Ge-

sellschaften. Moderne Gesellschaften stehen
vor der Herausforderung, dass sie auf sozial-
moralische Ressourcen angewiesen sind, die
weder vom Staat noch vom Markt erzeugt
werden können. Das Engagement ftir sich und
andere bietet hier Lösungen an und leistet da-

mit einen wesentlichen Beitrag zur Sozialisa-
tion und Integration der Gesellschaftsmitglie-
der. Das dabei entstehende 

"Sozialkapital",
also soziale Netzwerke, Kompetenzen und Er-

fahrungen, bildet die Ressourcenbasis für

delt. Der Zusatz 
"bürgerschaftlich' ermög-

licht eine Präzisierung des ansonsten unbe-
stimmten Engagementbegriffs: Von bürger-
schaftlichem Engagement kann nur dann ge-

sprochen werden, wenn das Engagement ge-
meinwohlorientiert ist und die Rechte anderer
Bürgerinnen und Bürger respektiert. Ange-
sichts der spezifischen deutschen Engage-
menttraditionen ist es zudem wichtig zu be-
tonen, dass es hier nicht um die Einführung
einer,ehernen Pflicht" zum sozialen Engage-
ment geht, sondern um den Abbau institu-
tioneller Engagementhemmnisse und die
Schaffung attraktiver - bisweilen sogar lust-
voller - Engagementgelegenheiten. Wenn bür-
gerschaftliches Engagement in diesem Sinne
auch in Deutschland zu einer kulturellen und
politischen Selbstverständlichkeit werden
soll, dann kommt dem Bildungssystem und
der systematischen Förderung des btirger-
schaftlichen Engagements von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen prioritä-
re Bedeutung zu.

r Blsherlge grllne Positlonen

In ihrer Gründungsphase waren unkonventio-
nelle Formen kollektiven Engagements für die
Grtinen eine kulturelle Selbsfuerständlichkeit

V



und zugleich eine erfolgreiche Strategie, um

sich aus einer gesellschaftlichen Minderhei-
tenposition heraus Gehör zu verschaffen und
Aufmerksamkeit zu erregen. In den Siebziger-
und Achtzigerjahren gehörten die Grünen zu

den gesellschaftlichen Protagonisten zeitge-
mäßer Engagementformen. Gleichzeitig wur-
den aus dem Selbstverständnis heraus, eine

"Bewegungspartei" 
zu sein, konventionelle

Engagementformen beziehungswäise ehren-
amtliches Engagement weitgehend ignoriert
und als traditionell und konservativ etiket-
tiert. Die Grünen verstanden sich eben in ers-
ter Linie als parlamentarische Vertreter neuer
Engagementformen in Bürgerinitiativen, so-

zialen Bewegungen und Setbsthitfegruppen.
Das Bild vom 

"Standbein" 
(neue soziale Be-

wegungen) und dem ,spielbein" (Parlamen-

te) prägte die Vorstellung vieler Grüner und
erwies sich in seiner Schlichtheit bereits in

den Achtzigeriahren als Mythos. Die Bezie-

hungen zwischen Blirgergruppen und grüner

Partei sind vielmehr komplex und schwierig;
nicht selten stehen individuelte Befi ndtichkei-
ten und Überzeugungen im Mittelpunkt, wäh-
rend der Bezug zum Gemeinwohl aus dem
Blick gerät.

Seit den Neunzigerjahren zeichnet sich in
der Auffassung der Grünen hinsichtlich der

Rolle bürgergesellschaftlicher Akteure eine

Akzentverschiebung zugunsten einer konkre-

ten und expliziten Gemeinwohlorientierung
bei Wahrung individueller Freiheitsrechte und
Wahloptionen ab. 5o lehnen die Grünen im
Hinblick auf die Abschaffung der Wehrpflicht
die Einführung eines sozialen Pflichtdienstes

ab und propagieren stattdessen die Schaf-

fung eines breiten Angebotes an Freiwilligen-

diensten für iunge Menschen, Darüber hinaus
waren die Grünen in der Debatte iiber die Re-

form des Stiftungsrechts und die Verbesse-
rung der Möglichkeiten zur Gründung von
Btirgerstift un gen federf ührend.

r PerspelClven und Empfiehlungen

lm Mittelpunkt grüner Engagementpolitik
steht das Leitbild der Bürgergesellschaft, also
einer Gesellschaft, in der die Bürgerinnen und
Bürger ein nachhaltiges Interesse für die Be-

lange und Anliegen der politischen Gemein-
schaft entwickeln, sich in politische Angele-
genheiten einmischen und durch ihr konkre-
tes Engagement das Wohl aller befördern. lm

Unterschied zu Begriffen wie Ehrenamt oder
freiwilliges Engagement hebt der Begriff des
btirgerschaftlichen Engag'ements diese ge-

sellschaftspolitische Dimension des Engage-

ments hervor. Das Leitbild der Bürgergesell-
schaft zielt letztlich auf eine Neuakzentüie-
rung des Verhältnisses zwischen engagierten
Bürgern und Staat ab.

Genau hier setzt das Konzept des .ermög-
lichenden Sozialstaates" an, das darauf ab-
zielt, die Eigenverantwortung des einzelnen

Bürgers und die Selbststeuerungspotenziale
der Gesellschaft durch ein höheres Maß an

,Verantwortun gsabstufung" und 
"Verantwor-

tungsteilung' zwischen Staat und Gesell-

schaft zu stärken. Diese Option ist keines-
wegs mit dem konservativ-liberalen Konzept
e,ines ,schlanken Staates" zu verwechseln,
bei dem es in erster Linie darum geht, staat-
liche Leistungen zu minimieren, Es geht auch
nicht darum, durch die Aufwertung bür-
gerschaftlichen Engagements ausschließ[ich
Kosten zu sparen und bezahlte Eruerbsarbeit
zu ersetzen. In einem republikanischen Sinne
ist der Bürgerstatus nämlich nicht nur mit
Pflichten, sondern auch mit Rechten verbun-

den. Das Engagement von Bllrgerinnen und
Bürgern ist Ausdruck eines neuen gesell-

schaftlichen Selbstbewusstseins, mit dem sie
sich in die Definition staatlicher Aufgaben

und Ziele sowie die öffentliche Aufgabenerle-

digung souverän 
"einmischen". 

Bürgerschaft -

liches Engagement ist letztlich die manifeste
politische Forderung nach Öffnung des beste-
henden Institutionengefüges und geht einher
mit politischen Konflikten und Auseinander-
setzungen zwischen Btirgergruppen, Partei-

en, Verbänden und Verwaltungen.
Da aber die Chancen und Voraussetzun-

gen organisierten btirgerschaft lichen Engage-

ments erfahrungsgemäß ungleich verteilt
sind, wird es insbesondere darauf ankom-

men, günstige Engagementbedingungen für
bisher benachteiligte Gruppen zu schaffen.

Folglich steht die in den nachfolgenden Kapi-

teln skizzierte Einkommenssicherung breiter
Bevölkerungskreise im Mittelpunkt einer auf
Chancengleichheit abzielenden Engagement-
potitik.

Das politische Proiekt 
"Bürger-

gesellschaft " erfordert gtinstige po-

litische und administrative Rahmen-

bedingungen. Die Grlinen sollten
daher daran festhalten, dass die
Förderung und Unterstützung bür-
gerschaftlichen Engagements eine
genuin politische Aufgabe darstellt.
Dabei gilt es allerdings zu vermei-
den, dass sich diese Förderung und
Unterstützung ausschließlich auf
Formen des herkömmlichen Ehren-

amts und auf die Verbesserung der
rechtlichen und finanziellen Rah-

menbedingungen individuellen En-

gagements beschränkt. Vielmehr
sollte es in Zukunft verstärkt darum
gehen, nicht nur organisierte For-

men des Engagements in Vereinen,
Stiftungen und Verbänden, sondern
auch in selbst organisierten Initiati-
ven zu untersttitzen. lm internatio-
nalen Vergleich zeigt sich darüber
hinaus, dass Unternehmen als res-

sourcenstarke Akteure zukünftig in
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der Engagementpotitik mehr Bedeutung ha-

ben werden. lm Zuge ihrer Entlastung als
Steuer- und Beitragszahler werden Unterneh-
men zunehmend stärker als allgemeinpoliti-
sche Akteure von Bürgern in die Verantwor-
tung genommen werden.

Da bürgerschaftliches Engagement auch in
Zukunft vor allem auf lokaler und kommuna-
ler Ebene stattfinden wird, bedarf es ange-
sichts der Fragmentierung der deutschen En-

gagementlandschaft einer organisations- und
themenfeldübergreifenden Infrastruktur zur
Vermittlung zwischen engagementbereiten
Bürgern und Organisationen vor Ort. Einer
wohlverstandenen staatlichen Engagement-
politik geht es letztlich darum, Risiken und
Hemmnisse für engagierte und engagement-
bereite Bürger und Bürgerinnen zu begrenzen
und handhabbar zu machen. Für eine derarti-
ge, auf Rahmenbedingungen begrenzte staat-

liche Förderpolitik gibt es gute Gründe. Ers-

tens gebietet der Eigensinn bürgerschaftli-
chen Engagements staatliche Zuriickhaltung
und zweitens erwies sich staatliche Engage-

mentförderung bisher immer auch ats eine
temperamentvolle und launische Angelegen-
heit mit entsprechenden Diskontinuitäten.

Von entscheidender Bedeutung für den Er-

folg grüner Engagementpolitik wird es letzt-
lich sein, inwiefern es gelingt, relevante ge-

sellschaftliche Institutionen und Organisatio-
nen, insbesondere in den Bereichen Politik,
Verwaltung, Bitdung, Kultur und Soziales, für
Initiativen engagierter Bürgerinnen und Bür-
ger zu öffnen. Wenn Partizipation und Mitge-
staltung keine Worthülsen bleiben sollen,
dann stehen etablierte gesellschaft liche Insti-
tutionen vor der politischen Herausforderung,
sich von den Bürgerinnen und Blirgern grund-
legend verändern zu lassen.

- Das Sozialhilfeeinkommen gilt in weiten
Teilen der Gesellschaft nicht als reguläres Ein-
kommen.

- Die Mögtichkeiten im Rahmen der gesetz-
lich festgelegten ,,Hitfe zur Selbsthilfe" wer-
den nicht ausreichend genutzt, sondern es
überwiegen in der Sozialhilfepraxis immer
noch die Maßnahmen zur Kontrolle der Leis-
tungsempfänger.

- Die Sozialhilfeeinkommen berücksichtigen
zu wenig die spezifische Lage und Situation
der Leistungsberechtigten, sei es etwa der
Unterschied zwischen einer akuten Notsitua-
tion und einem dauerhaften Bedarf.

- Das Leistungsniveau ist in der Vergangen-
heit zu langsam gestiegen, um den Leistungs-
empfängern eine hinreichende gesellschaftti-
che Teilhabe zu ermöglichen.

r Blsherige $ilne Posltlonen

Die Grünen haben Vor allem in den Achtziger-
jahren eine Vorreiterrolle in der Diskussion
um neue Formen der Einkommenssicherung
gespielt. Ausgangspunkte waren:

- die Ablehnung einer primär an wirtschaftli-
chem Wachstum und Erwerbsarbeit orientier-
ten Gesellschaft einerseits sowie die positive
Bewertung gesellschaftlich sinnvoller Tätig-
keiten ienseits der Erwerbssphäre und das
Plädoyer für ein ressourcenschonendes öko-
logisches Wirtschaften anderseits,

- die steigende Zahl der Sozialhilfebedürfti-
gen bei zugleich verschlechtertem Leistungs-
niveau und restriktiver gefassten Leistungs-
bedingungen,

- die Entdeckung neuer Armutsgruppen, wie
etwa Alleinerziehender,

- die zunehmende Skepsis, ob Arbeitslosig-
keit überhaupt und mit welchen sozialen und
ökologischen Kosten wieder aufzuheben sein
wtirde, und

- die Zukunftsvision, dass es möglich wer-
den könnte, dauerhaft ohne Erwerbseinkom-
men leben und gesellschaftliche Integration
mittels einer garantierten Einkommenssiche-
rung ouch jenseits der Erwerbsarbeit herstet-
len zu können.

lm Verlaufe der Debatte wurden verschie-
dene Konzepte entwickelt, um die skizzierten
Entwicklungen und Probleme mittels sozialer
Einkommenssicherung positiv gestalten zu
können, Diese Debatte entwickelte sich vom
garantierten Grundeinkommen über eine ga-
rantierte Grundrente bis zu Vorschlägen, in
die Sozialversicherungen Sozialhilfeelemente
einzubauen Cintegrierte" soziale Grundsi-
cherung), die das.Leistungsniveau dieser Si-
cherungssysteme nach unten hin absichern
sollten.

Diese Vorschläge der Grtinen waren in ei-
ner Hinsicht sehr erfolgreich, in anderer Hin-
sicht blieben sie weitgehend wirkungstos: Er-

folgreich waren sie wegen ihres Einflusses

vtl

r Problemaufriss
Die Möglichkeiten, an der sozialen Bürger-
gesellschaft partizipieren zu können, setzen
eine ökonomische Absicherung der Bürgerin-
nen und Btirger voraus. Die Einkommenssi-
cherung erfolgt zunächst über Einkommen
aus eigener Erwerbsarbeit, eigenem Vermö-
gen und ganz oder teilweise über privaten
Unterhalt. Daneben sind Sozialeinkommen
zur gesellschaft [ichen Einkommenssicherung
unverzichtbar. Die größte Bedeutung haben
die kollektiven Sicherungssysteme, und hier
wiederum die Sozialversicherungen. Von zu-
nehmender Relevanz sind aber auch weitere
Sozialleistungen wie das Erziehungs- und
Kindergeld sowie die Sozialhilfe. Sozialein-
kommen besitzen allerdings im Lebensver-
lauf, in unterschiedlichen Lebenslagen und in
Abhängigkeit von der Art des Soziateinkom-
mens eine unterschiedliche Bedeutung. Wäh-
rend etwa viele alte Menschen dauerhaft auf
ausreichende Sozialeinkommen angewiesen
sind, ist der Sozialleistungsbezug in anderen
Fälten oft nur für die Ermöglichung und Ab-

sicherung von Übergängen (2. B. von einer
Beschäftigung zur anderen) oder für begrenz-
te Zeiträume (2. B. Kindererziehung) erfor-
derlich. Sozialleistungen sind auf diese un-

terschiedtichen Herausforderungen einzu-
stellen.

Einige Institutionen sozialer Sicherung ste.
hen vor Problemen, die ihre Aufgabenerfül-
lung in der sozialen Bürgergesetlschaft behin-
dern. Hier stehen zunächst die übergreifen-
den Probleme der Sozialversicherungen und
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der Sozialhilfe im Mittelpunkt; in den folgen.
den Kapiteln wird dann näher auf das Erzie.
hungs- und Kindergeld sowie die spezifischen
Probleme der Renten- und Arbeitslosenversi-
cherung eingegangen werden.

Welche Probleme stellen sich bei den So-
zialve rsicheru ngen?

- Die Sozialversiqherungen stellen noch im-
mer auf Normalbiografien und -arbeitsver-
hältnisse ab, obwohl diskontinuierliche Er-

werbsverläufe und Teilzeitarbeitsverhä[tnisse
an Bedeutung zunehmen. Zudem sind immer
mehr Menschen nicht in der Lage, die Leis-
tungsvoraussetzungen der Sozialversiche-
rungen überhaupt oder zumindest so weit zu
erfüllen, dass sie einen rechtlichen Anspruch
auf Sicherung des Lebensunterhalts haben.

- Die Sozialversicherungen gründen nach
wie vor auf einem nach Status und Höhe be-
schränkten Ausschnitt des gesellschaft lichen
Erwerbseinkommens, obwohl sie sehr viel
weiter gehende gesellschaftliche Aufgaben
[ibernehmen.

Die Sozialversicherungen sind deshalb
durch eine zunehmende Selektivität gekenn-
zeichnet. Die ldee der sozialen Bürgergesell-
schaft hingegen legt es nahe, die Sozialversi-
cherungen in Richtung einer Volksversiche-
rung weiterzuentwickeln, die auch andere -
nicht erwerbsarbeitsbezogene - Vorteistun-
gen gleichberechtigt mit einbezieht.

Probleme stellen sich - durch die Defizite
der Sozialversicherungen mit verursacht -
auch im Bereich der Grundeinkommenssiche-
rung durch die Sozialhilfe:



auf die sozialpolitischen.Vorstellungen von

SPD und auch Gewerkschaften. Ungeachtet
der zum Teil weit reichenden konzeptionellen
Untirschiede zwischen den Modellen einer

sozialen Grundsicherung haben die SPD seit
1988 und der DGB seit 1990 die Forderung
nach einer bedarfsgeprüften Grundsicherung
in den Sozialversicherungen programma-

tisch aufgenommen. Zudem wurde die Frage

der unzureichenden sozialen Grundsicherung
durch die Sozialhilfe in den Achtziger- und
Neunzigerjahren politisch und wissenschaft-
tich breit diskutiert und miindete in den
ersten Armutsbericht der Bundesregierung.
Weitgehend erfolglos hingegen blieben die

Grundsicherungskonzepte der Grünen in ih-

rer gesetzlichen Umsetzung. Lediglich im
Rahmen der aktuellen Rentenreform wird
über eine Grundsicherung im Kleinfoimat
nachgedacht. Seit Beginn der Neunzigerjahre
sind die Grünen von der wissenschaftlichen
wie der politischen Diskussion um die Ein-

kommenssicherung relativ abgekoppelt. Ein

eigenständiges grünes Profil ist derzeit nicht
deutlich.

r Persgeldlven und Empfehlungen

Statt die Grenzen der gegenwärtigen Form der

Einkommenssicherung zu stark zu betonen,
sollte an den vorhandenen Ressourcen zur
Veränderung der sozialen Einkommenssiche-
rung angeknüpft werden, um die Chancen ei-

ner politischen Durchsetzbarkeit zu erhöhen.

Weiter gehende Perspektiven wie die Einfüh-
rung einer Volksversicherung sollten von den

Grünen offensiv in die Diskussion eingebracht
werden. Damit dürften die Chancen politi-

scher Durchsetzbarkeit der eigenen Konzepte
steigen und die finanziellen, bürokratischen
und politisch-legitimatorischen Kosten eines
Systemwechsels entfallen.

Auf Seiten der Sozialversicherungen sehen
wir die Notwendigkeit einer raschen und flexi-
blen Anpassung an den gesellschaftlichen

Wandel und die Entwicklung des Arbeitsmark-
tes. Nur dann sind sie in der Lage, weiterhin
ihre Aufgabe als Institutionen vorsorgender
Selbsthilfe zu erfüllen. Den Sozialversiche-
rungen ist ein sozialer Ausgleich inhärent, der
in der sozialen Btirgergesellschaft als Solida-
rität zwischen den Btligerinnen und Bürgern
sowie als Anerkennung von gesellschaftlich

wichtigen Leistungen außerhalb des Erwerbs-

lebens erhalten werden soll. lm Einzelnen

sind folgende systemimmanente Reformen

angebracht:

- Die Sozialversicherungen beziehen bis auf
die Ausnahmen Kindererziehung und Zeiten
privater Pflege in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung bislang nur sozialversicherungs-
pflichtige Erwerbsarbeit in den Katalog der
Leistungen ein, mittels derer Ansprüche er-

worben werden können. Weilsich die Zeiten in
den individuellen Lebensverläufen mehren, in
denen beispielsweise keiner Eruverbsarbeit

nachgegangen werden kann, Eruverbsarbeit

nur als Teilzeitarbeit geleistet wird oder Er-

werbsarbeit nicht sozialversicherungspfl ich-

tig ist, sollten mehr Tatbestände (2. B. beruf-
liche Qualifikationsphasen) als bislang zur
Anspruchsberechtigung führen und/oder sich
zumindest nicht negativ auf bestehende An-

sprüche auswirken, Auch die Arbeitslosen-
versicherung sollte solche Zeiten weiter ge-

hend tolerieren. Darüber hinaus müssen die
geltenden Regeln der Aquivalenz von Beitrag

und Leistung überdacht werden. Wenn es

als gesellschaftlich wünschenswert angese-

hen wird, dass Menschen nicht mehr nur dau-

erhaft und vollzeitig arbeiten, sondern auch
Teilzeitbeschäft igungsverhältnisse eingehen

oder vorübergehend auf Erwerbsarbeit ver-
zichten, so sollte dieses bei der Bewertung

von Leistung und Gegenleistung berücksich-
tigt werden.

- Die Sozialversicherungen müssen ihre Fi-

nanzierungsbasis wie auch ihren Schutzradi-

us erweitern. In die Finanzierung sind mehr

als nur sozialversicherungspflichtige Tätig-

keiten einzubeziehen. Hierzu gehören vor al-
lem die Einkommen aus Vermögen, Beamten-
tätigkeit und Selbstständigkeit. Der Tendenz

nach könnten die Sozialversicherungen - wie

bei der Pflegeversicherung bereits im Ansatz
versucht - zu Volksversicherungen umgewan-

delt werden.
Die Reformen der Sozialversicherungen

würden dazu führen, dass weniger Menschen

Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch neh-

men müssten. Ein weiteres In-

strument zur Absicherung der

Sozialversicherung "nach un-
ten' stellt die soziale Grundsi-
cherung in den Sozialversiche-
rungen dar. Die Kommission
kann dieses Instrument jedoch

nicht uneingeschränkt empfeh-
len, solange unklar ist, wie die-
jenigen abgesichert sein wer-
den, die nach wie vor keine
Rechtsansprtiche auf Sozial-
versicherungsleistungen haben

und somit weiterhin in der 5o-
zialhilfe verbleiben beziehungs-

weise von der gesellschaftlich

akzeptierten - regulären - Ein-

kommenssicherung entkoppelt
werden wtirden.

Die Sozialhilfe ist Ausdruck
des bürgergesellschaftlichen
Anliegens, Bürgern und Bürge-
rinnen, die sich zeitweise oder
dauerhaft durch Mittel vor-
gelagerter Einkommenssiche-
rungssysteme nicht selbst hel-
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fen können, eine ökonomische Ba-
sis zu bieten, die ihnen unabhängig
von der Dauer der Bedürftigkeit ein
selbstbestimmtes Leben in der so-
zialen Btirgergesellschaft ermög-
licht. Das kann vor allem dadurch er-
reicht werden, dass der Charakter
der Sozialhilfe als gesellschaftliche
Hilfe zur Selbsthilfe gegenüber den
die Leistungsberechtigten kontrol-
lierenden und deaktivierenden Ele-
menten gestärkt wird. Mit In3tru-
menten der Hitfe zur Selbsthilfe un-
terstützt die Gesellschaft nicht nur
den Leistungsberechtigten, sie ni.itzt
auch sich selbst; indem sie Blirger
und.Btirgerinnen in die Lage ver-
setzt, ihre wirtschaftlichen Fähigkei-
ten zur Sicherung der eigenen Exis-
tenz produktiv einzubringen. Eine
gesellschaft liche Legitimitätssteige.
rung der Sozialhilfe ist zwar im Kern ein ge-
sellschaftspolitisches Projekt, sie kann je-
doch durch konkrete Maßnahmen begleitet
werden, die der Sozialhilfe den Charakter ei-
ner sozialen Außenseiterinstitution nehmen:

- Die Sozialhilfe besitzt verschiedene Ele-
mente der Hilfe zur Selbsthitfe. Besonders
hervorzuheben sind die Möglichkeiten der

"Hilfe 
zur Arbeit" (SS 18-20 BSHG). Während

die Varianten der Prüfung der Arbeitsbereit-
schaft vor allem auf eine soziale Kontrolle ab-
stellen und für die Hilfeempfänger weder per-

spektiven eröffnen noch ökonomische Vortei-
le erbringen, weist die Arbeitsvertragsvarian-
te über die Sozialhilfe hinaus. Hierbei ist auch
darüber nachzudenken, inwiefern veränderte
Anrechnungsregelungen von Erwerbseinkom-
men zur Selbsthilfe anregen.

- Die Forschung zur Dynamik von Sozialhilfe-
verläufen hat gezeigt, dass die zeitliche Dauer
des Sozialhilfebezugs sowie die Lebenslagen,
in denen Soziathitfe bezogen wird, stark aus-
differenziert sind. Sozialhilfebedürft igkeit be-
sitzt sehr unterschiedliche Ausprägungen und
Perspektiven. Sie ist in der Regel von wesent-
lich kürzerer Dauer, als vielfach vermutet
wird; allerdings gibt es auch Personen, die
liber lange Zeiträume beziehungsweise mit
Unterbrechungen immer wieder Sozialhilfe
beziehen. Langfrist- und Kurzzeitbezieher be-
nötigen unterschiedliche Unterstützungsan-
gebote. Das BSHG bietet bereits Optionen,
einzelfallgerechte Hilfeleistungen zu gewäh-
ren. Diese Elemente können durch Beratungs-
angebote über Möglichkeiten der Hilfe und
Selbsthilfe und Ahnlichem ergänzt werden.
Neben der einzelfallgerechten Hilfe könnten
eine teilweise Pauschalisierung laufender Hil-
feleistungen und die Einschränkung der Häu-
figkeit von Bedürftigkeitsprüfungen die ge-

sellschaftliche Akzeptanz der Sozialhilfe stär-
ken. Perspektivisch müsste die Sozialhilfe im

Kommune 7/2001

Sinne eines gesellschaftspolitischen Projek-
tes zu einer sozialen Dienstleistungsinstituti-
on umgebaut werden.

- Das Leistungsniveau der Sozialhilfe muss
eine aktive Teilhabe an der sozialen Bürgerge-
sellschaft ermöglichen. Dazu muss ein Mcidus
(wieder) gefunden werden, mit dem ein sol-
ches Leistungsniveau wieder hergestellt und
gesichert werden kann.

- Die Sozialhilfe im Bereich der laufenden
Hilfe zum Lebensunterhalt besitzt zwar nur ei-
nen geringen Anteil am Sozialbudget, von So-

zialhilfeausgaben sind aber vor allem finanz.
schwache Kommunen in wirtschaftlichen pro-

blemregionen betroffen, die aufgrund von ho-
her Arbeititosigkeit die geringsten sozialpoli-
tischen und ökonomischen Gestaltungsmög-
lichkeiten haben. Deshalb ist unbedingt liber
eine Umgestaltung der Finanzierung der So-
ziathilfe nachzudenken. Hier empfiehlt sich
die teilweise Kostenverlagerung auf den Bun-
deshaushalt. lm Gegenzug wäre eine Verän.
derung des Finanzausgleichs zwischen Bund,
Ländern und Kommunen vonnöten.

r Problemaufrlss
Die Erwerbsarbeitsgesellschaft wandelt sich:
Mit der Internationalisierung der Wirtschaft,
dem demografischen Wandel, der Technologi-
sierung der Produktion und neuen Unterneh-
menskonzepten vollzieht sich ein iadikaler
Wandel, dessen Folgen nicht vollständig ab-
zusehen sind. Ehemals atypische Beschäfti-
gungsverhältnisse, wie befristete oder Teil-
zeitstellen, werden normaler (auch für Männer)
und für den Einzelnen wie für die Sozialversi-
cherung wird eine eindeutige Trennung zwi-
schen abhängiger und selbstständiger Tätig-
keit immer schwieriger. Zeitgleich dauert die
Massenarbeitslosigkeit an, Langzeitarbeitslo-
sigkeit verstetigt sich für einzelne Gruppen,
wie Geringqualifizierte und Altere, während
die Beschäftigungsdynamik in hoch qualifi-
zierten Bereichen durch Neugründungen und
den Aufstieg der New Econornyzunitnmt.

Aber auch jenseits des marktorientierten
Erwerbssektors herrscht Bewegung in den

verschiedenen, der abhängigen Beschäfti-
gung mal näher, mal ferner stehenden Feldern
des zweiten Arbeitsmarktes und des dritten
Sektors. All diese Tätigkeitsbereiche weisen
verschiedene Erwerbs- und Einkommens-
chancen sowie Erwerbsrollen zu, doch sind
sie heute schon individuell immer weniger
voneinander zu trennen. Ungebrochene und
inhaltlich geradlinige Erwerbsbiografien ge-
hören für viele Gruppen in zunehmendem
Maße der Vergangenheit an. Die "alte" Ar-
beitsgesellschaft erodiert und mit ihr die sich
auf Vollbeschäftigung und Normalarbeitsver-
hältnis grlindende erwerbsarbeitsze ntri e rte
deutsche Sozialpolitik.

Obwohl die Erwerbsarbeit, insbesondere
in Form der abhängigen Beschäftigung, einen
Teil ihrer zentralen Funktion für die persönli-
che Lebensplanung (vor allem der Männer)
verliert, bleibt sie Voraussetzung für die zu-
nehmend individualisierte Lebensf0hrung ei-
nerseits und als ein notwendiges (wenn auch
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nicht hinreichendes) Kriterium ftir gesell-

schaftliche Teilhabe in der sozialen Blirgerge-
sellschaft andererseits. Die allgemeine Inte-
grationsverantwortu ng einer erwerbsarbeits-
o ri e ntie rte n Potitik bleibt damlt unbestritten.
Für eine zeitgemäße Arbeitsmarkt- und Be-

schäftigungspolitik heißt dies konkret, neue

Gestaltungsspielräume zu formulieren und
Antworten auf die Fragen zu finden, die sich

aus den Anforderungen einer zunehmend glo-

balisierten und europäisierten Wirtschaft mit
ihren Flexibilisierungszwängen und -chancen

ergeben.

r Blsherlge giltne Posltlonen

ln der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpoli-
tik war der unversöhnliehe Widerspruch zwi-

schen kapitalistischör Produktionsweise und

ökologischer Nachhattigkeit das prägende

Thema. Die grüne Sicht gründete sich vor al-

lem auf vier Positionen:

- die Ablehnung von ungebremstem Wirt-

schaftswachstum als sozial und ökologisch

unvertretbar,

- die Einschätzung, dass technischer Fort-

schritt auf Dauer mehr Arbeitskraft freisetzt,
als er an anderer Stelle wieder durch Wachs-

tum integrieren kann,

- die Forderung nach Geschlechtergerechtig-
keit, die eine umfassende Umverteilung von

Erwerbs- und Nichterwerbsarbeit notwendig
macht,

- sowie das damit einhergehende Plädoyer

für eine umfassende Erweiterung des Arbeits-

begriffs.
Angesichts anhaltender Arbeitslosigkeit

schälten sich zwei Politikvarianten heraus:
Dem Modell der ökologisch geläuterten Ar-

beitsgesellschaft, die allen Btirgerinnen und

Btirgern ein eigenes Enrverbseinkommen zur

selbstständigen Lebensführung ermöglicht,
entspricht die politische Präferenz zur Ar-

beitsumverteilung und der allgemeinen Er-

werbsbeteiligung. Arbeitsmarktpolitik wurde

vor allem mit Arbeitszeitpolitik gleichgesetzt,

aber in neuer und flexibler Gestalt. Strategien

sind hier Arbeitszeitverkürzung ("in all ihren

Formen") und ökologische Investitionspro-
gramme (Energie- und Verkehrswende) zur Er-

höhung des Beschäftigungsniveaus. Ange-
sichts lang anhaltender Unterbeschäftigung
und dem langfristig sinkenden gesamtwirt-

schaftlichen Arbeitsvolumen wurde parallel
ein Grundeinkommen gefördert. Ziel war es,

auch die gesellschaftlich nützliche Arbeit ien-
seits der Erwerbstätigkeit zu sichern und zu

fördern. Damit sollte die Abhängigkeit von Er-

werbsarbeit verringert (Entkopplung von Ar-
beit und Einkommen) und der gesellschaftli-
che Konflikt ,Arbeitsplätze versus Umwelt-
schutz" entschärft werden. Beide Politikmo-
delle gingen von der Notwendigkeit der Auf-
hebung geschlechtsspezifischer Arbeitstei-
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lung aus. Erreicht werden sollte dies unter an-

derem über die Erweiterung des Arbeitsbe-
giiffs, also die Anerkennung und Aufirvertung

aller gesellschaftlich notwendigen Jrbeit'
(Erziehung, Pflege etc), und durch die allsei-

tige Arbeitsmarktintegration, etwa durch ge-

sellschaft lich organisierte Kinderbetreuung.
Grüne Parteiprogramme enthalten bis heu-

te Schnittmengen beiderAnsatzpunkte. In der

aktuellen Debafte zum Thema Arbeit sind die

Konzepte in den Vordergrund gertickt, die auf
die Integration aller Bürgerinnen und Bürger
in die Erwerbsarbeit setzen, ohne iedoch die

Tätigkeiten jenseits der Erwerbsarbeit aus

dem Auge zu verlieren. Vielmehr ist es gerade

Aufgabe der Steuer- und Sozialpolitik sowie

der öffentlichen Arbeitsförderung, dass die

Übergänge und Parallelitäten zwischen Er-

werbsarbeit und N ichterwerbsarbeit gestaltet

und sozial abgesichert werden.

r Perspektlven und Empfehlungen

Erwerbsarbeit ist ein zentrales Integrations-

moment in der sozialen Blirgergesellschaft.
Teilhabe für alle Bürgerinnen und Btirger an

der Emrerbsarbeit, die dies wollen, bleibt ein

Ziel grüner Sozial- und Arbeitsmarktpolitik.
Ein standardisiertes Modell dafür kann es

nicht geben, da Übergönge im Erwerbsleben

und zwischen verschiedenen Tätigkeiten zu-

nehmen. lhre Sicherung und Gestaltung erfor-

dert eine moderne und flexible lnfrastruktur.
In der bisherigen Arbeitslosenversicherung
ist die Weiterentwicklung zu einer Beratung

und Unterstützung ftir Arbeitssuchende ge-

fragt. Dabei müssen Elemente einer Beschöfti-
gu n g sve rsicherung entwickelt werden.

Eine Politik der Teilhabesicherung muss
zunächst die Übergänge zwischen verschie-
denen Aktivitäten und Tätigkeiten besser ge-

währleisten. Besonders hervozuheben ist
hier die gerechte Verteilung der Erwerbs- und
Familienarbeit. Zwar ist.der bisherige Struk-

turwandel am Arbeitsmarkt mit der Zunahme
der Frauenerwerbstätigkeit verbunden, doch
immer noch bestehen spezielle Barrieren für
Frauen. Für einen gerechten Geschlechterver-
trag müssen die tiber den Markt erbrachten,
gemeinnützig oder staatlich organisierten so-

zialen und haushaltsbezogenen Dienstleis-
tungen ausgebaut und besser aufeinander

abgestimmt werden. Hierfür sind sowohl in

der Steuer- als auch in der 5ozialabgabenpoli-
tik Anreize zu setzen. Die bessere Integration
von Frauen in den Erwerbsarbeitsmarkt ist ne-

ben der Zuwanderungsförderung die zentrale

Strategie zum Gegensteuern bei Arbeitskräf-
temangel, der sich aus der demografischen

Entwicklung ergibt.
Darüber hinaus muss eine Politik der Inte-

gration unproblematische Übergänge zwi'
schen verschiedenen Aktivitäten und Tätig'
keiten - Kinderbetreuung, soziales Jahr oder

"Sabbatical" - in den Sozialversicherungs-
systemen ermöglichen. Um hier Anstöße ge-

ben zu können, wird auch der Abbau von akti'
vitätshemmenden Bestimmungen im Arbeits-

und Sozialrecht notwendig. Dies gilt bei-

spielsweise ftir die Einschränkungen, die Ar-

beitslose daran hindern, ehrenamtlich tätig
zu sein oder die Anrechnung von Aufirands'
entschädigungen ftir Leistungsbezieher und

Sozialhilfeem pfän ger.

Die klassische Arbeitsmarktpolitik muss

den Anspruch behalten, die Integration in die

Eruerbstätigkeit zu fördern und für alle Bür-

gerinnen und Blirger zu öffnen. Sie soll dazu

beitragen, dass Langzeitarbeitslosigkeit erst
gar nicht entsteht und die Beschäftigungs-

chancen älterer Erwerbstätiger verbessert

werden. Gerade deshalb ist es notwendig,

mehr auf möglichst frühzeitige Intervention
und betriebsnahe Qualifizierung umzusteu'
ern. Den Erwerbslosen sind dabei stärkere in-

dividuelle Mögtichkeiten bei der Wah[ von

Maßnahmetyp und -träger zu eröffnen. Höhe'

re Optionalität bei Maßnahmen ist kein Wi-

derspruch zur herkömmlichen Konzentration

auf besondere Problemgruppen. Zur Verbes'

serung der Beschäftigungschancen von gerin'
ger Qualifizierten, Berufsfernen und leis-

tungseingeschränkten Arbeitnehmern sind

auch die Modelle des Kombilohns und der

Subventionierung voh Sozialversicherungs-

beiträgen weiter voranzutreiben.
Die (Selbst-)Verpflichtung zur Investition

in die Beschäftigungsfähigkeit ist Aufgabe ftir
iede/n Einzelne/n, wenn die institutionellen
Arrangements daftir gegeben sind. Die im Ver'

sicherungs- und Rechtsanspruch enthaltene
Befreiung vom unmittelbaren Zwäng, die ei'
gene Arbeitskraft unter allen Umständen an'
bieten zu müssen, darf aber nicht durch eine

Verschärfung von Sanktionen in der Arbeitslo-
senversicherung oder Sozialhilfe rückgängig
gemacht werden. Es geht nicht um Repres-

sion, sondern um ein faires Verhältnis von
Ansprüchen, Wahtmögtichkeiten und Mitwir'
kungspflichten.

Bei den öffentlichen Institutionen ist die

bessere Kooperation zwischen Arbeits- und
Sozialämtern sichenustellen. Dies würde auch

die Möglichkeiten einer lokalen Beschäf-
tigungspolitik stärken, bei der neben der Er-
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werbsintegration auch gemein-
wesenorientierte Ziele besser
verwirklicht werden können. Be-

schäftigungs- und strukturpoliti-
sche Effekte auf der kommunalen
Ebene stellen sich nach der bishe-
rigen Erfahrung mit lokalen Be-

schäftigu ngsverein baru nge n

dann ein, wenn auf die Selbst-
organisation gemeinnütziger und
kommerzieller Träger gesetzt wird.
Zu einer aktivierenden und befä-
higenden Arbeitsmarktpolitik ge-

hört daher auch die stärkere Über-
nahme von Vermittlungs-, Bera-
tungs- und Quatifizierungsaufga-
ben durch private Träger und Ver-
eine (Arbeitsmarktdienstleister).
Eine Verknüpfung sollte auch zwi-
schen öffentlichen und nicht-
staatlichen lnstitutionen wie Tauschringen,
Selbsthilfegruppen und Freiwilligenagentu-
ren et cetera hergestellt werden.

Bei den Finarizierungsgrundlagen der Ar-
beitsmarktpolitik sollten Aktivierungsanreize
und Wahlfreiheiten eingebaut werden. Ver-
schiedene Wege sind hier denkbar: Ein An-
spruch auf Teilnahme an aktivierenden Maß-

nahmen kann etwa durch die prinzipielle De-

ckungsfähigkeit der Ausgaben für passive Un-

terstützung und aktive Förderung unterstützt
werden. Erwerbslose könnten Lohnersatzan-
sprüche teilweise in Leistungen eigener Wahl
umwidmen, Beschäftigte könnten einen Teil
von ,angesparten" Beiträgen zur Verbesse-
rung ihrer Arbeitsmarktlage einsetzen.

veranlasst hat, die Ehe als typisierte Bedarfs-
gemeinschaft anzuerkennen. Die Ehe verliert
offenkundig ihre Funktion als rechtliche Basis
für soziale Sicherheit.

Die gesetzliche Rentenversicherung wird
der Vielfalt von Lebensformen und Risikola-
gen nicht mehr gerecht. Dies führt zu einer
Fehlsteuerung von Mitteln und mindert die
Akzeptanz der Rentenversicherung bei den
Bürgerinnen und Bürgern, welche mehr Ein-
fluss auf die Gestaltung ihrer sozialen Siche-
rung nehmen möchten.

r Bisherlge grüne Positionen

Die Ursprünge der grünen Rentenpolitik lie-
gen in der Formulierung von Alternativen zur
gesetzlichen Rentenversicherung. Die Grünen
legten das Konzept einer Grundrente vor, die
als ein Mindesteinkommen im Atter gedacht
war, nicht von Erwerbsarbeit (bzw. Beitrags-
zahlungen) abhängen sollte und darum für je-
den Bürger und jede Bürgerin ein existenzsi-
cherndes Einkommen im Atter hätte garantie-
ren können. Die gesetzliche Rentenversiche-
rung hätte nach diesen Vorstetlungen den
Charakter einer erwerbsarbeitsbezogenen Zu-
satzversicherung erhalten. Trotz der Aufmerk-
samkeit, welche dieses Projekt in der politi-
schen Öffentlichkeit auf sich ziehen konnte,
erwies es sich bis heute als unmöglich, Gleich-
heit und Leistung ohne vorhergehenden Bei-
trag ats Prinzipien in der Alterssicherung zu
verankern.

In der Folge konzentrierte sich die grüne
Rentenpolitik weniger auf Alternativen zur ge-
setzlichen Rentenversicherung als auf deren
Modernisierung. Drei zentrale Anliegen las-
sen sich ausmachen: Erstens sollte die Teilha-
be derjenigen Bürgerinnen und Bürgern ver-
bessert werden, welche nicht der Norm einer
lebenslangen vollzeitigen Erwerbsarbeit ent-
sprechen können. Zweitens ging es um die Be-
grenzung langfristiger Ausgaben in der Ren-
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r Problemaufriss
Die klassischen Sozialsysteme halten mit den
Veränderungen der Arbeitsgesellschaft und
dem Wandel der Lebehsformen nicht mehr
Schritt. Dies beeinträchtigt sowohl die Finan-
zierungsbasis des Sozialstaates als auch den
sozialen Schutz der Bürgerinnen und Bürger.

Ein umlagefinanziertes Rentensystem wie
die gesetzliche Rentenversicherung kann
dauerhaft nur funktionieren, wenn die nach-
folgenden Generationen in der Lage und ge-
willt sind, die Renten der heutigen Beitrags-
zahler zu finanzieren. Seit lahrzehnten voll-
ziehen sich Entwicklungen, welche den Alters-
aufbau der Bevölkerung verändern: Die Le-

benserwartung steigt und die Geburtenrate
bleibt hinter dem zurück, was zur Stabitisie-
rung der Bevölkerungszahl erforderlich wäre.
Hinzu kommt die faktische Senkung des Ren-

teneintrittsalters durch die verbreitete Praxis
der frühen Verrentung. Der Anteil der Alteren
und der Rentnerinnen und Rentner an der Ge-

samtbevölkerung hat sich fortlaufend erhöht.
Die finanziellen Forderungen gegenüber den
Beitragszahlern sind gestiegen und werden
für die kommenden Generationen noch zu-
nehmen.
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Die nur langsam zurückgehende Massen-
arbeitslosigkeit und die Zunahme diskontinu-
ierlicher Erwerbsverläufe führen dazu, dass
viele Versicherte keine ausreichenden An-
sprüche auf Leistungen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung mehr aufbauen können.
Die Diskussion um die Versicherung von so
genannten 

"Scheinselbstständigen' hat zu-
dem deutlich werden lassen, dass sich abhän-
gige und selbstständige Beschäftigung nur
schwer voneinander abgrenzen lassen, dass
Wechsel zwischen abhängiger und selbst-
ständiger Beschäftigung üblich werden und
dass die Regelungen zur Versicherungspflicht
dieser Entwicklung nicht Rechnung tragen.

In der gesetzlichen Rentenversicherung
besteht ein Ungleichgewicht zwischen den
Anrechten, die sich auf die Erziehung von Kin-
dern gründen und den Anrechten, die aus ei-
ner Ehe oder der Erwerbsarbeit folgen. lm
Zuge des wachsenden Anteils nichtehelicher
Lebensgemeinschaften und Alleinerziehender
hat sich die Zahl der Eltern erhöht, die über
die Ehe nicht mehr (ausreichend) gesichert
sind. Mit der zunehmenden Anzahl von Ehe-
gemeinschaften ohne Kinder schwindet das
Kriterium, das den Gesetzgeber ursprünglich



tenversicherung und damit auch um die For-

derungen gegenüber zukünftigen Generatio-

nen. Drittens war es beabsichtigt, die gesetz-

liche Rentenversicherung zu einer allgemei-

nen Bürgerversicherung auszubauen.
lm Zuge der iüngeren Debatten hat der Ge-

danke wieder an Bedeutung gewonnen, dass

eine Reform der Alterssicherungssysteme er'
forderlich ist und die Herausforderungen al-

lein mit einer Reform der gesetzlichen Renten-

versicherung nicht bewä[tigt werden können.

lm Zuge der Rentenreform 2001 wird die kapi-

talgedeckte Vorsorge gestärkt, um mittel- und

langfristig einen Beitrag zur Sicherung des Le-

bensstandards im Alter leisten zu können. Da-

mit die zunehmende Privatisierung der Alters'
vorsorge den Zielen einer sozialen Btirgerge-

sellschaft nicht widerspricht, wird grüne Ren-

tenpotitik die gesetzliche Rentenversicherung

neu ausrichten müssen.

r Perspektiven und Empfehlungen

Die kapitalgedeckte Vorsorge sollte integra'
ler BeständteiI einer Alterssicherung werden,

deren Aufgabe es vor allen Dingen wäre, den

Lebensstandard teilweise zu sichern und ei-

nen Raum für individuelle Gestaltung und

Wahl zu eröffnen, innerhalb dessen die Bür-

gerinnen und Bürger die so'
ziale Sicherung ihrer Le-

benssituation und ihren Be-

dürfnissen anpassen kön-
nen. Die soziale Bürgerge-

sellschaft setzt auf das Be-

dürfnis und die Fähigkeit

der Bürgerinnen und Bürger,

Verantwortung für ihre so-

ziale Sicherung zu überneh-

men.

Die Verbreitung kapital-
gedeckter Alterssicherungs-
systeme in den Ländern La-

teinamerikas und den Trans'

formationsstaaten Osteuro'
pas hat den Blick dafür ge-

schärft, welche Folgen es

haben kann, wenn die Al-

tersvorsorge über den Markt

organisiert wird. Es ist deut-
lich geworden, dass sich
durch die Einführung oder
Ausweitung von kapitalge-
deckter Vorsorge die Anfor-
derungen an staatliche Poli-

tik verändern: Rentenpolitik
ist nicht mehr öffentlich-re-
distributive Sozialpolitik, zur
Rentenpolitik werden zu-
ktinftig auch die Regulation
des Marktes, der Verbrau-
cherschutz und die effektive
Versicherungsaufsicht gehö-

ren. Mit der Stärkung der

xtl

kapitalgedeckten Vorsorge wird sich ent-

scheidend der politische Raum verändern, in
dem Rentenpolitik betrieben wird.

Neben der Stärkung der ergänzenden Vor-

sorge bleiben Reformen der gesetzlichen Ren'

tenversicherung auf der Tagesordnung, wenn

Gerechtigkeits- und Versorgungslücken ver-

mieden werden sollen. Alle Formen sozialer

Sicherheit, die vorwiegend an die Ehe gebun'

den sind, können keinen wirksamen Schutz

entfalten, wenn davon ausgegangen werden

muss, dass die Zahl und die Verläufe von Ehen

auch in Zukunft unbeständig sein können. Sie

bieten zudem jenen Frauen keine Perspektive,

die - auch mit Kind - eine Ehe für sich aus-

schließen. Es darf auch nicht übersehen wer-

den, dass Ehen zunehmend kinderlos bleiben:

Die uneingeschränkte Versorgung von Hinter-

bliebenen kann in solchen Fällen schwerlich

als Aufgabe der Solidargemeinschaft begrif-

fen werden. Insofern hat sich die Hinterblie'
benenrente als Form der Altersvorsorge im

Grundsatz überlebt. Die Mittel, welche derzeit

für die Versorgung von Hinterbliebenen ver-

wendet werden, sollte konsequent in die Auf'
wertung von Zeiten der Kindererziehung und

Pflege umgeschichtet werden. Auch Frauen

(mit Kindern) müssen eine realistische Chan-

ce erhalten, mit beruflicher Arbeit und Kinder'

erziehung Ansprüche auf eine angemessene

Rente zu erwerben.
Die gesetzliche Rentenversicherung sollte

zu einer allgemeinen Bürgerversicherung,

etwa nach dem Vorbild der Schweiz, ausge'

baut werden. In einer solcher Versicherung

bestünde grundsätzlich die Pflicht zur Mit-
gliedschaft, unabhängig von der Beschäfti'
gungsform und der Stellung im Erwerbsleben.

Eine solche Versicherung könnte ein existenz-

sicherndes Einkommen ohne Prüfung der Be-

di.irftigkeit garantieren. Dies könnte die Teil-

habe iener Büigerinnen und Bürger verbes'

sern, welche der Norm einer lebenslangen

vollzeitigen Erwerbsarbeit nicht genügen kön-

nen, und würde zudem den Veränderungen

auf den Arbeitsmärkten Rechnung tragen.

Dem Recht auf Teilhabe stünde die Verpflich'
tung zur fortlaufenden. Mitgliedschaft und

Beitragszahlung gegenüber. Eine allgemeine

Btirgerversicherung könnte zudem Sicherstel-

len, dass a[[e Einwohnerinnen und Einwohner

des Landes nach ihrer wirtschaftlichen Leis'

tungsfähigkeit in die Finanzierung der sozia-

len Sicherung einbezogen wären. Die Akzep-

tanz der gesetzlichen Rentenversicherung be-

ruht heute vor allen Dingen darauf, dass An-

sprüche in Abhängigkeit von Dauer und Höhe

der Beiträge erworben werden. In Zukunft
wird es verstärkt darauf ankommen, die Be-

reitschaft dafür zu erhöhen, dass zwischen

hohen und niedrigen Renten ausgeglichen

wird, wenn die Ausweitung des Kreises der

Versicherten nicht zu einem Anstieg der Aus-
gaben der Rentenversicherung und der Forde-

rungen gegenüber kommenden Generationen

führen sol[.
Nachhaltige Sozialpotitik wird zudem die

Frage beantworten müssen, ob die Alters-
grenzen ftir den Renteneintritt noch zeitge-

mäß sind. Die frühe Verrentung älterer Men'

schen, die produktiv tätig sein können und

wollen, war und ist keine Perspektive. In Zu-

kunft wird es stärker darauf ankommen, die

Übergänge vom Erwerbsleben in die Rente fle-

xibel zu gestalten. Es kann keine optimale Lö'

sung sein, die Ausgaben der gesetzlichen

Rentenversicherung vornehmlich über das Ni-

veau der Sicherung zu steuern, um eine Anhe-

bung der Altersgrenzen zu vermeiden.
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I Problemaufrlss

Anders als Systeme, die auf die private Absi-
cherung von Krankheitsrisiken setzen, ge.
währleistet die gesetzliche Krankenversiche-
rung, dass auch Personen ohne oder mit nur
geringem Einkommen medizinisch notwendi-
ge Leistungen erhalten. Durch das Prinzip der
Leistungsfähigkeit bei der Finanzierung und
das Prinzip der Bedarfsgerechtigkeit bei der
Leistungserbringung bietet dieses System
auch bei diskontinuierlichen Erwerbsverläu-
fen eine hohe Versorgungssicherheit.

Atlerdings weisen die gesetzliche Kran-
kenversicherung und das deutsche Gesund-
heitswesen erhebliche Defizite auf. Die Rege-
lungen zur Versicherungspflicht und die rein
lohnbezogene Beitragserhebung
sind historisch überholt und
verteilungspolitisch ungerecht.
In der konkreten Versorgung be-
stehen erhebliche Unwirtschaft -

lichkeiten und Qualitätsdefizi-
te. Diese Probleme spitzen sich
mit den neuen Anforderungen,
die mit dem demografischen
Wandel und dem gentechni-

schen, informationellen und
medizintechnischen Fortschritt
verbunden sind, weiter zu.

Zentrales Problem des deut-
schen Gesundheitswesens ist
aber seine völlig unzureichende
Orientierung an Versicherten-
und Patienteninteressen. Das
System ist einseitig auf Leis.
tungserbringer und Kosteriträ-
ger ausgerichtet: Der Umgang
mit den Patienten ist allzu oft
paternalistisch, sodass Versi-
cherte und Patienten nur gerin-
ge individuelle Wahlmögtichkei-
ten und keine kollektiven Betei-
ligungsrechte über das überholte Institut der
Sozialwahlen hinaus haben.

lm deutschen Gesundheitswesen sind also
jenseits eines grundlegenden Systemwech-
sels, der den Abschied von einer solidari-
schen Absicherung von Krankheitsrisiken
markiert, erhebliche Strukturreformen erfor-
derlich. Durch Veränderungen im Steuerungs-
modus der Krankenversicherung und den
Ausbau der betriebswirtschaftlichen Kompo-
nente ist die Wirtschaftlichkeit, die Versicher-
ten- und Patientenorientierung sowie die
Quatität der Versorgung zu erhöhen. Durch

den Ausbau der Angebotspalette, die Bereit-
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stellung von Wahlchancen und mehr Informa-
tionsangeboten sind die unterschiedlichen In-
teressen, Bedürfnisse und Setbsthilfefähig-
keiten der Versicherten und Patienten besser
als bisher zu berücksichtigen.

r Blsherlge grllne Posltlonen

Angestoßen durch die Gesundheits- und
Setbsthilfebewegung der Siebziger- und Acht-
zigerjahre hat die Auseinandersetzung mit ge-

sundheitspolitischen Themen bei den Grünen
eine lange Tradition. Die Grünen haben dabei
in ihrer Rolle als 

"Verstärker" außerparlamen-
tarischer Debatten einige wichtige ldeen und
Reformimpulse in die gesundheitspolitische
Diskussion eingebracht. Dazu gehören etwa

der sozialen Sicherungssysteme, die negati-
ven Auswirkungen zu hoher Beitragskosten
auf den Arbeitsmarkt oder die Bedeutung
wettbewerblicher Steuerungselemente auch
flir den Sozialstaat, die in der Steuer-, Sozial-
und Wirtschaftspolitik der Neunzigeriahre in
der Partei mehrheitsfähig wurden, ließen in
der Gesundheitspolitik lange auf sich warten.
Der Widerspruch, sich in der programmati-
schen Rhetorik stets positiv auf gewachsene
Autonomieforderungen und Selbstbestim-
mungsansprtiche der Bürger zu beziehen,
gleichzeitig aber ein stark standardisierendes
System zu verteidigen, das dem einzelnen
Versicherten wenig Gelegenheit gibt, tiber die
Art und den Umfang seiner Absicherung zu
entscheiden, wurde nicht ausreichend thema-
tisiert.

r Perspektlven und Empfehlungen

Für eine an bürgergesellschaftlichen Ansprü-
chen ausgerichtete Gesundheitspolitik ste-
hen die solidarische Absicherung und die indi-

die Thematisierung von gesundheitlichen Ge-

fahren durch Umweltbelastungen, ein erwei-
terter Gesundheitsbegriff, der nicht nur die
körperliche Gesundheit, sondern auch das
seelische und soziale Wohlbefinden umfasst,
sowie die Überlegungen zu mehr Btirgerbetei-
ligung im Gesundheitswesen. Trotz des zu-
mindest zeitrveise erheblichen Stellenwerts,
den die gesundheitspolitische Diskussion bei
den Grünen hatte, hat sich die Partei beim
Thema gesetzliche Krankenversicherung über
lange Zeit hinweg eher zurückhaltend und
strukturkonservativ verhalten. Einsichten,
etwa Uber die Grenzen der Finanzierbarkeit

viduelle Verantwortung der Bürgerinnen und
Btirger in keinem Widerspruch zueinander.
Die Versicherten und Patienten werden so-
wohl als Träger sozialer Anrechte als auch als
eigenverantwortlich handelnde Individuen
wahrgenommen, die zu ihrer Gesundheit über
die Beitragszahlungen an die Krankenversi-
cherung hinaus einen eigenständigen Beitrag
leisten. Dabei steht ihre Befähigung zu einem
gesundheitsförderlichen Verhalten und zur
Partizipation am Gesundheitswesen im Vor-
dergrund. Die Gesundheitsförderung, die Ge-

sundheitserziehung und die Förderung von
5elbsthilfezusammenschItissen sind weitaus
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eher dazu geeignet, die Verantwortung ftir das

eigene Wohlergehen und einen 
"intelligen-

ten" Umgang mit den Versorgungsangebo-

ten des Gesundheitswesens hervorzubringen

als negative Sanktionen wie etwa hohe Zuzah-

lungen.
Ziel ist ein Paradigmenwechsel im deut-

schen Gesundheitswesen, weg von der einsei-

tigen Ausrichtung auf Krankenkassen und
Arzteschaft, hin zu einem bürgergesellschaft-
lichen Gesundheitswesen, in dem die VerSi-

cherten und Patienten ernst genommen wer-

den. als:

- Co-Produzenten ihrer Gesundheit, die

durch ihr Verhalten maßgeblich über ihr phy-

sisches, psychisches und soziales Wohlbefin-

den mitbestimmen;

- informierte Kunden, die Wahlentscheidun-
gen zwischen verschiedenen (assen, Anbie-

tern von Gesundheitsleistungen und Versor-
gungsformen treffen und damit wichtige
Steuerungsimpulse für das System setzen;

- engagierte Btirger, die selbst oder tiber ihre

Vertreter regional und national über die Ziele

und Strukluren des Gesundheitssystems mit-
entscheiden.

Zur Erreichung dieses Ziels sollte grüne

Gesundheitspolitik die folgenden Reformpfa-

de einschlagen bzw. weiterverfolgen:

- Als Solidarsystem, das seine Leistungen

nach Bedarfskriterien und nicht nach ökono-

mischer Leistungsfähigkeit
vergibt, wird die gesetzliche

Krankenversicherung stär-
ker als die anderen Sozial-
versicherungssysteme dem
Anspruch an eine umfassen-
de 

"Bürgerversicherung" 
ge-

recht. Allerdings bteiben
BÖamte und Selbstständige
außerhalb des Solidarsys-
tems und können Besser-
verdienende ihr Einkom-
men vollständig dem soli-
darischen Ausgleich entzie-
hen. Durch eine allgemeine
Versicherungspflicht würde
diese verteilungspolitische
Ungerechtigkeit beendet. In

diesem Zusammenhang ist
auch den Sozialhilfeemp-
fängern und Zuwanderern
der Zugang zur'Bürgerge-
meinschaft zu ermöglichen.
Die aus dem europäischen
Ausland bekannte Kombina-
tion von einheitlicher B{ir-
gerversicherung fiir alle und
optionalen Zusatzversiche-
rungen für dieienigen, die
über die medizinisch not-
wendigen Leistungen hin-
aus ihren Versicherungs-
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schutz erweitern wollen, ist auch für das deut-

sche Gesundheitswesen anzustreben.

- Da für eine nachhaltige Gesundheitspolitik
neben der Behandlung von Krankheit die Er-

haltung von Gesundheit im Zentrum der Ge-

sundheitsversorgung steht, ist der Ausbau

der Gesundheitsförderung und Prävention er-

forderlich. Dabei ist ein besonderer Schwer-
punkt auf die Gesundheitserziehung in den

. Schulen sowie den Ausbau der Gesundheits-
beratung und öffentlicher Gesundheitsinfor-
mationsdienste zu legen, um die Bürger zu be-

fähigen, Krankheitsepisoden auch ohne die

Inanspruchnahme des medizinischen Versor-
gungsiystems selbstständig bewältigen und

an notwendigen Behandlungsprozessen aktiv
teilnehmen zu können. Der enge Zusammen-
hangvon sozialer Benachteiligung und gestei-
gertem Krankheitsrisiko und die Zugangsbar-

rieren ftir sozial Benachteiligte zu den Ange-

boten der Gesundheitsförderung lassen sich

am besten durch die lntegration präventiver
und gesundheitsfördernder Angebote in die

lnstitutionen und Aktivitäten des Aütags liber-
winden. Zusätzlich zur individuellen Verhal-

tensprävention ist eine wirksame soziale Prä-

vention am Arbeitsplatz, bei der Stadtent-
wicklung sowie in der Verkehrs-, Ernährungs-

und Bildungspolitik erforderlich.

- Zur Gewährleistung einer zukunftssicheren

und sozial gerechten Finanzierung der gesetz-

lichen Krankenversicherung ist eine Reform

der Finanzierung der GKV erforderlich, welche

die Beitragsbemessungsbasis auf Erwerbs'

einkommen aus selbstständiger Tätigkeit und

auf Vermögenseinkünft e erweitert.

- lm deutschen Gesundheitswesen gibt es

erhebliche Wirtschaft lichkeitsreserven. Ange-

fangen bei der Verordnung i.iberflüssiger oder

zu teurer Arzneimittel, über die Ungleichver-

teilung der Ressourcen zwischen Prävention,

Gesundheitsförderung und Rehabititation ei-

nerseits und akutmedizinischer Versorgung

andererseits, bis hin zu den Überkapazitäten
vor allem im Krankenhausbereich werden

enorme Ressourcen vergeudet. Gleichzeitig
gibt es eihebliche Defizite und Qualitätsmän-
gel, etwa bei der Versorgung chronisch-dege-

nerativer Erkrankungen. Zu den wichtigsten
strukturellen Ursachen flir Ressourcenver'

schwendirng und Qualitätsdefi zitezählt dabei

die unzureichende Verzahnung der verschie-

denen Versorgungsbereiche. GrUne Gesund'

heitspolitik hat deshalb insbesondere auf die

Verbesserung der Rahmenbedingungen für
mehr Zusammenarbeit im Gesundheitswesen

abzuheben. Angefangen von der Formulierung

verbindlicher Behandlungsleitlinien über die

Positivliste ftir Arzneimittel bis hin zur konti-
nuierlichen Fortbildung und Weiterqualifi kati-
on der Ante und der anderen Berufsgruppen

des Gesundheitswesens muss die Qualitäts-
orientierung zu einem integralen Bestandteil

des Versorgungsgeschehens werden.

- Damit das Gesundheitswesen an Selbst-

steuerungsfähigkeit gewinnt und die Voraus'

setzungen für mehr Wirtschaftlichkeit, Quali-
tät und Patientenorientierung geschaffen

werden sowie innovative Versorgungsformen
mehr Spielräume erhalten, ist eine stärkere
Wettberyerbsorientierung erforderlich. Ansät-

ze ftir solch eine solidarische Wettbewerbs-

ordnung gibt es auf der Kassenseite bereits

mit der Kombination aus freiem Kassenwahl-

recht und Risikostrukturausgleich, der die Ri'

sikoselektion nach Einkommen, Alter, Ge-

schlecht und künftid auch Morbidität verhin-
dern soll. Die wettbewerbliche Öffnung der

zunft- und kartettähnlichen Strukturen auf der
Anbieterseite steht noch aus.

- Damit sie trotz zusätzlicher Anforderungen
leistungsfähig bleibt, wird die gesetzliche
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Krankenversicherung mittelfristig ih-
ren Schutz stärker auf solche Erkran-
kungen konzentrieren müssen, die
medizinisch notwendig sind und de-
ren Behandlung die finanzielle Leis-
tungskraft eines einzelnen Versi-
cherten übersteigt. Da die gesetzli-
che Krankenversicherung bereits
heute nur begrenzte Leistungen um-
fasst, wird der künftige Leistungs-
rahmen lediglich Randbereiche des
Leistungskataloges betreffen und da-
mit in ihren finanziellen Entlastungs-
wirkungen notwendig begrenzt sein.

- Zu einem Gesundheitssystem, das
Wettbewerb ermöglichen und auf die
Interessen und Bedürfnisse der Ver-
sicherten und Patienten ausgerich-
tet werden soll, gehört auch die Be-
reitstetlung erweiterter Wahlmög-
lichkeiten. Dafür erforderlich sind allgemein
zugängliche Informationen über unterschied-
liche Behandlungsmöglichkeiten und Versor-
gungsformen sowie standardisierte eualitäts-
vergleiihe zwischen verschiedenen Anbietern
und Gesundheitseinrichtungen. Durch einen
enger definierten Leistungskatalog würde zu-
dem Spielraum für Differenzierungen bei Tari-
fen und Leistungsangeboten entstehen. Da-
bei ist der Wettbewerb auf medizinisch ver-
zichtbare Leistungen einzugrenzen, um si-
cherzustellen, dass dem Zugewinn an Waht-
möglichkeiten ftir viele Versicherte keine An-
hebung des Risikos für sozial Benachteiligte
und Kranke gegen übersteht,

- Die Versicherten- und Patientenrechte sihd
durch den Ausbau von Beratungs- und Infor-
mationsangeboten sowie durch die Bereit-
stellung einer engagementfreundlichen Infra-
struktur, die Selbsthitfezusammenschlüsse
und andere Formen der Selbstorganisation
unterstützt, zu stärken. Durch die Zusammen-
führung und Weiterentwicklung der getten-
den Schutzrechte in einer Patienten-Charta
oder einem eigenständigen Patientenschutz-
gesetz könnte die Rechtsstellung der patien-

ten verbessert werden. An den zentralen Be-
ratungsgremien des Gesundheitswesens müs-
sen Versicherten- und Patientenvertreter be-
teiligt werden.

fers für die Familien nicht mehr ohne weiteres
als Umverteilung über Zeit begriffen werden
und begriffen werden können, da - anders als
noch vor 40 Jahren - immer weniger Frauen
Kinder bekommen. Vieten Steuerzahlern ist
bewusst, dass sie unter Umständen niemals
zu den Empfängern zumindest kinderbezoge-
ner Leistungen zählen werden. Individuelle
Kosten, die für Kindererziehung aufgebracht
werden, können nicht mehr allein mit Hinweis
auf den - zweifelsfrei existierenden - gesell-
schaftlichen N utzen gerechtferti gt we rden, da
Teilen der Bevölkerung der Sinn, den die Ge-
nerationenfolge für Bestand und Dynamik der
Gesellschaft hat, verloren zu gehen scheint.

Die Familie ist die primäre Umwelt für Kin-
der. Es entspricht aber auch unseren Gewohn-
heiten, Kinder sozialpolitisch vorwiegend ats
Teil der Familie wahrzunehmen - wenn sie
nicht ohnehin als Privatsache und damit ats
Teil der Familie betrachtet werden. Das ver-
engt die sozialpolitische Diskussion auf einen
Verteilungskonflikt zwischen Eltern und Kin-
derlosen oder zwischen wohlhabenden und
weniger wohlhabenden Eltern. In der sozial-
politischen Diskussion fehlt ein Bewusstsein
für die eigenständigen Rechte von Kindern auf
Teilhabe und Ressourcen.

r Bisherlge grllne Positionen

Die bündnisgrüne Politik hat ihr Augenmerk
bisher zu einem großen Teit auf die Unter-
schiede gelegt, die zwischen den Familien, die
mehr oder weniger dem Modell der Alleinver-
dienerehe mit Kindern folgen, und solchen,
welche jenseits dieser Norm leben, bestehen.
Besondere Aufmerksamkeit galt dabei auch
den Ungleichheiten zwischen wohlhabenden
und einkommensschwachen Familien.

Auch die iüngsten Initiativen zur Auhrver-
tung gleichgeschlechtlicher Lebensgemein-
schaften diskutieren die Privilegierung der
Ehe gegenüber anderen Lebensgemeinschaf-
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Kinder bilden mit ihren Eltern Gemeinschaf.
ten, die in der sozialen Bürgergesellschaft ge-
fördert werden sollen. Die soziale Bürgerge-
sellschaft kann sich iedoch nicht darauf be-
schränken, allein die Eltern-Kind-Gemeinschaft
zu fördern. Zwar bilden Eltern und Kinder enge
Gemeinschaften, in denen das WohI des einen
eng mit dem Wohl des anderen verknüpft ist,
dennoch haben Kinder wie Ettern Rechte, die
sich nicht allein auf diese Gemeinschaft bezie-
hen, sondern auf ihrem Status als Bürgerin-
nen und Btirger gründen.

r Problemaufrlss

Nach wie vor wächst in Deutschland der über-
wiegende Teil der Kinder in Ehen auf. Der
Blick auf die Mehrzahl sollte jedoch nicht da-
rüber hinwegsehen lassen, dass im Zuge der
Pluralisierung der Lebensformen in der Ge-

sellschaft ebenso wie im individuellen Le-
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benslauf signifikante Veränderungen einge-
treten sind. So hat sich infolge des wachsen-
den Anteils nichtehelicher Lebensgemein-
schaften und A[[einerziehender auch die Zahl
der Kinder erhöht, die nicht mehr in Ehen ge-
boren werden oder in Ehen aufwachsen. Ne-
ben die zunehmende Erwerbstätigkeit von
(Ehe-)Frauen ist die Kinderlosigkeit vieler
Ehen getreten. Mit der Ehe ohne Kinder ist der
Tatbestand im Schwinden begriffen, den der
Gesetzgeber ursprünglich zum Anlass genom-
men hat, die Ehe als typisierte Bedarfsge-
meinschaft anzuerkennen. Die ehebezogene
soziale Sicherung fi.ihrt in diesen Fällen zu ei-
ner Fehlsteuerung von Mitteln.

Nicht zuletzt aufgrund der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichtes werden in
der öffentlichen Debatte Transfers für Fami-
lien immer vehementer eingefordert. An 5chär-
fe gewinnt diese Debatte dadurch, dass Trans-



ten. Die politischen Bemühungen der Bundes'

regierung, einige Formen von Partnerschaften

der Ehe wenigstens in einzelnen Rechtsberei-

chen gleichzustellen, sind unter sozialen Ge-

sichtspunkten durchaus wichtig, da hierbei

Unterhalts-, Erb- und Sorgerechte geklärt wer-

den sollen. Dieses Liberalisierungs- und Gleich-

berechtigungsproiekt geht der drängenden

Frage nach, mit welcher Berechtigung sich der

Staat in einer zunehmend plurater werdenden

Gesellschaft auf die weitgehend exklusive

Förderung einer bestimmten Form des part'

nerschaftlichen Zusammenlebens, der Ehe,

beschränken kann. Auch verfassungsrechtli-

che Grundsätze dürften hier kein dauerhafter
Garant politischer Legitimation sein.

Insofern die rechtliche Absicherung der

Ehe oder der eingetragenen Partnerschaften

als Unterhaltsgemeinschaften verstärkt zum

lnhalt sozialstaatlicher Potitik wird, besteht

die Gefahr, dass die Sorge um Kinder zu wenig

Berücksichtigung in der Sozialpolitik findet.
lm Grunde wird mit einem solchen Ansatz eine

Entwicklung eingeleitet, die sozialpolitisch
wesentlich darauf abste[[t, dauerhafte Bezie-

hungen zu fördern. Dann lässt sich aber

schwerlich legitimieren, weshalb wiederum
gleichgeschlechtliche Liebesbeziehungen ex-

klusive Rechte beanspruchen können sollten.
Aus welchem Grund sollten nicht auch Ge-

schwister, sonstige Verwandte oder Bekannte

verbindliche Unterhaltsgemeinschaften ein-
gehen dürfen, die rechtlichen Schutz genie'

ßen? Dies wäre eine mögliche Konsequenz

aus den oben genannten Befunden. Das ei-

gentliche Problem besteht iedoch nur zum Teil

darin, dass sozialpolitisch die Ehe immer

noch beachtliche Privilegien genießt. Viel-

mehr kann mit Hilfe dieser Typisierung das Le-

ben von Kindern sozialpolitisch nicht mehr

treffsicher beachtet werden. Aus diesem

Grund möchten wir einen Wechsel der Pers'

pektive vorschlagen: Bündnis 90/Die Grünen

sollten ihr Augenmerk weniger auf die Unter-

schiede zwischen Familien richten, sondern

mehr auf die Unterschiede zwischen Lebens'

formen mif Kindern und Lebensformen ohne

Kinder.
Kinder sollten als Bürgerinnen und Bürger

mit eigenständigen Rechten aufTeilhabe aus-
gestattet werden. ln einem sozialen Siche-

rungssystem, das Elternschaft als Bedarfsla-
ge typisieren würde, könnten Transfers ziel-
genauer eingesetzt werden und tatsächlich
Eltern zugute kommen. Eine solche Strategie
griffe dennoch zu kurz, wenn sie ausschließ-
lich als eine neue Verteilung zwischen Eltern

und Kinderlosen begriffen würde. Die Unter-

stützung sollte auf Eltern konzentriert wer-

den, weil sie Erziehungsleistungen erbringen.

Unabhängig davon stehen aber auch Kindern

aufgrund ihres eigenständigen Bürgerstatus
Ressourcen der Gesellschaft zu.
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r Percpektiven und Empfehlungen

Es fragt sich, welche Rechte allein aus histori-
scher Tradition noch an die Ehe gebunden

sind und auf die Sicherung von Lebensformen

mit Kindern zieten. Die Mittel, welche in der

sozialen Sicherung in die Förderung der Ehe

fließen, sollten konsequent in eine Förderung

der Kindererziehung umgeschichtet werden.

Elternschaft sollte als Bedarfslage typisiert
werden, die zu Privilegien im Steuerrecht und

auch im Sozialversicherungsrecht führt. Die

Ehe hat in dieser Hinsicht ausgedient.
Eltern und Kinder bilden enge Gemein-

schaften. Sie bedürfen der Unterstützung, da-

mit die Generationen gute Bedingungen für

ihr Zusammenleben finden. Eine völlige Ver'

beruflichung der primären Sozialisation wird

weder den Bedürfnissen von Eltern noch von

Kindern gerecht.

Die individuellen Rechte sowie Interessen

der Familienmitglieder, insbesondere der Kin-

der, müssen stärker beachtet werden. Bezo'
gen auf die eigenständigen Rechte der Eltern,

vor allen Dingen der Mütter, hat diese Pers-

pektive Tradition. Eltern sind, auch wenn ihre

Kinder noch in ihrem Haushalt leben, nicht
nur Eltern. Sie sollen insbesondere frei wäh-

len dürfen, ob und in welchem Umfang sie er'
werbstätig sein wollen. Deshalb ist ihnen eine

bedürfnisgerechte Teilhabe am Arbeitsmarkt
zu sichern. Hier ist nicht allein die staatliche
Politik gefragt. Es wird wesentlich auch da-

rauf ankommen, die Betriebe zu Gunsten
der Familien zu flexibilisieren. Ein existenzsi-

cherndes Erziehungsgeld könnte darüber hin'
aus dazu beitragen, dass Eltern sich zeitwei-
se der vorwiegend der Erziehung ihrer Kin-

der widmen. Es könnte einen Raum für indivi'
duelle Gestaltung und Wahl öffnen und sollte
nicht allein aus frauenpolitischen Gründen

und der Furcht, es könnte die berufliche Inte-
gration von Frauen erschweren, verworfen

werden. Die Aufwertung der Erziehungsarbeit

leistet vielmehr einen Beitrag zur gesell'

schaftlichen Anerkennung der noch immer

überwiegend von Frauen geleisteten Arbeit in
der Familie und kann aktive Vaterschaft för'
dern helfen.

Aber: Politik für die Familie darf sich nicht

darin erschöpfen, die Erziehungsleistungen

von Eltern zu honorieren oder die Eltern bei

der Erziehung ihrer Kinder zu unterstützen.

Politik für Kinder schließt an deren Status ats

Bürgerinnen und Bürger an. Daraus ergeben

sich Fragen, die Teil einer notwendigen gesell-

schaftlichen Kontroverse über die Verteilung

von Ressourcen sind. Wenn Kindern aufgrund

ihres Btirgerstatus ein Anspruch auf staatli-

che Sozialleistungen und auf Existenzsiche-

rung direkt und nicht vermittelt über die El-

tern zusteht, dann hätte dies Konsequenzen

für unser gesamtes Sozialsystem. In iedem
Fall schließt Politik für Kinder deren Recht auf
eine angemessene und qualitativ hochwerti'
ge Bildung und Betreuung in leder Lebens'

phase ein. Ein ausreichendes Angebot an Kin-

dergartenplätzen, auch für Kinder unter drei

Jahren, sichert Eltern die Möglichkeit zur Teil'

habe am Arbeitsmarkt. Für die Kinder er-

schöpft sich dieses Recht aber nicht darin, in

Abwesenheit der Eltern beaufsichtigt zu wer'
den. Für Kinder könnte und sollte der Kinder-
garten auch ein Ort der vorschulischen Bil-

dung und vielfältiger Mögtichkeiten zum Ler-

nen sein. Die Qualität von Kindergärten ent-

scheidet liber ihre Chancen in der Schule und

im Leben mit. Dies dürfte insbesondere für die

Kinder von Zuwanderern gelten. Nachhaltige

Sozialpolitik investiert deshalb in die Bildung

von Kindern und Jugendlichen. Der bedürfnis-
gerechte Zugang zu schulischer und außer-

schulischer Bildung sichert iedem Kind seine

Chance. In einer sozialen Bürgergesellschaft

haben Kinder ihrem Alter entsprechend auch

das Recht, aktiv an der Gestaltung ihres All'
tags beteiligt zu sein: an der Gestaltung ihres

Stadtteiles und ihrer Stadt, ihres Kindergar-

ten oder auch ihrer Schule.
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